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Beginn der Sitzung: 9.01 Uhr. 

Präsident Hermann Dinkla: 

Guten Morgen, Kolleginnen und Kollegen! Ich er-
öffne die 146. Sitzung im 47. Tagungsabschnitt 
des Niedersächsischen Landtages der 16. Wahl-
periode. 

Tagesordnungspunkt 17: 
Mitteilungen des Präsidenten  

Die Beschlussfähigkeit stelle ich zu einem späte-
ren Zeitpunkt fest. 

Zur Tagesordnung: Wir beginnen die heutige Sit-
zung mit Tagesordnungspunkt 18, den Dringlichen 
Anfragen. Anschließend setzen wir die Beratungen 
in der Reihenfolge der Tagesordnung fort. Die 
heutige Sitzung soll gegen 20.40 Uhr enden. 

Die mir zugegangenen Entschuldigungen teilt Ih-
nen nunmehr die Schriftführerin mit. 

Schriftführerin Dr. Silke Lesemann: 

Guten Morgen, Kolleginnen und Kollegen! Es ha-
ben sich entschuldigt von der Landesregierung 
Herr Finanzminister Möllring bis zur Mittagspause, 
der Minister für Ernährung, Landwirtschaft, Ver-
braucherschutz und Landesentwicklung, Herr Lin-
demann, von der Fraktion der SPD Frau Stief-
Kreihe, Herr Aller und Herr Möhle, von der Fraktion 
DIE LINKE Herr Perli und Herr Humke bis zur Mit-
tagspause sowie Frau Wegner. 

Präsident Hermann Dinkla: 

Vielen Dank. - Ich rufe jetzt den Tagesordnungs-
punkt 18 auf: 

Dringliche Anfragen  

Es liegen drei Dringliche Anfragen vor. Die für die 
Behandlung von Dringlichen Anfragen geltenden 
Geschäftsordnungsbestimmungen setze ich als 
allgemein bekannt voraus. Ich weise, wie üblich, 
darauf hin, dass einleitende Bemerkungen zu den 
Zusatzfragen nicht zulässig sind. Um dem Präsidi-
um den Überblick zu erleichtern, bitte ich Sie, dass 
Sie sich nach wie vor schriftlich zu Wort melden, 
wenn Sie eine Zusatzfrage stellen möchten. 

Wir beginnen mit Tagesordnungspunkt 18 a:  

Soll die A 7 in Südniedersachsen um jeden 
Preis privat ausgebaut und betrieben werden? - 
Anfrage der Fraktion der SPD - Drs. 16/5207  

Dazu erteile ich dem Kollegen Schminke das Wort. 

Ronald Schminke (SPD): 
Guten Morgen, meine Damen und Herren! Die viel 
befahrene Bundesautobahn 7 ist bzw. soll zwi-
schen den Autobahndreiecken Drammetal - A 38 - 
und Salzgitter - A 39 - in insgesamt acht Abschnit-
ten sechsstreifig ausgebaut werden. Das Bundes-
ministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 
hat im Jahr 2008 insgesamt vier Öffentlich-Private-
Partnerschaft(ÖPP)-Vorhaben als sogenannte 
A-Pilotprojekte gestartet. In einer zweiten Staffel 
wurden weitere acht ÖPP-Projekte angekündigt, 
darunter auch der Streckenabschnitt der A 7 zwi-
schen den Autobahndreiecken Salzgitter und 
Drammetal.  

Der Bundesrechnungshof hat schon in seinen Be-
merkungen 2011 zur Haushalts- und Wirtschafts-
führung des Bundes darauf hingewiesen, dass bei 
einem konventionellen Ausbau der A 7 Einsparun-
gen in Höhe von 25 Millionen Euro möglich seien, 
dieser zudem zügiger möglich sei als durch einen 
Konzessionär, und gefordert, die Sanierungskos-
ten in die Wirtschaftlichkeitsuntersuchung einzube-
ziehen.  

Die vom Bundesministerium für Verkehr, Bau und 
Stadtentwicklung beauftragte Wirtschaftlichkeitsun-
tersuchung, zu deren Erstellung die Niedersächsi-
sche Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr 
um Datenzulieferung gebeten wurde, soll einen 
Vorteil zugunsten eines ÖPP-Projektes ergeben 
haben. Dabei sollen verschiedene aus Nieder-
sachsen zugelieferte Daten nicht in der abge-
stimmten Form in die Untersuchung eingeflossen 
sein. Entgegen der Forderung des Bundesrech-
nungshofes sollen auch die aufgezeigten Sanie-
rungskosten für die nicht ausgebauten Abschnitte 
nicht enthalten sein. Hingegen hätten Plausibilisie-
rungen auf niedersächsischer Seite einen finan-
ziellen und zeitlichen Vorteil für einen konventio-
nellen Ausbau herausgestellt.  

Ungeachtet dessen hat der Parlamentarische 
Staatssekretär im Bundesministerium für Verkehr, 
Bau und Stadtentwicklung, Enak Ferlemann, im 
Rahmen des Baubeginns für einen weiteren Aus-
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bauabschnitt untermauert, dass für die weiteren 
Streckenabschnitte ein ÖPP-Modell verfolgt werde; 
so die Pressemitteilung des Bundesministeriums 
für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung vom 
21. August 2012, laufende Nummer 169/2012.  

Vor diesem Hintergrund fragen wir die Landesre-
gierung:  

1. Zu welchem Ergebnis kommt die vorläufige 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung des Bundesminis-
teriums für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung in 
der Frage eines konventionellen oder konzessio-
nären Ausbaus auch unter Berücksichtigung eines 
erheblichen Zeitgewinns bei konventioneller Bau-
weise?  

2. Gibt es Stellungnahmen der niedersächsischen 
Landesstraßenbauverwaltung Bad Gandersheim 
und des zentralen Geschäftsbereichs Hannover, 
die Abweichungen zu Bauzeiten und Kosten in 
dem Gutachten aufzeigen, und, wenn ja, wie wür-
de sich das Ergebnis der vorläufigen Wirtschaft-
lichkeitsuntersuchung unter Berücksichtigung der 
in den Stellungnahmen der niedersächsischen 
Landesstraßenbauverwaltung benannten Abwei-
chungen verändern?  

3. Weshalb wurden in den Unterlagen zur Wirt-
schaftlichkeitsberechnung Erkenntnisse aus Wirt-
schaftlichkeitsberechnungen eines ÖPP-Projekts in 
Bayern als Referenzwert verwendet? 

So, jetzt können Sie mal antworten. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Für die Landesregierung erteile ich Herrn Minister 
Bode das Wort. 

Jörg Bode, Minister für Wirtschaft, Arbeit und 
Verkehr: 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Lieber Kollege Schminke, das will ich gern 
tun, und zwar nicht nur bilateral, sondern durchaus 
auch von hier vorne.  

(Wolfgang Jüttner [SPD]: Was hat Ih-
nen das Haus denn so aufgeschrie-
ben?) 

- Herr Jüttner, ich bin doch gerade dabei, Ihnen 
darzulegen, wie es wirklich ist, damit Sie nicht alles 
so übernehmen müssen, wie es Herr Schminke 
hier vorgetragen hat; denn da gibt es schon ein 
paar Unterschiede. Aber eines ist, glaube ich, klar: 
So, wie Sie die Frage bewusst provokant formuliert 

haben, wird es hier im Saal wahrscheinlich nie-
manden geben, der nicht eindeutig Nein sagen 
würde; denn um jeden Preis macht man natürlich 
nichts, sondern man macht alles aufgrund von 
Abwägungen, Prüfungen und verantwortbarer Ent-
scheidungen. 

(Jens Nacke [CDU]: Jetzt warten wir 
so lange, bis Herr Schminke auch zu-
hört!) 

- Klar, gerne.  

(Björn Thümler [CDU]: Herr Schminke 
hört nie zu!) 

- Herr Schminke bespricht sich noch mit Herrn 
Lies. Ich würde die Frage jetzt aber gern beantwor-
ten. 

Es ist also selbstverständlich nicht so, dass der 
Ausbau der A 7 zwischen Seesen und Nörten-
Hardenberg sowie die Erhaltung und der Betrieb 
des Abschnitts zwischen dem Dreieck Salzgitter 
und Göttingen um jeden Preis als ÖPP-Projekt 
realisiert werden sollen. Das wissen Sie so gut wie 
ich. Die Landesregierung hat dazu ja auch mehr-
fach Erklärungen abgegeben. 

Es ist allerdings so, dass öffentlich-private Partner-
schaften - das möchte ich hier einmal deutlich in 
Erinnerung rufen - darauf abzielen, Leistungen 
effizienter, schneller und über den Lebenszyklus 
insgesamt wirtschaftlicher bereitzustellen.  

Bei ÖPP-Vorhaben werden Bauerhaltung und Be-
trieb inklusive anteiliger Finanzierung über den 
gesamten Lebenszyklus - bei einer Straße sind 
das regelmäßig 30 Jahre - an Private übertragen. 
Der Staat bleibt auch bei einem ÖPP-Projekt Ei-
gentümer der Strecke und ist gegenüber Dritten für 
das Projekt verantwortlich. Das heißt, er zieht sich 
aus seiner Verantwortung nicht zurück. Bei der 
konventionellen Umsetzung werden demgegen-
über alle Leistungselemente - unterteilt in Fach- 
und Teillose - einzeln ausgeschrieben und an Pri-
vate vergeben. Erhaltung und Betriebsdienst blei-
ben in öffentlicher Hand, wobei auch hierbei zahl-
reiche Einzelleistungen an Private vergeben wer-
den.  

Ob für den Lebenszyklus einer Straße ein ÖPP-
Projekt eine wirtschaftliche Alternative gegenüber 
der herkömmlichen Finanzierung ist, wird dann in 
einer Wirtschaftlichkeitsuntersuchung ergebnisof-
fen geprüft. Entscheidender Maßstab für oder ge-
gen ein ÖPP-Projekt ist und bleibt allein dessen 
Wirtschaftlichkeit. Diese Vorgehensweise, meine 
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sehr geehrten Damen und Herren, ist auch nicht 
neu. Das ist auch keine Erfindung der jetzigen 
Bundesregierung, geschweige denn dieser Lan-
desregierung. Es sind die jetzt nach und nach kon-
kret werdenden Projekte der damaligen Bundesre-
gierung mit dem SPD-Bundesverkehrsminister 
Tiefensee. Man kann quasi sagen: Herr Tiefensee 
hat die Geister gerufen, die Sie als SPD-Land-
tagsfraktion heute nicht wieder loswerden.  

Dessen ungeachtet wirft Ihnen der inhaltliche Teil 
Ihrer Anfrage inzwischen Gutes und Bekanntes 
noch einmal auf, auch wenn Sie Ihrer Zeit hier 
gerne etwas voraus sein möchten. Die in der an-
gesprochenen Pressemitteilung des Bundesver-
kehrsministeriums wiedergegebene Äußerung von 
Herrn Staatssekretär Ferlemann entspricht nach 
wie vor den Intentionen der Bundesregierung. Um 
es einmal deutlich zu sagen: Ein abschließendes 
Ergebnis der vorläufigen Wirtschaftlichkeits-
untersuchung liegt noch nicht vor.  

Vielleicht ist es neu für Sie, aber Sie sollten an 
Folgendes denken: Die vorläufige Wirtschaftlich-
keitsuntersuchung wird vor dem Vergabestart er-
stellt. Sie basiert u. a. auf Kostenannahmen der 
Verwaltung für die ÖPP- und für die konventionelle 
Realisierung. Im Ausschreibungsfall wird dann das 
tatsächliche, im Wettbewerb ermittelte ÖPP-
Angebot mit der Variante konventionelle Realisie-
rung im Rahmen der abschließenden Wirtschaft-
lichkeitsuntersuchung verglichen. Nur wenn hier - 
und zwar in diesem Schritt - ÖPP mindestens 
ebenso wirtschaftlich ist wie die konventionelle 
Realisierung, darf der ÖPP-Vertrag abgeschlossen 
werden. 

Wenn Sie heute das Ergebnis der Wirtschaftlich-
keitsuntersuchung veröffentlichen wollen, geben 
Sie jedem ÖPP-Anbieter eine kalkulatorische Steil-
vorlage, um die konventionelle Variante im Wett-
bewerb zu unterbieten oder mit ihr gleichzuziehen. 
Damit, meine sehr geehrten Damen und Herren 
von der SPD, hätten Sie Ihrem eigentlichen Anlie-
gen, das wir ja kennen, sogar einen Bärendienst 
erwiesen. 

Nun zu Ihren drei Fragen, zunächst zu Frage 1. Ich 
habe es eben schon gesagt, und ich wiederhole es 
gerne: Nach wie vor wird vom Bundesverkehrsmi-
nisterium in Abstimmung mit der Auftragsverwal-
tung des Landes Niedersachsen die nach der 
Bundeshaushaltsordnung vorgesehene vorläufige 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung erstellt. Ein ab-
schließendes Ergebnis liegt noch nicht vor. 

Die Fragen 2 und 3 fasse ich wegen des Sachzu-
sammenhangs zusammen. Die Ausführungen der 
Niedersächsischen Landesbehörde für Straßenbau 
und Verkehr wurden vom Fachreferat meines Hau-
ses an das Fachreferat des Bundesverkehrsminis-
teriums weitergeleitet. Ob und inwieweit diese in 
die vorläufige Wirtschaftlichkeitsuntersuchung ein-
bezogen werden, hängt vor allem von deren Plau-
sibilität ab. Das ist doch naheliegend, wenn der 
Maßnahmenträger sich vorbehält, Eingangsdaten 
der Untersuchung zu plausibilisieren, z. B. anhand 
von Zahlen aus anderen Projekten. Andernfalls 
und im Einzelfall muss es auch erlaubt sein, ande-
re, d. h. plausible Daten der weiteren Bearbeitung 
zugrunde zu legen. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Herr Kollege Schminke stellt die erste Zusatzfrage. 

Ronald Schminke (SPD): 
Herr Minister Bode, es gibt Rückmeldungen der 
Landesbehörde an den Bund, die sich auf die vor-
läufige Wirtschaftlichkeitsuntersuchung beziehen. 
Diese Rückmeldungen beinhalten die Sichtweise 
des Landes: Zahlen und Daten, die völlig anders 
gesehen werden. Ich frage Sie: Sind diese Daten 
und Zahlen vollständig, also in allen Bereichen, an 
den Bund weitergeleitet worden? 

Präsident Hermann Dinkla: 
Herr Minister Bode! 

Jörg Bode, Minister für Wirtschaft, Arbeit und 
Verkehr: 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Ich habe mich eben noch einmal erkundigt. 
Meine Mitarbeiter aus dem Fachreferat sagen, 
dass alles, was aus der Straßenbauverwaltung zur 
Weiterleitung an uns gegeben wurde, auch weiter-
geleitet wurde.  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Herr Kollege Schneck stellt die nächste Zusatzfra-
ge. 

Klaus Schneck (SPD): 
Herr Minister Bode, vor dem Hintergrund, dass wir 
wissen, dass Sie der Partei angehören, die am 
liebsten alles privatisieren würde, frage ich, warum, 
nachdem der Bundesrechnungshofes den soforti-
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gen konventionellen Ausbau von bereits mit 
Baurecht versehenen Abschnitten der A 7 ange-
mahnt hatte, diese Abschnitte nicht gebaut wur-
den? Warum sollen die verbleibenden Abschnitte 
nicht in der deutlich günstigeren konventionellen 
Bauweise durchgeführt werden, so wie Herr 
Schminke das hier vorgetragen hat? 

Präsident Hermann Dinkla: 

Herr Minister! 

Jörg Bode, Minister für Wirtschaft, Arbeit und 
Verkehr: 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Das ist ganz einfach: Weil der Bundes-
rechnungshof in dieser Frage von falschen Vor-
aussetzungen ausgegangen ist. Fragen Sie einmal 
den Kollegen Schminke. Der war nämlich mit vor 
Ort, als wir den ersten Spatenstich gemacht bzw. 
den Baubeginn für den nächsten Bauabschnitt - 
der jetzt im Bau ist - gemeinsam begangen haben. 
Da wir dort die Sanierungsmaßnahmen ohnehin 
konventionell hätten durchführen müssen, haben 
wir gesagt, dass wir es dann doch auch gleich 
konventionell ausbauen können. Das ist dann auch 
gemacht worden. Es war übrigens gar nicht so 
einfach, das durchzusetzen.  

Ich muss allen Mitarbeitern meines Hauses ein 
herzliches Dankeschön sagen, dass es gelungen 
ist, obwohl wir eigentlich keine Mittel zur Verfügung 
haben, den Bund zu überzeugen, dass es besser 
ist, gleich sechsstreifig auszubauen, als vierstreifig 
eine komplette Grundsanierung durchzuführen. 
Genau so ist es in der Vergangenheit immer wie-
der gemacht worden. Das heißt, das, was Sie vor-
getragen haben, ist veraltet, weil genau dieser 
Bereich gerade an den Start gegangen ist. 

Aber noch zu Ihrer einleitenden Bemerkung. Sie 
haben gesagt, ÖPP-Projekte seien parteipolitisch 
besetzt und würden von der FDP vorangetrieben. 
Ich will dazu nur sagen: In Deutschland gibt es 
derzeit insgesamt rund 180 ÖPP-Projekte. Das 
absolut größte ÖPP-Projekt betreibt ein Konsorti-
um bestehend aus der Strabag und der Otto Wulff 
Bauunternehmung: Dort werden 15 Berufsschulen 
neu gebaut, saniert und für die kommenden Jahre 
betrieben. - In Auftrag gegeben hat es die SPD-
Regierung in Hamburg. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Eine weitere Zusatzfrage stellt der Kollege Hage-
nah. 

Enno Hagenah (GRÜNE): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Ich frage die Landesregierung vor dem 
Hintergrund, dass Vorhaben im Straßenbau im 
Vergleich zum Hochbau oder zu anderen Projek-
ten weitgehend standardisierte, von den Kosten 
her klar gefasste und von den Qualitätsstandards 
her klar beschriebene Bauvorhaben sind, welche 
zusätzlichen Kosten ein privater PPP-Nehmer für 
Verwaltung, Gewinn und seine Steuern im Ver-
gleich zu einer öffentlichen Wahrnehmung von 
Bau, Betrieb und Unterhaltung einer Straße ein-
rechnen muss? 

Präsident Hermann Dinkla: 
Herr Minister Bode! 

Jörg Bode, Minister für Wirtschaft, Arbeit und 
Verkehr: 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Herr Hagenah, ich habe es schon gesagt: 
Es gibt ein Ausschreibungsverfahren, in dem sich 
private Interessenten bewerben und auch einen 
Preis anbieten können. Nun ist natürlich immer die 
Frage, welchen Gewinn so ein Konsortium erzielen 
will. Manchmal will man ja vielleicht auch nur rela-
tiv wenig Gewinn erzielen, weil es in erster Line um 
eine Auslastung geht. Das obliegt halt dem Ange-
bot, das abgegeben wird, und dieses Angebot ist 
dann im Ausschreibungsverfahren zu bewerten. 
Und nur, wenn das Ergebnis der Ausschreibung 
günstiger als bzw. gleichwertig mit der konventio-
nellen Bauweise ist, wird ÖPP gemacht. Ansons-
ten wird konventionell gebaut. 

Präsident Hermann Dinkla: 
Herr Kollege Hagenah stellt eine weitere Zusatz-
frage. 

Enno Hagenah (GRÜNE): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Da Sie uns weiter im Dunkeln darüber 
lassen, welche Zusatzkosten ein Privater zwangs-
läufig hat - weil er ja Gewinn machen und das 
Ganze zusätzlich verwalten muss -, frage ich Sie, 
ob Sie uns zumindest sagen können, welche öf-
fentlichen Aufwendungen durch PPP zusätzlich 
entstehen? Sie müssen im Vorfeld der Maßnahme 
ja komplexe, Aktenordner füllende juristische Ver-
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träge aushandeln, Sie müssen während der Lauf-
zeit des PPP-Projektes darauf achten, dass das 
Objekt nicht etwa verkommt, und Sie müssen si-
cherstellen, dass Ihnen am Ende nicht eine völlig 
abgewirtschaftete Straße übergeben wird. Haben 
Sie in Ihrem Vergleich zwischen PPP- und öffentli-
cher Ausführung erfasst, welche Zusatzkosten die 
öffentliche Hand tragen muss? 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Herr Minister Bode! 

Jörg Bode, Minister für Wirtschaft, Arbeit und 
Verkehr: 
Ja. 

(Enno Hagenah [GRÜNE]: Ach!) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Herr Kollege Will stellt die nächste Zusatzfrage. 

Gerd Ludwig Will (SPD): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Vor 
dem Hintergrund, dass der Bund in einem Sonder-
topf über 700 Millionen Euro aus Mautmitteln aus-
drücklich für den Bau der A 7 zur Verfügung ge-
stellt hat, frage ich Sie: Warum werden diese Mittel 
nicht eingesetzt, warum setzt man auf die teurere 
ÖPP-Variante? 

(Zustimmung bei der SPD) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Herr Minister Bode! 

Jörg Bode, Minister für Wirtschaft, Arbeit und 
Verkehr: 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Herr Will, Ihre Aussage war grandios 
falsch. Man setzt nicht auf eine teurere ÖPP-
Variante. Ich habe Ihnen gerade mehrfach darge-
legt, dass ein Vertrag für ein ÖPP-Projekt nur dann 
unterschrieben werden kann und darf, wenn die 
ÖPP-Variante günstiger ist. Deshalb ist die Intenti-
on Ihrer Frage schlichtweg falsch. Sie sollten auf-
hören, das so darzustellen. 

Die Mittel aus dem Bauprogramm werden jährlich 
festgelegt. Wir haben gerade mit dem ersten Spa-
tenstich, den wir gemeinsam vollzogen haben, den 
nächsten konventionellen Ausbau der A 7 begon-
nen.  

(Beifall bei der FDP - Gerd Ludwig 
Will [SPD]: Das war doch keine Ant-
wort!) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Herr Kollege Lies stellt die nächste Zusatzfrage. 

Olaf Lies (SPD): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Angesichts der Tatsache, dass selbst die 
Präsidentin der Landesbehörde für Straßenbau 
gesagt hat, dass wir das in dem Zeitrahmen, der 
erstellt wurde, beginnen und umsetzen können, 
frage ich Sie: Kennen Sie weitere Argumente ge-
gen die niedersächsische Zeitachse zur Umset-
zung der Bauabschnitte, die ja von Experten des 
Bundes lediglich als zu ambitioniert bezeichnet 
wurde, die aber aus unserer niedersächsischen 
Sicht umsetzbar und möglich ist? 

Präsident Hermann Dinkla: 
Herr Minister Bode! 

Jörg Bode, Minister für Wirtschaft, Arbeit und 
Verkehr: 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Frau Witthaus hat erklärt, dass man tech-
nisch in der Lage sei, die Baumaßnahme sofort zu 
beginnen und umzusetzen. Das ist richtig. Man 
kann aber nur das beauftragen, wofür man auch 
Geld hat. Das heißt: Theoretisch geht es, praktisch 
geht es allerdings nicht, weil der Bund für diese 
Bauabschnitte kein Geld zur Verfügung hat. 

Das ist auch der Fehler in der Berechnung des 
Bundesrechnungshofes. Er geht davon aus, dass 
sofort angefangen werden könnte. Die Finanzie-
rungslinie des Landes Niedersachsen hat nach 
Aussage des Bundes für diese Maßnahme jedoch 
erst ab dem Jahre 2015 wieder freie Mittel, sodass 
es auch keinen zeitlichen Unterschied zu PPP gibt.  

Präsident Hermann Dinkla: 
Frau Kollegin Weisser-Roelle stellt die nächste 
Zusatzfrage. 

Ursula Weisser-Roelle (LINKE): 
Herr Präsident! Der Bundesrechnungshof hat am 
17. April das Fazit gezogen, dass sich der Beginn 
der Arbeiten durch ein PPP-Modell um anderthalb 
bis vier Jahre verzögern würde. Sie sagen nun, 
dass das keine richtige Auskunft gewesen sei. 
Aber ich frage trotzdem noch einmal: Teilen Sie 
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diese Ansicht, und wie hoch beziffern Sie die ent-
stehenden Kosten, sollte es tatsächlich zu dieser 
Verzögerung kommen? 

(Zustimmung bei der LINKEN) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Herr Minister Bode! 

Jörg Bode, Minister für Wirtschaft, Arbeit und 
Verkehr: 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Frau Weisser-Roelle, ich habe es in mei-
ner vorigen Antwort dargelegt: Es gibt keine Ver-
zögerung. Der Bund hat erklärt, dass die Finanzie-
rungslinie des Landes Niedersachsen - nur der 
Bund kann aufgrund seiner Finanzplanung feststel-
len und wissen, wie viel Geld er wann in den 
nächsten Jahren welchen Ländern zur Verfügung 
stellen kann - erst ab dem Jahre 2015 Spielräume 
für diese Maßnahmen hat. Sie wissen auch, dass 
wir Maßnahmen ab 5 Millionen Euro nicht selber 
beginnen können, sondern dass der Baustart vom 
Deutschen Bundestag in den Haushaltsplan auf-
genommen werden muss. Insofern kommt es hier 
zu keinen Verzögerungen. 

Der Bundesrechnungshof ging wie auch viele in 
der Öffentlichkeit davon aus, dass man einen so-
fortigen Beginn des konventionellen Ausbaus mit 
einem späteren Start als ÖPP-Projekt vergleichen 
müsse. Dann gingen Erhaltungsaufwendungen, 
die man im konventionellen Bereich nicht mehr 
hätte, in der Kalkulation natürlich - in Anführungs-
zeichen - zulasten des ÖPP-Modells. Wenn aber 
beides gleichzeitig anfängt - nur das kann man real 
vergleichen -, dann fällt auch im anderen Bereich 
der Erhaltungsaufwand an. 

Präsident Hermann Dinkla: 
Herr Kollege Hagenah stellt eine weitere Zusatz-
frage. 

Enno Hagenah (GRÜNE): 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Ich frage die Landesregierung vor dem 
Hintergrund, dass Minister Bode weder auf meine 
Frage nach den privaten Zusatzkosten bei einer 
Abwicklung als PPP-Projekt noch auf meine Frage 
nach den öffentlichen Zusatzkosten das Haus kon-
kret informieren will, wie sie sicherstellen will, dass 
der Vergleich zwischen dem, was eine öffentliche 
Ausführung der Arbeiten und des Betriebs kosten 
wird, und dem, was das PPP-Projekt anbietet, mit 

echten Vergleichszahlen aus Niedersachsen und 
echten, auf dem Stand der hiesigen Verwaltungs-
reform im Bereich der Landesstraßenbauverwal-
tung gegebenen Zahlen vorgenommen wird und 
nicht so, wie es der Bund jetzt gerade in seinen 
Papieren darstellt, in denen er bayerische Zahlen 
hinzuzieht, um PPP in ein besseres Licht zu rü-
cken. 

Präsident Hermann Dinkla: 

Herr Minister Bode! 

Jörg Bode, Minister für Wirtschaft, Arbeit und 
Verkehr: 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Zunächst einmal setzt der Bund bei seiner 
vorläufigen Wirtschaftlichkeitsuntersuchung plau-
sible Zahlen an. Nur diese können tatsächlich ein-
fließen. Das Ganze unterliegt ja einer entspre-
chenden Prüfung.  

Wir befinden uns aber immer noch in der Vorstart-
phase. Darum will ich Ihnen eines noch einmal 
ganz klar sagen, Herr Hagenah: Wenn Sie das 
Ergebnis haben wollen, für das Sie sich hier so 
stark machen, können Sie eigentlich nicht wollen, 
dass diese Zahlen öffentlich gemacht werden. In 
der Ausschreibung muss der private Anbieter ein 
Angebot machen, das sich im Wettbewerb mit der 
konventionellen Ausführung messen muss. Dabei 
werden natürlich auch die sogenannten Baumana-
gementkosten hinzugerechnet. Das heißt, das 
Angebot des Privaten muss, damit es überhaupt 
zum Zuge kommt, gleich teuer oder günstiger sein 
als der konventionelle Ausbau und die ganzen 
Overheadkosten, die noch dazukommen.  

Wenn ich diesen Kostenbereich öffentlich mache, 
ist es in der Ausschreibung doch ein Leichtes, 
einfach einen Euro darunter zu bleiben, auch wenn 
es noch günstiger gehen würde. Das heißt, wenn 
wir diese Zahlen nicht veröffentlichen, ist das die 
beste Gewähr dafür, dass es - falls es deutlich 
günstiger geht, weil man eventuell Ausschrei-
bungsvorteile hat oder die Baustelle anders gestal-
ten kann; Sie sehen ja bei der A 1 zwischen Ham-
burg und Bremen, wie viel Zeit auch dabei gewon-
nen wird - noch günstiger wird, dass man also 
Geld des Steuerzahlers spart oder dass man zu 
einem Ergebnis kommt, dass konventionell gebaut 
werden kann.  

(Zustimmung von Christian Grascha 
[FDP] - Jens Nacke [CDU]: Um so et-
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was zu wissen, bedarf es keiner An-
frage!) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Herr Kollege Hagenah stellt eine weitere Zusatz-
frage. 

Enno Hagenah (GRÜNE): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Vor dem Hintergrund, dass Minister Bode 
weder hinsichtlich der privaten Zusatzkosten noch 
der erheblichen öffentlichen Zusatzkosten plausi-
bel machen kann, warum bei einem relativ über-
sichtlichen Bauvorhaben im Tiefbau wie einer 
Straße ein PPP-Projekt sinnvoll sein soll, frage ich 
die Landesregierung, wie sie PPP zukünftig im 
Rahmen der Schuldenbremse - wobei bei PPP 
z. B. die zukünftigen Einnahmen der Lkw-Maut der 
öffentlichen Hand entzogen werden - bewertet. 
Wird sie sie wie die Aufnahme von öffentlichem 
Geld, also wie eine Beleihung, bewerten, oder läuft 
das außerhalb der Schuldenbremse und somit 
quasi als Zusatzprojekt zu dem, was sich die öf-
fentliche Hand sonst leisten könnte? 

Präsident Hermann Dinkla: 
Herr Minister Bode! 

Jörg Bode, Minister für Wirtschaft, Arbeit und 
Verkehr: 
Sehr geehrter Herr Hagenah! Das ist eine sehr 
interessante Frage. Ich kann Ihnen sagen, dass 
das Projekt auf der A 7 außerhalb der niedersäch-
sischen Schuldenbremse läuft, weil es ein Bun-
desprojekt ist, das vom Bund finanziert und dort 
berechnet wird.  

(Christian Meyer [GRÜNE]: Hat der 
Bund keine Schuldenbremse?) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Herr Kollege Schminke stellt die nächste Zusatz-
frage, und zwar die letzte mögliche Frage für die 
SPD-Fraktion. Bitte! 

Ronald Schminke (SPD): 
Herr Minister Bode, bei den Berechnungen zur 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung werden Zahlen 
und Daten eingerechnet, die für beide Seiten gel-
ten. Sie gewähren den Privaten bei ÖPP-Projekten 
10 % Effizienzen, die Sie in die Berechnungen 
einstellen. Jetzt die Frage: Warum haben Sie so 
wenig Vertrauen in Ihre eigene Landesbehörde, 

der sie die 10 % nicht gewähren? Warum wird der 
Vorteil der zehnprozentigen Effizienz dort nicht 
gegeben?  

Präsident Hermann Dinkla: 
Herr Minister Bode! 

Jörg Bode, Minister für Wirtschaft, Arbeit und 
Verkehr: 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Auch ich habe diese Zahlen in der Zeitung 
gelesen. Hierbei handelt es sich um Zahlen, die 
kolportiert und diskutiert werden. 

(Ronald Schminke [SPD]: Die Zahlen 
stimmen!) 

Die genauen Zahlen stehen in der Wirtschaftlich-
keitsuntersuchung bzw. im Prozess der Wirtschaft-
lichkeitsuntersuchung und können nicht genannt 
werden. 

(Frauke Heiligenstadt [SPD]: Was hat 
er gesagt? - Wolfgang Jüttner [SPD]: 
Er hat die Frage nicht beantwortet!) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Herr Kollege Hagenah stellt eine weitere Zusatz-
frage und damit die letzte Frage für die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen. 

Enno Hagenah (GRÜNE): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Vor dem Hintergrund, dass uns nur die 
Vermutung bleibt, dass gerade die Umgehung der 
Schuldenbremse das besondere Interesse von 
Landes- und Bundesregierung an dem Einsatz von 
PPP-Projekten im Straßenbau erklärbar macht, 
frage ich die Landesregierung, wie sie das Verfah-
ren von PPP-Projekten formalrechtlich einschätzt. 
Da kann man jetzt nicht sagen - Sie haben sich ja 
gerade schon so herausgezogen -: Das ist eine 
interessante Frage; die muss der Bund beantwor-
ten. - Nein, auch die Landesregierung muss be-
antworten können, ob sie PPP-Projekte, die sich 
aus zukünftigen Einnahmen refinanzieren, in die 
Schuldenbremse einrechnen würde oder nicht und 
dies sozusagen als zusätzliches Projekt bewerten 
wird. Diese Frage muss letztendlich auch das Land 
Niedersachsen für sich beantworten. Hier gibt es ja 
parallele Möglichkeiten.  

(Ernst-August Hoppenbrock [CDU]: 
Das ist doch ein ganz anderes Pro-
blem!) 
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Präsident Hermann Dinkla: 
Herr Minister Bode! 

Jörg Bode, Minister für Wirtschaft, Arbeit und 
Verkehr: 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Wenn ich den gestrigen Tag hier richtig 
verfolgt und heute die Zeitung richtig gelesen ha-
be, dann ist die Aufnahme der niedersächsischen 
Schuldenbremse in die Verfassung gescheitert, 
weil SPD, Grüne und Linke nicht mitgestimmt und 
keine Schuldenbremse gewollt haben. 

(Enno Hagenah [GRÜNE]: Sie wollen 
schon wieder nicht antworten!) 

Deshalb überrascht mich Ihre Frage, Herr Hage-
nah. 

(Zuruf von Enno Hagenah [GRÜNE]) 

- Sie haben gerade nicht nach dem Bund gefragt; 
denn in Bezug auf den Bund habe ich Ihnen die 
Antwort schon gegeben.  

(Enno Hagenah [GRÜNE]: Sie wei-
chen immer aus! - Weitere Zurufe - 
Unruhe - Glocke des Präsidenten) 

Sie haben jetzt gefragt, wie wir dies in Niedersach-
sen tatsächlich sehen.  

(Zuruf von Enno Hagenah [GRÜNE] - 
Unruhe - Glocke des Präsidenten) 

Ich muss Ihnen ganz ehrlich sagen: Nach dem 
gestrigen Tag haben wir keine Schuldenbrem-
se - - -  

(Zuruf von Enno Hagenah [GRÜNE]) 

- Nun schreien Sie hier doch nicht so herum! War-
ten Sie doch ab, was ich sage! 

Präsident Hermann Dinkla: 
Herr Minister Bode hat das Wort! Ich bitte, seine 
Antwort einfach zur Kenntnis zu nehmen und nicht 
dauernd zu unterbrechen und zu stören. 

(Gerd Ludwig Will [SPD]: Dann muss 
er aber auch antworten!) 

Herr Minister Bode, bitte! 

Jörg Bode, Minister für Wirtschaft, Arbeit und 
Verkehr: 
Wir haben keine Schuldenbremse in die Nieder-
sächsische Verfassung schreiben können, weil es 
dafür keine entsprechende Mehrheit gegeben hat. 

Wir haben das Regularium dann in die Landes-
haushaltsordnung aufgenommen, und die gilt.  

(Zustimmung bei der CDU - Frauke 
Heiligenstadt [SPD]: Er weiß es nicht! 
Deshalb sagt er nichts!) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Frau Kollegin Weisser-Roelle stellt eine weitere 
Zusatzfrage. 

Ursula Weisser-Roelle (LINKE): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr 
Minister Bode, nachdem Sie in Ihren Ausführungen 
gesagt haben, dass nicht um jeden Preis ein ÖPP-
Modell favorisiert werde, sondern dass das Ganze 
effizienter, schneller und preiswerter sein müsse, 
Sie aber bei den Anfragen hinsichtlich verschiede-
ner Kostenkalkulationen keine genaue Auskunft 
dazu gegeben haben, möchte ich Sie jetzt fragen: 
Welche Auswirkungen hat die von der Bundesre-
gierung vorgesehene Realisierung als ÖPP-Modell 
für die Autobahnmeisterei Seesen und für die dor-
tigen Arbeitsplätze? 

(Beifall bei der LINKEN) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Herr Minister Bode! 

Jörg Bode, Minister für Wirtschaft, Arbeit und 
Verkehr: 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Frau Weisser-Roelle, die Wirtschaftlich-
keitsuntersuchung ist noch nicht fertig. Sie liegt 
noch nicht vor. Deshalb kann man auch nicht sa-
gen, was dort herauskommt und ob es tatsächlich 
zu einem ÖPP-Projekt kommt.  

Deshalb noch einmal zu dem Kollegen Schminke 
und auch zu Herrn Hagenah: Sie verlangen von 
uns, etwas komplett Unmögliches zu sagen, näm-
lich einen Ansatz aus einer Wirtschaftlichkeitsun-
tersuchung, die noch nicht abgeschlossen ist. Ich 
soll also in die Glaskugel gucken, was vielleicht in 
einem Monat in der abschließenden Wirtschaftlich-
keitsuntersuchung des Bundes tatsächlich steht. 
Die Landesregierung kann zwar eine ganze Men-
ge. Aber noch können wir die Zukunft nicht richtig 
voraussehen,  

(Zustimmung von Ursula Körtner 
[CDU] - Karl-Heinz Klare [CDU]: Nicht 
so bescheiden, Herr Minister!) 
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jedenfalls nicht so, dass wir sie unter den verfas-
sungsgemäßen Ansprüchen in eine Antwort ein-
fließen lassen könnten.  

Nun zu Frau Weisser-Roelle: Die Frage bezüglich 
Bad Gandersheim und was mit der Straßenmeiste-
rei passiert, ist eine, die uns 

(Wolfgang Jüttner [SPD]: Auch inte-
ressiert!) 

- nicht nur interessiert, sondern durchaus auch 
umtreibt.  

(Ah! bei der SPD - Uwe Schwarz 
[SPD]: In welche Richtung?) 

Denn falls das ÖPP-Projekt käme und mit dem 
Betrieb ausgeschrieben würde, dann hätte das 
natürlich auch Auswirkungen auf den Betriebs-
dienst der Autobahnmeisterei in diesem Bereich.  

Wir wissen auch, wie es bei anderen ÖPP-Pro-
jekten tatsächlich war. In diesem Zusammenhang 
muss man auf die Zukunft der Mitarbeiter ein be-
sonderes Augenmerk haben und muss es vernünf-
tige Regelungen geben, falls es so weit käme, 
damit am Ende niemand auf der Straße steht. Das 
würden wir nicht zulassen. Es ist ganz klar, dass 
dies sozialverträglich geschehen muss. 

(Kreszentia Flauger [LINKE]: Sozial-
verträglich? Der Arbeitsplatzabbau, 
oder was?) 

- Nicht nur ein Arbeitsplatzabbau kann sozialver-
träglich sein. Sozialverträglich kann auch die Frage 
sein, wo der Arbeitsplatz ist, Frau Flauger. Das ist 
im Hinblick auf die Sozialverträglichkeit genauso 
ein Aspekt wie die Frage des Gehalts oder die 
Frage „Arbeitsplatz, ja oder nein?“. Deshalb müs-
sen die Maßnahmen sozialverträglich sein; denn 
wir haben für alle Mitarbeiter, die wir haben, eine 
Fürsorgepflicht und nehmen diese auch wahr.  

(Beifall bei der CDU) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Weitere Fragen liegen zum Tagesordnungspunkt 
18 a nicht vor. Damit schließen wir diesen Punkt 
ab.  

Wir kommen nun zu dem Tagesordnungs-
punkt 18 b: 

 

 

Jetzt 7,3 Millionen Euro Subventionen für den 
Megaschlachthof Wietze im Wahlkreis des Wirt-
schaftsministers? - Anfrage der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen - Drs. 16/5209  

Bitte, Herr Kollege Hagenah! 

Enno Hagenah (GRÜNE): 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Wie im Zuge der Beratungen des ersten 
Nachtragshaushalts 2012 im Finanzausschuss der 
Gemeinde Wietze bekannt wurde, soll der bereits 
mit rund 6,5 Millionen Euro aus öffentlichen Mitteln 
durch das Land Niedersachsen geförderte Hähn-
chenschlachthof der Firma Rothkötter in Wietze - 
im Wahlkreis des Wirtschaftsministers Bode, FDP - 
erneut gefördert werden.  

Demnach plant die Gemeinde den Ausbau der 
Wasserversorgung für den Schlachtbetrieb. Die 
Kosten in Höhe von 1 547 000 Euro sollen durch 
einen von der NBank bewilligten Zuschuss des 
Landes in Höhe von 870 200 Euro und einen Anteil 
des örtlichen Wasserversorgers, der Stromversor-
gung Osthannover, in Höhe von 676 800 Euro 
gedeckt werden.  

Zu dieser Investition hat sich die Gemeinde Wietze 
in einem bereits am 2. März 2010 mehrheitlich vom 
Gemeinderat beschlossenen städtebaulichen Ver-
trag mit der Firma Rothkötter Grundstücksverwal-
tung Wietze GmbH & Co. KG verpflichtet. „Die 
Gemeinde wird den Investor dabei unterstützen, zu 
möglichst günstigen Bedingungen den Wasserbe-
zug herbeizuführen und mögliche Wasserbaukos-
ten abzulösen“, ist im städtebaulichen Vertrag 
vereinbart.  

In ihrer Antwort vom 8. März 2010 auf die Kleine 
Anfrage des Abgeordneten Christian Meyer „Sub-
ventionen für den Megaschlachthof in der Ge-
meinde Wietze“ in der Drs. 16/2313 erwähnt die 
Landesregierung die Förderung des Landes für 
den Ausbau der Wasserversorgung jedoch nicht, 
obgleich in der ersten Frage explizit nach allen 
direkten und indirekten Subventionen aller staatli-
chen Ebenen für den Schlachthof gefragt wurde 
und auch umfangreiche kommunale Begünstigun-
gen aufgezählt wurden. 

Auch in der Antwort der Landesregierung vom 
22. Februar 2011 auf die Kleine Anfrage der Ab-
geordneten Stefan Wenzel und Christian Meyer 
„Woher kommen die Wassermengen für den 
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Großschlachthof Wietze?“ in der Drs. 16/3369 
findet der Ausbau keine Erwähnung.  

Fördervoraussetzung gemäß Koordinierungsrah-
men der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der regionalen Wirtschaftsstruktur“ ist eine schriftli-
che Bestätigung der NBank vor Beginn des Investi-
tionsvorhabens, dass die Fördervoraussetzungen 
vorbehaltlich einer detaillierten Prüfung dem Grun-
de nach erfüllt werden. Als Beginn des Vorhabens 
ist „der Abschluss eines der Ausführung zuzurech-
nenden Lieferungs- und Leistungsvertrages zu 
verstehen“. Dieser wurde am 2. März 2010 zwi-
schen der Gemeinde und der Firma Rothkötter 
geschlossen.  

Ziel der GRW-Förderung ist ausdrücklich die 
Schaffung von Dauerarbeitsplätzen. In ihrer Ant-
wort vom 20. Februar 2012 auf die Kleine Anfrage 
der Abgeordneten Christian Meyer und Enno Ha-
genah „Wie viel verdienen die Arbeitenden im 
Schlachthof Wietze tatsächlich?“ in der 
Drs. 16/4512 räumt die Landesregierung ein, dass 
im Wietzer Geflügelschlachthof in erheblichem 
Umfang auch Leiharbeiter der Firma Randstad 
beschäftigt werden, bei denen es sich nicht um 
Arbeiter mit dauerhaften Arbeitsverträgen handelt.  

Wie aus der Antwort der Landesregierung ferner 
hervorgeht, reicht ihr zur Überprüfung einer ord-
nungsgemäßen Entlohnung der im Geflügel-
schlachthof arbeitenden Leiharbeiter offenbar eine 
Bestätigung der Firma Randstad. Eine Überprü-
fung wurde für verzichtbar gehalten, und dies ob-
wohl der Abgeordnete Hagenah bereits in der Sit-
zung des Landtages am 13. Oktober 2011 durch 
Vorlage einer Anzeige der Firma Randstad in der 
Jobbörse der Bundesagentur für Arbeit darauf 
hingewiesen hatte, dass die bei Rothkötter einge-
setzten Randstad-Mitarbeiterinnen und -Mitarbeiter 
für einen Stundenlohn von 7,79 Euro angeworben 
wurden.  

Der NDR berichtete am 14. September 2012 in 
seiner Sendung „Hallo Niedersachsen“ anhand 
konkreter Beispiele über „Ausbeutungslöhne“ von 
5 Euro und inhumane Zustände in der niedersäch-
sischen Agrarindustrie und den dazugehörigen 
Schlachthöfen:  

„Immer mehr Betriebe scheinen auf 
Leiharbeiter aus Osteuropa zu setzen, 
zu teilweise unmenschlichen Bedin-
gungen. Die Arbeiter werden oft mit 
falschen Versprechungen nach 
Deutschland gelockt und dann regel-
recht ausgebeutet.“  

Das ist ein Zitat vom NDR vom 14. September 
2012: „Leiharbeiter mit falschen Versprechen ge-
lockt“.  

Wir fragen die Landesregierung:  

1. Aus welchen sachlichen Gründen wird der Me-
gaschlachthof in Wietze mit weiteren 870 200 Euro 
gefördert, obwohl dieses Projekt bereits mit rund 
6,5 Millionen Euro gefördert wurde?  

2. Warum hat die Landesregierung die Förderung 
des Ausbaus der Wasserversorgung in ihren Ant-
worten vom 8. März 2010 und vom 22. Februar 
2011 nicht erwähnt, obwohl ihr dies spätestens seit 
dem 2. März 2010 bekannt sein muss?  

3. Wie begründet die Landesregierung die Förde-
rung eines Geflügelschlachthofes mit inzwischen 
rund 7,3 Millionen Euro angesichts der Tatsache, 
dass in der Agrarbranche zu erheblichen Anteilen 
prekäre Beschäftigungsverhältnisse zu Niedriglöh-
nen entstehen? 

Vielen Dank.  

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsident Hermann Dinkla: 

Für die Landesregierung antwortet Herr Minister 
Bode. Bitte! 

Jörg Bode, Minister für Wirtschaft, Arbeit und 
Verkehr: 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Wir haben hier bereits oft über dieses Pro-
jekt gesprochen. Dennoch möchte ich hier noch 
einmal klarstellen, wer welche Förderungen erhal-
ten hat und wofür sie verwendet wurden. 

Die Firma Celler Land Frischgeflügel GmbH wurde 
für die Errichtung eines Geflügelschlachthofes in 
Wietze, wie bereits in den Antworten auf mehrere 
Landtagsfragen dargestellt, mit 5 Millionen Euro 
aus Mitteln der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse-
rung der regionalen Wirtschaftsstruktur“, GRW, 
direkt gefördert. 

Davon abzugrenzen ist die Förderung der Ge-
meinde Wietze für die Erschließung neuer Gewer-
beflächen über die Richtlinie zur Förderung wirt-
schaftsnaher Infrastrukturmaßnahmen in Höhe von 
1 448 700 Euro. Diese Förderung kommt allen 
Unternehmen zugute, die sich in dem erweiterten 
Gewerbegebiet ansiedeln bzw. schon angesiedelt 
haben, auch der Celler Land Frischgeflügel GmbH.  
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Bei Ihrer Anfrage zum Ausbau der Wasserversor-
gung und dessen Kosten handelt es sich aus mei-
ner Sicht, wenn man Gutwilligkeit beim Fragestel-
ler unterstellt, um ein großes Missverständnis. 
Nach Rücksprache mit der Gemeinde Wietze 
konnte schnell geklärt werden, dass die Kosten für 
den Ausbau der Wasserversorgung des Gewerbe-
gebietes bereits in der Infrastrukturförderung ent-
halten sind. Die Mittel dafür wurden jedoch erst 
jetzt, im ersten Nachtragshaushalt für 2012, haus-
haltsrechtlich bereitgestellt, weil übersehen worden 
war, diese bereits im Haushalt für das Jahr 2012 
einzuplanen. Das heißt, es handelt sich hierbei 
nicht um eine zusätzliche Förderung.  

Noch ein Wort zu den Arbeitsbedingungen und 
Lohnverhältnissen sowie den Auflagen im Bewilli-
gungsbescheid: Im Vorspann der Anfrage wird 
angedeutet, die Landesregierung halte eine Über-
prüfung der Auflagen im Bewilligungsbescheid für 
verzichtbar. Dem widerspreche ich hier klipp und 
klar. Die Landesregierung hat in ihrer Antwort vom 
20. Februar 2012 auf die Kleine Anfrage vom 
9. Januar 2012 ausführlich das standardisierte 
Vorgehen bei der Prüfung von Förderfällen darge-
legt. Dabei wurde auch erläutert, dass je nach 
Auflage auch Gehaltslisten etc. geprüft werden. 
Dies wird nach Ablauf des Bewilligungszeitraumes 
auch in diesem Fall erfolgen. 

Dies vorausgeschickt, beantworte ich die Fragen 
an die Landesregierung wie folgt:  

Zu 1: Wie bereits erläutert wurde, sind die in der 
Anfrage erwähnten 870 200 Euro zum Ausbau der 
Wasserversorgung des Gewerbegebiets bereits in 
der Infrastrukturförderung enthalten. Das heißt, 
eine zusätzliche Förderung erfolgt nicht. 

Zu 2: In der Antwort der Landesregierung vom 
8. März 2010 auf die Kleine Anfrage des Abgeord-
neten Christian Meyer vom 29. Januar 2010 wurde 
sowohl für die direkte Förderung als auch für die 
Infrastrukturförderung jeweils die Gesamtförder-
summe genannt. Da der Ausbau der Wasserver-
sorgung Teil der Infrastrukturförderung ist, hat die 
Landesregierung alle Fragen korrekt beantwortet.  

Die Kleine Anfrage der Abgeordneten Wenzel und 
Meyer vom 11. Januar 2011 bezog sich insbeson-
dere auf die Herkunft der benötigten Wassermen-
gen, die Nutzung der Ressource Wasser durch 
verschiedene Nutzergruppen und die Wasserquali-
tät. Daher war es für die Landesregierung nicht 
ersichtlich, dass hier auch konkrete Aussagen zum 
Ausbau der Wasserversorgung des Gewerbege-
biets durch die Gemeinde Wietze erwartet wurden, 

insbesondere da die Förderung bereits in den 
Antworten auf andere Anfragen mit dargelegt wor-
den war. Wir können nur das beantworten, was 
gefragt wird.  

Zu 3: Nach Auffassung der Landesregierung ist 
derzeit von einem flächendeckenden Missbrauch 
der arbeitsrechtlichen Vorgaben in Schlachthöfen 
in Niedersachsen nicht auszugehen,  

(Kreszentia Flauger [LINKE]: Es gibt 
noch Lücken, wo es ordentlich läuft! 
Ich lache mich kaputt!)  

auch wenn es in Einzelfällen zu rechtswidrigen 
Verhaltensweisen kommen kann. 

Im Rahmen der Bearbeitung des konkreten Förder-
falls in Wietze gibt es keinen Anlass, an der Einhal-
tung der Auflagen zu zweifeln. Daher steht die 
Landesregierung nach wie vor hinter der Förde-
rung des Schlachthofes der Firma Celler Land 
Frischgeflügel GmbH in Wietze. Die Zielsetzung 
der Förderung, die Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur, wird insbesondere durch die 
Schaffung von Arbeitsplätzen und damit die Erhö-
hung der Kaufkraft in der Region erreicht. Darüber 
hinaus wirkt die Ansiedlung eines Unternehmens 
auch indirekt, durch die Beauftragung weiterer 
Unternehmen, positiv auf die gesamte Wirtschafts-
struktur und Wertschöpfungskette in der Region. 
Dies war und ist Grundlage unserer Förderung. 

Nach aktuellen Angaben des Unternehmens arbei-
ten inzwischen 615 fest angestellte Mitarbeiter in 
Wietze. Hinzu kommen 5 Auszubildende und im 
Durchschnitt 80 Zeitarbeiter. Dabei liegen die Löh-
ne der über ein Zeitarbeitsunternehmen Beschäf-
tigten bei 8,50 Euro pro Stunde. Aus heutiger Sicht 
haben wir keinen Anlass, an den Angaben zu 
zweifeln. Sie können aber sicher sein, dass wir uns 
auch das im Rahmen der üblichen Prüfung genau 
anschauen werden.  

Herzlichen Dank.  

(Zustimmung bei der FDP und bei der 
CDU) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Frau Kollegin König von der Fraktion DIE LINKE 
stellt eine erste Zusatzfrage.  

Marianne König (LINKE): 
Vielen Dank, Herr Präsident. - Herr Bode, ist Ihnen 
bekannt, dass Länder wie Thüringen und Sachsen-
Anhalt, die jeweils CDU-SPD-Landesregierungen 
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haben, damit begonnen haben, soziale Kriterien 
nachhaltig in der Landesförderung zu verankern, 
und damit gute Erfahrungen gerade bei der Ein-
dämmung prekärer Arbeitsverhältnisse erzielt ha-
ben, und warum verweigern Sie sich diesen Erfah-
rungen so sehr? 

(Beifall bei der LINKEN) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Herr Minister Bode!  

Jörg Bode, Minister für Wirtschaft, Arbeit und 
Verkehr: 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Es ist uns bekannt, dass es in Thüringen 
Ansätze zu einer Umstrukturierung gibt. Wir selber 
haben die Qualitätskriterien in Niedersachsen so 
aufgestellt, dass wir Ansprüche vor Gewährung 
einer Förderung haben. Über die Auflagen im ein-
zelnen Bescheid wird sichergestellt, dass die För-
derung den Zweck, den wir erreichen wollen, wirk-
lich erreicht. Gerade der Fall Rothkötter ist - das 
sehen Sie an der erreichten Anzahl der Arbeits-
plätze, die deutlich über der Anzahl liegt, die wir für 
die Förderung eingefordert hatten; das sehen Sie 
aber auch an dem Stundenlohn, der auch Zeitar-
beitnehmern gezahlt wird, die über die geforderte 
Anzahl von Arbeitsplätzen hinaus beschäftigt wer-
den - ein vorbildlicher Fall.  

Präsident Hermann Dinkla: 
Bevor ich die nächste Zusatzfrage aufrufe, möchte 
ich die Gelegenheit nutzen, dem Kollegen Lothar 
Koch herzlich zu seinem Geburtstag zu gratulieren. 
Ich wünsche ihm alles Gute und viel Gesundheit im 
neuen Lebensjahr.  

(Beifall - Zahlreiche Abgeordnete gra-
tulieren Lothar Koch [CDU])  

- Ich bin mir jetzt gar nicht sicher, ob er das über-
haupt gehört hat. - Lieber Herr Kollege Koch, ich 
habe Ihnen eben im Namen des Präsidiums und 
des gesamten Landtages zu Ihrem Geburtstag 
herzlich gratuliert und alles Gute gewünscht. 

(Beifall - Lothar Koch [CDU]: Danke!)  

Die nächste Zusatzfrage stellt der Kollege 
Dr. Sohn. 

Dr. Manfred Sohn (LINKE): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr 
Bode, Ihre Antwort wirft mehr Fragen auf, als vor-
her bestanden haben. Sie haben bei der Beant-

wortung der Frage 3 der Grünen davon gespro-
chen, dass es in Einzelfällen zu rechtswidrigem 
Verhalten kommen könne. Wie wird das eigentlich 
bei Ihnen geprüft? Geschieht das erst im Nachhi-
nein, wenn Sie die Gesamtmaßnahme überprüfen? 
Wenn ja, nach wie vielen Jahren? Oder gibt es 
Schritte dazwischen? Wie kann es sein, wenn das 
stimmt, was Sie sagen, dass die Firma Rothkötter 
Stundenlöhne von 7,79 Euro ausschreibt? Wo liegt 
Ihre Grenze? Bei 5 Euro, bei 8 Euro oder wo?  

Präsident Hermann Dinkla: 

Herr Minister Bode!  

Jörg Bode, Minister für Wirtschaft, Arbeit und 
Verkehr: 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Lieber Herr Kollege Sohn, ich gebe Ihnen 
gleich die Antwort, die ich verlesen habe, schrift-
lich. Bei Ihnen besteht ein Missverständnis. Ich 
habe nicht gesagt, dass es bei der Firma Rothköt-
ter in Einzelfällen zu Missbrauch komme. Die Fra-
ge 3 war vielmehr allgemein gehalten und betraf 
die Situation auf Schlachthöfen in Niedersachsen 
insgesamt. Ich zitiere noch einmal, was ich vorge-
tragen habe: 

„Nach Auffassung der Landesregie-
rung ist derzeit von einem flächende-
ckenden Missbrauch der arbeitsrecht-
lichen Vorgaben in Schlachthöfen in 
Niedersachsen nicht auszugehen, 
auch wenn es in Einzelfällen zu 
rechtswidrigen Verhaltensweisen 
kommen kann.“ 

Das bezieht sich auf die gesamte Branche. Sie 
können übrigens in keiner Branche ausschließen, 
dass es auch einmal rechtwidriges Verhalten ge-
ben kann. Ich kann auch in der Landesverwaltung 
nicht ausschließen, dass sich ein Bediensteter 
einmal etwas zu Schulden kommen lässt. Aber 
deshalb stellen wir ja nicht hinter jeden Landesbe-
amten einen Kontrolleur, der aufpasst, dass der 
andere sich niemals in seinem Leben rechtswidrig 
verhält. 

(Kreszentia Flauger [LINKE]: Das ist 
doch keine Antwort!) 

Vielmehr ist es so, dass wir, wenn Fälle auftreten 
und bekannt werden, diesen natürlich nachgehen. 

(Dr. Manfred Sohn [LINKE]: Wie?) 
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Aber wir stellen nicht hinter jeden Bediensteten 
oder Arbeitnehmer in ganz Niedersachsen einen 
Kontrolleur, um das zu prüfen. 

(Zurufe von den GRÜNEN und von 
der LINKEN - Unruhe - Glocke des 
Präsidenten) 

Ich sage Ihnen noch einmal: Was die Frage der 
Zeitarbeitsunternehmen angeht, ist es eine eigene 
Entscheidung der Firma Rothkötter, andere Stun-
denlöhne als die Zeitarbeitsunternehmen in dem 
Bereich sonst anzusetzen und ohne Auflage einen 
erhöhten Stundenlohn von 8,50 Euro zu zahlen. 

(Kreszentia Flauger [LINKE]: Wie prü-
fen Sie das denn, und was ist Ihre 
Grenze?) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Herr Kollege Meyer von der SPD-Fraktion stellt die 
nächste Zusatzfrage. 

Rolf Meyer (SPD): 
Herr Präsident! Ich frage die Landesregierung: Ist 
ihr bekannt, dass im Landkreis Nienburg durch das 
Unternehmen Wiesenhof ebenfalls ein großer 
Schlachthof gebaut wird? Ist ihr bekannt, dass in 
Ahlhorn ein großer Schlachthof geplant ist? An-
knüpfend daran ist meine Frage: Gibt es von die-
sen Unternehmen, die die Schlachthöfe bauen 
bzw. planen, entsprechende Anträge auf Förde-
rung? Wenn ja, in welcher Höhe? Wenn nein, was 
unterscheidet eigentlich die Unternehmen Rothköt-
ter und Wiesenhof? 

Präsident Hermann Dinkla: 
Herr Minister Bode! 

Jörg Bode, Minister für Wirtschaft, Arbeit und 
Verkehr: 
Zweimal ja, und Anträge sind uns nicht bekannt. 

Präsident Hermann Dinkla: 
Herr Kollege Meyer von der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen stellt die nächste Zusatzfrage. 

Christian Meyer (GRÜNE): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Vor 
dem Hintergrund, dass in der zitierten Antwort 
meiner Anfrage vom 8. März 2010 gesagt wurde, 
dass der Förderbescheid, um den es hier geht, 
vom 1. Februar 2010 stammt, und in der damali-
gen Antwort der Landesregierung für die verkehrli-
che Erschließung neuer Gewerbeflächen eine 

staatliche Zuwendung als nicht rückzahlbarer Zu-
schuss an die Gemeinde Wietze in Höhe von 
1,484 Millionen Euro genannt wird - in Klammern 
wird hinzugefügt: 75 %; so war die damalige Ant-
wort der Landesregierung -, und vor dem Hinter-
grund, dass damals laut Presseberichten nach 
einem Schreiben des Wasserversorgers überhaupt 
noch nicht bekannt war, dass eine Leitung gebaut 
werden soll, sondern die präferierte Maßnahme 
war, einen eigenen Brunnen für die Versorgung zu 
bauen, frage ich die Landesregierung, was für ein 
Antrag da eigentlich der Gemeinde vorgelegen hat, 
zumal laut Presseberichten erst sechs Monate 
nach der Zuwendung diskutiert und entschieden 
wurde, dass eine solche Wasserleitung erforderlich 
ist. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Herr Minister Bode! 

Jörg Bode, Minister für Wirtschaft, Arbeit und 
Verkehr: 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Lieber Herr Meyer, die Antragstellung für 
einen Zuschuss - das ist ein ganz wesentliches 
Kriterium - muss immer vor Umsetzung und Beginn 
der Maßnahme erfolgen. 

(Zuruf von der CDU: So ist es!) 

Bei allen Fördersummen, deren Höhe ich genannt 
habe, handelt es sich um die Höchstfördersätze, 
die wir im erteilten Bescheid genannt haben. Ob 
sie wirklich bis auf den letzten Cent so ausgezahlt 
werden, kann ich Ihnen nicht sagen, weil wir näm-
lich erst in der Verwendungsnachweisprüfung bzw. 
dann, wenn der Abruf kommt und die konkreten 
Ausschreibungsergebnisse, Baukosten etc. vorlie-
gen, die zuwendungsfähigen Kosten ermitteln und 
darauf dann den korrekt auszuzahlenden Zu-
schuss berechnen.  

Insofern gibt es auch bei solchen Projekten 
manchmal Änderungen. Da gibt es durchaus auch 
einmal - das ist in diesem Fall so gewesen - eine 
veränderte Situation, weil die Wasserversorgung 
anders hergestellt wird, als es vorher geplant war. 

Eines aber finde ich doch ganz spannend. Sie 
haben sich ja heute auch in der Celleschen Zei-
tung so eingelassen, dass man, als der Förderbe-
scheid im Jahre 2010 vorlag, noch gar nicht wissen 
konnte, wie der Schlachthof mit Wasser versorgt 
wird.  
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Es wäre doch aber von der Gemeinde Wietze voll-
kommen fahrlässig gewesen, eine Wasserversor-
gung nur deshalb, weil man noch nicht weiß, wie 
sie genau aussehen wird, in der Kalkulation außen 
vor zu lassen. Selbst Sie werden doch nicht erwar-
ten, dass ein Schlachthof ohne Wasser arbeiten 
kann, meine sehr geehrten Damen und Herren. Es 
ist doch völliger Nonsens, was Sie da unterstellen. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Dann zu dem Vorwurf, wir hätten hier etwas in 
einer Gesamtsumme untergegraben, sodass man 
es nicht sehen kann. Wer Zeitung lesen kann, ist 
manchmal klar im Vorteil. Ich zitiere einmal das, 
was in der Celleschen Zeitung zum Jahreswechsel 
2009/2010 gestanden hat: 

„Das Land Niedersachsen bezu-
schusst die Ansiedlung der Firma 
Rothkötter in Wietze mit rund 800 000 
Euro. Mit dem Geld sollen ein neuer 
Kreisel und Straßen gebaut werden. 
Insgesamt beläuft sich die öffentliche 
Wirtschaftsförderung für den Geflü-
gelschlachthof auf rund 1,4 Millionen 
Euro.“ 

Also: Wer rechnen kann, ist klar im Vorteil. 1,4 Mil-
lionen Euro minus 800 000 Euro für den Kreisel, 
da bleibt noch etwas übrig. Das heißt, es werden 
noch andere Infrastrukturmaßnahmen damit be-
zahlt. Das ist auch kein großes Geheimnis. Das 
war überall offen und transparent. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, selbst 
wenn die Firma Rothkötter einen eigenen Brunnen 
gebaut hätte, hätte die Gemeinde Wietze sicher-
stellen müssen, dass alle anderen Unternehmen, 
die sich dort ansiedeln, Zugang zu der öffentlichen 
Wasserversorgung haben.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren, es doch 
Unsinn, was Sie hier erzählen! 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Herr Kollege Meyer stellt eine weitere Zusatzfrage. 

Christian Meyer (GRÜNE): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Vor 
dem Hintergrund, dass es ja schon sehr interes-
sant ist, dass man anscheinend einen Blanko-
scheck ausstellt, eine genaue Fördersumme mit 
einer ganz krummen Zahl einer Gemeinde bewil-
ligt, obwohl gar nicht klar ist, ob damit ein eigener 

Brunnen, eine Wasserleitung wo oder wie gebaut 
wird und diese Entscheidung erst später getroffen 
wird, 

(Heinz Rolfes [CDU]: Sie haben keine 
Ahnung!) 

und vor dem Hintergrund - ich finde das auch inter-
essant -, dass es in der Antwort „verkehrliche Er-
schließung von Gewerbeflächen“ hieß - das Wort 
haben Sie ja ausgelassen -, unter „verkehrlich“ 
also mittlerweile auch das fließende Wasser ver-
standen wird - es ist sehr interessant, wie Sie auf 
Parlamentsfragen eingehen -, 

(Ulf Thiele [CDU]: Infrastruktur!) 

frage ich Sie noch einmal ganz konkret: Was hat 
die Gemeinde genau beantragt, bevor der Antrag 
am 1. Februar bewilligt worden ist, dass es zu 
dieser Summe 1,484 Millionen Euro gekommen 
ist? Hat sie dort diese Leitung beantragt, oder hat 
sie einen eigenen Brunnen beantragt? Hat sie 
etwas anderes beantragt? Wie setzt sich diese 
konkrete Summe zusammen, wenn es damals 
noch keine Kostenschätzungen und Prüfungen 
gab? Jedenfalls kann man das der Presse und 
auch den Schreiben des Wasserversorgers ent-
nehmen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsident Hermann Dinkla: 

Herr Minister Bode, bitte! 

Jörg Bode, Minister für Wirtschaft, Arbeit und 
Verkehr: 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Der Ausbau der Wasserversorgung war 
bei der Antragstellung mit enthalten, und zwar - 
wie alles, was darin enthalten war - mit kalkulierten 
Kostenansätzen.  

Die Kostenansätze werden hinterher, wenn die 
Ergebnisse der Ausschreibung und der Ausfüh-
rung vorliegen, noch einmal überprüft, und zwar 
auch auf ihre Zuwendungsfähigkeit bzw. Förderfä-
higkeit hin. Es werden jeweils die einzelnen Kos-
tenpositionen überprüft, und nur das, was förder-
fähig ist, wird tatsächlich bezuschusst. 

Sie haben zu dem Themenkomplex ja x Fragen 
immer wieder eingereicht. Ich schließe nicht aus, 
dass wir bei einer Antwort einmal nur „verkehrliche 
Erschließung“ gesagt haben. Bei den anderen 
Antworten haben wir immer das andere mit er-
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wähnt. Das ist auch kein Geheimnis. Auch die 
Cellesche Zeitung hat es ja gemerkt. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU - 
Christian Meyer [GRÜNE]: Also Ver-
kehr ist jetzt Wasserversorgung?) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Frau Kollegin Flauger stellt die nächste Zusatzfra-
ge. 

Kreszentia Flauger (LINKE): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wir 
befinden uns ja in einer Situation, in der zu erwar-
ten ist, dass die europäischen Fördermittel zur 
Regional- und Strukturpolitik in der nächsten För-
derperiode gekürzt werden. Da Sie bisher sehr 
abstrakt geantwortet haben, Herr Bode - das ist ja 
immer gut, wenn man sich nicht festlegen will; 
dann kann man das leicht so machen -, frage ich 
Sie noch einmal ganz konkret, nach welchen Krite-
rien und mit welchen Zielrichtungen Sie bei der 
Vergabe von Fördermitteln zur Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur in Niedersachsen 
vorgehen, wie Sie also die zu fördernden Betriebe 
eigentlich auswählen. 

(Miriam Staudte [GRÜNE]: Wahlkreis-
prinzip!) 

- Ja, das kann sein. 

Präsident Hermann Dinkla: 
Herr Minister Bode, bitte! 

Jörg Bode, Minister für Wirtschaft, Arbeit und 
Verkehr: 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Frau Flauger, möchten Sie die Kriterien bei 
der direkten Wirtschaftsförderung oder bei der 
wirtschaftsnahen Infrastruktur haben? 

(Kreszentia Flauger [LINKE]: Wirt-
schaftsinfrastruktur!) 

- Wirtschaftsinfrastruktur? - Ich schlage vor, dass 
wir Ihnen unseren Kriterienkatalog schriftlich ge-
ben. 

(Kreszentia Flauger [LINKE]: Ich 
möchte Ihre politische Zielrichtung 
haben!) 

- Ach, die politische Zielrichtung. - Wir haben ein 
Scoringsystem: Es wird bewertet, welche Effekte 
kommen. Es geht uns darum, dass wir Wirtschafts-
impulse gerade auch für strukturschwache Regio-

nen setzen, dass wir die Ansiedlung von Unter-
nehmen erreichen, die Arbeitsplätze zur Verfügung 
stellen. Es geht also einmal darum, dass Impulse 
für strukturschwache Regionen gegeben werden.  

Genauso gut geht es aber auch darum, eine 
Clusterentwicklung da, wo wir technologische 
Cluster, Know-how-Träger haben, die gebündelt 
werden, über Zuschüsse zu verstärken. Es geht 
also einmal um die Frage der strukturschwachen 
Gebiete und die Schaffung von Arbeitsplätzen in 
strukturschwachen Regionen, und es geht darum, 
Anreize zu schaffen, damit Aufträge für Nachbar-
unternehmen bei der Umsetzung herauskommen. 
Es geht aber auch um die Bündelung von speziel-
lem Wissen in Regionen, um Innovationsimpulse 
auszulösen. 

(Zuruf von Kreszentia Flauger [LINKE]) 

- Frau Flauger, es sind 615 Arbeitsplätze geschaf-
fen worden. Das sind ganz viele Arbeitsplätze für 
Menschen, die in der Region keine Chance am 
Arbeitsmarkt haben, weil sie einen schlechten oder 
gar keinen Schulabschluss haben. Diese Men-
schen hätten sonst auf der Straße gestanden. 
Jetzt haben sie eine Zukunftsperspektive. Das ist 
sozial, und das war eine richtige Förderung! 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Herr Kollege Hagenah stellt die nächste Zusatzfra-
ge. 

Enno Hagenah (GRÜNE): 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Minister Bode hat in seinen Antworten 
heute mehrfach angedeutet, dass eine einmal 
bewilligte Förderung anschließend noch einmal 
nachgerechnet werden musste. Offensichtlich gibt 
es also zwischen der Summe, die bewilligt war, 
und der, die gewährt worden ist, Unterschiede. 

In der Antwort der Landesregierung vom 8. März 
2010 auf die Kleine Anfrage der Fraktion der Grü-
nen steht eindeutig und unmissverständlich:  

„Für die ‚verkehrliche Erschließung 
neuer Gewerbeflächen’ wird eine 
staatliche Zuwendung als nicht rück-
zahlbarer Zuschuss an die Gemeinde 
Wietze in Höhe von 1 484 700 Euro 
(75 %) gewährt.“ 

(Zurufe von den GRÜNEN: Aha!) 
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Vor dem Hintergrund dieser beiden Tatsachen 
frage ich die Landesregierung: Welche Förderbe-
scheide hatte sie am 8. März 2010 erteilt, welche 
Förderung hat sie bis zum heutigen Tage tatsäch-
lich bewilligt, und was hat sich in der Zwischenzeit 
getan? 

(Beifall bei den GRÜNEN und Zu-
stimmung bei der SPD) 

Präsident Hermann Dinkla: 

Herr Minister Bode, bitte! 

Jörg Bode, Minister für Wirtschaft, Arbeit und 
Verkehr: 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Herr Hagenah, die Oppositionsfraktionen 
haben ja beim MW eine umfangreiche Aktenvorla-
ge beantragt, auch zur Wirtschaftsförderung, zur 
NBank, zu GRW-Zuschüssen etc. Wenn Sie in die 
Akten geschaut hätten, dann hätten Sie gesehen, 
dass immer ein Ursprungsbescheid erteilt worden 
ist. Genauso ist es auch bei Rothkötter gewesen. 
Darin steht: bis zu … kann gefördert werden.  

Das Ganze müssen wir machen, bevor auch nur 
ein einziger Auftrag vergeben werden kann. Zuerst 
muss die Förderung beantragt werden, und erst 
dann kann gestartet werden. Das heißt, in dem 
Antrag handelt es sich um Schätzkosten. Deshalb 
steht dort „bis zu“, und es wird eine Prozentgröße 
angesetzt. Wenn die Aufträge erteilt werden, die 
Ausschreibungen erfolgen und die Mittel abgerufen 
werden, dann kommen die Rechnungen rein. Dann 
heben wir nicht den alten Bescheid auf und erstel-
len einen neuen, weil jetzt eine andere Zahl 
zugrunde liegt, sondern es wird schlicht und ergrei-
fend geschaut, was gemacht wurde, was zuwen-
dungsfähig ist. Bis zu einem bestimmten Betrag 
kann man gehen, dann ist Schluss. In der Regel 
waren die Schätzkosten etwas höher als die Kos-
ten, die am Ende herausgekommen sind.  

(Heinz Rolfes [CDU]: Das weiß jeder, 
der im Ortsrat ist! Das wird in jedem 
kommunalpolitischen Grundseminar 
vermittelt!) 

Am Ende wird es wahrscheinlich etwas weniger 
sein. Damit Sie sich nicht wundern, habe ich Ihnen 
das hier so dargestellt.  

(Zustimmung bei der FDP und bei der 
CDU) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Frau Kollegin Weisser-Roelle stellt die nächste 
Zusatzfrage. 

Ursula Weisser-Roelle (LINKE): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr 
Minister Bode, Sie haben in Ihrer Antwort gesagt, 
dass Missstände bei Arbeitsbedingungen und 
Löhnen nicht auszuschließen seien. Eine entspre-
chende Nachfrage meines Kollegen Dr. Sohn ha-
ben Sie nicht beantwortet.  

Ich versuche es noch einmal und frage Sie: Mit 
welchen Maßnahmen oder Mitteln stellen Sie si-
cher, dass Missstände, die festgestellt werden, 
behoben werden, bzw. welche Überprüfungsme-
chanismen haben Sie, damit solche Missstände in 
Firmen, die Fördermittel erhalten, gar nicht erst 
auftreten? 

Ich schließe meine zweite Frage an: Ist es nicht 
endlich Zeit, die Förderpraxis so umzugestalten, 
dass Förderbescheide ausdrücklich an soziale 
Kriterien gebunden sind? 

(Beifall bei der LINKEN und bei den 
GRÜNEN) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Herr Minister Bode, bitte! 

Jörg Bode, Minister für Wirtschaft, Arbeit und 
Verkehr: 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Ich möchte es noch einmal klar sagen: Ich 
schließe für keine Branche in Niedersachsen aus, 
dass es in Einzelfällen auch mal Missstände geben 
und es dazu kommen kann, dass sich jemand nicht 
rechtskonform verhält. Das bedeutet aber nicht, 
dass wir flächendeckend jedes Arbeitsverhältnis 
durch Kontrolleure überprüfen. Das ist völlig illuso-
risch. So einen Staat will ich auch nicht.  

(Zustimmung bei der CDU) 

Wenn aber bekannt wird, dass es zu Missständen 
kommt, weil derjenige, der den Missstand sozusa-
gen am eigenen Leibe erfährt, ihn meldet, dann 
gehen wir dem nach. Dabei kommen alle rechtli-
chen Instrumentarien, die wir haben, zum Einsatz.  

Frau Weisser-Roelle, wenn es zu Verstößen eines 
geförderten Unternehmens gegen Auflagen im 
Förderbescheid kommt, dann werden die Förder-
mittel nach einer entsprechenden Prüfung natürlich 
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zurückgefördert. Das wird korrekt abgewickelt, und 
die Steuergelder werden zurückgeholt. 

Im Fall Rothkötter allerdings gibt es nun wirklich 
keinen einzigen Anhaltspunkt dafür, dass etwas 
Derartiges passieren wird. Das, was dort gemacht 
wird, ist ein Segen für die gesamte Region. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Präsident Hermann Dinkla: 

Die nächste Zusatzfrage stellt der Kollege Hage-
nah. 

Enno Hagenah (GRÜNE): 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Vor dem Hintergrund, dass Minister Bode 
eben völlig ausweichend auf die Frage nach dem 
Unterschied zwischen den aktuellen Förderbeträ-
gen für Maßnahmen der Gemeinde und den ur-
sprünglich zugesagten geantwortet hat, und vor 
dem Hintergrund, dass gerade das Ministerium von 
Herrn Bode vom Landesrechnungshof in der Ver-
gangenheit massiv dafür kritisiert worden ist, dass 
dort manche Förderung nach Gutsherrenart verge-
ben wird, frage ich die Landesregierung, in welcher 
Höhe im März 2010 - „bis zu“ - Fördersummen für 
die Gemeinde und für welche konkreten Maßnah-
men vorgesehen waren und wie hoch die aktuelle 
Istförderung für welche Maßnahmen ist. Das muss 
doch beantwortet werden können. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Präsident Hermann Dinkla: 

Herr Minister Bode, bitte! 

Jörg Bode, Minister für Wirtschaft, Arbeit und 
Verkehr: 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Herr Hagenah, es handelt sich um einen 
Bescheid mit einer maximalen Förderung bis zur 
Summe von 1 484 700 Euro - bis zu. Das habe ich 
auf alle Anfragen geantwortet. An der Zahl hat sich 
nichts, aber auch wirklich gar nichts geändert.  

Bis zu dieser Summe kann der Gemeinde Wietze 
für die wirtschaftsnahe Infrastruktur ein Zuschuss 
ausgezahlt werden. Wirtschaftsnahe Infrastruktur 
beinhaltet natürlich mehr als nur den Asphalt einer 
Straße. Es geht auch um alle anderen Versor-
gungseinrichtungen, die man braucht, wenn man 
ein Unternehmen ansiedelt, ein Gebäude bzw. 
eine Produktionshalle baut etc. Dazu braucht man 

natürlich auch Strom, Wasser, eventuell Gas, Ab-
wasser und übrigens auch Telekommunikation.  

Der Popanz - sage ich mal -, den Sie hier aufbau-
en, ist völlig weltfremd.  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Herr Kollege Meyer von der Fraktion der Grünen 
stellt eine weitere Zusatzfrage und damit die letzte 
mögliche Frage für die Fraktion. 

Christian Meyer (GRÜNE): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
möchte an die Frage meines Kollegen Hagenah 
anschließen und konkret nachfragen, welche Be-
standteile Sie gefördert haben, die in der Summe 
der 1,4 Millionen Euro enthalten sind. Die Straße 
ist gebaut, die Wasserversorgung ist beantragt. 
Jetzt reden Sie - sozusagen als Blankoscheck - 
auch noch von Telekommunikation, Stromversor-
gung. In der Antwort steht auch etwas von Altlas-
tenentsorgung und davon, dass 1,2 Millionen Euro 
auf einen Grundstücksankauf entfallen, der der 
Firma im städtebaulichen Vertrag zugesichert wor-
den ist. Ich würde gerne von Ihnen wissen: Welche 
konkrete Förderung leistet das Land indirekt für 
diese Maßnahme, die Sie als „verkehrliche Er-
schließung“ verstehen? 

(Ernst-August Hoppenbrock [CDU]: 
Infrastruktur! - Gegenruf von Christian 
Meyer [GRÜNE]: Verkehrliche Er-
schließung hat er beantwortet!) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Die Fraktionen führen hier keine Diskussionen 
untereinander. Das Wort hat Herr Minister Bode! 

Jörg Bode, Minister für Wirtschaft, Arbeit und 
Verkehr: 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Herr Meyer, ich glaube, Sie wollen es ein-
fach nicht verstehen. Wir haben der Gemeinde 
Wietze einen Betrag von rund 1,4 Millionen Euro - 
das ist die maximale Förderhöhe! - für die wirt-
schaftsnahe Infrastruktur in diesem Gewerbegebiet 
zur Verfügung gestellt. Darunter fällt, wie in jedem 
anderen Gewerbegebiet auch, alles, was zum 
Anschluss eines Gewerbegebietes, das man neu 
baut, gehört.  

Für die Gemeinde Wietze gibt es keine Sonderre-
gelungen, z. B. dass sie die Mittel für alles ver-
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wenden dürfen außer für die Wasserversorgung 
oder für den Bau der Straße. Alles, was im Bereich 
der Infrastruktur erforderlich ist, ist in diesem Be-
scheid - wie bei jeder anderen Gewerbegebietsför-
derung in Niedersachsen auch - enthalten. Aber 
die einzelnen Kostenpositionen sind natürlich flie-
ßend. Das heißt, wenn man für den Bau der Stra-
ße 100 000 Euro weniger braucht, dafür aber für 
die Telekommunikationsanbindung 100 000 Euro 
mehr, dann kann man natürlich Mittel hin- und 
herschieben. Aber die Gesamtsumme darf nicht 
überschritten werden. 

(Zustimmung bei der FDP und bei der 
CDU) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Damit schließen wir Tagesordnungspunkt 18 b ab.  

Ich rufe Tagesordnungspunkt 18 c auf: 

Bezahlbarer Wohnraum wird Mangelware - Wie 
gestaltet sich die neue Wohnraumförderpolitik 
der Landesregierung? - Anfrage der Fraktion DIE 
LINKE - Drs. 16/5205  

Dazu erteile ich dem Kollegen Adler das Wort.  

Hans-Henning Adler (LINKE): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Ich stelle folgende Frage:  

Immer mehr Menschen sind in Niedersachsen auf 
der Suche nach bezahlbarem Wohnraum. Der 
Blick auf diese Tatsache wird ein wenig dadurch 
verstellt, dass der Wohnraummangel regional un-
gleich verteilt ist. Wer in einem Ballungsgebiet 
keine Wohnung findet, dem kann aufgrund von 
Arbeitsplatz- und/oder Familienbindung aber nicht 
durch den Wohnungsleerstand in anderen Regio-
nen geholfen werden. 

Der Wohnungsmangel besteht im Bereich der Sin-
glewohnungen und bei Wohnungen für Kinderrei-
che. Überall mangelt es an behindertengerechten 
Wohnungen. Ein besonderer Wohnbedarf besteht 
für altersgerechte Wohnungen, die entsprechend 
der sozialen Situation vieler Menschen auch be-
zahlbar sind. Nach Artikel 6 a der Niedersächsi-
schen Verfassung hat das Land darauf hinzuwir-
ken, die Bevölkerung mit angemessenem Wohn-
raum zu versorgen. 

Die zunehmenden Probleme im Bereich des sozia-
len Wohnraumbestandes und die Mietentwicklung 

wurden in der parlamentarischen Debatte zum 
Entschließungsantrag „Mit einem Wohnraumför-
derprogramm gezielt und nachhaltig in den Woh-
nungsmarkt eingreifen“ in der Drs. 16/1631 und 
zum Gesetzentwurf der Fraktion DIE LINKE „Ge-
setz zum Schutz von Wohnraum und zur Bekämp-
fung der Immobilienspekulation“ in der 
Drs. 16/3627 behandelt. 

Einem Artikel in der Hannoverschen Allgemeinen 
Zeitung vom 10. September 2012 sowie einer 
Pressemitteilung von Sozialministerin Özkan des 
gleichen Tages war nun zu entnehmen, dass - 
entgegen der bisherigen Haltung der Landesregie-
rung - das Wohnraumförderprogramm um 10 Mil-
lionen Euro eigene Mittel aufgestockt werden soll, 
also mehr ausgegeben werden soll, als bisher 
durch die Weiterleitung von Bundesmitteln vorge-
sehen war. Während in der Presseerklärung der 
Ministerin von „zusätzlichen Mitteln“ gesprochen 
wird, ist in dem entsprechenden Zeitungsartikel 
von „Umschichtungen im Haushalt“ die Rede. Laut 
Hannoverscher Allgemeiner Zeitung vom 11. Sep-
tember 2012 sollen Zuschüsse nur als zinslose 
Darlehen gewährt werden. 

Wir fragen die Landesregierung:  

1. Warum sind zusätzliche Mittel, die über die vom 
Bund bereitgestellten und damit nur weitergeleite-
ten Mittel hinausgehen, nicht im Doppelhaushalt 
2012/2013 dargestellt worden, und wie werden sie 
jetzt haushaltsrechtlich verortet? 

2. Wie verhält sich die Ankündigung der Ministerin 
zu der Tatsache, dass in der mittelfristigen Finanz-
planung der Regierung 2012 bis 2016 die Mittel für 
Wohnbauprogramme von 64,6 Millionen Euro in 
2012 Jahr für Jahr bis auf 48,3 Millionen Euro in 
2015 und 2016 reduziert werden? - Es folgt die 
Fundstelle. 

3. Ist die Landesregierung vor dem Hintergrund der 
Ergebnisse der aktuellen Pestel-Studie dazu be-
reit, durch die Bereitstellung entsprechend höherer 
Haushaltsmittel eine sehr deutliche Aufstockung 
des Wohnraumförderprogramms vorzunehmen 
und damit auf den faktisch viel höheren Bedarf - 
laut Pestel-Institut fehlen in Niedersachsen aktuell 
gut 350 000 Sozialwohnungen - zu reagieren? 

(Beifall bei der LINKEN) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Für die Landesregierung antwortet Frau Ministerin 
Özkan. Ich erteile ihr das Wort. 
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Aygül Özkan, Ministerin für Soziales, Frauen, 
Familie, Gesundheit und Integration: 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! In Niedersachsen orientiert 
sich die soziale Wohnraumförderung an den Zielen 
des Niedersächsischen Wohnraumfördergesetzes. 

Bei der Festlegung der Förderschwerpunkte wer-
den die Bedarfe auf dem Wohnungsmarkt berück-
sichtigt, die sich insbesondere aus dem demografi-
schen Wandel sowie der regional unterschiedli-
chen Bevölkerungs- und Strukturentwicklung erge-
ben. 

Im aktuellen Wohnraumförderprogramm werden 
die Schaffung selbst genutzten Eigentums für 
Haushalte mit Kindern und Menschen mit Behinde-
rung sowie von Mietwohnungen für ältere Men-
schen und Menschen mit Behinderung gefördert. 
Außerdem werden Modernisierungs- und Umbau-
maßnahmen von Mietwohnungen in städtebauli-
chen Fördergebieten gefördert. 

Die Förderung erfolgt grundsätzlich auf der Basis 
von zunächst zinsfreien Darlehen. Einzige Aus-
nahme: Für den im Rahmen einer Umbaumaß-
nahme erforderlichen Einbau von Aufzügen wird 
ein Zuschuss gewährt. 

Ergebnisse aus der Wohnungsmarktbeobachtung 
der NBank zeigen trotz Bevölkerungsrückgang 
aktuell einen steigenden Bedarf an Wohnraum. 
Dies gilt insbesondere für Ein- und Zweipersonen-
haushalte. Bis zum Jahr 2030 wird ein zusätzlicher 
Bedarf an Mietwohnungen erwartet. Eine erhöhte 
Nachfrage besteht insbesondere in städtischen 
Ballungsgebieten. Haushalte mit kleinen und mitt-
leren Einkommen haben dabei zunehmend 
Schwierigkeiten, bezahlbaren Mietwohnraum zu 
finden. 

(Vizepräsidentin Astrid Vockert 
übernimmt den Vorsitz) 

Aus diesem Grund stockt die Niedersächsische 
Landesregierung das Wohnraumförderprogramm 
um 10 Millionen Euro auf. Damit wollen wir ergän-
zend zu den vorhandenen Programmschwerpunk-
ten preisgünstige Mietwohnungen in städtischen 
Ballungsgebieten fördern. 

Diese Programmergänzung wird ausgesprochen 
positiv aufgenommen. Das zeigen z. B. die bishe-
rigen Reaktionen der Wohnungswirtschaft. Aktuell 
liegt mir außerdem ein Schreiben des Sozialver-
bands vor, der diesen Schritt ausdrücklich begrüßt 

und zuversichtlich ist, dass die Wohnungswirt-
schaft diese Chance für Investitionen nutzen wird. 

Dies vorausgeschickt, beantworte ich die Anfrage 
namens der Landesregierung wie folgt: 

Zu 1: Für die Wohnraumförderung 2012 und 2013 
stehen jeweils rund 39,9 Millionen Euro aus Kom-
pensationsmitteln des Bundes zur Verfügung. Dar-
über hinaus stellen wir für die Aufstockung des 
Wohnraumförderprogramms 2012  10 Millionen 
Euro aus der im Wohnraumförderfonds angesam-
melten Liquidität bereit. Hierbei handelt es sich um 
Mittel, über die die Landesregierung bereits heute 
verfügen kann. Ein sogenannter Vorgriff auf künftig 
zur Verfügung gestellte Mittel, z. B. vom Bund, wird 
nicht erforderlich. 

Zu 2: In der mittelfristigen Finanzplanung sind die 
Gesamtausgaben aller laufenden Wohnungsbau-
programme dargestellt. Deshalb wird hier auch 
abgebildet, wie sich - neben der Zuweisung des 
Bundes - die Finanzierungskosten der auslaufen-
den Altprogramme entwickeln. Nicht in der Mipla 
enthalten ist der Wohnraumförderfonds und damit 
die 10 Millionen Euro, die wir nun zusätzlich zur 
Verfügung stellen. Der Fonds ist als Sondervermö-
gen im Einzelplan 05 des Etats ausgewiesen. Von 
einer Reduzierung der Wohnungsbaumittel kann 
deshalb keine Rede sein. Im Gegenteil! 

Zu 3: Die Mittel nach dem Entflechtungsgesetz mit 
der Zweckbindung Wohnraumförderung stehen bis 
2013 zur Verfügung. Um die Fortsetzung der Kom-
pensationszahlungen in bisheriger Höhe ab 2014 
zu erreichen, führen die Länder - auch Nieder-
sachsen - nach wie vor Gespräche mit dem Bund. 
Der Niedersächsische Landtag hat sich am 
24. Februar 2012 in der Entschließung „Wohn-
raumförderung zukunftsfähig gestalten - Mittel aus 
dem Entflechtungsgesetz weiterhin zweckentspre-
chend einsetzen“ dafür ausgesprochen, die Mittel, 
die der Bund dem Land aus dem Entflechtungsge-
setz zuweist, auch ab 2014 in bedarfsgerechter 
Höhe für die Wohnraumförderung zur Verfügung 
zu stellen. Die Entscheidung über die genaue Hö-
he der Haushaltsmittel für die Wohnraumförderung 
ab 2014 obliegt dann dem Niedersächsischen 
Landtag als Haushaltsgesetzgeber. 

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
Danke schön, Frau Ministerin. - Die erste Zusatz-
frage der Fraktion DIE LINKE stellt Herr Dr. Sohn. 
Bitte! 
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Dr. Manfred Sohn (LINKE): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Frau 
Özkan, ich habe nur noch folgende Nachfrage: Der 
Abgeordnete Riese hat in der gestrigen Aktuellen 
Stunde in unvergleichlicher Schlichtheit seine Posi-
tion zum Ausdruck gebracht, dass Wohnraumför-
derung angesichts des demografischen Wandels 
mittelfristig sowieso nicht mehr notwendig sei. Ich 
frage die Landesregierung, ob sie diese Sicht teilt. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
Herzlichen Dank. - Für die Landesregierung hat 
Frau Ministerin Özkan das Wort. 

Aygül Özkan, Ministerin für Soziales, Frauen, 
Familie, Gesundheit und Integration: 
Wie ich nicht nur eben, sondern auch schon ges-
tern erläutert habe, schauen wir uns sehr genau 
den Wohnraumbedarf in Niedersachsen an, der 
sich sehr unterschiedlich, auch regional unter-
schiedlich, gestaltet. Gestern haben wir auch ge-
hört, dass es unterschiedliche Zahlen gibt. Wir 
werden den Markt sehr genau beobachten, so wie 
wir es jährlich tun.  

Das machen wir übrigens nicht alleine. Dazu sitzen 
auch andere Akteure mit am Tisch. Das ist die 
Konzertierte Aktion Bauen und Wohnen mit der 
Wohnungswirtschaft, den kommunalen Spitzen-
verbänden, dem Mieterbund etc. Wir schauen uns 
auch die Wohnungsmarktbeobachtung der NBank 
sehr genau an.  

Natürlich gucken wir uns auch den demografischen 
Wandel sehr genau an. Denn auf der einen Seite 
haben wir Überschüsse - in bestimmten Gebieten 
gibt es rückläufige Interessen, was den Wohnraum 
angeht -, während wir es auf der anderen Seite in 
städtischen Ballungsgebieten, wie ich gerade 
schon deutlich gemacht habe, mit zunehmendem 
Wohnraumbedarf insbesondere für Ein- und Zwei-
personenhaushalte zu tun haben. Wir müssen uns 
anschauen, ob es sich dabei um eine nachhaltige 
Entwicklung handelt. Oder ist das eine Moment-
aufnahme, z. B. weil auch mehr Studenten nach 
Niedersachsen kommen und entsprechenden 
Wohnraum suchen? Wie nachhaltig ist das? - Das 
werden wir beobachten. 

Genau das wird auch ein Merkmal sein, um dar-
über zu entscheiden, wie viel Bedarf besteht und 
welche Förderung erfolgen muss. Wir haben ja 
ganz deutlich gesagt: Wir setzen uns dafür ein, 
dass es die Kompensationsmittel des Bundes wei-

terhin geben muss. - Bis 2019 ist das auch so an-
gedacht. Die Frage ist nur: In welcher Höhe wird 
es kommen? 

Wir werden hier auch vorstellen, wie der Bedarf ist, 
und dann hat der Haushaltsgesetzgeber zu ent-
scheiden, in welcher Höhe Haushaltsmittel einge-
stellt werden. Wie wir bei der Beratung des Haus-
halts und der Mipla im Ausschuss deutlich ge-
macht haben, haben wir sie auch in der Mipla ein-
gestellt, nämlich 39,9 Millionen Euro. Hinzu kom-
men die von mir eben erwähnten Mittel aus dem 
Wohnraumförderfonds, der ja revolvierend weiter-
geführt wird. 

(Zustimmung bei der CDU) 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
Herzlichen Dank. - Die nächste Zusatzfrage stellt 
Frau Kollegin Staudte von der Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen. Bitte schön! 

Miriam Staudte (GRÜNE): 
Vielen Dank. - Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Frau Ministerin, habe ich Sie jetzt gerade 
richtig verstanden, dass die 10 Millionen Euro, die 
in diesem Jahr zur Verfügung gestellt werden, dem 
Wohnraumförderfonds entnommen werden, also 
letztendlich nicht zusätzliche Mittel darstellen, son-
dern nur vorgezogen werden, womit sozusagen 
einer künftigen Landesregierung weniger Mittel für 
diesen Bereich zur Verfügung stehen werden?  

(Zustimmung bei den GRÜNEN und 
bei der SPD) 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
Danke schön, Frau Kollegin Staudte. - Für die 
Landesregierung antwortet Frau Ministerin Özkan. 
Bitte schön! 

Aygül Özkan, Ministerin für Soziales, Frauen, 
Familie, Gesundheit und Integration: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Die 10 Millionen Euro nehmen wir aus der 
Liquidität des Wohnraumförderfonds. Man muss 
sich das so vorstellen, dass dieser Fonds, der 
2009 eingerichtet worden ist, dazu dient - das war 
eine gute Entscheidung -, die Mittel des Bundes 
aufzunehmen und sozusagen die Rückflüsse aus 
den Darlehen - es handelt sich hierbei um zinsfreie 
Darlehen, die zurückgezahlt werden - zu bewirt-
schaften. 
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In diesem Fonds gibt es also eine gewisse Liquidi-
tät. Sie liegt im Moment bei rund 50 Millionen Euro. 
Wenn wir einen Bedarf feststellen - er besteht jetzt 
und in den nächsten Jahren -, ist es nur folgerich-
tig, aus dem Geldbestand des Fonds, also aus der 
Liquidität, Geld herauszunehmen und damit jetzt 
den Mietwohnungsbau nach ganz festen Kriterien 
zu fördern. Dabei prüfen wir, ob der Markt dieses 
Angebot annimmt oder nicht. 

Dieser Betrag wird dem Fonds nicht entzogen; 
denn auch hierbei geht es um zinsfreie Darlehen. 
Es werden also auch aus den jetzt geförderten 
Maßnahmen Rückflüsse kommen; denn es handelt 
sich um einen revolvierenden Fonds. Wir gehen 
fest davon aus - dafür setzen wir als Länder uns 
ein; auf der Baumministerkonferenz in der letzten 
Woche sind dazu gute Signale ausgesandt wor-
den -, dass der Bund uns über 2013 hinaus diese 
Fördermittel, diese Kompensationsmittel zur Ver-
fügung stellen wird, sodass wir auch weiterhin von 
einem guten Stamm für die Fördersumme ausge-
hen können.  

(Miriam Staudte [GRÜNE]: Dann ist 
das doch nicht zusätzlich, sondern 
vorgezogen!) 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
Herzlichen Dank. - Für die Fraktion DIE LINKE 
stellt jetzt Herr Adler die nächste Zusatzfrage. Bit-
te! 

Hans-Henning Adler (LINKE): 
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Ich habe gleich zwei Zusatzfragen.  

Erstens. Frau Ministerin Özkan, Sie haben eben 
gesagt, dass Sie die 10 Millionen Euro aus der 
Liquidität, aus den Rückflüssen nehmen, also bei 
einer Gesamtliquidität von 50 Millionen Euro. Da 
frage ich mich: Was passiert mit den übrigen 
40 Millionen Euro? Werden diese nicht der Wohn-
raumförderung zur Verfügung gestellt? Fließen 
diese Mittel in den allgemeinen Haushalt ein? - 
Das war meine erste Frage an die Landesregie-
rung.  

Zweitens. Wie viele Wohnungen lassen sich nach 
der Rechnung der Landesregierung von den 
10 Millionen Euro je Jahr in ganz Niedersachsen 
überhaupt fördern?  

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
Herzlichen Dank, Herr Kollege Adler. Sie haben 
die Frage an sich selbst gestellt, aber Gott sei 

Dank wiederholt, dass Sie die Landesregierung um 
Auskunft bitten. - Frau Ministerin Özkan! 

Aygül Özkan, Ministerin für Soziales, Frauen, 
Familie, Gesundheit und Integration: 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Das 
ist schon häufiger im Haushaltsausschuss und 
auch im Sozialausschuss bei den Beratungen des 
Haushaltsplans erklärt worden. Dieser Fonds ist 
quasi ein lebender Fonds.  

(Marco Brunotte [SPD]: Was ist denn 
ein toter Fonds?) 

Das heißt, Mittel fließen aus den Darlehen zurück. 
Aktuell werden Vorhaben mit 10 Millionen Euro 
gefördert. Diese Mittel fließen ja nicht ad hoc ab, 
sondern bei Wohnungsbauprojekten in Chargen. 
Wir rechnen damit, dass im ersten Jahr vielleicht 
4 Millionen Euro abfließen und weitere Mittel in 
Stufen abfließen.  

Der Rest steht natürlich der Wohnraumförderung 
zur Verfügung. Wir sehen jetzt den Bedarf und 
entnehmen den derzeit vorhandenen Mitteln, also 
aus der Liquidität, 10 Millionen Euro für die Förde-
rung. Wir werden uns sehr genau anschauen, ob 
dies am Markt angenommen wird oder nicht. 

Zu der Zahl der geförderten Wohnungen: Mit den 
10 Millionen Euro können nach den von uns fest-
gezurrten Kriterien 160 bis 200 Wohnungen geför-
dert werden.  

(Marco Brunotte [SPD]: Helau!) 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 

Herzlichen Dank, Frau Ministerin. - Für die SPD-
Fraktion stellt Herr Brunotte die nächste Zusatzfra-
ge. Bitte! 

Marco Brunotte (SPD): 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Ich frage die Landesregierung, inwieweit 
das Programm, das wir für das Jahr 2012 zur För-
derung des sozialen Wohnungsbaus in Nieder-
sachsen unter den Vorbedingungen diskutiert ha-
ben, verstetigt und auch in den Jahren 2013 ff. 
fortgeführt werden soll.  

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 

Herzlichen Dank, Herr Kollege Brunotte. - Für die 
Landesregierung antwortet Frau Ministerin Özkan. 
Bitte schön! 
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Aygül Özkan, Ministerin für Soziales, Frauen, 
Familie, Gesundheit und Integration: 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Es gilt 
das, was ich eben gesagt hatte. Wir werden meh-
rere Punkte sehr genau prüfen:  

Erstens. Wie entwickelt sich der Bedarf?  

Zweitens. Wie wird die Förderung am Markt ange-
nommen? Wie wird gebaut? Wie sieht die Entwick-
lung aus? - Diese sehen wir, weil die NBank re-
gelmäßig eine Analyse erstellt, die auch uns zur 
Verfügung steht. Dafür werden auch die Woh-
nungswirtschaft und die Zielgruppen befragt. Inso-
fern liegen sehr genaue Daten vor. 

Drittens. Wir werden genau betrachten, wie viel 
Geld vom Bund kommt bzw. wie viel Geld, das 
vom Bund kommt, vom Haushaltsgesetzgeber - 
dem Niedersächsischen Landtag - dann für die 
Wohnraumförderung zur Verfügung gestellt wird. 

(Marco Brunotte [SPD]: Also keine ei-
genen Pläne!) 

Was die Aussage zu den eigenen Mitteln angeht, 
so habe ich eben deutlich gemacht, dass wir jetzt 
10 Millionen Euro der Liquidität entnehmen. Wir 
prüfen, wie die Wohnungsgesellschaften dieses 
Angebot annehmen. Hierbei ist nicht nur die Woh-
nungswirtschaft gefragt, sondern auch ganz gezielt 
die Kommunen; denn nur die Wohnungswirtschaft 
wird es nicht machen. Auch die Kommunen wer-
den überlegen müssen, wie sie steuern. 

Insofern werden wir sehr genau prüfen, ob die 
zusätzlichen Mittel, die wir jetzt in den Markt ge-
ben, angenommen werden. Einen Sachverhalt 
könnte ich Ihnen aber nennen: Wenn ich mir an-
schaue, wie viele Mittel abgerufen werden - auch 
in den vergangenen Jahren, auch in der ersten 
Hälfte des Jahres 2012 -, so ist festzustellen, dass 
die Mittel - bisher 39,9 Millionen Euro - gerade 
einmal so abgerufen werden. Das heißt, wir haben 
keine Wartelisten und keine Priorisierungen, so-
dass es nicht dazu kommt, dass jemand nicht be-
dient werden kann.  

Das zeigt, dass der Markt im Moment diesen Be-
darf noch nicht sieht oder erkennt. Wir können 
Anreize schaffen. Das haben wir in Form höherer 
Förderbeträge getan, die wir jetzt hineingegeben 
haben. 

(Marco Brunotte [SPD]: Der Markt 
entscheidet über die Politik der Lan-
desregierung! Das ist ja klasse!) 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 

Herzlichen Dank. - Die nächste Zusatzfrage - das 
ist die zweite für die Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen - stellt Frau Kollegin Staudte. Sie hat das 
Wort.  

Miriam Staudte (GRÜNE): 

Vielen Dank. - Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Frau Ministerin, welche Position vertritt die 
Landesregierung bei dem Knackpunkt der Zweck-
bindung? - Sie haben vorhin davon gesprochen, 
dass in Zukunft diese Mittel des Bundes in be-
darfsgerechter Höhe für die Wohnraumförderung 
zur Verfügung gestellt werden sollen. Aber „be-
darfsgerecht“ heißt nicht unbedingt „zu 100 % 
zweckgebunden“. Welche Position vertritt die Lan-
desregierung dazu in den derzeitigen Verhandlun-
gen?  

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 

Herzlichen Dank, Frau Kollegin Staudte. - Für die 
Landesregierung antwortet Frau Ministerin Özkan.  

Aygül Özkan, Ministerin für Soziales, Frauen, 
Familie, Gesundheit und Integration: 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich 
hatte schon eben, als ich den Entschließungsan-
trag erwähnt hatte, der hier im Hause beschlossen 
worden war, gesagt: Wenn vom Bund keine 
Zweckbindung kommt - davon gehen wir aus; denn 
es scheint so zu sein, dass die Mittel ohne Zweck-
bindung zugewiesen werden -, dann werden wir 
uns anschauen müssen, wie viele Kompensati-
onsmittel überhaupt kommen. Dann prüfen wir 
entsprechend dem Entschließungsantrag, in wel-
cher Höhe wir den Wohnraumbau weiter bedarfs-
gerecht fördern müssen. 

Das hat etwas mit der Entwicklung des Marktes 
und des Bedarfs zu tun. Wir sind nicht verpflichtet - 
das ist auch nicht unsere Aufgabe -, neu gebaute 
Mietwohnungen für alle möglichen Einkommens-
gruppen, für jeden zur Verfügung zu stellen. Viel-
mehr ist das Land verpflichtet, dafür zu sorgen, 
dass auch die Menschen in den unteren und mitt-
leren Einkommensgruppen am Mietmarkt zu be-
zahlbaren Preisen bedient werden. Diesen Bedarf 
gilt es zu ermitteln. Wenn wir den Bedarf kennen, 
werden wir die Beträge festlegen.  

Insofern wird es im Jahr 2013 und in den Planun-
gen für 2014 darum gehen - dabei ist auch der 
Haushaltsgesetzgeber, der Landtag, involviert - 

18984 



Niedersächsischer Landtag  -  16. Wahlperiode  -  146. Plenarsitzung am 27. September 2012 
 

festzulegen, was bedarfsgerecht ist. Diese Diskus-
sion werden wir in diesem Kreise führen.  

(Miriam Staudte [GRÜNE]: Nicht 
zweckgebunden!) 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
Herzlichen Dank, Frau Ministerin. - Für die SPD-
Fraktion stellt Herr Kollege Schwarz die zweite 
Zusatzfrage. Bitte! 

Uwe Schwarz (SPD): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Frau 
Ministerin, Sie haben gerade die Wirkung des re-
volvierenden Fonds vorgestellt. Wir hatten schon 
einmal Rückflüsse aus anderen Wohnraumförder-
programmen. Deshalb frage ich Sie: Was ist denn 
mit diesen Mitteln geschehen? Sind sie nicht durch 
den Finanzminister „verkauft“ worden? Falls das so 
sein sollte: Was hat das an Entnahme von nieder-
sächsischen Mitteln für den Wohnungsbau bedeu-
tet? 

Ich glaube, es ist klar geworden: Wenn wir hier 
über Fonds reden und die Mittel durch Ihren Fi-
nanzminister „verkauft“ werden, dann fehlen sie. 
Ich möchte also wissen: Wie viel Mittel sind auf 
diese Art und Weise dem niedersächsischen 
Wohnraumbau entzogen worden? 

(Zustimmung bei der SPD) 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
Danke schön, Herr Kollege Schwarz. - Für die 
Landesregierung hat Frau Ministerin Özkan das 
Wort. 

Aygül Özkan, Ministerin für Soziales, Frauen, 
Familie, Gesundheit und Integration: 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! So-
weit ich richtig informiert bin - jetzt ist der Finanz-
minister nicht da; aber ich rekonstruiere das - sind 
sie im Jahr 2007 veräußert worden. Das sind ins-
gesamt, so glaube ich, rund 1,1 Milliarden Euro ge-
wesen. Davon sind 700 Millionen Euro in die Kapi-
talaufstockung der NORD/LB gegangen und 
300 Millionen Euro oder 400 Millionen Euro sind in 
den Haushalt geflossen.  

Das ist damals, in der Zeit, als es die Haushalts-
konsolidierung geben musste, so entschieden 
worden. Insofern hat man diesen revolvierenden 
Fonds nicht mehr. Wenn Sie sich aber die Be-
darfszahlen und die Zahlen, die prognostiziert 
werden, anschauen, dann werden Sie feststellen, 

dass das, was vom Bund kommt, und das, was wir 
in unserem jetzigen revolvierenden Fonds haben, 
für die Gestaltung und Schaffung von neuen 
Wohnräumen ausreichend ist. Wir sehen an den 
Zahlen, die uns zur Verfügung stehen, dass jähr-
lich in Niedersachsen ein Bedarf an Wohnraum 
insgesamt - also nicht nur an sozialem Wohn-
raum - von ca. 2 000 Wohnungen besteht. - Diese 
2 000 Wohnungen beziehen sich also auf den 
gesamten Mietwohnungsmarkt. - Davon ist natür-
lich die Spitze der soziale Wohnraum. Dieser ist 
mit den Mitteln, die uns heute zur Verfügung ste-
hen, förderfähig. 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 

Herzlichen Dank. - Die vierte Zusatzfrage für die 
Fraktion DIE LINKE stellt Herr Adler. 

Hans-Henning Adler (LINKE): 

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Ich frage die Landesregierung: Haben 
Sie eigentlich schon eine Konzeption dafür, in wel-
chen Regionen Sie die bescheidenen Mittel ein-
setzen werden, von denen Sie eben gesprochen 
haben? 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 

Herzlichen Dank, Herr Adler. - Für die Landesre-
gierung Frau Ministerin Özkan. 

Aygül Özkan, Ministerin für Soziales, Frauen, 
Familie, Gesundheit und Integration: 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Wir haben sehr wohl Kriterien für diese 
zusätzliche Wohnraumförderung gesetzt, auch in 
Abstimmung mit den Akteuren, mit denen wir uns 
jährlich zusammensetzen. Das war explizit eine 
Empfehlung und ein Wunsch der Wohnungswirt-
schaft, der Konzertierten Aktion. Nicht anders ist 
es übrigens in Bremen, wo auch so gefördert wird. 
Die fünf Kriterien und zwei Zusatzregelungen zeige 
ich Ihnen gerne auf: 

Zunächst muss die Förderung für den allgemeinen 
Mietwohnungsneubau, für Haushalte mit kleinen 
und mittleren Einkommen in städtischen Gebieten, 
fließen. „In städtischen Gebieten“ heißt: Förderfä-
hig sind Bauvorhaben in Gemeinden mit den Mie-
tenstufen 3 bis 6. Damit Sie eine Vorstellung ha-
ben: Nach der jetzigen Mietstufenregelung wird 
Hannover in 5 eingestuft, der Speckgürtel um 
Hamburg wird zum Teil in 6 eingestuft. 
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Ferner fordern wir, dass die geförderten Wohnun-
gen nur an Haushalte vermietet werden, deren 
Gesamteinkommen eine bestimmte Grenze nicht 
übersteigen darf. Diese ist im Niedersächsischen 
Wohnraumfördergesetz geregelt. 

Ein weiteres Kriterium - das ist uns wichtig, um zu 
schauen, wie in den Kommunen gesteuert wird - 
besagt, dass ein kommunales Wohnraumversor-
gungskonzept vorgelegt werden muss. Wir haben 
jetzt auch im Wohnraumförderprogramm 2012 
festgezurrt, dass für alle Förderanträge, die bei uns 
eingehen, eine kommunale Stellungnahme vorlie-
gen muss. Ein Wohnraumversorgungskonzept 
muss Aussagen zu Bestandsaufnahmen, zur Be-
darfsprognose für den örtlichen Wohnungsmarkt, 
zur Situation beim sozialen Wohnraum - Versor-
gung und Neubaubedarf - sowie zur Zielsetzung 
enthalten. Wir wollen also schon sehen, dass sich 
die Kommunen damit auseinandersetzen. 

Die Förderbeträge richten sich nach der Woh-
nungsgröße. Dies ist gestaffelt. Bei niedrigem Ein-
kommen kann die Förderung bei 50 m2 bis 60 m2 
bis zu 50 000 Euro betragen, bei über 60 m2 bis zu 
60 000 Euro. Bei Berechtigten mit mittlerem Ein-
kommen sind es bei 50 m2 bis 60 m2 bis zu 40 000 
Euro und bei 60 m2 bis zu 50 000 Euro pro Wohn-
einheit. Die Miethöchstbeträge werden festgezurrt, 
d. h. 5 Euro bzw. 5,40 Euro pro Quadratmeter für 
niedrige Einkommen und 6,50 Euro für mittlere 
Einkommen. 

Zwei Zusatzpunkte haben wir noch hinzugenom-
men: Auch Ersatzbauvorhaben sollen möglich 
sein. Für die Abrisskosten soll ein Zusatzdarlehen 
in Höhe von 5 000 Euro je Wohnung gewährt wer-
den. Außerdem fördern wir Mietwohnungen für 
ältere Menschen und Menschen mit Behinderun-
gen. Insoweit wird angepasst, sodass bei einer 
Altenwohnung mit dem gleichen Betrag gefördert 
wird wie bei einer normalen Mietwohnung. 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
Herzlichen Dank. Herr Kollege Brunotte von der 
SPD-Fraktion stellt die nächste Zusatzfrage, die 
dritte für die SPD. 

Marco Brunotte (SPD): 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Wir sind etwas verwirrt über Ihre Aussa-
gen, Frau Ministerin. Sie wissen auf der einen 
Seite nicht, wie sich der Bedarf und die Märkte 
darstellen. Von NBank, GEWOS und Pestel, um 
nur drei zu nennen, gibt es aber auf der anderen 

Seite fundierte Gutachten, die sehr detailliert prog-
nostizieren, wie sich die Wohnungsmärkte in Nie-
dersachsen in den nächsten Jahren entwickeln 
werden, 

(Zustimmung von Filiz Polat [GRÜNE]) 

zumal an der Stelle auch ein politischer Gestal-
tungsanspruch vorhanden sein sollte. 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
Und jetzt kommen Sie zur Frage! 

Marco Brunotte (SPD): 
Jetzt kommt die Frage. - Wenn wir die von Ihnen 
prognostizierten zusätzlichen 2 000 Wohnungen, 
die jährlich für Niedersachsen erforderlich sind, als 
Grundlage nehmen und Sie in diesem Jahr 200 
Wohnungen fördern wollen, dann stellt sich uns die 
Frage, Frau Ministerin, wie Sie diese Lücke in Nie-
dersachsen in den nächsten Jahren schließen 
wollen, wenn ersichtlich ist, dass die Kompensati-
onsmittel des Bundes nicht reichen werden und wir 
somit die Lücke scheinbar nur über eigene zusätz-
liche Landesmittel schließen können, wie es u. a. 
Nordrhein-Westfalen und Schleswig-Holstein ma-
chen werden. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
Danke schön, Herr Brunotte. Für die Landesregie-
rung Frau Ministerin Özkan. 

Aygül Özkan, Ministerin für Soziales, Frauen, 
Familie, Gesundheit und Integration: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Herr Brunotte, Sie machen wieder einmal 
einen Rechenfehler. Das muss ich Ihnen leider 
sagen. Denn die 200 Wohnungen, von denen ich 
eben gesprochen habe, werden zusätzlich aus den 
10 Millionen gefördert. Wir haben aber noch die 
40 Millionen Euro, die der Bund uns zur Verfügung 
stellt. Damit fördern wir fast 1 200 Wohneinheiten, 
ein Teil in Eigentum und ein Teil Mietwohnungen, 
ca. 500 bis 600 im Mietwohnungsbereich und der 
Rest im Eigentumsbereich für Familien mit Kindern 
oder für Haushalte, in denen Menschen mit Behin-
derungen leben. Zählen Sie also zu den 1 200 
Wohnungen 200 hinzu. 

Die Zahl 2 000, die ich Ihnen genannt habe, 
stammt aus einer Studie, die als seriös bezeichnet 
wird, nämlich aus einer Studie des Bundesinstituts 
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für Bau-, Stadt- und Raumforschung, des BBSR. 
Dies ist eine Prognose für den Zeitraum von 2010 
bis 2025. Ich habe die 2 000 Wohnungen also 
schon im Vorgriff genannt. Also kommen Sie mit 
diesen Werten genau hin. Deshalb haben wir auch 
die 10 Millionen Euro jetzt angesetzt; denn wir 
sehen, dass der Bedarf wächst und dass wir jetzt 
handeln müssen und es eben keinen Sinn macht 
abzuwarten. Wir sehen sehr wohl, wohin sich der 
Bedarf entwickelt. Deswegen war Ihre Aussage zu 
Anfang, wir wüssten nicht, wo es hingeht, provoka-
tiv. Wir wissen es sehr genau. 

(Marco Brunotte [SPD]: Das haben 
Sie gesagt!) 

- Nein, nein. Ich habe gesagt: Wir analysieren. - 
Wir analysieren jährlich, auch im Hinblick auf den 
demografischen Wandel. 

Sie haben gerade die verschiedenen Studien an-
gesprochen. Gestern sind Sie auch auf die Pestel-
Studie eingegangen. 

(Marco Brunotte [SPD]: Nein, auf die 
NBank! - Hans-Henning Adler [LIN-
KE]: Von der Pestel-Studie habe ich 
gesprochen!) 

- Entschuldigung. Aber Sie haben heute die Zahlen 
mit aufgegriffen, als Sie gesagt haben, es gebe 
mehrere Studien. 

Die Pestel-Studie hat einen Fehler. Sie nimmt ein-
fach die Zahl der SGB-II-Haushalte und sagt: So-
viel Wohnraum wird gebraucht. Dabei wird überse-
hen, dass die SGB-II-Empfänger sehr wohl schon 
Wohnungen haben. Man muss also genau hin-
schauen. Selbst die Wohnungswirtschaft - GdW 
und auch vdw - hat die Pestel-Studie in dieser 
Hinsicht kritisiert. Wir nutzen unsere eigene Erfas-
sung, nämlich die der NBank, die seriös ist. 

(Zuruf) 

- Das finden auch wir. Da sind wir uns ja einig. 

Wir schauen uns auch die Wohnungsmarktprogno-
se des Bundesinstituts an. Dann kommt man auf 
die wirklichen Zahlen. Bei den Zahlen, die als Be-
darf aufgezeigt werden, wird von 600 bis 2 000 
Wohneinheiten pro Jahr ausgegangen. Wir haben 
den höchsten Wert genommen, also wirklich den 
Best Case angenommen - „Worst Case“ würden 
Sie sagen -, und insoweit kommen wir mit unseren 
Fördersummen aus. 

(Uwe Schwarz [SPD]: Da sagt die 
NBank allerdings etwas anderes!) 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
Herzlichen Dank. - Die letzte Wortmeldung zu ei-
ner Zusatzfrage, die mir vorliegt - Herr Schwarz, 
Sie könnten noch eine stellen -, stammt von Frau 
Kollegin Staudte von der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen. Sie haben das Wort. 

Miriam Staudte (GRÜNE): 
Vielen Dank. - Frau Präsidentin! Frau Ministerin, 
eigentlich haben wir hier eine etwas paradoxe 
Situation. Auf der einen Seite wurde gesagt: Wir 
haben keine Wartelisten, was zusätzliche Mittel 
angeht. - Auf der anderen Seite werden 10 Mil-
lionen Euro zur Verfügung gestellt. In der Konse-
quenz muss man sagen: Es besteht Bedarf, die 
derzeitigen Förderkriterien zu überdenken. Wir alle 
wissen, dass es einen Mangel an sozialem Wohn-
raum gibt. Vor diesem Hintergrund möchte ich 
noch einmal auf die Debatte von gestern und auf 
die Kombination mit der Städtebauförderung zu-
rückkommen. Welchen Handlungsbedarf sehen 
Sie künftig,  die Städtebauförderpolitik mit der 
Wohnraumförderpolitik sinnvoller zu verknüpfen, 
als das in der Vergangenheit geschehen ist, damit 
wir diese sozialen Brennpunkte wieder aufwerten? 
- Denn der Leerstand des einen Stadtteils ist der 
Wohnungsmangel des anderen.  

(Zustimmung von Stefan Wenzel 
[GRÜNE]) 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
Herzlichen Dank, Frau Kollegin Staudte. - Für die 
Landesregierung hat Frau Ministerin Özkan das 
Wort. Bitte schön!  

Aygül Özkan, Ministerin für Soziales, Frauen, 
Familie, Gesundheit und Integration: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Das waren fast zwei Fragen in einer. Ich 
gehe aber trotzdem darauf ein und akzeptiere das. 
Zunächst zum ersten Teil. - Sie haben gefragt: Wie 
lässt es sich miteinander vereinbaren, dass wir auf 
der einen Seite einen Bedarf sehen, auf der ande-
ren Seite aber keine Wartelisten haben? - Das ist 
ganz einfach: Der Wohnungsmarkt ist in Bewe-
gung. Die Wohnungswirtschaft wartet nicht und will 
auch nicht nur Darlehensgelder von uns abneh-
men, sondern sie baut. Ich habe hier die jüngste 
Pressemitteilung des vdw vorliegen.  

(Zuruf von Miriam Staudte [GRÜNE]) 

- Wenn Sie erlauben, antworte ich; Sie haben hier 
eine Frage gestellt. Wenn Sie es nicht hören wol-
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len, dann sagen Sie es. Dann antworte ich nicht. 
Da Sie hier aber eine Frage gestellt haben, muss 
ich sie beantworten. 

Der vdw hat uns das für den Wohnungsmarkt dar-
gestellt. In Niedersachsen wurden im Jahr 2011 
mehr als 23 000 Baugenehmigungen erteilt. Im 
Vergleich dazu waren es im Jahr 2010 lediglich 
16 585. Jetzt können Sie sagen: Baugenehmigung 
heißt ja noch nichts. - Sehen wir uns die Baufertig-
stellungen an! Während im Jahr 2010 lediglich 
14 000 Wohnungen fertiggestellt wurden, waren es 
im Jahr 2011 18 000 Wohnungen. Das heißt: Am 
Markt entstehen Wohnungen.  

(Miriam Staudte [GRÜNE]: Hochprei-
sige!) 

- Nein, das sind nicht nur hochpreisige Wohnun-
gen. Ich möchte Sie bitten, sich einmal die Veröf-
fentlichungen und die Analysen anzuschauen. Wir 
wissen, dass auch in diesem Jahr 60 Unternehmen 
im Neubaubereich aktiv sind. Wir wissen, dass im 
nächsten Jahr 43 Wohnungsgesellschaften - vor 
allem Genossenschaften - bauen werden. Das sind 
Wohnflächen, die zusätzlich entstehen. Deshalb 
können wir nicht per se sagen: Die schaffen keinen 
sozialen Wohnraum. - Das stimmt so nicht.  

(Marco Brunotte [SPD]: Was bauen 
die dann?) 

Es wird - auch bei unserem 10-Millionen-Pro-
gramm - sehr stark darauf ankommen, dass die 
Wohnungsgesellschaften dieses Programm an-
nehmen. Die machen das aber z. B. davon abhän-
gig, ob die Kommunen kostengünstige Bauflächen 
zur Verfügung stellen. Hier sitzen ja sehr viele 
Kommunalpolitiker, die einen Beitrag dazu leisten 
können, diese Diskussion vor Ort in den Kommu-
nalparlamenten bzw. in den kommunalen Gremien 
anzustoßen. Wie kann gefördert werden? - Wie 
gesagt: Die Konzepte für die Wohnraumversor-
gung sind eben auch eine Grundlage. Das kann 
man anstoßen.  

(Kreszentia Flauger [LINKE]: Das wird 
schon lange gemacht!) 

- Genau! Das wird ja gemacht. Das ist richtig. Das 
ist eine Vorlage für die Antwort von Frau Staudte. 
Vielen Dank. 

(Kreszentia Flauger [LINKE]: Nein, wir 
haben das schon lange kommunal 
eingebracht!) 

- Sehen Sie. Genau. Das passt ganz gut; denn 
Frau Staudte fragte ja: Wie machen das die Kom-

munen denn mit den Ländern zusammen? - Also 
städtebaulicher Bedarf und Mietwohnungsbedarf. - 
Wir haben schon bisher immer die Bestätigung der 
jeweiligen Kommune zugrunde gelegt. Das heißt: 
Erstens fragen wir vor jeder Entscheidung bei den 
Kommunen nach: Sind das Städtebaufördergebie-
te, wo wir das verzahnen und schauen, wie förder-
fähig das ist? Ist das ein Gesamtkonzept oder 
nicht? - Zweitens machen wir das davon abhängig, 
ob sich eine Kommune ein Gesamtkonzept gege-
ben hat oder nicht. Jetzt haben wir das Kriterium 
noch einmal fest verzurrt und haben gesagt: Wir 
wollen ein Versorgungskonzept vorgelegt bekom-
men.  

Was die Frage angeht, wie städtebauliche Proble-
me berücksichtigt werden können - auch Segrega-
tion, nach der Sie gestern gefragt haben -, so kön-
nen die Kommunen möglicherweise sagen: Wir 
machen das mit einer Festlegung, mit einer Kon-
tingentierung. - Beispiele dafür gibt es. Hamburg 
oder München machen das so. Dort steht in den 
Satzungen z. B.: 30 % sozialer Wohnungsbau, 
wenn solche Flächen ausgewiesen bzw. Bauge-
nehmigungen erteilt werden. - Das heißt: Wir ha-
ben zwar nicht diese Bedarfssituation wie vielleicht 
Hamburg oder München, aber den Kommunen 
steht ein solches Instrument zur Verfügung, um 
bestimmte Regelungen zu treffen. Heute aber ist 
es so, dass wir über die kommunalen Wohnraum-
versorgungskonzepte darauf einwirken können. 
Wie gesagt: Städtebauförderung und Wohnraum-
förderung verzahnen wir schon seit Jahren. 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 

Herzlichen Dank. - Inzwischen ist bei uns eine 
Wortmeldung für eine weitere Zusatzfrage einge-
gangen: von der SPD-Fraktion Herr Kollege Bru-
notte. - Sie denken an die Fragestellung, nicht 
wahr? 

Marco Brunotte (SPD): 

Aber klar. - Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Frau Ministerin, Sie haben 
eben von 2 000 zusätzlichen Wohnungen gespro-
chen, die jährlich erforderlich sind. Jetzt liegt uns 
Ihre Pressemitteilung vom 10. September 2012 
vor. Dort konstatieren Sie einen Neubaubedarf von 
151 000 Wohnungen bis zum Jahr 2030. Das sind 
mal so locker 100 000 Wohnungen mehr. Woher 
kommt denn diese Differenz? 
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Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
Herzlichen Dank, Herr Kollege Brunotte. - Für die 
Landesregierung Frau Ministerin Özkan. 

Aygül Özkan, Ministerin für Soziales, Frauen, 
Familie, Gesundheit und Integration: 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Auch das erkläre ich Ihnen, Herr Brunotte. 
Die 151 000 Wohnungen, die uns die NBank sozu-
sagen als Bedarf bis 2030 - wohlgemerkt: bis 
2030 - zusätzlich prognostiziert hat, sind eine Ge-
samtzahl. In dieser Zahl enthalten sind sowohl die 
freien Wohnungen, die nicht gefördert werden, als 
auch der soziale Wohnraum. Das heißt also nicht, 
dass dies 151 000 Sozialwohnungen sind. Das 
heißt: Die vom vdw veröffentlichten und von mir 
vorhin genannten Zahlen, wie viel Wohnraum die 
Wohnungswirtschaft pro Jahr geschaffen hat, sind 
bis zum Jahr 2030 hochgerechnet worden. Diese 
Zahlen enthalten auch den sozialen Wohnraum. 
Ich kann Ihnen also sagen: Bei dem geförderten 
Wohnraum im Gesamtbestand entfallen ungefähr 
2,8 % auf den sozialen Wohnraum. Das heißt: Sie 
müssen die 151 000 Wohnungen als Gesamtbe-
darf ansehen. Das sind auch Wohnungen für Men-
schen mit einem höheren Einkommen, die sagen: 
Ich möchte da und da, nämlich z. B. am Maschsee, 
wohnen. - Das hat mit sozialem Wohnraum nichts 
zu tun. 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
Herzlichen Dank. - Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, weitere Zusatzfragen werden nicht gestellt. 
Damit ist die Behandlung der Dringlichen Anfragen 
für heute abgeschlossen. 

Ich rufe jetzt auf den Tagesordnungspunkt 19: 

Besprechung: 
Verlässliche, bezahlbare, umwelt- und klima-
verträgliche Energieversorgung in Niedersach-
sen - Große Anfrage der Fraktionen der CDU und 
der FDP - Drs. 16/5038 - Antwort der Landesregie-
rung - Drs. 16/5131  

Sie kennen das: Nach § 45 Abs. 5 unserer Ge-
schäftsordnung wird zu Beginn der Besprechung 
einer Großen Anfrage einer der Fragestellerinnen 
oder einem der Fragesteller das Wort erteilt. Als-
dann - bitte nicht wundern - erhält das Wort die 
Landesregierung. 

Für die Fraktionen, die diese Große Anfrage ge-
stellt haben, liegt mir die Wortmeldung des Kolle-
gen Bäumer vor. Bitte schön, Herr Bäumer, Sie 
haben das Wort. 

Martin Bäumer (CDU): 
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Die Diskussion über energiepolitische 
Themen hat manchmal etwas von Schulpolitik: 
Jeder ist betroffen, jeder kennt sich aus, jeder kann 
etwas zu diesem Thema sagen. Dabei gibt es zwi-
schen Schulpolitik und Energiepolitik einen großen 
Unterschied. Während in der Schulpolitik häufig 
gefühlte Werte diskutiert werden, geht es in der 
Energiepolitik um Zahlen, Daten und Fakten. Des-
halb bin ich der Landesregierung sehr dankbar 
dafür, dass sie mit der Beantwortung der Großen 
Anfrage zur Energieversorgung in Niedersachsen 
auf 74 Seiten die Grundlage für eine Datensamm-
lung gelegt hat, die die Basis aller zukünftigen 
Diskussionen sein muss. Ich bin allen Mitarbeitern 
der Landesregierung, die an der Beantwortung 
dieser Frage gearbeitet haben, für diese große 
Fleißarbeit sehr, sehr dankbar.  

(Zustimmung bei der CDU) 

Ich bin mir sicher, dass jeder, der sich in Nieder-
sachsen mit dem Thema Energie beschäftigt, die-
se Antworten zur Grundlage seines Handelns ma-
chen wird und aus diesen Antworten Empfehlun-
gen für seine zukünftige Arbeit schöpfen kann. 

Über eines, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren auf der linken Seite des Hauses, bin ich mir 
allerdings auch sicher: Sie werden hier in den 
nachfolgenden Redebeiträgen das Herummäkeln 
der vergangenen Monate fortsetzen: zu schnell, zu 
langsam, zu ambitioniert, zu kleinteilig, angeblich 
ohne Sinn und Verstand. Mit diesen Attributen 
werden Sie voraussichtlich versuchen, Energiepoli-
tik in diesem Land schlechtzureden. Bevor Sie das 
tun, meine sehr geehrten Damen und Herren, von 
der linken Seite, sollten Sie einmal in Ruhe dar-
über nachdenken, ob Sie damit einen sinnvollen 
Beitrag zur Energiewende leisten. Die Bürgerinnen 
und Bürger hier in Niedersachsen wollen keinen 
vielstimmig und schlecht dirigierten Chor hören, 
sondern ebenso wie die Unternehmen in Nieder-
sachsen eine Energiewende mit Augenmaß, die 
sich an einen strikten Fahrplan hält und nicht 
schon morgen realisiert sein muss. Das jedenfalls 
ist meine Wahrnehmung. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Nieder-
sachsen ist in Deutschland Energieland Nummer 
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eins. Das hat sich mit der Antwort auf die Anfrage, 
die wir heute diskutieren, bestätigt. Seit dem 
Amtsantritt der CDU-geführten Landesregierung im 
Jahre 2003 hat sich der brutto erzeugte Strom aus 
regenerativen Quellen von 6,7 Millionen Mega-
wattstunden auf 16,2 Millionen Megawattstunden 
mehr als verdoppelt. Im gleichen Zeitraum ist der 
Energieverbrauch in Niedersachsen um mehr als 
5 % zurückgegangen.  

(Beifall bei der CDU) 

Diese deutliche Entwicklung hin zu mehr erneuer-
baren Energien hat sich vor allem auch auf die 
Beschäftigung hier in Niedersachsen ausgewirkt. 
Von den 372 000 Beschäftigten, die in Deutsch-
land im Bereich der erneuerbaren Energien tätig 
sind, stammen 48 000 Beschäftigte aus Nieder-
sachsen. Das sind knapp 13 %. Damit belegt Nie-
dersachsen im Bundesvergleich den dritten Platz. 
Jeder siebzigste Arbeitsplatz in Niedersachsen 
steht somit in Verbindung mit der Herstellung, der 
Installation und dem Betrieb von Anlagen im Be-
reich der erneuerbaren Energien. Niedersachsen 
ist Spitzenreiter unter den westdeutschen Bundes-
ländern. 

(Beifall bei der CDU) 

Niedersachsen, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, hat sich zu einem führenden Bundesland 
in Sachen erneuerbare Energien entwickelt.  

Beim Wind drehten sich am Ende des Jahres 2011 
mehr als 5 500 Windkraftanlagen mit einer instal-
lierten Leistung von über 7 000 Megawatt. Damit 
werden hier bei uns inzwischen mehr als 12 % des 
Stroms durch Windkraftanlagen erzeugt. Dieser 
Wert hat sich seit dem Jahr 2003 - also seitdem wir 
für dieses Land Verantwortung tragen - um 50 % 
erhöht. 

(Beifall bei der CDU) 

Bei den Biogasanlagen, meine sehr geehrten Da-
men und Herren, verfügt Niedersachsen inzwi-
schen über einen Bestand von mehr als 1 400 
Anlagen mit einer Leistung von mehr als 780 Me-
gawatt. Obwohl es sicherlich gefühlt für manchen 
Betrachter mehr ist, wird in Niedersachsen nur auf 
12 % der landwirtschaftlich genutzten Flächen eine 
Energiepflanze angebaut. Der Anteil von Biogas 
an der Gesamtstromerzeugung betrug im Jahr 
2010  4,8 %. Beim Wind 12,7 %, beim Biogas mit 
den 4,8 %. Zusammen macht das 17,5 % des 
Stroms aus, der hier in Niedersachsen heute 
schon aus erneuerbaren Quellen stammt. 

Obwohl wir hier in Niedersachsen nicht gerade von 
der Sonne verwöhnt werden, hat sich auch die 
Solarenergie in den vergangenen Jahren deutlich 
entwickelt. Mit einem jährlichen Wachstum von 
sage und schreibe 50 % haben wir inzwischen 
eine installierte Leistung von 1 466 Megawatt. Das 
entspricht nahezu einem Großkraftwerk. Leider 
aber, meine sehr geehrten Damen und Herren, 
kann man diese Leistung nur an 920 Stunden pro 
Jahr abrufen. Bei 8 760 Stunden, die ein Jahr hat, 
ist das leider viel zu wenig. Deswegen kommt Pho-
tovoltaik auch nur auf einen Anteil von 1,1 % an 
der Stromerzeugung. 

Keine Veränderung - das sagt die Antwort auf die 
Anfrage ganz deutlich - hat es im Bereich der 
Wasserkraft gegeben. Hier wird weiterhin nur 
0,4 % des Stroms erzeugt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Nieder-
sachsen ist aber nicht nur deswegen Energieland, 
weil wir erneuerbare Energien haben. Niedersach-
sen hat gerade bei fossilen Energieträgern eine 
sehr lange Tradition. Ob Erdöl, Erdgas oder 
Braunkohle: Wir fördern diese Energien, und wir 
können froh sein, dass wir sie in der Vergangen-
heit gehabt haben.  

(Zustimmung bei der CDU) 

Im Jahre 2009 stammten 37 % des gesamten 
deutschen Erdöls und sage und schreibe 94 % des 
gesamten Erdgases hier aus Niedersachsen. Die 
Förderung dieser fossilen Energieträger geht kon-
tinuierlich zurück. Deshalb sind wir klug beraten, 
darüber nachzudenken, ob wir die Reserven, die 
bei uns noch im Boden liegen, in den kommenden 
Jahren schonend und umweltverträglich heben, 
um uns nicht allzu sehr von Energien abhängig zu 
machen, die aus dem Ausland kommen.  

(Björn Thümler [CDU]: Sehr richtig!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, zu einer 
ehrlichen Diskussion über das Thema Energie 
gehört aber auch die Beantwortung der Frage: Wie 
haben sich denn die Preise entwickelt? - Auch hier 
bin ich der Landesregierung sehr dankbar, dass 
sie das deutlich gemacht hat. Denn obwohl da-
mals, kurz nach Fukushima, 80 % der Gesellschaft 
dafür waren, dass wir aus der Kernenergie aus-
scheiden, wird sich an der Frage der Bezahlbarkeit 
des Stromes entscheiden, ob die Energiewende 
gelingen kann. 

Leider sind die Preise seit dem Jahr 2000 deutlich 
gestiegen. Ein Dreipersonenhaushalt zahlt heute 
80 % mehr für seinen Strom als noch im Jahr 
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2000. Damals waren es 13,9 Cent pro Kilowatt-
stunde, heute sind es 25,2 Cent. Preistreiber die-
ser Entwicklung waren zur Hälfte die staatlichen 
Steuern und nur zur anderen Hälfte war es das, 
was die Energieversorger für ihren Mehraufwand 
bekommen haben. So sehr das aber die privaten 
Haushalte belastet, so sehr müssen wir viel mehr 
danach trachten, auch die Energie für die Industrie 
bezahlbar zu machen. Lag der Preis für diese Un-
ternehmen im Jahr 2000 noch bei 6,5 Cent pro 
Kilowattstunde, waren es im Jahr 2012 schon 
14 Cent. Das, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, kann in diesem Tempo nicht mehr weiter-
gehen. Gestern Abend ist das auf einem Forum 
der Stahlindustrie deutlich geworden.  

(Björn Thümler [CDU]: Sehr gute Ver-
anstaltung!) 

Wenn wir verhindern wollen, dass wir Deutschland 
schleichend deindustrialisieren, Unternehmen wie 
Salzgitter oder die Georgsmarienhütte GmbH 
schleichend in Probleme bringen, dann müssen wir 
sehr sorgsam darauf achten, dass wir bezahlbaren 
Strom haben.  

(Beifall bei der CDU) 

Wir dürfen die Wertschöpfungskette, die uns mit 
Stahlunternehmen zur Verfügung steht, nicht 
leichtfertig aufs Spiel setzen. Deswegen bin ich 
Bundesminister Altmaier sehr dankbar, dass er 
momentan eine Diskussion darüber führt, wie es 
bei den Erneuerbaren weitergehen kann.  

Niemand, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren, will die Kernenergie zurück. Niemand möchte 
die Kernkraftwerke weiter laufen lassen; aber der 
dynamische Ausbau der erneuerbaren Energien 
darf uns nicht kalt lassen. Es ist niemandem damit 
gedient, wenn hier Industrie abgebaut und an-
derswo wieder aufgebaut wird. Gute Politik hat das 
gesamte Bild im Blick und nicht nur einzelne Mosa-
iksteinchen. 

(Beifall bei der CDU - Clemens Große 
Macke [CDU]: Richtig!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, früher 
war es einfach, Strom zu produzieren. Man kannte 
den Bedarf an jedem Tag eines Jahres. Man wuss-
te, wann die Hausfrauen das Mittagessen kochen. 
Heute ist es schwieriger. Wir haben heute Wind-
energie und Photovoltaik. Da wird produziert, aber 
es wird eben nicht im gleichen Moment abgerufen. 
Deshalb, meine sehr geehrten Damen und Herren, 
sind dort für die Zukunft intelligente Lösungen ge-
fragt. 

Ich bin der Landesregierung sehr dankbar, dass 
sie in den vergangenen Jahren gerade in diese 
Möglichkeiten investiert hat, dass wir Forschungs-
einrichtungen haben, die mit großem persönlichen 
Einsatz daran forschen, dass wir alternative An-
triebe und Kraftstoffe entwickeln, dass wir Ener-
gieeffizienz- und Einsparpotenziale heben, dass 
wir Windgas, Windmethan, Biogas, Brennstoffzel-
len oder auch die hydrothermale Thermisierung 
haben, um in diesem Bereich weiter voranzukom-
men.  

Die Forschung ist in den vergangenen Jahren 
deutlich unterstützt worden. Es gab 17 Millionen 
Euro für Windenergie, 5,5 Millionen Euro für de-
zentrale Windenergiesysteme, 9,5 Millionen Euro 
für den Bereich Biothermie, 3,6 Millionen Euro für 
den Bereich Biomasse, 4 Millionen Euro für intelli-
gente Netze und 6 Millionen Euro für Energiespei-
cher. Meine sehr geehrten Damen und Herren, 
diese Landesregierung hat in die Zukunft dieses 
Landes investiert. Wir können dafür sehr, sehr 
dankbar sein. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Trotzdem, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren, kann jeder von uns etwas tun, um die Ener-
giewende erfolgreich zu gestalten. Niemand muss 
darauf warten, dass Probleme in Bezug auf Spei-
cher oder andere Dinge von Unternehmen oder 
von der Politik gelöst werden. Nein, meine sehr 
geehrten Damen und Herren, die Energiewende ist 
auch ein Thema gerade für die Bürgerinnen und 
Bürger hier in diesem Land. Deshalb - da wieder-
hole ich mich gerne - dürfen die Bürgerinnen und 
Bürger nicht das Gefühl bekommen, dass wir uns 
hier zerstreiten, während draußen die Energie-
wende gelingen muss. Natürlich darf hier im Land-
tag geredet werden. Es muss diskutiert werden. 
Man muss auch Fragen stellen dürfen, die unpopu-
lär sind. Aber am Ende des Tages hilft alles Reden 
nichts, wenn nicht auch gleichzeitig gehandelt 
wird. 

„Was du sagst, verweht im Wind. Nur was du tust, 
schlägt Wurzeln.“ Dieses Zitat, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren, trage ich heute nicht zum 
ersten Mal hier im Landtag vor. Sie alle können 
dazu beitragen, dass wir Wurzeln schlagen. 

Ich habe Ihnen heute Morgen eine LED-Lampe 
mitgebracht. Ich habe sie dabei, damit Sie alle 
sehen können, wie so etwas aussieht. Diese LED-
Lampe, meine sehr geehrten Damen und Herren, 
kann man in jedem gut sortierten Elektrofachge-
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schäft kaufen. Diese Lampe stammt aus Hanno-
ver.  

Verglichen mit dem, was Glühlampen früher ge-
kostet haben, hat diese LED-Lampe einen sehr 
stolzen Preis. Die letzten Glühlampen, die ich mir 
vor Jahren im Rahmen der Diskussion um das 
Ende der Glühlampe gekauft habe, kosteten pro 
Stück 19 Cent. Diese Lampe hier, meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren, kostet 25 Euro. Jeder 
vernünftig denkende Mensch würde sofort sagen: 
Wenn eine Lampe hundertmal mehr kostet, als das 
Vorgängermodell, dann kann das doch nicht wirt-
schaftlich sein. - Doch, meine sehr geehrten Da-
men und Herren, das kann es. Denn während das 
Vorgängermodell 40 Watt verbrauchte, verbraucht 
diese LED-Lampe 7,7 Watt. Bei uns zu Hause 
brennt eine solche Lampe durchschnittlich drei 
Stunden pro Tag. Übers Jahr summiert sich das 
auf eine Ersparnis von 8,84 Euro. Deshalb, meine 
sehr geehrten Damen und Herren, hat sich diese 
Lampe innerhalb von zwei Jahren und zehn Mona-
ten amortisiert.  

(Zustimmung von Editha Lorberg 
[CDU]) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wenn Sie 
einen Beitrag zum Gelingen der Energiewende 
leisten wollen, dann können Sie heute in der Mit-
tagspause losgehen, sich eine Lampe kaufen und 
ganz konkret etwas dafür tun. 

(Zustimmung bei der CDU - Kurt Her-
zog [LINKE]: Das war der Werbe-
block!) 

Ich hoffe, dass Ihnen im Rahmen dieser Debatte 
zur Energieversorgung ein Licht aufgeht, nicht nur 
in Sachen LED-Technologie, sondern auch in Sa-
chen Energieversorgung in Niedersachsen. Wir 
haben schon viel erreicht, aber es gibt noch sehr 
viel zu tun. Aber gemeinsam, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, werden wir es schaffen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 

Herzlichen Dank, Herr Kollege Bäumer. - Für die 
Landesregierung spricht nun, wie vorhin angekün-
digt, Herr Minister Birkner. Sie haben das Wort.  

Dr. Stefan Birkner, Minister für Umwelt, Energie 
und Klimaschutz: 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Lassen Sie mich zunächst den Fraktionen 
von CDU und FDP herzlichen Dank für diese Gro-
ße Anfrage sagen. Auch wenn es für die Landes-
regierung immer wieder viel Arbeit ist, die Antwor-
ten zusammenzutragen, so ist sie doch ein gutes 
Dokument über die Leistungen, die wir in der 
Energiepolitik erbracht haben. Sie fasst all das 
zusammen, was für das Gelingen der Energiewen-
de entscheidend ist, und stellt dar, dass Nieder-
sachsen, wie der Abgeordnete Bäumer eben aus-
geführt hat, das Energieland Nummer eins ist. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die 
Energiewende ist sicherlich, wie zu Recht schon 
betont wurde, die größte Herausforderung, die wir 
in Deutschland nach dem Zweiten Weltkrieg und 
nach der Deutschen Einheit zu bewältigen haben. 
Diese Energiewende bringt viele Risiken, Heraus-
forderungen und auch Akzeptanzprobleme mit 
sich. Sie eröffnet aber auch viele Chancen, gerade 
für Niedersachsen als Küstenland. Unser Bemü-
hen ist es - das wird auch in der Antwort auf diese 
Große Anfrage deutlich -, diese Chancen zu nut-
zen und die Energiewende zum Positiven hin zu 
gestalten.  

Dabei muss man sich klarmachen, dass die Ener-
giewende und das, was wir als Land tun, immer in 
einen europäischen und auch in einen bundespoli-
tischen Kontext eingebettet ist und dass wir dies im 
Konzert der Länder untereinander aber auch mit 
dem Bund gestalten müssen.  

Wichtig ist mir hier Folgendes: Die Energiewende 
gelingt nicht durch Glauben, wie Herr Özdemir als 
Repräsentant der Grünen es einmal in einem In-
terview sagte, sondern die Energiewende gelingt 
nur, wenn man sich mit den Fakten auseinander-
setzt und die Probleme ganz konkret benennt und 
zu lösen versucht. In der Antwort auf die Große 
Anfrage machen wir deutlich, dass wir, wie es zu 
Recht gesagt wurde, faktenorientiert arbeiten, uns 
an den Realitäten orientieren und nicht versuchen, 
eine Energiewende mit irgendwelchen Glaubens-
sätzen zu gestalten. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Meine Damen und Herren, Niedersachsen ist, wie 
der Kollege Altmaier zu Recht gesagt hat, das 
Schlüsselland für das Gelingen der Energiewende, 
weil wir hier im Prinzip alles haben: Wir haben 
konventionelle Kraftwerke und führende Positionen 
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bei den Regenerativen in jeder Hinsicht. Wir sind 
aber auch mit all dem konfrontiert, was wir aus der 
Erzeugungsform der Kernenergie haben, also mit 
Kernkraftwerken und der Endlagerdebatte. In Nie-
dersachsen ist alles präsent. Deshalb ist gerade 
Niedersachsen das Schlüsselland für das Gelingen 
der Energiewende. Hier werden wir exemplarisch 
zeigen können, wie die Energiewende gelingen 
kann, auch wenn es um das Zusammenspiel von 
Regenerativen mit Speichertechnologien und an-
deren Entwicklungen geht. Dabei zeigt sich, wie 
der Antwort auf die Große Anfrage zu entnehmen 
ist, dass wir gut unterwegs und auf bestem Wege 
sind, die Herausforderungen zu meistern, die sich 
in Niedersachsen stellen, und die Chancen für 
unser Land nutzen. 

Wir haben nicht erst die Ereignisse von Fukushima 
gebraucht, um uns auf den Weg zu machen, son-
dern wir haben uns längst vorher auf den Weg 
gemacht. Bereits vorher haben wir die regenerati-
ven Energien als Chance begriffen und in den 
Mittelpunkt unser Energiepolitik gestellt. Im Koaliti-
onsvertrag von 2008 haben wir das Ziel aufgestellt, 
bis 2020  25 % des Endenergieverbrauchs in Nie-
dersachsen aus regenerativen Quellen zu bezie-
hen. Das umfasst also Wärme, Mobilität und Strom 
und ist insofern ein sehr ehrgeiziges Ziel. Wir sind 
auf einem gute Wege, dieses Ziel tatsächlich zu 
erreichen. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Wie wir das gerade auch im Hinblick auf die be-
schleunigte Energiewende erreichen wollen, haben 
wir mit unserem Energiekonzept unterlegt, das wir 
im Januar dieses Jahres vorgestellt haben. Darin 
haben wir deutlich gemacht, wie wir die Probleme 
angehen und die Chancen nutzen wollen, um am 
Ende eine verlässliche, bezahlbare klima- und 
umweltverträgliche Energieversorgung sicherzu-
stellen.  

Einen ersten Schwerpunkt stellt dabei die Wind-
energie dar. Niedersachsen ist das Windenergie-
land Nummer eins mit mehr als 7 000 MW instal-
lierter Leistung. Wir haben das Potenzial beschrie-
ben, dass diese installierte Leistung in Nieder-
sachsen bis 2020 durchaus verdoppelt werden 
kann, und zwar nicht nur durch reinen Zubau, der 
Akzeptanzprobleme und Diskussionen vor Ort mit 
sich bringt, sondern insbesondere durch Repowe-
ring und dadurch, dass man für neue Flächen die 
Höhenbegrenzungen abschafft sowie die Ab-
standsregelungen im Hinblick auf Naturschutzge-
biete flexibilisiert und insofern neues Potenzial 

erschließt, um der Windenergie in Niedersachsen 
den Raum einzuräumen, der tatsächlich realisiert 
werden kann. 

Ein zweiter wesentlicher Punkt ist für uns der Aus-
bau der Offshoretechnologie und der Offshore-
windenergie insgesamt. Die Landesregierung hat 
sich sehr frühzeitig für einen Masterplan Offshore 
eingesetzt. Die ersten Schritte zur Umsetzung 
erfolgen jetzt. Durch das Energiewirtschaftsgesetz, 
das derzeit beraten wird, kommt es zu einem Sys-
temwechsel bei der Netzplanung. Wir haben die 
Haftungsregelung auf den Weg gebracht. Sie ken-
nen die Diskussion um die Frage, wer eigentlich 
haftet, wenn Netze ausfallen. Die Regelung, die 
die Bundesregierung vorgeschlagen hat, ist in 
unserem Sinne und befindet sich jetzt in den par-
lamentarischen Beratungen in Berlin. Ich begrüße 
ausdrücklich, dass es hierzu einen parteiübergrei-
fenden Konsens zwischen den norddeutschen 
Energieministern gibt, dass wir begreifen, dass 
diese Offshoretechnologie nicht nur eine Chance 
für Niedersachen, sondern eine Chance für die 
gesamte deutsche Küste ist und dass wir das par-
teiübergreifend - SPD, Grüne, CDU und FDP - 
voranbringen. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Meine Damen und Herren, wir waren auch im Be-
reich der Biogasanlagen Ende 2011 mit 1 400 
Anlagen führend. Das bringt allerdings auch eine 
intensive Diskussion im Lande mit sich, ob diese 
Entwicklung überhaupt zielführend und richtig ist. 
Sie kennen die Aussagen der Leopoldina, die auch 
auf die negativen Aspekte des intensiven Energie-
pflanzenanbaus, der durch den Biogasboom aus-
gelöst wurde, hinweist. Hier haben wir Probleme 
mit Pachtpreisen, Grundstückspreisen und Verän-
derungen landwirtschaftlicher Strukturen, und wir 
haben Probleme beim Trinkwasser. Aber, meine 
Damen und Herren, wir haben uns dieser Proble-
me erfolgreich angenommen,  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

indem wir im Konzert mit dem Bund mit der EEG-
Novelle zum 1. Januar 2012 umgesteuert haben. 
Wenn Sie sich die Zahlen beim Zubau von Biogas-
anlagen anschauen, dann sehen Sie, dass diese 
Novelle greift. Der Zubau nimmt ab und verlang-
samt sich. Damit werden die bestehenden Proble-
me zumindest nicht verschärft. Gleichwohl müssen 
wir uns natürlich auch der bestehenden Probleme 
annehmen. Wir müssen darauf drängen, dass 
unterschiedliche Pflanzen als Energiepflanzen zum 
Einsatz kommen. Erste Ansätze sind gemacht. 
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Dies werden wir auch weiter mit der Landwirtschaft 
intensiv verfolgen, um die Akzeptanz in der Fläche 
zu erhöhen. 

Meine Damen und Herren, auch beim Solarstrom 
haben wir unseren Anteil. Auch da bin ich froh, 
dass es nach heftigem Ringen endlich gelungen 
ist, umzusteuern. Die Diskussion über die Photo-
voltaik hat eindrucksvoll gezeigt, warum das EEG 
so nicht funktionieren kann. 

(Beifall bei der FDP) 

Der Staat kann nicht Vergütungssätze festlegen, 
die am Ende lobbyistischen Kräften preisgegeben 
werden. Bei der Photovoltaik ist es gelungen, um-
zusteuern und zu einer deutlichen Absenkung der 
Vergütung zu kommen. Denn es ist auf Dauer nicht 
hinnehmbar, ineffiziente Technologien zu fördern. 
Das Geld, das wir den Bürgerinnen und Bürgern 
nehmen, jeder Cent, muss so effizient wie möglich 
eingesetzt werden. Das war bei der Photovoltaik 
nicht der Fall. Deshalb war es wichtig, hier umzu-
steuern, um die Energiepreise bezahlbar zu halten. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Meine Damen und Herren, das sind die Dinge, die 
wir im Energiekonzept der Landesregierung darge-
stellt haben und die in der Antwort auf die Große 
Anfrage noch einmal deutlich werden, nämlich wo 
wir stehen und wohin wir gehen wollen.  

Ich möchte auch zu anderen Bereichen - nicht nur 
zum Ausbau der Erneuerbaren Energien - noch 
etwas sagen. Ein wesentlicher Punkt für das Ge-
lingen der Energiewende ist auch, dass es gelingt, 
den Energiebedarf im Gebäudesektor zu senken. 
Rund 40 % des Gesamtenergiebedarfs fließen in 
den Gebäudebereich. Darin liegt ein erhebliches 
Potenzial, gerade was die Modernisierung und die 
energetische Sanierung von Altbauten im Privatei-
gentum angeht.  

Deshalb verstehe ich nach wie vor nicht, dass die 
A-Länder, also die SPD-geführten Länder, die 
Initiative der Bundesregierung blockieren, zu einer 
steuerlichen Absetzbarkeit dieser energischen Sa-
nierungsmaßnahmen zu kommen. Das wäre nicht 
nur ein Konjunkturprogramm für das Handwerk, 
sondern dies würde die Energiewende tatsächlich 
den entscheidenden Schritt voranbringen. Aber da 
blockiert die SPD weiter. Deshalb rufe ich Sie, 
meine Damen und Herren von der SPD, dazu auf, 
dass Sie sich einen Ruck geben und endlich die-
sen entscheidenden Schritt gehen. Zeigen Sie 
endlich, dass Sie es mit der Energiewende ernst 
meinen! Blockieren Sie sie nicht weiter!  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Die Niedersächsische Landesregierung hat wie-
derholt deutlich gemacht, dass sie bereit ist, ihren 
Anteil zu leisten. Sie ist weiterhin der Auffassung, 
dass die Mehreinnahmen, die durch diese Investi-
tionen ausgelöst werden und die durch die Mehr-
wertsteuer kommen, zumindest zu einer gewissen, 
wenn nicht sogar vollständigen Kompensation der 
Steuerausfälle führen.  

Meine Damen und Herren, Niedersachsen ist auch 
für neue Kraftwerkstandorte und neue Kraftwerke 
offen. Sie kennen die Diskussion über die konven-
tionellen Kapazitäten, die nötig sind, um die Ener-
gieversorgung sicher zu gestalten. Die Landesre-
gierung ist weiterhin offen für Kraftwerksinvestitio-
nen in Niedersachsen. Ich sage ganz deutlich: Wir 
maßen uns nicht an - anders als andere Landes-
regierungen -, hier Technologieentscheidungen zu 
treffen. Uns sind sowohl Gas- als auch Kohlekraft-
werke willkommen.  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Denn wir brauchen sie. Über die Technologie ent-
scheidet nicht die Politik, sondern darüber ent-
scheiden die Investoren, die solche Anlagen bau-
en. Wenn das Argument genannt wird, dies sei 
unter CO2-Gesichtspunkten und hinsichtlich der 
Klimaschutzziele nicht zielführend, dann haben Sie 
den europäischen Emissionshandel nicht verstan-
den.  

(Beifall bei der CDU - Björn Thümler 
[CDU]: So ist es! - Stefan Wenzel 
[GRÜNE]: Funktioniert denn das alles 
beim Emissionshandel gut, Herr 
Birkner?) 

- Herr Wenzel, der Emissionshandel funktioniert 
hervorragend; denn die Menge, die vorgegeben 
wird, wird eingehalten. Dies ist ein Mengensteue-
rungselement. Diese Menge wird - genau so, wie 
dies auf europäischer Ebene vorgesehen ist - ein-
gehalten. Daran ändern leider auch die für Sie 
offensichtlich bedauerlich niedrigen Preise nichts; 
denn die Menge ist so wie vorgegeben eingehalten 
worden. Es kommt eben nicht darauf an, dass man 
sich anmaßt, auf einer Landesebene Technologie-
entscheidungen zu treffen. Vielmehr muss man die 
Instrumente, die man auf den Weg gebracht hat, 
einmal wirken lassen, um zu effizienten Lösungen 
zu kommen.  

(Beifall bei der CDU) 
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Auch die Stromnetze werden uns in den nächsten 
Wochen, Monaten und Jahren intensiv beschäfti-
gen. Wir brauchen sie auf Höchstspannungsebe-
ne. Wir brauchen sie auf der Verteilnetzebene. 
Auch diese Diskussion haben wir hier schon ge-
führt.  

Wir setzen uns weiter dafür ein, beim Stromnetz-
ausbau in Niedersachsen die niedersächsischen 
Interessen zu wahren. Wir werden weiterhin dafür 
kämpfen, dass es zu Teilerdverkabelungen kommt, 
die die Akzeptanz steigern und die möglichst 
schnell realisiert werden können. In diesem Zu-
sammenhang werden wir Niedersachsens Interes-
sen weiter wahren.  

Natürlich werden wir uns auch mit dem, was im 
Netzentwicklungsplan vorgegeben ist, intensiv 
auseinandersetzen; denn am Ende wird es so 
sein: Ohne einen konsequenten Ausbau der Ver-
teilnetze, aber auch der Übertragungsnetze wird 
die Energiewende nicht gelingen können, und 
auch die Chancen, die mit Offshore verbunden 
sind, werden wir nicht nutzen können.  

Schließlich, meine Damen und Herren, spielt die 
Energieforschung für uns eine zentrale Rolle. Auch 
hier haben wir frühzeitig die Zeichen der Zeit er-
kannt und mit dem Energie-Forschungszentrum 
eine Institution aufgebaut, die die wissenschaftli-
che Kompetenz bündeln und den Kristallisations-
kern für wissenschaftliche Forschung in diesem 
Bereich darstellen kann. 

Wir haben die Speichertechnologie mit einer Lan-
desinitiative aufgegriffen und sie auch etabliert, um 
die Herausforderungen im bundes- und europapo-
litischen Kontext bewältigen zu können.  

Meine Damen und Herren, die größte Herausforde-
rung, die die Energiewende mit sich bringt, ist das 
gesamte Thema Akzeptanz. Die Akzeptanz im 
ländlichen Raum wird meines Erachtens am Ende 
über den Erfolg der Energiewende entscheiden. 
Die Energiewende findet nicht in den Städten 
statt - natürlich auch dort -, sondern in erster Linie 
im ländlichen Raum. Dort stehen die Biogasanla-
gen. Dort werden die Leitungstrassen gebaut. Dort 
werden Grund und Boden in Anspruch genommen, 
insbesondere im landwirtschaftlichen Bereich. 
Deshalb wird es darauf ankommen, dass wir dafür 
sorgen, dort die Akzeptanz zu erhalten, indem wir 
vor Ort präsent sind, und zwar auch als Landesre-
gierung, so wie wir das machen, wenn Leitungs-
baumaßnahmen anstehen.  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Halten wir uns einmal diesen Oktober vor Augen: 
Am 15. Oktober wird die neue EEG-Umlage be-
kannt gegeben. Auch unter diesem Gesichtspunkt 
wird die Akzeptanz sehr strapaziert werden. Ich 
sage Ihnen voraus: Die Energiewende wird schei-
tern, wenn es nicht gelingt, die Kosten nachvoll-
ziehbar im Griff zu behalten.  

Da führt es überhaupt nicht weiter, wenn seitens 
der Grünen und anderer die energieintensive In-
dustrie als Schuldige für das Ansteigen der EEG-
Umlage ausgemacht wird. Sie werden sich einer 
offenen Diskussion über die Zukunft der Förderung 
erneuerbarer Energien stellen müssen.  

(Stefan Wenzel [GRÜNE]: Bringen Sie 
einmal Argumente, Herr Birkner!) 

Sonst wären Sie nämlich zu Recht den Vorwürfen 
ausgesetzt: Sie wollen eine Deindustrialisierung 
Deutschlands. Sie sind nicht bereit, die Arbeits-
plätze in Deutschland zu erhalten. Sie wollen damit 
das aufs Spiel setzen, was uns am Ende durch die 
Wirtschaftskrise gebracht hat, nämlich unser indus-
trielles Rückgrat.  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Dabei geht es nicht darum, dass man irgendwem 
die Taschen vollstopfen will, sondern es geht ganz 
konkret darum, Arbeitsplätze zu sichern, Wert-
schöpfung im Land zu halten und dass Nieder-
sachsen davon profitiert.  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Deshalb werden Sie - vielleicht nicht dieses Jahr; 
vielleicht haben Sie jetzt noch nicht den Mut - spä-
testens im nächsten Jahr nicht darum herumkom-
men, eine offene Diskussion über die Zukunft der 
Förderung der erneuerbaren Energien zu führen. 
Da wird ein planwirtschaftliches Instrument wie das 
Erneuerbare-Energien-Gesetz keine Option mehr 
sein, weil es ineffizient ist, zu Überförderungen 
führt und zu unflexibel ist, um darauf entsprechend 
zu reagieren. Deshalb wird es zu einem Modell 
kommen müssen, bei dem wir mehr Markt brau-
chen. Wir müssen raus aus der Planwirtschaft und 
in den Markt, und zwar zur Selbstregulierung, da-
mit am Ende die effizientesten Lösungen durch-
kommen.  

Das Ziel dieser Landesregierung ist und bleibt: Wir 
wollen jeden Cent, den wir den Bürgerinnen und 
Bürgern nehmen - sei es über eine Umlage oder 
über eine Steuer -, so effizient wie möglich einset-
zen. Das leistet das bisherige EEG nicht. Deshalb 
braucht es hier dringend einer Überarbeitung. Wir 
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werden uns in diesen Prozess, der insbesondere 
auch von Bundesminister Rösler angestoßen wor-
den ist, konstruktiv einbringen. 

Herzlichen Dank.  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
Herzlichen Dank, Herr Minister.  

Bevor ich den nächsten Redner aufrufe, möchte 
ich zur Vorbereitung der Rednerinnen und Redner 
zu den Tagesordnungspunkten 24 und 25 darauf 
hinweisen, dass die Debatte hierzu - dies wurde 
unter den Parlamentarischen Geschäftsführern 
vereinbart - noch vor der Mittagspause stattfinden 
soll. Sie wird nach Tagesordnungspunkt 20 aufge-
rufen.  

Jetzt führen wir die Diskussion fort. Ich rufe für die 
SPD-Fraktion Herrn Kollegen Tanke auf.  

Detlef Tanke (SPD): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Wa-
rum ausgerechnet jetzt die Große Anfrage der 
CDU und der FDP zu einem Thema erfolgt, das die 
Landesregierung bisher sehr hat schleifen lassen, 
muss ich nicht näher erläutern.  

(Björn Thümler [CDU]: Was?) 

Mit einer Verdummungstour wollen Sie vor der 
Landtagswahl den falschen Eindruck vermitteln, 
dass Ihre schwarz-gelbe Energiepolitik schon im-
mer die Energiewende wollte.  

(Ingrid Klopp [CDU]: Das wollen wir 
auch!) 

Herr Birkner hat gerade gesagt, er hätte Fukushi-
ma nicht gebraucht. Da hilft einmal ein Blick in Ihre 
Koalitionsvereinbarung, in der Sie zu Ihrem wirklich 
letzten Regierungsbeginn geschrieben haben, 
nicht nur Gorleben soll zu Ende erkundet werden, 
sondern Sie halten auch weiter an der Kernenergie 
fest. Das ist vier Jahre her, meine Damen und 
Herren. Ich nenne das am Ende „politische Wen-
dehälse“, wenn man seine Meinung gegenüber der 
Koalitionsvereinbarung so ändert.  

Die Defizite in Ihrem Regierungshandeln zeigen 
nahezu jeden Tag: Sie sind Getriebene der Ener-
giewende. Die Energiewende ist keine Herzensan-
gelegenheit für Sie.  

(Zustimmung bei der SPD - Lachen 
bei der CDU und bei der FDP) 

Das Armutszeugnis für Ihr Engagement im Bereich 
der erneuerbaren Energien hat Ihnen das Deut-
sche Institut für Wirtschaftsforschung längst aus-
gestellt. Die Anstrengungen für den technologi-
schen und wirtschaftlichen Wandel im Bereich der 
Erneuerbaren, heißt es da, haben sich im Ver-
gleich zu den anderen Ländern vermindert. Es 
fehlen das politische Engagement und eine geziel-
te Steuerung für den Ausbau der erneuerbaren 
Energien. Es gibt eben keinen Masterplan.  

Wie ein roter Faden zieht sich durch diese Große 
Anfrage, dass nur das gefragt wird, was durch die 
Landesregierung tatsächlich zu belegen ist. Aber 
die wirklich wichtigen Fragen wurden nicht gestellt.  

Ich fange einmal mit Ihrem Lieblingsthema an: 
Offshore. In der Großen Anfrage unter Punkt IX 
findet sich eine - in der Tat nur eine - ganz konkre-
te Frage:  

„Welche Maßnahmen hat die Landes-
regierung unternommen, um den 
Ausbau der Offshorewindenergie vor-
anzubringen?“   

Die Antwort ist ernüchternd: nichts Neues.  

Wir brauchen aber für den Leitmarkt Offshore ein 
Hafenkonzept. Mein Kollege Olaf Lies hat Sie dar-
auf schon im März in unserem Entschließungsan-
trag „Masterplan ‚Offshorewindenergie’“ hingewie-
sen. Noch bitterer ist, dass ein halbes Jahr später 
das eintritt, was wir schon befürchtet haben: Die 
ersten Mitarbeiter mussten entlassen werden.  

(Zuruf von Martin Bäumer [CDU])  

Dieser Blick, Herr Bäumer, in die Realität der nie-
dersächsischen Offshoreindustrie zeigt, dass die 
Situation ausgesprochen angespannt und ernst ist. 
Die aktive Unterstützung dieser Regierung fehlt 
eben.  

Dafür verweist die Landesregierung darauf, dass 
sie sich nachhaltig dafür einsetzt, dass das große 
Potenzial der Offshorewindenergie vor der nieder-
sächsischen Küste in der Ausschließlichen Wirt-
schaftszone genutzt wird. Das strotzt geradezu vor 
Aktionismus und Einsatz für Niedersachsen, und 
es zeigt ganz deutlich, was die Landesregierung 
wirklich tut: ihre Pflicht. Sie arbeitet den drän-
gendsten Bedarf von Industrie und Wirtschaft ab, 
hat aber nichts an Kür zu bieten, was den Off-
shoreausbau wirklich voranbrächte. Ich empfehle 
Ihnen den FTD-Artikel von heute, in dem ein Be-
trag von 80 Milliarden Euro für den europäischen 
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Hafenumbau bis zum Jahr 2030 prognostiziert 
wird.  

Zur Sicherheit aber hat sich diese Landesregie-
rung in Sachen Energiewende nun in den Wind-
schatten der SPD-geführten norddeutschen Bun-
desländer gestellt. Damit schmückt sich der CDU-
Ministerpräsident allzu gern - aber auch nur, weil 
er es eben allein nicht schafft, bei der Bundes-
kanzlerin durchzusetzen, was der Offshorebranche 
fehlt: Finanz-, Rechts- und Planungssicherheit.  

Herr Birkner hat hier eben angesprochen, dass die 
Haftungsregeln auf den Weg gebracht worden 
sind. Ja, auf den Weg gebracht, nach ewig langer 
Zeit nur auf den Weg gebracht -  

(Christian Grascha [FDP]: Aber Sie 
kritisieren das jetzt auch noch!)  

und dann noch zulasten der Allgemeinheit. Das ist 
unsere Kritik, Herr Birkner.  

(Christian Grascha [FDP]: Was schla-
gen Sie denn vor? - Heinz Rolfes 
[CDU]: Er kann es nicht besser!)  

Lassen Sie mich zum Stichwort Biomasse kom-
men.  

(Christian Grascha [FDP]: Unerträg-
lich ist das! - Heinz Rolfes [CDU]: Ihr 
Herumgenöle!)  

Dort ist die erste Aussage:  

(Jens Nacke [CDU]: Ich mach mir die 
Welt, wie sie mir gefällt! Das ist ja Un-
sinn, was Sie da reden!)  

„Biogas ist die mit großem Abstand 
wichtigste Form der Bioenergie in 
Niedersachsen.“  

(Zuruf von der CDU: Ach!) 

Hier würde ich, der Wahrheit entsprechend, ergän-
zen: und die problematischste. - Die drastischen 
Fehlentwicklungen in Niedersachsen, die der Bio-
gasboom hervorgerufen hat, werden weder abge-
fragt noch in der Antwort auf die Große Anfrage 
irgendwie erwähnt. Sie werden totgeschwiegen, 
vertuscht und verharmlost.  

(Björn Thümler [CDU]: Was, ver-
tuscht?)  

Dabei sind über 60 % der Landesfläche mit Nitrat 
über die Grenzwerte hinaus belastet. Wen wun-
dert’s!  

Schauen wir in die Antwort! Der schwindelerregen-
de Zuwachs an Biogasanlagen erfordert einen 
immensen Zuwachs an Energiepflanzen vom 
Acker. In Zahlen: 15,8 Millionen t für ca. 1 400 An-
lagen. Im Klartext: Maismonokulturen, die bis auf 
den letzten Millimeter an die Gewässer heranrei-
chen,  

(Björn Thümler [CDU]: Herr Tanke, 
das stimmt doch nicht!)  

keine Gewässerrandstreifen mehr,  

(Björn Thümler [CDU]: Das ist doch 
falsch!)  

mit Gülle gedüngt bis zum Anschlag.  

(Björn Thümler [CDU]: Auch das ist 
doch falsch!) 

Die Probleme haben die Wasserversorger längst 
erreicht.  

(Heinz Rolfes [CDU]: Ihr wisst nur, 
was ihr abschalten wollt!) 

Was diese schwarz-gelbe Landesregierung bis 
zum Exzess betrieben hat, kann man kurz und 
knackig zusammenfassen: Lobbypolitik zulasten 
des Allgemeinwohls.  

(Beifall bei der SPD und Zustimmung 
bei den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
Herr Kollege Tanke, ich unterbreche Sie ungerne. 
Aber es besteht seitens des Kollegen Bäumer der 
Wunsch, eine Zwischenfrage zu stellen.  

Detlef Tanke (SPD): 

Gern.  

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
Herr Bäumer, bitte schön!  

Martin Bäumer (CDU): 

Herr Kollege Tanke, haben Sie etwas dagegen, 
wenn ich Ihre gerade getätigten Äußerungen über 
die Arbeitsweise der Landwirte in Niedersachsen 
an das Landvolk weiterleite?  

(Zustimmung bei der CDU) 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
Herr Kollege Tanke, Sie haben das Wort.  
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Detlef Tanke (SPD): 
Herr Bäumer, Sie können das gern tun, weil wir in 
Gesprächen mit dem Landvolk - auch ich vor Ort in 
Gifhorn - schon deutlich gemacht haben, wie wich-
tig Gewässerrandstreifen sind. Wenn Sie es ernst 
meinen mit sauberem Trinkwasser, dann müssen 
Sie sich meiner Forderung anschließen.  

(Clemens Große Macke [CDU]: Wenn 
Sie es ernst meinen, dann spinnen 
Sie hier nicht so herum! - Jens Nacke 
[CDU]: Sie zeichnen ein Zerrbild der 
niedersächsischen Landwirtschaft!)  

Meine Damen und Herren, vor diesem Hintergrund 
klingt es wie Hohn, wenn der Ministerpräsident 
jetzt auf seiner Sommerreise, wie in der Nordsee-
Zeitung zu lesen ist, negative Folgen erkennt. Herr 
McAllister, obwohl wir Sie vor einem Jahr darauf 
hingewiesen haben, haben Sie die Chance ver-
passt, im Bundesrat entsprechende Korrekturen 
am Erneuerbare-Energien-Gesetz zu gestalten.  

(Ulf Thiele [CDU]: Herr Tanke, über-
heben Sie sich nicht! - Dr. Gero Cle-
mens Hocker [FDP]: Wer hat das Ge-
setz denn verabschiedet?) 

Sie haben diese Chance verpasst.  

(Heinz Rolfes [CDU]: Ein tönendes 
Nichts!)  

Beim Netzausbau sind die entscheidenden Fragen 
nicht gestellt worden. Fällt Ihnen eigentlich etwas 
zum Netzausbau ein? - Anscheinend nicht. Mir 
aber auch nicht.  

(Lachen und Beifall bei der CDU und 
bei der FDP) 

Außer Stillstand gibt es nämlich nichts zu vermel-
den. Meine Damen und Herren, die Hannoversche 
Allgemeine Zeitung kommentiert genau dies am 
6. August mit dem Betriff „Lethargie“.  

Herr Birkner, wenn Sie von Akzeptanz sprechen, 
dann fragen Sie einmal die Bürgerinnen und Bür-
ger in Bad Gandersheim! Oder wenn Sie wissen 
wollen, wie es um die Akzeptanz Ihrer Energie-
wende bestellt ist, dann gucken Sie einmal in die 
Umfragewerte Ihrer Partei!  

(Zustimmung bei der SPD - Minister-
präsident David McAllister: Jetzt klat-
schen! - Heinz Rolfes [CDU]: Wie sind 
denn die SPD-Umfragewerte?) 

Eigentlich ist es noch schlimmer, weil sich durch 
die langwierigen Gerichtsverfahren mit TenneT der 

Netzausbau weiter verzögert hat. Noch schlimmer 
ist, dass die Probleme, die Sie verursachen, dazu 
führen, dass der Bundesumweltminister ein Tem-
polimit für den Ausbau der erneuerbaren Energien 
fordert. Ich bin gespannt, Herr Bäumer, ob Ihre 
Aussage, niemand wolle die Kernenergie zurück, 
am Ende noch stimmt, wenn Sie weiter so zöger-
lich mit dem Netzausbau in Niedersachsen umge-
hen.  

(Zustimmung bei der SPD - Reinhold 
Hilbers [CDU]: Da klatschen nicht 
einmal die eigenen Leute! - Christian 
Grascha [FDP]: Wie soll denn der 
Netzausbau beschleunigt werden?) 

Zur Energieforschung will ich abschließend in 
Stichworten sagen, dass Ihre seitenlange Auflis-
tung belegt, dass es hier zu keiner Bündelung 
gekommen ist, wie auch der Wirtschaftsrat 
Deutschland beklagt hat. Die Forschungsaktivitä-
ten sind auf die Ressorts verteilt. Genau das wer-
den wir nach dem 20. Januar 2013 sofort ändern  

(Heinz Rolfes [CDU]: Was?) 

und die notwendige Bündelung herbeiführen.  

Es ist ein Beleg für den schwarz-gelben Misserfolg, 
dass die Energiewende trotz dieser Landesregie-
rung weitergeht.  

(Heinz Rolfes [CDU]: Wenn die Wäh-
ler hören würden, was Sie hier sa-
gen!)  

Dreist - zutreffender noch: entlarvend - ist das, was 
die Landesregierung antwortet, wenn es um Ener-
gieeinsparung und Energieeffizienz geht. Einmal 
abgesehen von dem Lob für die niedersächsischen 
Kommunen, die mit ihren eigenen Aktivitäten diese 
Landesregierung in der Tat längst überholt haben, 
werden da Neuigkeiten wie die folgende beschrie-
ben:  

„Aufgrund der technisch bedingten 
Lebensdauer von circa 20 Jahren 
werden betriebstechnische Anlagen 
nach diesem Zeitraum kontinuierlich 
erneuert und auf den energetisch ak-
tuellen Stand gebracht.“   

Wieder nur Pflicht, keine Kür! Sie sind einfach kein 
Vorbild in der Energiewende für dieses Land.  

(Christian Grascha [FDP]: Immerhin 
tun wir unsere Pflicht!)  

Ich fasse zusammen: CDU und FDP stellen der 
Landesregierung gezielt nur solche Fragen, auf die 
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man schöne Antworten formulieren kann. Ich stelle 
zum Schluss fest: Nicht weil es die Landesregie-
rung gibt, findet die Energiewende statt. Vielmehr 
strengen sich die vielen Akteure an, obwohl es 
diese Landesregierung gibt.  

(Lebhafter Beifall bei der SPD und 
Zustimmung bei den GRÜNEN - Edi-
tha Lorberg [CDU]: So etwas Schwa-
ches! - Hans-Heinrich Ehlen [CDU]: 
Äußerst billig! - Heinz Rolfes [CDU]: 
Ein ziemlich peinlicher Auftritt! - 
Dr. Gero Clemens Hocker [FDP]: Ein 
echter Tanke! - Gegenruf von Jens 
Nacke [CDU]: Lasst mal, Herr Tanke 
ist unser bester Wahlkämpfer!) 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 

Danke schön, Herr Kollege Tanke. - Jetzt hat für 
die FDP-Fraktion Herr Kollege Dr. Hocker das 
Wort. Bitte!  

Dr. Gero Clemens Hocker (FDP): 

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Es ist immer wieder ein Genuss, Herr 
Kollege Tanke, Sie hier vorne reden hören zu dür-
fen. Das sage ich ganz ehrlich. 

(Zustimmung bei der FDP und bei der 
SPD)  

Ich glaube, die Antwort der Landesregierung hat 
eines ganz deutlich gezeigt: Die Energiewende ist 
in Niedersachsen auf einem sehr guten Weg.  

Für meine Fraktion darf ich mich ganz herzlich bei 
den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Ministe-
riums bedanken, die die umfassende Anfrage, die 
wir gestellt haben, so akribisch und umfassend 
beantwortet haben.  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Meine Damen und Herren, wir in Niedersachsen 
erzeugen so viel erneuerbare Energien wie kein 
anderes Bundesland, wie noch nie zuvor. Wir in 
Niedersachsen sind Vorreiter bei der Produktion 
erneuerbarer Energien. Wir würden uns manchmal 
wünschen, dass auch die Bundesländer mit einer 
rot-grünen Regierung oder anderen in diesem 
Landtag oppositionellen Parteien ähnlich weit wä-
ren und Ihre Hausaufgaben ähnlich gut machen 
würden, wie wir sie in Niedersachsen gemacht 
haben.  

(Zustimmung bei der FDP und bei der 
CDU - Zuruf von der CDU: Baden-
Württemberg!) 

Wir freuen uns darüber, dass gerade im Bereich 
der erneuerbaren Energien viele neue Jobs in 
Regionen entstanden sind, die sonst eher als 
strukturschwach bezeichnet werden, in den Küs-
tenregionen. Das ist ein Erfolg dieser Energiewen-
de. Das ist ein Erfolg dieser Landesregierung.  

(Beifall bei der FDP und Zustimmung 
bei der CDU) 

Es muss uns aber alle nachdenklich stimmen, dass 
die Zustimmung zur Energiewende in den letzten 
Monaten abgenommen hat. Sie hatte ihren 
Höchststand kurz nach der Naturkatastrophe von 
Fukushima im März/April 2011. Jetzt, im Septem-
ber 2012, ist die Zustimmung deutlich geringer als 
noch vor gut einem Jahr. Ich glaube nicht, dass die 
Gründe dafür noch die sind, die früher einmal ins 
Feld geführt worden sind. Ich spreche nicht von 
Verspargelung. Ich spreche nicht von Vermaisung.  

(Vizepräsident Hans-Werner Schwarz 
übernimmt den Vorsitz) 

Aber ich habe das Gefühl, dass die Menschen 
latent Angst haben, dass hier eine Kostenlawine 
auf sie zurollen könnte, die niemand mehr so rich-
tig kontrollieren kann. Keiner kann den Menschen 
tatsächlich sagen, welche Kosten durch die erneu-
erbaren Energien und durch die Energiewende in 
10, 20 oder 30 Jahren auf sie zukommen. Ich 
glaube, das ist ein Grund, warum die Zustimmung 
zur Energiewende nicht mehr so groß ist, wie es 
noch vor gut einem Jahr der Fall gewesen ist. 

(Zustimmung bei der FDP und bei der 
CDU) 

Die Menschen spüren: Der Druck auf die Fläche 
wird immer größer. Die Landwirtschaft konkurriert 
mit der Energiewirtschaft. Wir haben Pachtpreise 
im Emsland, in Cloppenburg und auch in anderen 
Regionen Niedersachsens von 1 300, 1 400 Euro 
pro Hektar. Da ist ganz klar, dass natürlich auch 
die Preise für den Endverbraucher steigen. 

Diskussionen wie „Tank oder Teller?“ haben in den 
letzten Wochen viel mehr an Raum gewonnen, als 
es noch vor einem Jahr der Fall gewesen ist. Die 
Menschen haben Angst vor den Gefahren, die auf 
sie und auf ihren Geldbeutel durch die Energie-
wende zukommen. Wir wissen, die neue Öko-
stromumlage, die Mitte Oktober präsentiert wird, ist 
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nur ein Vorbote dessen, was noch an Kosten auf 
uns zukommt. 

Bevor die Kollegen Wenzel, Herzog oder andere 
jetzt stereotyp sagen, die FDP will nur das EEG 
abschaffen, sage ich Ihnen: Das EEG hat einen 
wichtigen Beitrag dafür geleistet, dass zunächst 
einmal die Ressourcen zur Erzeugung von Energie 
aufgebaut wurden. Aber das reicht heutzutage 
eben nicht mehr aus. Das Instrument EEG erweist 
sich als unfähig, die Energiewende bis zum Ende 
zu gestalten. Wenn die Photovoltaik, die in der 
Lage ist, 3 % unseres Strombedarfs zu decken, 
fast 50 % der Ökostromumlage erhält, dann kann 
das System nicht funktionieren. Dann wird eben 
nicht jeder Euro so effizient eingesetzt, wie wir ihn 
eigentlich einsetzen müssten, um die Energiewen-
de zu bewältigen. 

(Beifall bei der FDP) 

Wir haben bei der Photovoltaik die Entwicklung: 
Die, die es sich leisten können, eine Photovoltaik-
anlage bei sich aufs Dach zu schrauben, machen 
das. 

(Rolf Meyer [SPD]: FDP-Wähler!) 

Aber die Zeche zahlen alle diejenigen Leistungs-
träger am unteren Ende der Einkommensskala, die 
sich eine solche Photovoltaikanlage nicht leisten 
können. 

Wir wollen eine Energiewende durchführen. Aber 
wir möchten nicht die größte Kapitalumverteilung in 
Deutschland seit dem Zweiten Weltkrieg auf den 
Weg bringen, meine sehr verehrten Damen und 
Herren. 

(Beifall bei der FDP) 

Deswegen brauchen wir bei der Energiewende 
mehr Wettbewerb im System. Wir möchten, dass 
jedes Jahr ein steigender Anteil an erneuerbaren 
Energien in den Netzen ist. Aber bezogen auf die-
sen steigenden Anteil sollen die Netzbetreiber 
selber entscheiden können, welche erneuerbare 
Energie sie einspeisen. Sie sollen untereinander in 
einen Wettbewerb eintreten. Die FDP hat dazu ein 
Wettbewerbsmodell in die Diskussion eingebracht. 
Wir sind sehr gespannt darauf, welche Reaktion 
wir gerade von der Opposition dazu bekommen 
werden. 

Ich glaube, die Energiewende wird nur gelingen - 
das hört sich für Sie vielleicht wie eine Phrase an; 
aber ich stehe dazu -, wenn sie mit den Menschen 
gemacht wird. Dazu gehört, dass sowohl die Un-
ternehmen in Niedersachsen und in Deutschland 

als auch die Privatverbraucher nicht mit Kosten für 
etwas konfrontiert werden, was sie sich nicht leis-
ten können. Das vernichtet Arbeitsplätze in Nie-
dersachsen und in Deutschland. Das würde unter 
Umständen dazu führen, dass eine warme Woh-
nung in 10, 20 oder 30 Jahren zum Luxusgut wird. 
Das wollen wir nicht. Deswegen fordern wir in der 
Zukunft mehr Wettbewerb bei der Energiewende. 

Danke. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Vielen Dank, Herr Kollege. 

Bevor ich den nächsten Redner aufrufe, stelle ich 
die Beschlussfähigkeit des Hauses fest. 

Das Wort hat Herr Kollege Herzog von der Fraktion 
DIE LINKE. Bitte sehr! 

Kurt Herzog (LINKE): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die 
erste Frage, die ich mir bei diesem Werk gestellt 
habe, war: Was wollen die Fragesteller damit ei-
gentlich erreichen? Wollen sie Aufklärung für sich, 
also ihren tief hängenden Horizont liften, sich auf 
die eigenen Schultern schlagen, die dümpelnde 
Landesregierung stützen oder schlichtweg Wahl-
kampf betreiben? - Die Antwort kennt jeder in die-
sem Saal. All das ist es. Aber ich sage Ihnen: Die-
ser mit Regierung und Ministerium abgekartete 
Doppelpass ist durchschaubar und wird ins Abseits 
trudeln. Herr Bäumer, ich muss nichts schlechtre-
den - es ist schlecht. 

(Beifall bei der LINKEN und Zustim-
mung von der SPD - Christian Gra-
scha [FDP]: Sagen Sie einmal etwas 
zur Sache!) 

Sie füllen ellenlange Seiten mit unglaublich vielen 
Wiederholungen, bieten veraltete oder gar keine 
Zahlen und liefern letztlich mit den mageren Ant-
worten einen entlarvenden Überblick über fünf 
Jahre Energiepolitik der eingeschlafenen Hände, 
der falschen Weichenstellungen und der Erfolglo-
sigkeit. 

(Jens Nacke [CDU]: Eingeschlafene 
Hände?) 

Sie tragen im Konjunktiv massenhaft Binsenweis-
heiten auf einen völlig unstrukturierten Haufen. Am 
Anfang, Herr Nacke, stinkt das Eigenlob: „Nieder-
sachsen führend in“, „Nr. 1“. Aber schon wenn man 
die Zahlen auf Fläche und Einwohnerzahl herun-
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terbricht, ist Schluss mit der Herrlichkeit, und das 
Pferdeland fällt weit zurück. Selbst die erreichten 
33 % an Erneuerbaren bei der Stromerzeugung 
werden von Mecklenburg-Vorpommern mit 85 % 
um Größenordnungen geschlagen. 

Dabei reden Sie um alle energetischen Problem-
felder herum, die den betroffenen Bürgerinnen und 
Bürgern unter den Nägeln brennen, um sich alle 
Dinosaurieroptionen letztlich offenzuhalten. Schon 
beim Atomausstieg mussten Sie zum Jagen getra-
gen werden und halten sich, obwohl Sie den Be-
griff „Atom“ peinlichst vermeiden, bei Großkraft-
werken alle Optionen offen, also auch 2022, den 
möglichen Rückfall in die atomfossile Steinzeit. 

Der schmutzigen Kohle verpassen Sie ein weißes 
Gewand, aber die teure gefährliche CCS-Technik 
sprechen Sie mit keinem Wort an. Bei Gas und Öl 
wiehert das schwarz-gelbe Niedersachsenross 
freudig. Nach der Frackingproblematik sucht man 
in dem Text vergeblich. Sie halten am strompreis-
treibenden Irrweg in die Offshoredominanz fest 
und verschließen sich weiter der Zusammenarbeit 
mit Norwegen in der Frage intelligenter Kombi-
kraftwerke zwischen deutscher Windkraft und 
Pumpspeicherkraftwerken bei den Wikingern, wie 
sie der Sachverständigenrat für Umweltfragen 
vorschlug. 

Sie sind überhaupt nicht bereit, sich auf eine sinn-
voll über Deutschland verteilte arbeitsteilige Ener-
giekonzeption einzulassen, sondern pflastern 
Deutschland mit unnötigen Netztrassen zu, bevor 
die Trassen durch eine den Ländern angepasste 
Struktur, durch neue Leitertechnik und intelligentes 
Lastmanagement minimiert sind. Sie definieren 
kein ambitioniertes Ziel für die Windkraft an Land, 
z. B. durch einen nutzbaren Landesflächenanteil 
von 2 %. 

(Kreszentia Flauger [LINKE]: Das wol-
len die Lobbyisten nicht!) 

Die Wirkungsgrad steigernde Kraftwärmekopplung 
ist bei Ihnen schon ausgereizt: erbärmliche 7,8 % 
bei der Stromerzeugung. Im Vergleich dazu: In 
Dänemark sind es 50 %. Die örtliche Biogasanlage 
als Standardversorgung ländlicher Wärmeversor-
gung in Kombination mit Schwimmbad oder last-
ergänzend mit dem angrenzenden Schulzentrum - 
zu viel für Ihre unflexible Vorstellungskraft! 

Mit Altmaier bejubeln Sie extrem unsolidarisch den 
Einbruch der Photovoltaik, obwohl nur wenige 
Jahre bis zur dezentralen, netzentlastenden, mit 
hauseigenen Speichern versehenen Hausversor-

gung fehlen. Politische Blutgrätsche kurz vor dem 
Tor! Die rote Karte gibt es am 20. Januar. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Sie reden von der Optimierung von Rahmenbedin-
gungen. Leider tun Sie selbst gar nichts dazu, 
sondern lassen sich mit der Strömung treiben und 
heften sich fremde Federn an den verbeulten Hut.  

(Glocke des Präsidenten) 

Sie sprechen von Vertrauensschutz für Investoren 
und hätten doch mit Ihrer Laufzeitverlängerung 
Stadtwerke reihenweise in den Ruin getrieben. Die 
Energiewende betreiben bisher allein die Praktiker, 
die Kommunen, die Unternehmer, Landwirte, ein-
zelne Bürger und Genossenschaften, aber nicht 
Sie. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Im Forschungsbereich listen Sie seitenlang die 
ganze zerfaserte unkoordinierte Forschungsland-
schaft auf, um letztlich ganze sechs konkrete Pro-
jekte anzuführen. Dabei verraten Ihre zusammen-
gestrichenen Haushaltsansätze, dass Sie Ihre 
hoch gelobte Brennstoffzelle mit halbierter Förder-
summe abschreiben. Forschungserfolge bei der 
Wasserstofftechnik kommen aus Rostock und 
Lausanne, aber nicht aus Niedersachsen. 

Die 600 Maßnahmen der hoch gelobten Regie-
rungskommission lassen Sie mangels Haushalts-
mittel ins Nichts verpuffen. Nein, Sie fügen sich 
nahtlos ein in das Altmaier-Geeier. Die Bilanz die-
ser für die Energiewende verlorenen Wahlperiode 
ist absolute Magerkost: falsche Weichen, falsche 
Pferde, zu wenig Mittel, Kommunen ausgeblutet, 
nichts sagende Ergebnisse. 

(Glocke des Präsidenten) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 

Letzter Satz, bitte! 

Kurt Herzog (LINKE): 

Letzter Satz. - Sie liefern 82 Seiten mit einer Bot-
schaft, die Ihr Umweltminister neulich auf der 
Pressekonferenz in folgende Worte fasste. Auf die 
Frage eines Journalisten „Ist die Energiewende zu 
schaffen?“ antwortete er „Ich weiß es nicht“. Ei-
gentlich fehlte nur noch: Ich kann es nicht. 

(Beifall bei der LINKEN und Zustim-
mung bei der SPD) 
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Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat jetzt 
Herr Wenzel das Wort. Bitte sehr! 

Stefan Wenzel (GRÜNE): 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Sehr geehrter Herr Bäumer, Sie haben 
sich ja noch sehr bemüht, dafür zu plädieren, dass 
der Landtag mit einer Stimme spricht, und ver-
sucht, bei der Energiewende das Gemeinsame zu 
erkennen. Dann habe ich aber Ihren Kollegen von 
der FDP und auch den Umweltminister gehört. 
Dabei hatte ich doch arg das Gefühl, dass sich 
beide bei diesem Thema schon mitten im Wahl-
kampf befinden und sich mit allen möglichen Po-
lemisierungen überhaupt nicht mehr zurückhalten 
können.  

(Dr. Gero Clemens Hocker [FDP]: 
Zum Beispiel?) 

Mich irritiert sehr, Herr Bäumer, dass wir zum ers-
ten Mal einen Bundesumweltminister haben, dem 
es mit dem Ausbau der erneuerbaren Energien zu 
schnell geht und der jetzt plötzlich anfängt, sich 
beim Ausbau von Windenergieanlagen als Brem-
ser zu betätigen. Diese Entwicklung stimmt mich 
sehr bedenklich.  

(Zustimmung bei den GRÜNEN - 
Hans-Heinrich Sander [FDP]: Realist!) 

Auch CDU und FDP sind aktuell - im Gegensatz zu 
Ihren Äußerungen, Herr Bäumer - offensichtlich auf 
konträren Kursen unterwegs und können ihre ver-
schiedenen Linien nur schwer miteinander ab-
stimmen. Wenn man sich die Antwort der Landes-
regierung auf unsere Große Anfrage und das Pa-
pier, das Herr Birkner offensichtlich in seiner Funk-
tion als Parteivorsitzender zu dem Quotenmodell 
formuliert hat, anschaut, dann fällt schon auf, dass 
es offenbar auch innerhalb der Koalition ganz hef-
tige Widersprüche gibt, die nur mühsam übertüncht 
werden können.  

Wenn man das Quotenmodell umsetzen würde, 
das Herr Birkner propagiert, dann gäbe es beim 
Ausbau der erneuerbaren Energien für drei bis fünf 
Jahre eine Vollbremsung. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Der Ausbau der erneuerbaren Energien würde 
schlicht und einfach gestoppt. Wir würden die 
Technologieführerschaft verlieren, und wir würden 
einem Modell das Wort reden, das deutlich teurer 
wäre als alle Fördermodelle, die es heute gibt. Das 

Quotenmodell würde auch die Marktmacht der 
dominanten Energieversorger zusätzlich stärken. 

(Dr. Gero Clemens Hocker [FDP]: Wie 
denn? Das ist doch eine Floskel!) 

Meine Damen und Herren, so kann man es garan-
tiert nicht machen. Wir brauchen endlich eine 
Energieeffizienzrichtlinie, die auch die Unterstüt-
zung der Bundesregierung findet. Da muss es zu 
einem Kompromiss kommen. Wir können gerade 
in diesem Bereich, im Gebäudesektor, sehr viel 
sparen. Aber auch da stehen Sie auf der Bremse. 
Wir müssen das EEG fortschreiben und weiterent-
wickeln; das ist ohne Zweifel richtig. Aber wir dür-
fen es nicht kaputt machen; denn es ist das wir-
kungsvollste Instrument, das wir haben.  

Wir müssen Lastverschiebungen ermöglichen, wir 
müssen Ausnahmeregelungen für die Unterneh-
men abbauen. Wir haben damals die energieinten-
siven Unternehmen freigestellt. Was haben Sie 
gemacht? - Sie sind nach der Rasenmähermetho-
de vorgegangen. Jetzt ist sogar der Deutsche Wet-
terdienst freigestellt. Das ist völlig sinnlos. Lassen 
Sie uns über die energieintensiven Unternehmen 
reden, die im internationalen Wettbewerb stehen. 
Der Deutsche Wetterdienst hat wirklich keine Aus-
nahmen notwendig, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Auch die Managementprämie, die Sie eingeführt 
haben, ist überflüssig. Wir brauchen Kapazitäts-
mechanismen, und wir brauchen konstruktive 
Maßnahmen mit einem Blick für die Visionen am 
Horizont. Wir wollen unsere Technologieführer-
schaft bei den erneuerbaren Energien verteidigen. 
Das können wir auf die Art und Weise, auf die Sie 
an das Thema herangehen, nicht. Wir wissen vom 
Peak Oil - das ist der Preistreiber. Wir haben mit 
dem Einstieg in die erneuerbaren Energien aber 
die Spitze gebrochen; denn mit unseren Technolo-
gien werden wir am Ende Strom und Wärme aus 
Sonne, Wind und Bioenergie billiger produzieren 
können als aus fossilen Energien. Davon sind wir 
nicht mehr weit weg. Wir sind auf einem sehr guten 
Weg. Die Atomindustrie war sowieso immer das 
Teuerste, was es gab. 

(Zustimmung von Andrea Schröder-
Ehlers [SPD]) 

Schon jetzt sind wir in einer Situation, in der wir 
diese technologischen Vorteile auch nutzen kön-
nen, in der wir einen gigantischen Wettbewerbs-
vorteil entwickeln können - wenn wir auf dieser 
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Spur weitermachen. Aber ich sehe in der Politik, 
die diese Landesregierung verfolgt, Widersprüche. 
Man will den Weg zurückgehen, man will die Ent-
wicklung bremsen. Das machen wir nicht mit, mei-
ne Damen und Herren.  

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Eine Energiewende gibt es nur mit einem Wechsel 
in der Politik - auch hier in Niedersachsen.  

Ich danke Ihnen.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Be-
schlüsse zur Sache werden nach § 45 Abs. 5 nicht 
gefasst. Insofern stelle ich fest, dass damit die 
Besprechung der Großen Anfrage abgeschlossen 
ist. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 20 auf: 

Abschließende Beratung: 
Vertrauen statt Plagiatssoftware und Überwa-
chung - Antrag der Fraktion DIE LINKE - 
Drs. 16/4573 - Beschlussempfehlung des Kultus-
ausschusses - Drs. 16/5056  

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, den Antrag abzu-
lehnen. 

Eine Berichterstattung ist nicht vorgesehen.  

Wir treten damit in die Beratung ein. Zunächst hat 
sich Frau Reichwaldt für die Fraktion DIE LINKE zu 
Wort gemeldet. 

(Unruhe) 

- Bitte warten Sie noch einen kleinen Moment, 
Frau Reichwaldt! - Bitte nehmen Sie Ihre Plätze 
ein, oder verlagern Sie Ihre Gespräche nach drau-
ßen! - Vielen Dank. Frau Reichwaldt, Sie haben 
das Wort! 

Christa Reichwaldt (LINKE): 
Vielen Dank. - Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Am 20. Januar dieses 
Jahres haben die 3 066 Schulleiterinnen und 
Schulleiter in Niedersachsen die Nachricht aus der 
Landesschulbehörde erhalten, dass sie zum Stich-
tag 25. Januar, also nur fünf Tage später, garantie-
ren sollen, dass es keine digitalen Kopien von 
Büchern oder Arbeitsblättern auf ihren Schulrech-

nern gibt. Die Schulleiter sollten also eine Garantie 
für Zigtausend Dateien auf Computern, USB-
Sticks, DVDs oder sonstigen Speichermedien 
übernehmen. Wenn nach der Abgabe dieser Ga-
rantieerklärung irgendwo irrtümlicherweise eine 
urheberrechtlich geschützte Buchseite auf einem 
Rechner gefunden worden wäre, wären die Schul-
leiter persönlich dran gewesen. Meine Damen und 
Herren, ein solcher Schnüffelaufruf ohne konkreten 
Verdacht ist eine Frechheit. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Er ist auch vollkommen wirklichkeitsfremd, weil 
man keinem Schulleiter und keiner Schulleiterin 
zumuten kann, binnen weniger Tage eine solche 
Garantieerklärung abzugeben. 

Daher haben wir den Antrag gestellt, diese Garan-
tieerklärung für gegenstandslos zu erklären, und 
den Vertrag, in dem sich das Land zu dieser ab-
surden Aktion bereit erklärt hat, zu ändern. Ich 
freue mich, dass seit Antragstellung viele unserer 
Forderungen mehr oder weniger erfüllt sind. So ist 
z. B. die geplante Schnüffelsoftware vom Tisch. 

Nachdem sich anfangs nur etwa zwei Drittel der 
angeschriebenen Schulen überhaupt zurückge-
meldet haben und über 600 Schulen Vorbehalte 
angemeldet hatten, hat Herr Minister Althusmann 
seinen Fehler offenkundig eingesehen und jagt 
nun nicht mehr diesen Erklärungen hinterher. Die 
eingegangenen Erklärungen liegen jedoch weiter-
hin in den Akten und könnten jederzeit hervorge-
holt werden. Diese Ungleichbehandlung finden wir 
falsch und fordern daher, dass die Erklärungen 
vernichtet werden. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Aber wir müssen uns auch fragen, wie es über-
haupt so weit kommen konnte. Meine Damen und 
Herren, in diesem Hause sind wohl alle einer Mei-
nung, dass die Schule das Kreidezeitalter allmäh-
lich verlassen haben sollte und sich elektronischen 
Tafeln und neuen Medien öffnen muss. Dazu 
braucht man aber auch digitale Arbeitsmaterialien. 
Hier fällt uns nun das Urheberrecht auf die Füße.  

Meine Damen und Herren von CDU und FDP, aber 
auch von der SPD, mit den Stimmen Ihrer Kolle-
ginnen und Kollegen im Bundestag wurde das 
Urheberrecht geändert. Seit dem 1. Januar 2008 
können Schulen nicht mehr eigene Kopien urhe-
berrechtlich geschützter Werke für den Unter-
richtsgebrauch nutzen. Diese Änderung zulasten 
der Schulen ist mit Ihren Stimmen zustande ge-
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kommen. Mit unserem Antrag fordern wir Sie nun 
auf, dass dieser Unsinn rückgängig gemacht wird. 

(Beifall bei der LINKEN und Zustim-
mung bei den GRÜNEN) 

Die Lehrkräfte und die Schulleiterinnen und Schul-
leiter sollen Rechtssicherheit bekommen, wenn sie 
elektronische Medien in den Unterricht einbinden 
wollen. Wer Medienkompetenz zum Gegenstand 
des Unterrichts machen will, muss den Schulen 
auch alle Möglichkeiten dafür geben. Deswegen 
bitte ich Sie, unserem Antrag zuzustimmen, die 
Garantieerklärung für gegenstandslos zu erklären, 
die eingegangenen Garantieerklärungen zu ver-
nichten und auf eine Novellierung des Urheber-
rechts hinzuwirken, damit unsere Schulen rechts-
sicher weiterhin modernen Unterricht machen kön-
nen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Für die SPD-Fraktion hat sich Herr Borngräber zu 
Wort gemeldet. Bitte schön! 

Ralf Borngräber (SPD): 
Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Ich möchte mit einer satirischen Frage begin-
nen: Bietet uns das seit dem 1. Januar 2008 novel-
lierte Urheberrechtsgesetz des Bundes die Mög-
lichkeit, forciert in analoge Zeiten zurückzufallen? - 
Nun, meine Damen und Herren, eine offensichtlich 
unsinnige Anordnung des Kultusministeriums vom 
Januar dieses Jahres hätte dazu führen können. 

Die Ausgangslage: Die Bundesländer hatten unter 
bayerischer Führung eine Vereinbarung geschlos-
sen. Inhalt: Die Bildungs- und Schulbuchverlage 
gestatten den Schulen Fotokopien gegen Zahlung 
einer Pauschalvergütung durch die Länder. Der 
Umfang ist detailliert geregelt. Alle Lehrkräfte profi-
tieren von dem Gesamtvertrag in zweifacher Hin-
sicht: Die Regelungen sind für den Unterrichtsall-
tag praktikabel, und Lehrerinnen und Lehrer erhal-
ten Rechtssicherheit. 

So weit, so gut, denkt man - zunächst. Im Gegen-
zug hatten sich die Länder gegenüber den Rechte-
inhabern allerdings - wie soll ich sagen? - quasi zur 
Übernahme von Überwachungsaufgaben verpflich-
tet. Unter Anderem beabsichtigten die Verlage, 
den Sachaufwandsträgern sowie den kommunalen 
und privaten Schulträgern eine Software zur Ver-
fügung zu stellen, mit der digitale und damit nach 

Urheberrechtsgesetz rechtswidrig hergestellte 
Kopien, also Plagiate, für den Unterrichtsgebrauch 
identifiziert werden sollten. Der Schultrojaner mit 
Regierungssegen war geboren. 

Mit Segen des Kultusministers verlangte nun die 
Landesschulbehörde von allen Schulleiterinnen 
und Schulleitern eine Garantieerklärung, dass - ich 
zitiere - „sich auf den von den Schulen genutzten 
lokalen und externen Rechnern und Speichersys-
temen … keine Digitalisate von für den Unter-
richtsgebrauch an Schulen bestimmten Werken 
befinden“. So weit das Amtsdeutsch! 

Meine Damen und Herren, Frau Heister-Neumann 
kennt das. Bei ihr war das der Umgang mit der 
Rückzahlung der Arbeitszeitkonten. Alle Verbände 
solidarisierten sich dagegen. Sogar der CDU-nahe 
Philologenverband war dabei. Götterdämmerung 
im Kultusministerium! 

(Dr. Karl-Ludwig von Danwitz [CDU]: 
Wer hat das denn auf den Weg ge-
bracht?) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, auch Minister 
Dr. Althusmann kennt sich ja mit Plagiatssoftware 
zwischenzeitlich gut aus. Alle Verbände fanden 
das unmöglich, Landeselternrat und Landesschü-
lerrat ebenfalls. Auch der Landesbeauftragte für 
den Datenschutz hat seine Bedenken angemeldet. 

Horst Audritz, der Chef der Philologen, sieht - ich 
zitiere aus dessen Pressemitteilung vom 3. Febru-
ar dieses Jahres - „neuen Ärger für Minister 
Althusmann“. Es heißt dort: 

„Kaum eine andere von den Schulbe-
hörden verfügte Maßnahme habe für 
so viel Ärger gesorgt und so viel kriti-
sche Distanzierung unter Schulleitern 
und Lehrkräften erzeugt wie dieser 
,unsinnige‘ Vorgang, erklärte Audritz.“ 

Schon wieder High Noon im zuständigen Kultus-
ministerium, meine Damen und Herren! 

Nach diesem weiteren großen Sturm der Entrüs-
tung aller Verbände hat der Herr Minister entschie-
den, seinen eigenen Erlass zu den eingeforderten 
Garantieerklärungen zurückzunehmen. Für diese 
Erkenntnis hat er jedoch drei Monate gebraucht. 
Einige Fragen bleiben allerdings bis heute offen. 

Der Gesamtvertrag zur Einräumung und Vergütung 
von Ansprüchen nach § 53 des Urheberrechtsge-
setzes ist nach wie vor in seiner ursprünglichen 
Version auf der Homepage des Kultusministeriums 
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zu finden. Darin steht auf der Seite 6 in § 6 Nr. 4 - 
ich zitiere auszugsweise -: 

„Die Länder wirken - die technische 
und datenschutzrechtliche Unbedenk-
lichkeit der Software vorausgesetzt - 
darauf hin, dass jährlich mindestens 
1 % der öffentlichen Schulen ihre 
Speichersysteme durch Einsatz dieser 
Plagiatssoftware auf das Vorhanden-
sein solcher Digitalisate prüfen lässt.“ 

Ich frage den Herrn Kultusminister: 

(Dr. Karl-Ludwig von Danwitz [CDU]: 
Das ist keine Fragestunde!) 

Wie ist das denn mit § 6 Nr. 4 dieses Vertrags? Ist 
er noch aktuell? - Auf Ihrer Seite steht das zumin-
dest noch. Und wenn ja: Was nun, Herr Minister? 
Oder dürfen wir zügig mit einem neuen Vertrag 
rechnen? 

Chefphilologe Audritz hat in seiner Pressemittei-
lung übrigens einen weiteren Befund diagnosti-
ziert. Ich zitiere: 

„… man habe den Eindruck, dass 
wieder einmal weder das Kultusminis-
terium noch die Landesschulbehörde 
die Auswirkungen ihrer Maßnahmen 
in den Schulen bedacht hätten.“ 

Nun gut, das ist starker Tobak - sicher auch der 
damals äußerst angespannten Situation geschul-
det. Herr Dr. Althusmann, ich glaube, dass das in 
Ihrem Hause nicht per se so ist. 

Aber wie sieht die Situation an unseren Schulen 
nun wirklich aus? - An jeder Schule im Land gibt es 
inzwischen mindestens einen Kopierer, der digital 
arbeitet. Wir haben dort Drucker, auf die digital 
übertragen werden kann. Es gibt nicht nur in den 
PC-Räumen, sondern zum Teil auch in den allge-
meinen Unterrichtsräumen Computer, die oft auch 
ans Netzwerk angeschlossen sind. Schließlich gibt 
es Laptopklassen und Intranetze. Wir haben vie-
lerorts die Möglichkeit, auf alles das zurückzugrei-
fen, was im Unterricht geschehen ist. Das zeigt 
ganz deutlich, dass wir uns inzwischen schon sehr, 
sehr viel weiter entwickelt haben. 

Was auf KMK-Ebene nun unter zeitlichem Druck 
mit einer Regelung in einem Gesamtvertrag ge-
schaffen wurde, ist der Realität nicht angemessen. 
Dort ist aus meiner Sicht der zweite Schritt vor 
dem ersten gemacht worden, meine Damen und 
Herren. Ich glaube, dass Sie, Herr Dr. Althusmann, 
und alle anderen Beteiligten sich der eigentlichen 

Dimension nicht bewusst waren. Oder haben Sie 
sich etwa auf die Bayerische Landesregierung 
verlassen? 

Meine Damen und Herren, die geforderten Garan-
tieerklärungen der Schulleitungen und Lehrkräfte, 
die abgegeben werden sollten, waren jedenfalls 
grundfalsch. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Kein Schulleiter kann im Detail Prüfungen vorneh-
men. Wie soll er auch belegbar nachweisen, dass 
an seiner Schule - stellen Sie sich Bündelberufs-
schulen oder IGSn oder Gymnasien mit mehr als 
100 Lehrkräften und unzähligen Datenverarbei-
tungsanlagen vor - keine illegalen Kopien gespei-
chert wurden, sodass er als Schulleiter entspre-
chende verbindliche Erklärungen abgeben kann? 

Insofern können wir uns nach wie vor den Grund-
forderungen in Nr. 3 des Antrags der Fraktion DIE 
LINKE anschließen. Frau Reichwaldt, zwischen-
zeitlich hat das Ministerium allerdings reagiert, die 
Garantieerklärung verworfen und den Schultroja-
ner auf Eis gelegt. Insofern hat sich Ihr Antrag aus 
unserer Sicht in erheblichen Teilen erledigt. Des-
wegen werden wir uns heute der Stimme enthal-
ten. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Frau Korter hat sich für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen zu Wort gemeldet. Ich erteile 
Ihnen das Wort, Frau Korter. 

Ina Korter (GRÜNE): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Der Schutz des geistigen Ei-
gentums und das Urheberrecht mögen manchem 
egal sein. Uns Grünen sind sie das nicht. In der 
letzten Zeit ist immer wieder über Plagiate oder 
Urheberrechtsverletzungen diskutiert worden. Für 
uns Grüne ist klar, dass die Rechte am geistigen 
Eigentum geschützt werden müssen. Davon gehen 
wir aus. 

(Jens Nacke [CDU]: Donnerschlag!) 

In der Frage der Urheberrechte der Schulbuchver-
lage und Bildungsmedien hat jedoch die Kultusmi-
nisterkonferenz im Dezember 2010 eine Vereinba-
rung mit den Rechteinhabern für die Jahre 2011 
bis 2014 getroffen, die so richtig an der Realität in 
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den Schulen vorbeigeht. Den Verlagen wurden 
zwar für mehrere Millionen Euro Kopierrechte ab-
gekauft, aber leider nicht die Rechte für digitalisier-
te Kopien von Grafiken, Tabellen und Texten aus 
Schulbüchern für den Einsatz im Unterricht. Solche 
Digitalisate dürfen nun nicht auf den Schulcompu-
tern gespeichert und verwendet werden - mit der 
Folge, dass die Arbeit in den Schulklassen z. B. 
mit Whiteboards ziemlich unmöglich gemacht wird. 

Um die Einhaltung eines solchen Verbots sicher-
zustellen, sollte zunächst eine Plagiatssoftware 
eingesetzt werden, um die Schulcomputer zu 
durchsuchen. Diese Software wurde nach massi-
ven Protesten wieder zurückgezogen und weiter 
geprüft. Die Verlage als Rechteinhaber wollten 
aber Sicherheit und verlangten von den Kultusmi-
nistern, sicherzustellen, dass die Schulen sich an 
die Verträge halten. 

Wie macht das Herr Kultusminister Althusmann, 
selbst Experte in Urheberrechtsfragen? - Er 
schreibt am 20. Januar 2012 einen Erlass an die 
Schulleitungen und fordert sie auf, bis zum 10. Fe-
bruar 2012, also mal eben über die Halbjahres-
zeugnisse, eine dienstliche Erklärung abzugeben, 
dass mit Stichtag 25. Januar 2012 auf den Rech-
nern ihrer Schulen keine Digitalisate zu finden 
sind. Entweder sollten die Schulleitungen jetzt mal 
eben ganz schnell 250 PCs oder noch mehr 
durchsuchen oder eilig eine Erklärung unterschrei-
ben, dass alle Schulrechner frei von Digitalisaten 
sind, eine Erklärung, von der sie nicht wissen kön-
nen, ob sie für den Inhalt garantieren können, aber 
eine Erklärung, für die sie die strafrechtliche Ver-
antwortung tragen sollten, wie ihnen der Kultusmi-
nister mal eben per Erlass mitteilte.  

So versteht Herr Althusmann offenbar die Eigen-
verantwortliche Schule: Risiken für schlecht gelös-
te Probleme werden einfach auf die Schulleitungen 
abgewälzt.  

Nachdem Hunderte von Schulleitungen protestiert 
haben und die Abgabe einer solchen Erklärung 
abgelehnt haben, hat der Kultusminister diesen 
Erlass wieder zurückgezogen. Jetzt wird wieder 
verhandelt. 

Meine Damen und Herren, nötig wäre, dass die 
Schulbücher und die Bildungsmedien wieder eine 
besondere rechtliche Privilegierung im Urheber-
rechtsgesetz bekommen, wie es vor der Novellie-
rung 2008 der Fall war.  

(Zustimmung bei der SPD) 

Nur so können wir an den Schulen mit modernen 
Medien arbeiten. Nötig ist aber auch, dass der 
Kultusminister die dienstlichen Erklärungen derje-
nigen Schulleitungen, die sich genötigt fühlten, 
diese Erklärung zu unterschreiben, vernichtet. Das 
muss man von ihm erwarten können! 

(Zustimmung bei der LINKEN) 

Nötig ist auch, dass wir wirklich darüber diskutieren 
und neue Richtlinien und Handlungsvorgaben da-
für erarbeiten, wie wir in Zukunft mit welchen Me-
dien im Unterricht umgehen sollen: Mehr digitale? 
Wie viel in Papierform? Was noch aus Schulbü-
chern? Was machen wir mit Computern? - Das 
steht wirklich aus.  

Wir Grünen meinen auf jeden Fall, dass sich der 
Antrag der Linken wegen der zuvor genannten 
Fragen überhaupt nicht erledigt hat. Wir werden 
ihn deshalb heute unterstützen.  

Vielen Dank.  

(Beifall bei den GRÜNEN sowie Zu-
stimmung bei der SPD und bei der 
LINKEN) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Frau Meyer zu Strohen, Sie haben jetzt für die 
CDU-Fraktion das Wort. Bitte! 

Anette Meyer zu Strohen (CDU): 
Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 
„Vertrauen statt Plagiatssoftware und Überwa-
chung“ - das klingt beinahe so, als kontrolliere die 
Landesregierung den Lehrmitteleinsatz unserer 
Lehrerinnen und Lehrer sowie unserer Schulen mit 
elektronischen Argusaugen.  

Mit diesem Antrag der Fraktion DIE LINKE wird der 
Eindruck vermittelt, dass die niedersächsischen 
Lehrkräfte unter dem Generalverdacht der Urhe-
berrechtsverletzung stehen und dass die Landes-
regierung ein pauschales Grundmisstrauen hegt.  

(Hans-Henning Adler [LINKE]: So ist 
es!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren von der 
Fraktion DIE LINKE, Sie wissen, dass dem so nicht 
ist. 

(Hans-Henning Adler [LINKE]: Dem ist 
so!) 

Die Bildungs- und Schulbuchverlage als Rechtein-
haber gestatten in einem Gesamtvertrag - das ist 
hier mehrfach angeklungen - den Ländern sowie 
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den Lehrerinnen und Lehrern die Vervielfältigung 
aus urheberrechtlich geschützten Werken. Genau 
durch diesen Vertrag wird den Schulen die Mög-
lichkeit gegeben - natürlich in einem festgelegten 
Umfang -, Kopien aus Unterrichtsmaterialien für 
den Unterrichts- und Prüfungsgebrauch zu ver-
wenden.  

Die Länder - und so auch das Land Niedersach-
sen - zahlen hierfür eine Vergütung. Natürlich ent-
hält dieser Vertrag auch eine Klausel zum Schutz 
des geistigen Eigentums. Solche Klauseln sind 
nichts Ungewöhnliches. Die digitale Speicherung 
und ein digitales Verteilen von Kopien etwa über 
den E-Mail-Verkehr sind bereits von Gesetzes 
wegen nicht gestattet.  

Ihre Forderung, dass dieser Vertrag einseitig durch 
das Land auszusetzen ist, ist schlichtweg rechts-
widrig. Nach zivilrechtlichen Grundsätzen kann ein 
gegenseitiger Vertrag nicht einfach ausgesetzt 
werden. Sie wissen: Wer einen Vertrag nicht ein-
hält, macht sich des Vertragsbruchs schuldig und 
handelt bekanntermaßen rechtswidrig. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich den-
ke, die Fraktion DIE LINKE führt mit diesem Antrag 
eine Gespensterdebatte. Fakt ist: Es gibt keine 
Software, die in der Lage ist, Computer und Da-
tenspeicher der Lehrerschaften und der Schulen 
auszuspähen. Die Angst, dass die Schultrojaner 
still und heimlich nach urheberrechtlich relevanten 
digitalen Kopien und Dokumenten forschen und 
diese melden, ist daher unbegründet. Ferner ist 
Ihnen allen hier bekannt, dass das Bayerische 
Staatsministerium für Unterricht und Kultus am 
4. Mai 2012 bekannt gegeben hat, dass von einer 
Plagiatssoftware im beiderseitigen Einvernehmen 
der Länder und der Bildungsverlage abgesehen 
wird. Diese Software gibt es also nicht.  

(Zuruf von Ralf Borngräber [SPD]) 

- Das wissen Sie, Herr Borngräber, das haben wir 
alle bekommen. Sie wird nicht installiert werden.  

Die unter Nr. 2 des Antrags zitierten Garantieerklä-
rungen der Schulleitungen sollten nur bestätigen, 
dass man sich an die Rechtslage gehalten hat. 
Dazu sind sie ohnehin - das wissen alle Beamten 
hier im Raum - unabhängig von der Erklärung ver-
pflichtet. Niemand hat also verlangt, die Rechner 
der Lehrerinnen und Lehrer sowie der Schulen zu 
durchsuchen und eventuelle Verstöße gegen das 
Urheberrecht zu melden.  

Die im Antrag geforderte Vernichtung der abgege-
benen Erklärung bedarf ja wohl keiner weiteren 
Erörterung und keinesfalls der Zustimmung;  

(Ina Korter [GRÜNE]: Ist das dann 
passiert?) 

denn dieses Vorgehen wäre eventuell als rechts-
widrig zu bezeichnen. 

Meine Damen und Herren, das Urheberrechtsge-
setz ist ein Bundesgesetz. Es kann nicht allein 
nach den Wünschen des Landes Niedersachsen 
angepasst oder gar verändert werden. Für die 
Zukunft suchen die Kultusministerkonferenz und 
die Vertreter der Bildungsmedien weiterhin ge-
meinsam nach einer tragbaren und soliden Lösung 
für die Zukunft. Das bedeutet, auch Punkt 3 Ihres 
Antrags läuft leer.  

Bezüglich der erforderlichen digitalen Unterrichts-
materialien für einen modernen Schulunterricht 
möchte ich noch darauf hinweisen, dass das Land 
Niedersachsen für 4 Millionen Euro im letzten Jahr 
Lizenzen für Onlinemedien erworben hat. Diese 
kann man sich in den Kreisbildstellen kostenfrei 
holen.  

Zur Nr. 4 Ihres Antrages möchte ich Folgendes 
anmerken: Im Rahmen der Konjunkturprogramme 
haben wir die Ausstattung unserer Schulen mit 
Unterrichtsmaterialien mit erheblichen finanziellen 
Mitteln modernisiert. 

(Zustimmung bei der CDU und bei der 
FDP) 

Ein modernes Bildungssystem kann sich natürlich 
nicht den modernen Medien wie dem Internet mit 
seinen Möglichkeiten für den Unterricht entziehen. 
Einen Weg zurück in die Vergangenheit, indem wir 
die sogenannten Whiteboards oder die Laptops 
abschaffen und wieder zu Kreide und Schiefertafel 
greifen, wie das vorhin bildlich anklang¸ 

(Olaf Lies [SPD]: Das hat doch keiner 
gesagt!) 

gibt es natürlich nicht. Alle Beteiligten - Lehrkräfte, 
Schülerinnen und Schüler sowie Elternvertreter - 
befassen sich bereits intensiv mit der zukünftigen 
Nutzung und der Weiterentwicklung moderner 
Medien in den Schulen. Da vertraue ich ganz un-
serem Kultusminister, dass es bald eine Lösung 
geben wird. 

Meine Damen und Herren, der Entschließungsan-
trag der Fraktion DIE LINKE entbehrt also seiner 
Grundlage und Aktualität. Im Wesentlichen hat ihn 

 19007



Niedersächsischer Landtag  -  16. Wahlperiode  -  146. Plenarsitzung am 27. September 2012 
 

die Gegenwart bereits eingeholt. Daher wird die 
CDU diesen Antrag ablehnen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 

Als Nächster hat der Kollege Försterling für die 
FDP-Fraktion das Wort. Bitte sehr! 

Björn Försterling (FDP): 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Zu dem Werdegang, der Entstehung die-
ses Antrags und der Grundlage, nämlich der Ände-
rung des Urheberrechtsgesetzes, ist schon einiges 
gesagt worden.  

Ich möchte einiges gerade rücken, was insbeson-
dere der Kollege Borngräber gesagt hat. Zu seiner 
meiner Meinung nach völlig überflüssigen unange-
brachten Plagiatsbemerkung 

(Zustimmung bei der CDU) 

möchte ich mich nicht weiter einlassen. Damit 
muss jeder selbst umgehen und wissen, wie er 
sich selbst ins Abseits stellen möchte.  

Ich möchte aber etwas erhellen, was der Kollege 
Borngräber aus meiner Sicht bewusst vielleicht 
nicht ganz klar zitiert hat, und zwar hat er von Sei-
te 6 des entsprechenden Vertrages zitiert, nämlich 
aus § 6 Nr. 4. Er hat leider nur diesen Satz zitiert: 

„Die Länder wirken … darauf hin, 
dass jährlich mindestens 1 % der öf-
fentlichen Schulen ihre Speichersys-
teme durch Einsatz dieser Plagiats-
software auf das Vorhandensein sol-
cher Digitalisate prüfen lässt.“ 

Er hat vergessen, darauf hinzuweisen, dass sich 
diese ganze Nummer in § 6 ausschließlich auf den 
Einsatz der Plagiatssoftware bezieht und dass es 
u. a. der Kultusminister Dr. Bernd Althusmann 
gewesen ist, der sich dafür eingesetzt hat, dass 
gerade mit den Schulbuchverlagen die Verständi-
gung darüber getroffen worden ist, dass es diese 
Plagiatssoftware nicht gibt, weshalb dieser gesam-
te Absatz nicht gilt. Herr Borngräber, man muss 
dann schon im Zusammenhang vortragen, und 
man muss vor allem die Dinge verstehen, zu de-
nen man sich äußert.  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 

Herr Kollege Försterling, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage von Herrn Borngräber? 

Björn Försterling (FDP): 

Nein. Wenn er meint, er müsse sich hier noch ein-
mal blamieren, kann er sich auch zu einer Kurzin-
tervention melden. 

Ich möchte kurz vortragen, welche Ergebnisse wir 
in der schriftlichen Anhörung erhalten haben.  

Der Philologenverband äußert sich am 24. Mai 
2012 wie folgt:  

„Schulbuchverlage und Kultusminis-
terkonferenz haben nach unseren In-
formationen bereits entschieden, auf 
den Einsatz einer Plagiatssoftware 
zum Aufspüren unerlaubter digitaler 
Kopien auf Schulrechnern zu verzich-
ten. Zugleich haben die KMK und die 
Vertretungen der Bildungsmedien an-
gekündigt, dass eine gemeinsame 
Lösung urheberrechtlicher Probleme 
beabsichtigt ist, künftig Lehrkräften 
die digitale Nutzung von Unterrichts-
werken und -materialien zu ermögli-
chen. Damit ist wesentlichen Einwän-
den unseres Verbandes zu den soge-
nannten Schultrojanern Rechnung ge-
tragen.“ 

Der Landesbeauftragte für den Datenschutz äußert 
sich am 10. Mai 2012 wie folgt: 

„Die rechtliche Überprüfung der 
Überwachungssoftware hat sich aus 
meiner Sicht erledigt. Den Medien war 
am 27. April 2012 zu entnehmen, 
dass Herr Kultusminister Dr. Althus-
mann die Überprüfung der Schulen 
bereits ausgesetzt hat. Das Bayeri-
sche Staatsministerium für Unterricht 
und Kultus hat am 4. Mai 2012 be-
kannt gegeben, dass Länder und Bil-
dungsverlage gemeinsam nach einer 
Lösung für den digitalen Einsatz von 
Unterrichtswerken und -materialien im 
Unterricht suchen. Außerdem wird 
von dem vorgesehenen Einsatz einer 
Plagiatssoftware im beiderseitigen 
Einvernehmen abgesehen.“ 
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Die Niedersächsische Direktorenvereinigung hat 
sich am 7. Mai 2012 wie folgt geäußert: 

„Die Niedersächsische Direktorenver-
einigung begrüßt es, dass Kultusmi-
nister Dr. Althusmann die massive Kri-
tik der Verbände aufgenommen und 
die Unterschrift der Schulleiterinnen 
und Schulleiter im Blick auf die Über-
prüfung von Digitalisaten auf Schul-
rechnern zurückgezogen hat. Die 
Forderung des Kultusministers nach 
einer bundeseinheitlichen praktikab-
len Lösung erscheint uns sinnvoll und 
unterstützenswert. Daher hat sich der 
obige Antrag für uns erledigt.“ 

Das hätte auch die Linksfraktion zur Kenntnis 
nehmen müssen.  

Dieser Antrag hat sich erledigt, und deswegen 
werden wir ihn ablehnen. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 

Herr Minister, Herr Kollege Borngräber möchte das 
Mittel der Kurzintervention nutzen. Dazu hat er 
zunächst anderthalb Minuten lang Gelegenheit. 
Bitte schön, Herr Borngräber! 

Ralf Borngräber (SPD): 

Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen 
und Kollegen! Es liegt mir fern, den Meister der 
bildungspolitischen Blamage zu kritisieren, Herr 
Försterling. Das können andere gern tun. Aber ich 
möchte auf das zurückkommen, was Sie gerade zu 
§ 6 Abs. 6 der Vereinbarung gesagt haben. 

Der Landesbeauftragte für Datenschutz hat in sei-
nem Schreiben vom 10. Mai 2012 in der Tat aus-
geführt: 

„Das Bayerische Ministerium für Un-
terricht und Kultus hat am 4. Mai 2012 
bekannt gegeben, dass Länder und 
Bildungsverlage gemeinsam nach ei-
ner Lösung für den digitalen Einsatz 
von Unterrichtswerken und Materia-
lien im Unterricht suchen. Außerdem 
wird von dem vorgesehenen Einsatz 
einer Plagiatssoftware in beiderseiti-
gem Einvernehmen abgesehen.“ 

So weit, so gut. Was Sie nicht aufgeklärt haben, 
Herr Försterling, ist der Anachronismus: Warum 
steht diese Vereinbarung im ursprünglichen Text 
immer noch auf der Seite des Kultusministeriums? 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Herr Försterling möchte antworten. Er erhält das 
Wort ebenfalls für anderthalb Minuten. Bitte sehr. 

Björn Försterling (FDP): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Wenn der einzige Skandal in der nieder-
sächsischen Bildungspolitik die Tatsache ist, dass 
dieser Vertrag auf der Internetseite des Ministeri-
ums abzurufen ist, dann, so kann ich nur sagen, 
haben CDU und FDP in der Bildungspolitik in Nie-
dersachsen ja alles richtig gemacht. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Das ist ein derzeit gültiger Vertrag. Dieser Vertrag 
behält, obwohl sich beide Vertragsparteien darauf 
verständigt haben, § 6 Abs. 4 nicht anzuwenden, 
in den §§ 1 bis 8 ansonsten voll umfänglich seine 
Wirkung, so wie das bei allen anderen Verträgen 
auch der Fall ist. Wenn Sie zu § 7, zur salvatori-
schen Klausel, kommen und dort lesen „Sollte eine 
Bestimmung dieser Vereinbarung ganz oder teil-
weise unwirksam oder undurchführbar sein oder 
werden, so wird dadurch die Gültigkeit der übrigen 
Bestimmungen dieser Vereinbarung nicht berührt.“, 
dann verstehen Sie auch, warum dieser Vertrag 
immer noch auf der Internetseite steht. Herr Born-
gräber, auch hier gilt wieder: Man muss auch ein-
mal weiterblättern, und man muss auch Verträge 
bis ganz zum Ende lesen. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Jetzt hat aber der Herr Minister das Wort. Bitte 
sehr! 

Dr. Bernd Althusmann, Kultusminister: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Ich bin dem Kollegen Försterling sehr 
dankbar für diese Klarstellung. Auch ich wollte den 
Herrn Abgeordneten Borngräber darauf hinweisen, 
dass es sich um einen rechtsgültigen Vertrag han-
delt, bei dem nur § 6 im gegenseitigen Einverneh-
men von den jeweiligen Vertragsparteien teilweise 
außer Kraft gesetzt wurde, sodass der Gesamtver-
trag nach wie vor Gültigkeit hat und von daher 
auch auf der Homepage des Kultusministeriums 
auftaucht. 
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Sehr geehrter Herr Borngräber, Sie haben auch 
etwas, wie ich finde, Gefährliches gesagt. Bei diffe-
renzierter Betrachtung ist diese Aussage so auch 
nicht haltbar. Sie haben grundsätzlich von „unsin-
nigen Forderungen“ des Kultusministeriums oder 
meinerseits gesprochen und unterstellen damit, 
dass quasi Schulleiter oder Schulen in Nieder-
sachsen, gleich welcher Größenordnung, ob sich 
nun 10 oder 200 Rechner in dieser Schule befin-
den, nicht wissen können, vielleicht auch gar nicht 
wissen müssen, was sich auf ihren Rechnern be-
findet. Sehr geehrter Herr Borngräber, natürlich 
müssen unsere Schulleitungen, unsere Schulen, 
wissen, was sich nach dem Gesetz auf unseren 
Rechnern befinden darf. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Es wäre eine grobe Missachtung der Pflichten 
eines Schulleiters, wenn man das nicht wüsste. Es 
könnten sich noch ganz andere Dinge auf unseren 
Rechnern befinden. Von daher prüfen wir jederzeit 
und fordern auch entsprechend ab, dass diese 
Pflicht zur Umsetzung des Schulgesetztes ein-
gehalten wird. 

Frau Reichwaldt, Sie sprachen davon, wir hätten 
den Schulen zur Umsetzung eines Vertrags zwi-
schen allen 16 Bundesländern nur wenige Wochen 
Zeit gegeben. Kurz zur Chronologie: Im Dezember 
2010 ist dieser Vertrag unter Federführung des 
Bayerischen Staatsministeriums abgeschlossen 
und dann Anfang 2011 von allen 16 Bundeslän-
dern bestätigt worden. Anfang 2011 wurden alle 
niedersächsischen Schulen mit einer Informations-
broschüre der Kultusministerkonferenz über die 
neuen rechtlichen Rahmenbedingungen des Foto-
kopierens an unseren Schulen unterrichtet. Das 
ganze Thema ist nicht vom Himmel gefallen, son-
dern wir haben fast ein Jahr vorher über die neuen 
Fotokopierbedingungen - um die geht es - infor-
miert. 

(Christa Reichwaldt [LINKE] meldet 
sich zu einer Zwischenfrage) 

- Herr Präsident, ich sehe eine Wortmeldung. Ich 
habe nichts zu empfehlen; aber ich lasse die Zwi-
schenfrage gerne zu. 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Herr Minister, Sie gestatten die Zwischenfrage von 
Frau Reichwaldt. Ist das richtig? 

Dr. Bernd Althusmann, Kultusminister: 
Sehr gerne. 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Bitte schön, Frau Reichwaldt! 

Christa Reichwaldt (LINKE): 
Vielen Dank. - Herr Minister, stimmen Sie mir zu, 
dass aufgrund der technischen Entwicklung eine 
Garantieerklärung realistischerweise nicht mehr 
abgegeben werden kann? - Alles wird digital ge-
speichert. Schon das Ansteuern eines Druckers 
bedeutet, dass etwas digital gespeichert wird. Was 
soll denn da garantiert werden? 

(Zustimmung von Ina Korter [GRÜNE]) 

Dr. Bernd Althusmann, Kultusminister: 
Das hängt mit der Entstehung dieses Gesamtver-
trages zusammen. Letztendlich basiert er ja auf 
dem Inkrafttreten des sogenannten zweiten Korbes 
zu § 53 des Urhebergesetzes, der seit dem 1. Ja-
nuar 2008 in Deutschland grundsätzlich in Kraft ist, 
sodass das Anfertigen von Kopien aus Schulbü-
chern oder Unterrichtsmaterialien - ob analog oder 
digital spielt dabei keine Rolle - verboten ist. Ich 
glaube, um es deutlich zu sagen, dass die Urhe-
berrechtsnovelle des Bundes nicht schulkompati-
bel ist. Sie kann das notwendige Kopieren im 
Schulalltag offensichtlich nicht ausreichend darstel-
len. 

(Zustimmung von Frauke Heiligen-
stadt [SPD] und Ralf Borngräber 
[SPD]) 

Ich muss hinzufügen, Frau Heiligenstadt und Herr 
Borngräber, dass wir landesseitig schon heute für 
das Kopieren aus Verlagsbüchern, also dafür, 
dass diese Kopien überhaupt angefertigt werden 
können, jährlich rund 6 Millionen Euro zahlen. Aus-
fluss der Novelle des Urheberrechtsgesetzes war 
die Gefahr - diese wollte man mit dem Vertrag zu 
beheben versuchen -, dass das Fotokopieren aus 
Schulbüchern für Deutschland grundsätzlich verbo-
ten worden wäre. Deshalb die Übereinkunft mit 
den Schulbuchverlagen, um hier zu einer Lösung 
zu kommen. 

Meine Damen und Herren, die Verhandlungen sind 
hier dargestellt worden. Es ist ein Einvernehmen 
dahin gehend erzielt worden, dass es nicht zu dem 
vorgesehenen Einsatz einer Scansoftware zur 
Überprüfung der Speichersysteme der Schulen 
kommen wird. Auch die Verlage bestehen nicht 
mehr auf der Einholung einer dienstlichen Erklä-
rung. Diese dienstlichen Erklärungen sind aller-
dings rechtmäßig eingeholt worden, um einer ent-
sprechenden Frage Ihrerseits vorzubeugen. Einige 
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Schulleiter haben uns mitgeteilt, dass sie mit der 
Überprüfung keine Probleme hatten. Sie haben die 
Prüfung relativ schnell durch sachkundige Lehrer 
vornehmen lassen. Manche haben das jedoch 
anders beurteilt. Ich kann die Klage der Schulleiter 
von daher nachvollziehen. Möglicherweise kann 
nicht jeder sagen, ob sich in seiner Schule Digitali-
sate befinden oder nicht. 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Herr Minister, gestatten Sie eine Zwischenfrage 
von Frau Korter? 

Dr. Bernd Althusmann, Kultusminister: 
Ja. 

Ina Korter (GRÜNE): 
Vielen Dank. - Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Herr Minister, Sie haben gerade gesagt, 
dass Sie das Einholen der dienstlichen Erklärun-
gen von den Schulleitungen ausgesetzt hätten und 
dass die Verlage auf diesen Erklärungen nicht 
mehr bestünden. Haben Sie deshalb die bis dahin 
abgegebenen dienstlichen Erklärungen der Schul-
leitungen vernichtet?  

Dr. Bernd Althusmann, Kultusminister: 
Nein, die haben wir nicht vernichtet. Sie sind auf 
der Grundlage des damaligen Vertrages nämlich 
rechtmäßig erhoben worden. Ich sehe kein Prob-
lem darin, dass diese Erklärungen abgegeben 
worden sind. Das zeigt nur, dass einige Schulleiter 
damit offensichtlich weniger Probleme hatten, an-
dere Schulleiter diese dienstliche Erklärung aber 
nicht abgeben wollten, weil sie befürchtet haben, 
irgendwie haftbar gemacht werden zu können. 
Genau dieses Problem habe ich Anfang dieses 
Jahres nach den Reaktionen aus den Schulen 
aufgenommen und habe mir im Rahmen vieler 
Gespräche erläutern lassen, dass wir uns und 
andere Bundesländer sich in Erfüllung des Vertra-
ges letztendlich offensichtlich nicht im Sinne der 
Schulen verhalten haben. Von daher habe ich das 
dann ja auch ausgesetzt.  

Wir arbeiten an einer Lösung. Diese Lösung soll 
rechtliche Vorgaben bei der Nutzung analoger und 
digitaler Materialien vereinfachen, um im Unterricht 
insbesondere Medienbrüche zu vermeiden. Sie soll 
alltagstauglich und praxisorientiert sein. Sie soll 
Rechtekontrollen überflüssig machen; das ist eine 
dieser Lösungen. Sie soll Rechtssicherheit für 
Lehrkräfte und Schulen schaffen. Und sie soll die 
Rechte der Autoren und der Verlage sichern. 

Insofern, meine Damen und Herren, glaube ich 
sagen zu können, dass wir trotz der kurzzeitigen 
Aufregung um dieses Thema inzwischen zu einer 
vertretbaren Lösung für Niedersachsen gekommen 
sind. Ohnehin können die niedersächsischen 
Schulen auf unser Merlin-Projekt, auf unser Onli-
neangebot, zurückgreifen. Diese Abkürzung steht 
für „Medienressourcen für Lernen in Niedersach-
sen“. Dort gibt es ein großes professionelles An-
gebot an Medien für den Unterricht: Beispielfilme, 
Audiodateien, Arbeitsmaterialien. 

Die Landesregierung - um es abschließend zu 
sagen - befürwortet die Wiedereinführung einer 
gesetzlichen Privilegierung von Kopien urheber-
rechtlich geschützter Werke für den Schulunter-
richt. Zuständig für das Urheberrecht ist allerdings 
der Bundesgesetzgeber. Dieser hat in dieser oder 
in der letzten Woche angekündigt, dass er den 
dritten Korb zum Urheberrechtsgesetz offensicht-
lich aussetzt und vor 2013 hierzu keine Lösung 
mehr zu erwarten ist. Von daher kann ich es leider 
auch nicht ändern. Wir können gern versuchen, 
das noch einmal aufzunehmen. Im Rahmen der 
KMK arbeiten wir ebenfalls an einer Lösung. 

Vielen Dank.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Weitere Wortmeldungen liegen mir zu diesem Ta-
gesordnungspunkt nicht vor. Wir sind am Ende der 
Beratung. 

Wir kommen nun zur Abstimmung.  

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses 
folgen und damit den Antrag der Fraktion DIE LIN-
KE in der Drs. 16/4573 ablehnen will, den bitte ich 
um das Handzeichen. - Wer ist dagegen? - Wer 
enthält sich? - Das Erste war die Mehrheit. Damit 
ist der Antrag abgelehnt worden. 

Die Fraktionen haben sich darauf verständigt, vor 
der Mittagspause noch die Tagesordnungspunk-
te 24 und 25 zu behandeln.  

Von daher rufe ich jetzt die Tagesordnungspunk-
te 24 und 25 auf: 

Abschließende Beratung: 
„Power-to-Gas“-Projekte: Erneuerbare Ener-
gien benötigen „Langzeitspeicher“ - Antrag der 
Fraktionen der CDU und der FDP - Drs. 16/4977 - 
Beschlussempfehlung des Ausschusses für Um-
welt und Klimaschutz - Drs. 16/5159 - Änderungs-
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antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - 
Drs. 16/5219  

Abschließende Beratung: 
Erneuerbare Energien benötigen moderne Net-
ze! Keine Energiewende ohne Verteilnetze! - 
Antrag der Fraktionen der CDU und der FDP - 
Drs. 16/4978 - Beschlussempfehlung des Aus-
schusses für Umwelt und Klimaschutz - 
Drs. 16/5160 - Änderungsantrag der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 16/5220 

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, die Anträge je-
weils unverändert anzunehmen. 

Die Änderungsanträge zielen auf die Annahme der 
Anträge in jeweils geänderter Fassung.  

Eine Berichterstattung ist nicht vorgesehen. 

Wir kommen zur Beratung dieser beiden Anträge. 
Zu Wort gemeldet hat sich zunächst einmal Herr 
Dr. Deneke-Jöhrens für die CDU-Fraktion. Ihnen 
erteile ich jetzt das Wort. Bitte schön! 

Dr. Hans-Joachim Deneke-Jöhrens (CDU): 
Vielen Dank. - Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Mit dem steigenden Anteil 
erneuerbaren Energien an der Gesamtstromver-
sorgung wachsen wetterbedingte Schwankungen 
bei der Stromeinspeisung stark an. Die Spreizun-
gen im Stromangebot werden weiter zunehmen 
und müssen durch ein modernes, flexibles Strom-
netz, ein intelligentes Erzeugungs- und Lastmana-
gement sowie leistungsfähige Speicher ausgegli-
chen werden. Darauf zielen unsere Anträge. 

Meine Damen und Herren, die Kopplung von 
Strom- und Gasnetz über die Power-to-Gas-
Technologie ermöglicht die Speicherung von Strom 
aus regenerativen Energiequellen wie Windkraft 
und Solaranlagen zu Zeiten, in denen hier Über-
schüsse produziert werden. Dadurch kann die 
Stromnachfrage von der Produktion entkoppelt 
werden.  

Das Power-to-Gas-Verfahren basiert auf der Spal-
tung von Wasser in Wasserstoff und Sauerstoff 
mithilfe von regenerativ erzeugtem Strom und der 
anschließenden Herstellung von methanreichem 
Gas aus dem gewonnen Wasserstoff und Kohlen-
dioxid. Das Gas entspricht in seiner Zusammen-
setzung normalem Erdgas und kann in das Erd-
gasnetz eingespeist werden. Das Gasnetz hat ein 
enormes Speichervolumen und kann auf diesem 
Weg etwa 3 000-mal so viel Energie speichern, wie 

es bisher in klassischen Pumpspeicheranlagen 
möglich ist.  

Power-to-Gas ist das zurzeit am weitesten entwi-
ckelte Verfahren zur Langzeitspeicherung großer 
Mengen elektrischer Energie. Die Technologie hat 
in Niedersachsen grundsätzlich großes Potenzial. 
Deshalb muss das Verfahren sowohl im Hinblick 
auf technische Machbarkeit als auch im Hinblick 
auf Wirtschaftlichkeit untersucht werden. 

CDU und FDP bitten nun die Landesregierung, die 
Speicherpotenziale darzustellen, die Chancen und 
Risiken der Wasserstoffwirtschaft zu untersuchen 
und die Möglichkeiten für die Umsetzung der Po-
wer-to-Gas-Technologie insbesondere in der Nähe 
der Gasspeicher zu bewerten. Außerdem bitten sie 
die Landesregierung um Kooperation der neuen 
Landesinitiative „Energiespeicher und -systeme“ 
mit der IVG Friedeburg-Etzel bei der Untersuchung 
neuer Speichermöglichkeiten.  

Meine Damen und Herren, der Änderungsantrag 
der Grünen nimmt diese Position von CDU und 
FDP auf und ergänzt sie mit der Forderung, die 
Aktivitäten auf die Bundes- und Europaebene aus-
zudehnen. Das ist für mich durchaus nachvollzieh-
bar. Was für mich allerdings nicht nachvollziehbar 
ist, ist Ihre Forderung, die IVG aus dem Antrag zu 
streichen. Wenn wir in Niedersachsen über eine 
Kooperation mit einem Autobauer sprechen: Wel-
cher Name würde einem denn da einfallen, meine 
Damen und Herren auf den Oppositionsbänken? - 
Natürlich VW. Das ist doch ganz klar. Es sei denn, 
man wohnt in Osnabrück, wo in der letzten Wo-
che - begünstigt die hervorragende Standort- und 
Wirtschaftspolitik der Landesregierung - die ersten 
Porsche-Boxter vom Band gerollt sind. 

(Zustimmung bei der CDU und bei der 
FDP) 

Das VW-Werk der Erdgasspeicherbranche ist in 
Friedeburg-Etzel mit der IVG angesiedelt. Die 
Menschen dort sind stark betroffen. Das wissen 
auch Sie, Herr Meyer.  

(Rolf Meyer [SPD]: Warum weiß die 
Landesregierung das nicht?) 

Sie kennen die Bürgerinitiativen und deren Petitio-
nen. 

(Rolf Meyer [SPD]: Die Landesregie-
rung hat doch gesagt, sie wisse das 
nicht!) 

- Herr Meyer, dann ist es doch auch logisch, dass 
man dort nicht nur Löcher bohrt und Gas lagert, 
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sondern den Menschen vor Ort auch die möglichen 
Perspektiven und Zukunftschancen aufzeigt und 
bietet. 

Alles, was es an Forschung gibt, lieber Rolf Meyer, 
muss nicht auf Celle und das Erdgas- und Erdöl-
cluster konzentriert werden,  

(Rolf Meyer [SPD]: Wir haben da doch 
Platz!) 

sondern hier geht es um Standortvorteile aufgrund 
der Lagegunst, da aufgrund der Nähe zum Off-
shore- und Küstenwindstrom kein langer Transport 
nötig ist und da die Kompetenz der gesamten 
Energiewirtschaft vorhanden ist, die bereits jetzt 
die Kavernen nutzt und auf dem Gelände zu Hau-
se ist. 

Herr Wenzel, wir wollen doch keine überflüssigen 
Speicherversuche finanzieren, sondern Forschung 
und Entwicklung am Ort des Geschehens entwi-
ckeln. Das bezieht sich nicht allein auf die IVG, 
sondern auf die gesamte vor Ort in Friedeburg-
Etzel versammelte Energiebranche und dient dem 
Wohl der dort wohnenden Menschen.  

Der Verteilnetzantrag ist beim vergangenen Ple-
num ausführlich erörtert worden. In der Aus-
schussberatung haben sich keine neuen Gesichts-
punkte ergeben. Ich nenne noch einmal unsere 
vier Kernforderungen: 

Erstens. Die Zahlung vermiedener Netznutzungs-
entgelte für nicht steuerbare Erzeugungsanlagen 
soll abgeschafft werden. 

Zweitens. Die Kostenanerkennung muss be-
schleunigt werden. 

Drittens. Es sollen Anreize für die Netzbetreiber bei 
Forschung und Entwicklung geschaffen werden, im 
Bereich der Verteilnetze zu investieren. 

Viertens. Netzbetreiber sollen nicht nur Lasten 
abschalten, sondern bei Bedarf auch Verbraucher 
zuschalten können. Dies soll mit geringeren Netz-
kosten belohnt werden. 

Meine Damen und Herren, der Änderungsantrag 
der Grünen blendet die Kernfrage der EEG-be-
dingten Ausbaukosten im Verteilnetz völlig aus. 
Unsere übrigen Punkte werden mit kleineren Ände-
rungen aufgenommen. Allerdings sind Ihre weiter-
gehenden Ansätze nicht ganz zu Ende gedacht. 
Ich möchte das kurz an einem Beispiel ausführen. 
Das, was unter Ihrem fünften Spiegelstrich steht, 
ist unverständlich. Wenn man wohlmeinend ist, 

kann man sagen, dass er missverständlich formu-
liert wurde. 

Energiemanagementdienstleistungen werden nor-
malerweise von Vertrieben und nicht von Netz-
betreibern angeboten. Netzbetreiber sollten selbst-
verständlich in die Lage versetzt werden, ihr Netz 
effizient zu betreiben und dazu auch Smart-Grid-
Technologien zu nutzen. Das heißt aber nicht, 
dass sie sich zu Energiedienstleistern entwickeln 
sollen. Hier scheinen die Vorschriften des Unbund-
lings von Ihnen ignoriert zu werden.  

Die Ausnahme ist allerdings, wenn es sich auf 
kleine Stadtwerke bezieht, die nicht unter die Un-
bundling-Vorschriften fallen.  

Meine sehr verehrten Damen und Herren, CDU 
und FDP haben zwei ausgewogene und gut abge-
stimmte Anträge vorgelegt. Bitte stimmen Sie ih-
nen zu. So werden wir die Energiewende weiter 
voranbringen.  

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Für die SPD-Fraktion hat sich jetzt Herr Meyer zu 
Wort gemeldet. Das ist der Kollege Meyer I. 

Rolf Meyer (SPD): 
Herr Präsident! Bei dieser netten Begrüßung gratu-
liere ich uns erst einmal zum 2 : 1-Gewinn in Frei-
burg gestern Abend.  

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Ich darf hier keine Bewertung vornehmen. 

Rolf Meyer (SPD): 
Hannover 96 natürlich auch!  

(Beifall) 

Wir haben heute zwei Anträge vorliegen, liebe 
Kolleginnen und Kollegen: Im ersten Antrag geht 
es um „Power to Gas“, im zweiten um Energienet-
ze. Wir hatten die erste Beratung vor nicht allzu 
langer Zeit. Ich will zunächst einmal die beiden 
Anträge ganz kurz besprechen und im Anschluss 
daran einen dritten Punkt aufgreifen, der all das 
wieder zerschlagen würde, was wir früher diskutiert 
haben. 

Zum ersten Antrag bezüglich „Power to Gas“ hatte 
ich in der letzten Plenardebatte und auch im Aus-
schuss nachgefragt, warum eigentlich ausgerech-
net die IVG dieses Projekt durchführen soll. Herr 
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Minister Birkner hat in der Plenarsitzung gesagt, 
das wisse er auch nicht. In der Ausschusssitzung, 
aus der ich nicht zitieren darf, wurde seitens des 
Ministeriums genauso geantwortet. Das Ministeri-
um weiß also nicht, warum die IVG das bekommt. 
Wir haben jetzt gerade vom Kollegen Deneke-
Jöhrens eine Begründung gehört, die ich allerdings 
alles andere als schlüssig finde. Da würde ich doch 
gerne bei Gelegenheit - abgesehen davon, dass 
das wahrscheinlich nie passieren wird - nachhaken 
und fragen, was dahintersteht.  

Im zweiten Antrag geht es um die Netze. Das ist 
ein insgesamt sehr schwieriges Thema, weil sich 
die Ausrichtung der Netze daran orientieren muss, 
wie man denn eigentlich Strom produziert und wo 
man ihn produziert. Wenn man die Stromprodukti-
on von zentralen Standorten auf dezentrale Stand-
orte verlegt, braucht man in der Tat - insofern ist 
der Gedanke im CDU/FDP-Antrag richtig - ein 
anderes Netzsystem. Nur ist es so: Das, was Sie in 
diesem Antrag letztlich fordern, würde, wenn es 
denn richtig wäre, bestenfalls einen ganz kleinen 
Ausschnitt aus der gesamten Netzdebatte bedeu-
ten. Es würde dieses Thema völlig unzureichend 
abbilden, weil man im Moment überhaupt noch 
nicht weiß, wie sich das bei der Stromproduktion 
entwickelt. Das ist übrigens auch im Ausschuss 
vom Ministerium, wie ich fand, zutreffenderweise 
erläutert worden. Denn die Bundesnetzagentur ist 
jetzt gerade - in dieser Zeit - dabei, Pläne zu ent-
wickeln und Anhörungen durchzuführen, wo sich 
alle beteiligten Länder und andere Interessierte 
einklinken können. Das heißt, dass es einigerma-
ßen schräg ist, jetzt hier so etwas festzulegen. Es 
ist deshalb aus unserer Sicht heute nicht abstim-
mungsfähig. 

Ich fand es auch sehr merkwürdig, dass die Mehr-
heitsfraktionen überhaupt nicht bereit waren, mit 
der Abstimmung über diesen Antrag zu warten, 
obwohl es gleichzeitig - auch zum Thema „Netze“ - 
einen sozialdemokratischen Antrag und einen An-
trag von Bündnis 90/Die Grünen im Ausschuss 
gab. Wir hatten gesagt: Dazu können wir uns ei-
gentlich noch ein bisschen externen Sachverstand 
holen. Nein, das alles wollte man nicht, man wollte, 
dass über den eigenen Antrag abgestimmt wird. 

(Axel Miesner [CDU]: Weil er gut ist!) 

- Herr Kollege Miesner, wahrscheinlich haben Sie, 
weil Sie letztes Mal den Einstieg so vermasselt 
haben, heute dazu auch nicht reden dürfen.  

Ich will noch einen dritten Punkt ansprechen, der 
das, wie ich finde, als Volte eigentlich ins völlige 

Gegenteil verkehrt. Herr Minister Birkner und auch 
Herr - - - Na, wie heißt der Kollege?  

(Björn Thümler [CDU]: Welchen Kol-
legen meinen Sie denn?) 

Ist auch egal. Sie haben vorhin versucht, das neue 
FDP-Modell für erneuerbare Energien darzustellen. 
Sie haben versucht - das ist der Werbeblock -, den 
Beschluss des FDP-Präsidiums vom 24. Septem-
ber dazu unter die Leute zu bringen. Das ist noch 
nicht so lange her. Ich will aus diesem Beschluss 
nur einen Satz vorlesen,  

(Ingrid Klopp [CDU]: Kannst du das?) 

der deutlich macht, was dieser Quotenmüll tat-
sächlich bedeuten würde. Ich würde mich sehr 
wundern, liebe Kolleginnen und Kollegen von der 
CDU, wenn Sie das mittragen könnten. Ich lese 
den Satz vor: 

„Bei einem Mengenmodell - je nach 
Ausgestaltung - würden Energieer-
zeuger, Stromhändler oder Endkun-
den verpflichtet, einen von der Politik 
festgelegten Anteil des Stroms aus 
erneuerbaren Energien zu erzeugen 
bzw. zu beziehen.“ 

Es geht dabei um die Erzeuger, die Händler oder 
auch die Abnehmer. Jeder Einzelne von uns hier 
wäre verpflichtet, einen bestimmten Anteil Erneu-
erbarer zu beziehen. Man könnte nicht selbst Ent-
scheidungen treffen, wie viel man haben will, son-
dern irgendwelche Politiker würden Quoten festle-
gen. Weil das sogar den FDP-Leuten im Präsidium 
aufgefallen ist, sagen sie: Es könnte natürlich ge-
fährlich werden, wenn da eine Marktmacht ent-
steht, wenn dieses nationale Mengenmodell eine 
Marktmacht bestimmter Unternehmen - wir wissen, 
wer das hier in Deutschland ist; das sind nicht so 
viele - stärken würde. Weil das so ist, hat man 
gesagt: Dann machen wir das nicht nur bundes-
weit, sondern gleich europaweit. Die FDP als Eu-
ropapartei will hier mal eben Europa ein Energie-
system überstülpen. Das ist schon mal - ange-
sichts des Potenzials der FDP - eine ganz grandio-
se Idee.  

Weil man sich nicht ganz sicher ist, wie man das 
bis dahin bewerkstelligt - das alles muss bis 2020 
fertig sein -, will man noch ein Zertifikatemodell 
dazwischenschalten, damit das irgendwie geregelt 
werden kann. Liebe Kolleginnen und Kollegen von 
der FDP, das ist so schräg, dass es wirklich über-
haupt niemand mehr nachvollziehen kann - nicht 
einmal Sie selbst, glaube ich. Denn das, was Sie 
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hier sonst an Details in Anträge schreiben, hat mit 
dem überhaupt nichts zu tun und geht in eine völlig 
andere Richtung. Sie müssen sich irgendwann 
entscheiden, was Sie energiepolitisch wirklich wol-
len.  

Sie wollen das EEG abschaffen. Im Grunde wollen 
Sie den Mittelstand an dieser Stelle platt machen; 
denn das, was Sie beschließen, soll im Grunde nur 
die Großen wieder stärken. Genau das ist die 
Klientelpolitik der FDP, und ich kann mir nicht vor-
stellen - ich gucke den Kollegen Thiele an -, dass 
die CDU das richtig gut findet. 

Vielen Dank. 

Einen Satz habe ich vergessen. Wenn der Antrag 
der Grünen zu „Power-to-Gas“ zur Abstimmung 
kommt, werden wir ihm zustimmen. Ihre Anträge 
lehnen wir ab.  

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Als Nächster hat Herr Wenzel für die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen das Wort. 

Stefan Wenzel (GRÜNE): 
Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Ich hatte zunächst den Eindruck, dass die Koaliti-
onsfraktionen darum bemüht waren, an dieser 
Stelle etwas Gemeinsames auf den Weg zu brin-
gen. Die Beratung verlief dann allerdings so, dass 
Ansätze für eine gemeinsame Beschlussfassung 
am Ende nicht gelungen sind.  

Insbesondere in Bezug auf den Antrag zum Thema 
moderner Netze habe ich im Ausschuss und auch 
im Plenum deutlich gemacht, dass ich es nicht für 
sinnvoll halte, das System der vermiedenen Netz-
entgelte für Anlagen zur Erzeugung von regenera-
tivem Strom in der Weise zu verändern, wie Sie es 
vorgeschlagen haben. Sie gehen davon aus, dass 
volatil, also entsprechend den Wetterbedingungen, 
eingespeist wird und dass die Netzentgeltvariante, 
die heute im Gesetz vorgesehen ist, deswegen 
nicht mehr zur Anwendung kommen und in Zukunft 
also eine Verschlechterung vorgenommen werden 
soll. Wir wissen aber aus Gesprächen mit den 
Stadtwerken - wir haben uns das vor Ort bei de-
nen, die das praktisch machen, angeschaut -, dass 
70 % des Stromes dezentral produziert und auch 
dezentral verbraucht werden. Von daher würde die 
von Ihnen vorgeschlagene Maßnahme nur dazu 

führen, den bürokratischen Aufwand erheblich zu 
erhöhen. Im Sinne der Energiewende wäre dies 
jedoch kein zielführender Vorschlag. 

Wir halten es hingegen für notwendig, endlich die 
Lastflussdaten nicht nur für die Hoch- und Höchst-
spannungsebene zu veröffentlichen, sondern auch 
für die Verteilnetze. Das würde es ermöglichen, 
wesentlich rationaler darüber nachzudenken, wel-
che Investitionen tatsächlich notwendig sind.  

Auch zu dem zweiten Antrag haben wir Ihnen ei-
nen Änderungsantrag vorgelegt. Ebenso wie zu 
dem Thema moderner Netze liegt Ihnen auch zum 
Thema „Power to Gas“ ein Änderungsantrag vor. 
Wir nehmen darin einige Ihrer Elemente auf, ma-
chen aber an entscheidenden Stellen andere Vor-
schläge. Ihr Antrag zum Thema „Power to Gas“ 
liest sich so, als wenn die IVG in Friedeburg-Etzel 
ein grünes Mäntelchen brauche, um ihre Kaver-
nenprojekte besser verkaufen zu können.  

(Vizepräsident Dieter Möhrmann 
übernimmt den Vorsitz) 

Sie sagen, das gehe mit „Power to Gas“. Wir sa-
gen, das ist der falsche Ansatz. Die Speichertech-
nik als solche ist eine seit Jahrzehnten angewen-
dete Technik. Die große Herausforderung liegt in 
der Frage, wie Energie von Strom per Elektrolyse 
in Gas und wieder zurück umgewandelt werden 
kann und wie dabei die Energieverluste und damit 
natürlich auch die Kosten so gering wie möglich 
gehalten werden können. Dazu braucht man nicht 
etwas zusammen mit der IVG in Friedeburg-Etzel 
zu machen, sondern dazu bedarf es der bestmög-
lichen Kooperation zwischen den Hochschulen in 
Niedersachsen sowie Anwendungsprojekte und 
Forschung im Bereich der Elektrolyse. Dazu 
braucht man auch eine Kooperation mit anderen 
Bundesländern und innerhalb der EU. 

Dazu liegen Ihnen zwei Änderungsvorschläge vor. 
Wir würden uns freuen, wenn Sie unsere Vor-
schläge unterstützen würden. 

Ich danke Ihnen fürs Zuhören. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Vizepräsident Dieter Möhrmann: 

Meine Damen und Herren, für die Fraktion DIE 
LINKE spricht nun Herr Herzog. 
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Kurt Herzog (LINKE): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Keine 
Energiewende ohne Verteilnetze - für diese Bin-
senweisheit hat Ihre eigene Landesregierung in 
der Antwort auf Frage 30 Ihrer Großen Anfrage 
zunächst Folgendes übrig - Zitat -: Es sind „bisher 
keine nennenswerten Engpässe in den regionalen 
Verteilnetzen aufgetreten.“ Weiter wird auf eine 
Studie des Deutschen Windenergieinstituts - des 
DEWI, das Sie gerade verscherbelt haben - ver-
wiesen und festgestellt: „Im Ergebnis sind in dieser 
Netzebene bis 2015 keine Netzneubaumaßnah-
men in Niedersachsen erforderlich.“ In der Zeit 
danach seien nur wenige Ausbaumaßnahmen 
nötig. Engpässe könnten durch Netzertüchtigung 
beseitigt werden. 

An die Energiepäpste von CDU und FDP: Das 
muss Ihnen doch in den Ohren klingeln, wollen Sie 
doch in Ihrem Entschließungsantrag die Verteilnet-
ze, so wörtlich, umfangreich aus- und umbauen. 
Zudem haben Sie die von mir bei der ersten Bera-
tung angemahnten differenzierten Regelungen der 
vermiedenen Netznutzungsentgelte, die Kollege 
Wenzel gerade ansprach, überhaupt nicht ver-
standen. Sie wollen weiterhin alle dezentralen 
Erzeuger der Erneuerbaren bestrafen. Das ist sehr 
innovativ!  

Und weil die Verteilnetze so gut sind, erteilt Ihre 
Landesregierung den sogenannten Einspeisenet-
zen auch gleich eine Abfuhr. Das ist in Bezug auf 
deutlich mehr Windkraft an Land allerdings zu kurz 
gesprungen, vor allem völlig ohne wissenschaftli-
che Abschätzung. Wie Sie wissen sollten, kann die 
Bundesnetzagentur laut § 14 EnWG in Zukunft 
Einspeisenetze als ressourcensparende Netzaus-
baumaßnahme zulassen. Das ist die zweite Klat-
sche!  

Was die Wasserstofftechnik, Brennstoffzellen, 
„Power to Gas“ usw. angeht, gibt Ihre Regierung 
zu, dass da wegen des schlechten Wirkungsgra-
des lange Zeit mit nicht viel zu rechnen sei. Auf 
Seite 60 der Antwort auf die Große Anfrage schiebt 
sie die Weiterentwicklung von Systemlösungen 
flugs mangels eigener Ideen der Energiewirtschaft 
und der Herstellerindustrie zu. Dazu passen die 
halbierten Haushaltsansätze in diesem Bereich 
bestens.  

Die Nutzung des Erdgasnetzes als Speicher ist 
eine gute Idee, aber natürlich nicht Ihre. Sie könnte 
tatsächlich Leitungen sparen, wie Ihr Bundestags-
fraktionsvize Ruck richtig feststellte, aber nicht mit 

Beimengungsquoten für Wasserstoff von 2 % bis 
5 %.  

Da aber, wo sehr schnell Erfolge sichtbar und 
Speicher ersetzbar würden, haben Sie einen ziem-
lich blinden Fleck. Das betrifft z. B. die Einrichtung 
eines Kapazitätsmarktes, d. h. von Kraftwerkska-
pazitäten, die für den Bedarfsfall vorgehalten wer-
den, oder das Prinzip des „Demand-Response“. 
Wenn also z. B. ein Zementwerk in Zeiten schwa-
cher Stromnachfrage energieintensiv produzierte 
Zwischenprodukte auf Halde legt, werden die bei 
hoher Stromnachfrage im Netz stromsparend wei-
terverarbeitet. Die in chemischer, Metall- und Bau-
industrie damit einsparbare Strommenge wird auf 
die Größenordnung der gesamten europäischen 
Primärregelenergie geschätzt. Das muss man sich 
einmal zu Gemüte führen!  

Wenn Sie es dann noch schaffen, ins EEG endlich 
einen Kombibonus einzuführen, Herr Deneke-
Jöhrens, statt es abzuschaffen, d. h. Verbundsys-
teme nachfragegerecht zusammenzuschalten, 
dann sind das quasi Riesenspeicher, meine Da-
men und Herren, schnell verfügbar, ohne Trassen 
und ohne andere teuere Infrastruktur.  

(Zustimmung bei der LINKEN) 

Nein, meine Damen und Herren von der schwarz-
gelben Zunft, Ihr völlig unflexibles „größer, bunter, 
weiter“ dauert zu lange, ist zu teuer und eine Be-
leidigung für die wissenschaftliche Intelligenz. 
Deshalb empfehle ich: Gehen Sie mit Herrn Bäu-
mer lieber auf die Suche nach dem Nylonfaden 
Ihrer Sense! Da richten Sie weniger Schaden an. 

(Beifall bei der LINKEN, bei der SPD 
und bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Dieter Möhrmann: 
Meine Damen und Herren, für die FDP-Fraktion 
erteile ich nun Herrn Dr. Hocker das Wort. 

Dr. Gero Clemens Hocker (FDP): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Kolleginnen 
und Kollegen! Herr Kollege Meyer I - das scheint 
sich ja jetzt so einzubürgern -, wenn man erst die 
Rede Ihres Fraktionskollegen Tanke und dann Ihre 
gehört hat, dann kann man sich schon ein wenig 
Sorgen machen. Es war schon etwas wirr, was Sie 
heute zum Besten gegeben haben. Erst sprachen 
Sie über Fußball und dann über Dinge, von denen 
Sie ganz offensichtlich wenig verstehen.  

(Zustimmung bei der FDP) 

19016 



Niedersächsischer Landtag  -  16. Wahlperiode  -  146. Plenarsitzung am 27. September 2012 
 

Es ist schon erstaunlich, wie schlecht Sie als große 
Volkspartei im Bereich der Umweltpolitik aufgestellt 
sind. Da könnte man sich schon Sorgen machen, 
meine Damen und Herren, wenn man Mitglied 
Ihrer Partei wäre. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU - 
Widerspruch bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Ich darf Ihnen gern noch einmal erläutern, wie das 
Wettbewerbsmodell, das wir auf den Weg gebracht 
haben, funktioniert, Herr Kollege Meyer. Wir möch-
ten gern Jahr für Jahr steigende Anteile der erneu-
erbaren Energien in den Stromnetzen haben. Wir 
möchten innerhalb dieses steigenden Anteils gern 
Wettbewerb zwischen den erneuerbaren Energien 
schaffen. Ich glaube, wir werden die Energiewende 
nicht gestalten können - das wird auch bei Ihnen 
früher oder später ankommen müssen -, wenn wir 
auch die erneuerbaren Energien nicht im Wettbe-
werb gegeneinander antreten lassen - bei steigen-
den Anteilen erneuerbarer Energien in den Netzen, 
meine Damen und Herren.  

(Stefan Wenzel [GRÜNE]: Das ist 
doch Blödsinn! Das, was Sie machen, 
ist kein Wettbewerb, sondern Kon-
zernpolitik!) 

Aber wir sprechen heute über das Thema „Power 
to Gas“. Ich glaube, es ist eindeutig, dass der Er-
folg der Energiewende nicht allein dadurch erreicht 
werden kann, dass man zusätzliche Kapazitäten 
zur Stromerzeugung schafft, sondern wir brauchen 
intelligente Netze und die Befähigung, den Strom, 
den man erzeugt, wenn der Wind weht und wenn 
die Sonne scheint, zu speichern. 

Zurzeit haben wir die absurde Situation, dass, 
wenn der Wind weht und die Sonne scheint - - - 

(Rolf Meyer [SPD]: Die Sonne scheint 
immer!) 

- Die Sonne scheint immer, aber sie scheint nicht 
so, dass man Photovoltaik effizient einsetzen 
könnte, Herr Meyer. Herzlichen Dank! 

(Rolf Meyer [SPD]: Das ist korrekt!) 

Wenn erneuerbare Energien erzeugt werden, 
wenn der Wind weht und die Sonne scheint, haben 
wir manchmal so viel Strom in den Netzen, dass 
wir den Österreichern in diesem Fall ein Entgelt 
bezahlen, damit sie uns den Strom abnehmen, 
damit unsere Netze nicht in die Knie gehen. Die 
Österreicher pumpen dann ihre Pumpspeicher-
kraftwerke voll. Wenn wir dann Strombedarf ha-

ben, weil der Wind nicht weht und die Sonne nicht 
scheint, kaufen wir denselben Strom von den Ös-
terreichern zurück.  

(Stefan Wenzel [GRÜNE]: Das ist ei-
ne Ihrer Fehlplanungen in den letzten 
Jahren!) 

Das heißt, der private Stromkunde zahlt vierfach: 
Er zahlt das erste Mal, wenn der Strom erzeugt 
und eingespeist wird. Er zahlt ein zweites Mal, 
wenn wir den Österreichern ein Entgelt zahlen, 
damit sie uns den Strom dankenswerterweise ab-
nehmen. Er zahlt ein drittes Mal, wenn wir den 
Strom aus Österreich zurückkaufen, und er zahlt 
ein viertes Mal, wenn er den Strom verbraucht.  

Dies zeigt eines: Wir brauchen intelligente Netze. 
Wir brauchen Speichertechnologien. Sie sind bis-
lang eine Antwort darauf schuldig geblieben, wie 
Ihre Partei bzw. Ihre Fraktion das auf den Weg 
bringen will, meine Damen und Herren.  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU - 
Stefan Wenzel [GRÜNE]: Hochmut 
kommt vor dem Fall, Herr Dr. Hocker!) 

- Keine Angst! Mit Hochmut hat das nichts zu tun. 
Wir sind die einzige Partei, die einzige Fraktion, die 
sich auf den Weg gemacht hat, diese Frage zu 
beantworten.  

(Stefan Wenzel [GRÜNE]: Die jedes 
halbe Jahr ihr Programm wechselt! 
Das schafft keiner!) 

Das gilt für den Herrn Kollegen Meyer, aber auch 
für die Grünen, von denen ich sehr viel mehr Initia-
tive erwartet hätte; denn Sie sind es gewesen, die 
das Erneuerbare-Energien-Gesetz mit genau den 
Problemen, die wir jetzt beseitigen müssen, auf 
den Weg gebracht haben. 

Danke.  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU - 
Christian Dürr [FDP]: Sehr gut!) 

Vizepräsident Dieter Möhrmann: 
Meine Damen und Herren, das Wort hat jetzt Herr 
Minister Dr. Birkner.  

(Rolf Meyer [SPD]: Er wird das jetzt 
ein bisschen korrigieren!) 

Dr. Stefan Birkner, Minister für Umwelt, Energie 
und Klimaschutz: 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Herr Meyer, ich biete Ihnen ausdrücklich 
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an, dass wir uns einmal außerhalb des Plenums 
zusammensetzen. Dann erkläre ich Ihnen die FDP-
Programmatik besonders gerne. Sie haben sie 
zwar vor sich, aber Sie haben sie nicht gelesen. 

(Zuruf von Rolf Meyer [SPD]) 

- Dann haben Sie es nicht verstanden. Irgendwo 
scheint ein Defizit zu sein.  

(Beifall und Lachen bei der FDP und 
bei der CDU) 

Ich will gerne helfen, das auszugleichen, und biete 
Ihnen das an.  

Lassen Sie mich bitte zu den Anträgen und konkret 
zur Antragsberatung kommen; denn das hat nur 
mittelbar mit dem zu tun, was Sie als Thema ein-
geführt haben.  

Meine Damen und Herren, die Anträge zum drin-
gend erforderlichen Netzausbau und zur Notwen-
digkeit der Langzeitspeicher haben wir bereits vor 
der Sommerpause ausgiebig diskutiert. Die Lan-
desregierung setzt sich für den notwendigen Aus-
bau der Elektrizitätsnetze auf allen Ebenen ein. Sie 
weiß um die Bedeutung der Langzeitspeicher, die 
notwendig sind, um eine sichere Energieversor-
gung mit einem hohen Anteil erneuerbarer Ener-
gien sicherzustellen. Das haben wir in unserem 
Energiekonzept dargestellt. Wir unterstreichen das 
mit der Forschungspolitik, die wir auch in der Ant-
wort auf die Große Anfrage dargestellt haben. Wir 
beweisen dies insbesondere mit unserer Landes-
initiative „Energiespeicher und -systeme“.  

Meine Damen und Herren, bei der Diskussion über 
den Ausbau der Netze dürfen wir insbesondere die 
Verteilnetze nicht vergessen. In dem Antrag, der 
hier beraten wird, werden dazu wichtige regulatori-
sche Änderungen aufgezeigt. Wir wollen sicher-
stellen, dass genügend Anreize zum Ausbau der 
Verteilnetze bestehen. In dem Antrag der Fraktio-
nen der CDU und der FDP werden dazu drei wich-
tige Punkte aufgegriffen: 

Erstens. Der Zeitverzug bei der Anerkennung von 
Investitionen auf der Ebene der Verteilnetze muss 
beseitigt werden.  

Zweitens. Sinnvolle Forschungsvorhaben sollten 
bei der Festlegung der Erlösobergrenze berück-
sichtigt werden können.  

Drittens. Durch die Erweiterung des § 14 a des 
Energiewirtschaftsgesetzes werden die rechtlichen 
Möglichkeiten zur Erhöhung der nutzbaren Netz-
kapazitäten gegeben.  

Meine Damen und Herren, bei den vermeidbaren 
Netzentgelten wird unterstellt, dass der Netzaus-
baubedarf durch eine dezentrale Einspeisung 
sinkt. Das stimmt bei dem jetzt erreichten hohen 
Anteil erneuerbarer Energien so aber nicht mehr.  

(Unruhe) 

Vizepräsident Dieter Möhrmann: 
Herr Minister, ich darf Sie einmal unterbrechen. - 
Danke schön.  

Dr. Stefan Birkner, Minister für Umwelt, Energie 
und Klimaschutz: 
Insbesondere für unstet im ländlichen Raum ein-
speisende Wind- und Solaranlagen gilt dies nicht. 
Deshalb ist es richtig, das System der vermiede-
nen Netzentgelte auf grundlastfähige Anlagen wie 
Biomasse-, Biogas- und Wasserkraftanlagen zu 
beschränken.  

Meine Damen und Herren, zu dem Änderungsvor-
schlag der Grünen nur so viel: Es ist sicherlich 
interessant, die Lastflussdaten der Übertragungs-
netzbetreiber zu erfahren, aber sie stehen im Ei-
gentum dieser Unternehmen. Auch ohne diese 
Daten wird aus den Berichten der Bundesnetz-
agentur mehr als deutlich, wie dringend der Netz-
ausbau ist.  

Ohne konventionelle Kraftwerke geht es aktuell 
und in den nächsten Jahrzehnten nicht; das ist 
allen klar. Wir müssen auch darüber nachdenken, 
wie die erforderlichen Kapazitäten vorgehalten 
werden können. Welche Kapazitätsmechanismen 
am Ende optimal geeignet sind, muss allerdings 
noch sorgfältig geprüft werden. Ohne das Vorlie-
gen des EEG-Monitoringberichts wäre jegliche 
Festlegung dazu verfrüht.  

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich noch 
einiges zu Langzeitspeichern sagen. Die Anzahl 
und Leistung der erforderlichen Reservekraftwerke 
ist wesentlich davon abhängig, ob und wie schnell 
es gelingt, neue Speicherkapazitäten wirtschaftlich 
zu machen. Wir wollen eine verlässliche Stromver-
sorgung und sind daher auch auf solche Speicher-
initiativen angewiesen.  

Wir haben mit unserer Landesinitiative „Energie-
speicher und -systeme“ einen wichtigen Partner, 
der genau heute mit seinem wissenschaftlichen 
Beirat tagt. Herr Wenzel, genau das, was Sie hier 
angemahnt haben, ist Gegenstand und Ziel dieser 
Landesinitiative, nämlich die Koordinierung der 
wissenschaftlichen Aktivitäten und der Aktivitäten 
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durch die Unternehmen. Insofern passiert dies 
längst, weil dies völlig selbstverständlich und erfor-
derlich ist. Im Rahmen von ChemCoast gibt es 
konkrete Ansätze, in der Unterelberegion die Was-
serstoffwirtschaft zu etablieren, weiterzuentwickeln 
und voranzubringen.  

„Power to Gas“ ist heute noch nicht wirtschaftlich. 
Aber wir wollen durch Forschung und Entwicklung 
sowie im Rahmen der Landesinitiative die Potenzi-
ale der Wirtschaftlichkeitssteigerung ausloten. Wir 
sind auf diesem Feld aktiv, werden das weiter sein 
und werden auch diesen Bereich der Energiepolitik 
konsequent weiterverfolgen. 

Herzlichen Dank.  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Vizepräsident Dieter Möhrmann: 
Meine Damen und Herren, die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen hat um zusätzliche Redezeit 
gebeten. Herr Wenzel, anderthalb Minuten.  

Stefan Wenzel (GRÜNE): 
Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Herr Minister Birkner, Sie beklagen immer sehr 
gerne die Preisentwicklung bei den erneuerbaren 
Energien. Aber Sie werden nicht müde, genau 
diese Preise zu treiben.  

Dem dient auch dieser Antrag. Mit dem Zweiten 
Gesetz zur Neuregelung des Energiewirtschafts-
rechts wird nämlich der Anspruch von Betreibern 
dezentraler Erzeugungsanlagen auf Zahlung eines 
Entgelts für vermiedene Netznutzung in § 24 des 
Energiewirtschaftsgesetzes gesetzlich festge-
schrieben.  

Das wollen Sie jetzt wieder aufheben mit der Be-
hauptung, diese Betreiber würden volatil einspei-
sen. Sie wollen sie wieder schlechterstellen, ob-
wohl die Untersuchungen, wenn man sich das 
einmal genau anschaut, zeigen, dass 70 % dieses 
Stroms auch dezentral verbraucht werden und die 
Höchst- und Hochspannungsebene überhaupt 
nicht erreicht. Warum soll denn dafür eine Netzge-
bühr bezahlt werden? 

Meine Damen und Herren, das, was Sie hier als 
Minister machen, ist perfide.  

(Christian Grascha [FDP]: Unglaub-
lich!) 

Sie stellen sich immer hierhin und tun so, als woll-
ten Sie die Energiewende voranbringen. Aber mit 
allen diesen Vorschlägen, auch mit dem Quoten-

modell, unterlaufen Sie genau das und versuchen, 
die Energiewende an einem entscheidenden Punkt 
auszubremsen und die Marktverhältnisse zuguns-
ten der großen Stromkonzerne zu wenden.  

(Glocke des Präsidenten) 

Meine Damen und Herren, ich weiß, es ist E.ON, 
RWE und Vattenfall ein Dorn im Auge, dass wir 
mittlerweile so viele Wettbewerber haben, dass wir 
so viele Stadtwerke, Landwirte, Solargenossen-
schaften und Bürgerwindkraftgesellschaften ha-
ben, die diesen Konzernen richtig Feuer unterm 
Hintern machen und die mittlerweile einen Markt-
anteil von 25 % erreicht haben.  

Vizepräsident Dieter Möhrmann: 
Herr Wenzel, letzter Satz, bitte! 

Stefan Wenzel (GRÜNE): 
Das macht ihnen Angst. Jetzt springen Sie E.ON 
und RWE bei, und dazu gehören auch diese Maß-
nahmen.  

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Dieter Möhrmann: 
Herr Minister Dr. Birkner hat noch einmal um das 
Wort gebeten. Bitte schön! 

(Jens Nacke [CDU]: Was würden Sie 
nur ohne Verschwörungstheorien ma-
chen, Herr Wenzel?) 

Dr. Stefan Birkner, Minister für Umwelt, Energie 
und Klimaschutz: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr 
Wenzel, etwas anderes fällt Ihnen nicht mehr ein, 
wenn Ihnen in der Sache die Argumente ausge-
hen.  

(Starker Beifall bei der FDP und bei 
der CDU) 

Das sind die von den Grünen in Jahrzehnten ge-
pflegten Plattitüden, nämlich dass es am Ende um 
die Privilegierung der Großen der Energiewirt-
schaft geht.  

(Stefan Wenzel [GRÜNE]: Das steht 
ja in Ihren eigenen Papieren!) 

Wir kümmern uns um das konkrete Problem, wie 
die Energiewende gestaltet werden kann. Selbst-
verständlich muss auf dem Weg zum Erfolg auch 
die mittelständische Energiewirtschaft, die insbe-
sondere durch Stadtwerke geprägt ist, ihren Part 
spielen. Wenn Sie sich etwas intensiver mit den 
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Dingen auseinandersetzen würden, dann würden 
Sie erkennen, dass das mit unseren Vorschlägen 
gewährleistet ist.  

Insofern verwahre ich mich dagegen, dass Sie hier 
immer den Eindruck erwecken, die Energiewende 
würde indirekt torpediert. Das Gegenteil ist der 
Fall. Mit Ihrer Politik werden Sie die Akzeptanz der 
Energiewende auf Dauer richtig gegen die Wand 
fahren. Dann werden Sie plötzlich dastehen und 
sagen: Hätten wir lieber besser reagiert. - Wir sind 
vorausschauend und werden das sicherstellen.  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Vizepräsident Dieter Möhrmann: 

Meine Damen und Herren, weitere Wortmeldungen 
liegen mir nicht vor.  

Bevor wir zu den Abstimmungen kommen, gebe 
ich folgende Hinweise zum Verfahren: In beiden 
Fällen entfernt sich der auf Annahme in geänderter 
Fassung zielende Änderungsantrag inhaltlich vom 
ursprünglichen Antrag und der auf unveränderte 
Annahme lautenden Beschlussempfehlung des 
Ausschusses. Wir stimmen daher zunächst über 
den Änderungsantrag ab. Falls er abgelehnt wird, 
stimmen wir anschließend über die Beschlussemp-
fehlung ab. 

Ich komme zur Abstimmung zu Tagesordnungs-
punkt 24. Wer dem Änderungsantrag der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen in der Drs. 16/5219 zu-
stimmen möchte, den bitte ich um ein Handzei-
chen. - Wer stimmt dagegen? - Wer enthält sich? - 
Der Antrag ist abgelehnt. 

Wir kommen damit zur Abstimmung über die Be-
schlussempfehlung des Ausschusses.  

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses 
folgen und damit den Antrag der Fraktionen der 
CDU und der FDP in der Drs. 16/4977 unverändert 
annehmen will, den bitte ich um ein Handzeichen. - 
Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - Der Be-
schlussempfehlung wurde gefolgt.Meine Damen 
und Herren, wir kommen zur Abstimmung zu Ta-
gesordnungspunkt 25 auf. Wer dem Änderungsan-
trag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in der 
Drs. 16/5220 zustimmen möchte, den bitte ich um 
ein Handzeichen. - Gibt es Gegenstimmen? - 
Stimmenthaltungen? - Der Antrag wurde abge-
lehnt. 

Wir kommen daher nun zur Abstimmung über die 
Beschlussempfehlung des Ausschusses.  

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses 
folgen und damit den Antrag der Fraktionen von 
CDU und FDP in der Drs. 16/4978 unverändert 
annehmen möchte, den bitte ich um ein Handzei-
chen. - Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - Das 
Erste war die Mehrheit. Damit wurde der Be-
schlussempfehlung des Ausschusses gefolgt. 

Meine Damen und Herren, es ist jetzt 13.01 Uhr. 
Die Fraktionen sind übereingekommen, für heute 
Vormittag keine weiteren Punkte vorzusehen. Wir 
sehen uns um 14.30 Uhr wieder. Ich wünsche 
Ihnen einen guten Appetit! 

(Unterbrechung der Sitzung von 
13.02 Uhr bis 14.30 Uhr) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Verehrte Kolleginnen und Kollegen, ich eröffne die 
Nachmittagssitzung.  

Gemeinsame Erklärung des Landtags zum 
Rechtsextremismus 

Bevor wir in der Tagesordnung fortfahren, möchte 
ich an die gestrige Erklärung von Herrn Minister 
Schünemann zum „Verbot der rechtsextremisti-
schen Vereinigung Besseres Hannover“ und die 
sich anschließende Aussprache anknüpfen. In der 
Debatte ist eine breite Übereinstimmung deutlich 
geworden, allen radikalen und extremistischen 
Tendenzen in unserer Gesellschaft entschlossen 
entgegenzutreten und ein besonderes Augenmerk 
dem Kampf gegen den Rechtsextremismus zu 
widmen.  

Im Interesse des Landtages an einem klaren Sig-
nal gegen das Unwesen rechtsextremistischer 
Umtriebe und auch vor dem Hintergrund rechtsext-
remistischer Angriffe auf Mitglieder des Landespar-
laments und der Landesregierung haben sich die 
Fraktionen auf eine gemeinsame Erklärung ver-
ständigt, die unterstreichen soll, dass die Mitglieder 
des Landtags und die in ihm vertretenen Fraktio-
nen nicht gewillt sind, derartige Vorgänge hinzu-
nehmen, und ihnen gemeinsam begegnen wollen. 

(Starker Beifall bei allen Fraktionen) 

Die Fraktionen haben mich gebeten, die Position 
des Niedersächsischen Landtages stellvertretend 
für alle vorzutragen. Dieser Bitte komme ich gerne 
nach. Die gemeinsame Erklärung hat folgenden 
Wortlaut:  
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„Der Landtag verfolgt mit großer Sor-
ge, dass Rechtextremistinnen und 
Rechtsextremisten stärker zuneh-
mend Bürgerinnen und Bürger be-
schimpfen, bedrohen und verunglimp-
fen, die im Alltag und im politischen 
Leben für die Werte der Demokratie, 
Freiheit und Rechtsstaatlichkeit eintre-
ten. Der Landtag verurteilt solche in 
einer demokratischen Gemeinschaft 
nicht hinnehmbaren Angriffe und steht 
allen bei, die wegen ihres Mutes und 
ihrer Standhaftigkeit zu Opfern sol-
cher Angriffe werden. 

Der Landtag begrüßt das durch das 
Innenministerium am 25. September 
2012 ausgesprochene Verbot des 
Vereins ‚Besseres Hannover’ und 
sieht darin einen wichtigen Erfolg im 
Kampf gegen den Rechtsextremis-
mus. 

Der Landtag sieht in dem Kampf ge-
gen alle Erscheinungsformen des poli-
tischen und religiösen Extremismus 
eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe 
ersten Ranges und ruft alle Bürgerin-
nen und Bürger und ebenso alle Ver-
eine, Verbände und Institutionen dazu 
auf, sich allen Aktivitäten gegen unse-
re freiheitliche demokratische Grund-
ordnung konsequent entgegenzustel-
len. 

Der Landtag bittet die Landesregie-
rung, insbesondere den Kampf gegen 
den Rechtsextremismus konsequent 
und entschlossen fortzusetzen. 

Der Landtag selbst wird jederzeit die 
geistige Auseinandersetzung suchen 
und entschlossen jenen Kräften ent-
gegentreten, deren menschenverach-
tendes und demokratiefeindliches 
Gedankengut eben jene Werte zerstö-
ren will, die unser Land und unser Le-
ben in Freiheit, Frieden und Toleranz 
heute auszeichnen.“ 

Vielen Dank. 

(Starker, anhaltender Beifall bei allen 
Fraktionen) 

 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, ich rufe jetzt 
Tagesordnungspunkt 21 auf: 

48. Übersicht über Beschlussempfehlungen der 
ständigen Ausschüsse zu Eingaben - 
Drs. 16/5170 - unstrittige und strittige Eingaben - 
Änderungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen - Drs. 16/16/5211 - Änderungsantrag der 
Fraktion DIE LINKE - Drs. 16/5217 - Änderungsan-
trag der Fraktion der SPD - Drs. 16/5221  

Zunächst kommen wir zur Behandlung der unstrit-
tigen Eingaben. Hier kommen wir gleich zur Ab-
stimmung.  

Ich rufe die Eingaben aus der 48. Eingabenüber-
sicht in der Drs. 16/5170 auf, zu denen keine Än-
derungsanträge vorliegen. Wer bei diesen Einga-
ben der Ausschussempfehlung zustimmen möchte, 
den bitte ich um ein Handzeichen. - Gegenstim-
men? - Stimmenthaltungen? - Damit ist der Aus-
schussempfehlung gefolgt.  

Wir kommen jetzt zur Behandlung der strittigen 
Eingaben. Ich rufe die Eingaben aus der 48. Ein-
gabenübersicht in der Drs. 16/5170 auf, zu denen 
die eben von mir erwähnten Änderungsanträge 
vorliegen.  

Wir treten dazu in die Beratung ein. Zunächst ertei-
le ich der Kollegin Frau Behrens von der SPD-
Fraktion das Wort. Sie spricht zur Eingabe 
02685/05/16.  

Daniela Behrens (SPD): 
Vielen Dank. - Herr Präsident! Geehrte Kolleginnen 
und Kollegen! Wir haben in diesem Landtag ja 
manch Kurioses zu besprechen. Auch diese Petiti-
on bzw. eher die dazu vorgeschlagene Vorge-
hensweise gehört zum Fall Kurioses.  

Worum geht es? - Der Petent wendet sich an den 
Landtag, weil er eine Photovoltaikanlage, die er 
auf seinem denkmalgeschützten Haus errichtet 
hat, wieder zurückbauen soll, und zwar aus dem 
einfachen Grund, weil er für die Errichtung dieser 
Anlage keine Genehmigung erhalten hat. Der 
Landkreis Wesermarsch hat ihm diese Genehmi-
gung nicht erteilt und eine Rückbauverfügung aus-
gesprochen. Dagegen ist der Petent gerichtlich 
vorgegangen. Er hat erst den Prozess vor dem 
Landgericht Oldenburg verloren, das die rechtliche 
Einschätzung des Landkreises Wesermarsch be-
stätigt hat, und danach hat er den Prozess vor 
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dem Oberverwaltungsgericht in Lüneburg verloren, 
das die Rechtsmeinung des Landkreises Weser-
marsch ebenfalls bestätigt hat.  

Der Petent hätte, bevor er sein denkmalgeschütz-
tes Haus mit einer Solaranlage ausstattet, natürlich 
eine Genehmigung dafür einholen müssen. Eine 
solche Genehmigung hatte er nicht. Sie ist versagt 
worden, weil der besondere Denkmalwert des 
Hauses durch die entsprechende energetische 
Sanierung beeinträchtigt würde. Der Petent war 
aber uneinsichtig und hat die Solaranlage trotzdem 
auf dem Dach seines Hauses errichtet.  

Jetzt kommt das Kuriose: Die Kollegen der Frakti-
onen von CDU und FDP - wahrscheinlich auf Bit-
ten des Fraktionsvorsitzenden der CDU, Herrn 
Thümler; denn das betrifft seinen Wahlkreis - 

(Detlef Tanke [SPD]: Oh!) 

beantragen heute, dass diese Petition der Landes-
regierung zur Berücksichtigung überwiesen wer-
den soll, und nicht, den Petenten über die Sach- 
und Rechtslage zu unterrichten. Meine Damen und 
Herren, ich finde das kurios. Denn die rechtliche 
Situation ist eindeutig; die Gerichte haben ent-
schieden. Deshalb kann der Petent nur über die 
Sach- und Rechtslage unterrichtet werden. Wir 
sollten die Gewaltenteilung ernst nehmen und 
nicht einen - zugegeben, vielleicht netten - Men-
schen, der keine Genehmigung für die Errichtung 
einer Solaranlage eingeholt hat, 

(Björn Thümler [CDU]: Das stimmt 
nicht!) 

quasi noch dafür belohnen, dass er den Denkmal-
wert seines Hauses nicht ausreichend berücksich-
tigt.  

Meine Damen und Herren, wir stehen hier der 
Landesregierung zur Seite - was ja auch seltsam 
ist -,   

(Johanne Modder [SPD]: Das fällt uns 
auch schwer!) 

die nämlich „Sach- und Rechtslage“ empfiehlt. Wir 
bitten das Hohe Haus, so mit uns zu entscheiden. 

Herzlichen Dank.  

(Beifall bei der SPD, bei den GRÜ-
NEN und bei der LINKEN) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Zu dieser Petition möchte auch der Kollege Adler 
Stellung nehmen. Ich erteile ihm das Wort. 

Hans-Henning Adler (LINKE): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Die entscheidenden Argumente wurden 
eben schon genannt. Ich frage mich, wie man bei 
dieser Petition, bei der der Konflikt „Solaranlage 
versus Denkmalschutz“ bereits rechtskräftig ent-
schieden worden ist - es sind auch keine weiteren 
Rechtsmittel eingelegt worden, auch nicht hinsicht-
lich der Rückbauverfügung -, überhaupt noch eine 
andere Empfehlung als „Sach- und Rechtslage“ 
aussprechen kann. Das müssen Sie von der CDU 
und der FDP erklären. Es sei denn, es gibt hier 
eine ganz besondere Vorliebe für diese Person! 
Anders kann ich mir das überhaupt nicht erklären. 

(Editha Lorberg [CDU]: Keine Unter-
stellungen!) 

- Das können Sie ja gleich widerlegen und darstel-
len, wieso Sie dann anschließend anders ent-
scheiden wollen. 

(Björn Thümler [CDU]: Sie sind doch 
Demokrat, oder? 

Der Landkreis hat formell und materiell entschie-
den. Der Schwarzbau ist formell und materiell 
rechtswidrig. Und Sie geben eine solche komische 
Empfehlung heraus! 

(Jens Nacke [CDU]: Wie kommen Sie 
dazu, so etwas hier einfach in den 
Raum zu stellen? Sie sind ein derma-
ßen schlechter Jurist! Da kann einem 
schlecht werden!) 

- Nun beruhigen Sie sich mal! 

(Jens Nacke [CDU]: Das ist eine Un-
terstellung! So etwas gehört sich in 
diesem Hause nicht! Das wissen Sie 
ganz genau!) 

Sie werden sicherlich gleich erklären können, wie 
Sie zu dieser merkwürdigen Empfehlung kommen. 

(Kreszentia Flauger [LINKE]: Nein, 
das können sie nicht!) 

Wir sind jedenfalls der Meinung, dass man in ei-
nem solchen Fall gar nicht anders entscheiden 
kann als „Sach- und Rechtslage“. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Zu dieser Petition möchte auch der Kollege Hillmer 
Stellung nehmen. Ich erteile ihm das Wort. 
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Jörg Hillmer (CDU): 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Der Sinn des Petitionsrechts ist auch nach 
meiner Interpretation, dass die Bürger sich an uns 
wenden können und uns damit konfrontieren kön-
nen, wie die Gesetze, die wir hier verabschieden, 
beim Bürger ankommen und wie sie vor Ort wir-
ken. Das zu reflektieren, ist aus meiner Sicht ein 
Hauptargument für Petitionen. 

(Beifall bei der CDU) 

Dieser Fall ist wirklich erstaunlich. Wir haben die 
Grünen, die sich hier gegen Photovoltaik ausspre-
chen. 

(Ursula Helmhold [GRÜNE]: Für den 
Rechtsstaat!) 

Die Grünen stellen immer die Energiewende nach 
vorne, aber wenn es dann einmal konkret wird, 
sprechen sie sich dagegen aus. 

(Kreszentia Flauger [LINKE]: Kann 
jetzt jeder machen, was er will? - Un-
ruhe - Glocke des Präsidenten) 

Und wir haben die SPD, die hier, wenn dieser Fall 
wirklich durchgezogen wird, ein älteres Ehepaar 
von Haus und Hof gehen lässt. Sie haben nämlich 
keine Chance - ich bin wahrscheinlich der Einzige 
von uns, der sich das Objekt und die Verhältnisse 
wirklich einmal angeguckt hat -, 

(Karl-Heinz Klare [CDU]: Sehr gut!) 

ihr Hab und Gut zu halten, weil die Investition auf 
dem Dach ist. Wenn sie abgebaut werden soll, 
haben sie keine Chance, ihr denkmalgeschütztes 
Haus zu erhalten. 

(Kreszentia Flauger [LINKE]: Einigen 
Sie sich doch einmal mit Ihrer Landes-
regierung!) 

Dann müssen sie es verwerten, bzw. die Banken 
werden das tun. 

Wir möchten in diesem Fall eine Möglichkeit fin-
den. Der Petent will ja nicht, dass die Rechtslage 
ausgehebelt werden soll, sondern bittet uns als 
Landtag, dafür zu sorgen, dass er seine Anlage 
weiterbetreiben kann. Wir geben das der Landes-
regierung zur Berücksichtigung auf, weil wir wollen, 
dass in diesem Fall eine Möglichkeit gefunden 
wird. Das muss nicht die Rücknahme der Rück-
bauverfügung sein; das kann auch die Genehmi-
gung eines neuen Antrags sein.  

Deshalb schlagen wir Ihnen vor, diese Petition mit 
„Berücksichtigung“ zu befinden. 

Herzlichen Dank. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU und 
Beifall bei der FDP - Karl-Heinz Klare 
[CDU]: Das war eine sehr abgewoge-
ne Erklärung! - Unruhe) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Wenn wieder mehr Ruhe eingetreten ist, erteile ich 
dem Kollegen Poppe das Wort. Er möchte zu einer 
anderen Petition Stellung nehmen, und zwar zur 
Eingabe 3053/04/16. Bitte, Herr Kollege! 

Claus Peter Poppe (SPD): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die 
Eingabe, zu der ich spreche, stammt von Schüle-
rinnen und Schülern der letztjährigen Klasse 9 b 
des Greselius-Gymnasiums Bramsche und befasst 
sich mit den Auswirkungen der Verkürzung der 
Schulzeit bis zum Abitur von 13 auf 12 Jahre und 
mit der Frage, wie diesen zu begegnen ist. 

Eine solche Eingabe ist zunächst einmal ein gutes 
Beispiel gegen die Behauptung, die junge Genera-
tion sei desinteressiert, lethargisch und politikmü-
de. Diese Klasse hat sich im Anschluss an einen 
Landtagsbesuch und eine Diskussion mit Abge-
ordneten nicht nur Gedanken zu dem genannten 
Thema gemacht, sondern diese auch noch sorgfäl-
tig strukturiert, zu Papier gebracht und als Eingabe 
eingereicht. Das allein ist schon ein Lob wert. 

(Zustimmung bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Hinzu kommt aber, dass auch der Inhalt der Petiti-
on durchaus im Wortsinne erwägenswert ist. Zwar 
formuliert die Klasse, die Rücknahme der Schul-
zeitverkürzung sei für sie die beste Lösung. Sie 
stellt aber diesen Schritt keineswegs in den Mittel-
punkt, wie es die Stellungnahme der Landesregie-
rung vermuten lässt, sondern stellt Überlegungen 
an, unter welchen Bedingungen die Umstellung 
gelingen könnte und aus ihrer Sicht vielleicht eher 
erträglich gemacht werden könnte. Eine Verringe-
rung des Umfangs der Hausarbeiten wird ebenso 
vorgeschlagen wie eine Überarbeitung der Stoff-
pläne. 

Dass ein aktueller Erlass aus dem MK einige Ge-
danken aus der Petition, wenn auch in anderer 
Form, bereits aufgenommen hat, ist kein Gegenar-
gument, sondern zeigt, dass die Vorschläge in die 
richtige Richtung gehen. Sie können nicht Punkt 
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für Punkt berücksichtigt werden. Aber sie sollten 
sorgfältig erwogen werden. Genau das schlage ich 
im Namen der SPD-Fraktion vor. Wir beantragen 
„Erwägung“. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Zu dieser Petition möchte auch die Kollegin Korter 
Stellung nehmen. Ich erteile ihr das Wort. 

Ina Korter (GRÜNE): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich spreche zur selben Petition. Petenten 
sind 27 Schülerinnen und Schüler der damaligen 
Klasse 9 b, jetzt 10. Klasse, des Greselius-Gymna-
siums Bramsche, die nach einem Besuch im Land-
tag hier ihr Anliegen als Petition eingereicht haben. 
Sie fordern eine Korrektur des Turbo-Abiturs, an-
dernfalls mindestens eine deutliche Entlastung im 
G8-Gymnasium. 

Wörtlich schreiben sie in ihrer Petition - ich zitie-
re -:  

„Durch die Verkürzung der Gymnasi-
alzeit auf acht Jahre haben wir das 
Gefühl, dass wir zu viel Zeit in die 
Schule stecken und sehr unter Druck 
stehen. Durch viel Unterricht am 
Nachmittag, AGs, Hausaufgaben und 
das Lernen für Arbeiten haben wir oft 
zu wenige Möglichkeiten, uns in unse-
rer Freizeit zu entfalten.“ 

In ihrer Petition haben die Schülerinnen und Schü-
ler eine ganze Reihe von guten Vorschlägen zur 
Entlastung gemacht, z. B. keine Hausaufgaben in 
Nebenfächern, mehr Praxis und nicht nur Theorie 
in bestimmten Fächern, Entschlackung der Lehr-
pläne. 

Sie klagen zudem über die Vielzahl verschiedener 
Fächer, für die aufwendige Hausaufgaben verlangt 
werden. 

Meine Damen und Herren, insgesamt zeigt die 
Petition, dass die Probleme des Turbo-Abiturs 
keineswegs von dieser Landesregierung in den 
Griff bekommen worden sind. 

In der Stellungnahme des Kultusministeriums wird 
ausgeführt, die Klagen seien nicht begründet; das 
Turbo-Abitur sei richtig. Man verweist auf den neu-
en Hausaufgabenerlass, der nur noch eine Stunde 
pro Tag für die Schülerinnen und Schüler der Se-
kundarstufe I und zwei Stunden pro Tag für die 

Schülerinnen und Schüler der Sekundarstufe II 
vorsieht. Die Belastung der Schülerinnen und 
Schüler sieht das Kultusministerium als nicht so 
gravierend an. Das G8 erfordere Pflichtunterricht 
von ein bis zwei Stunden an insgesamt zwei 
Nachmittagen einer Schulwoche, heißt es. AGs 
und Ganztagsangebot seien ja freiwillig, und sams-
tags sei doch unterrichtsfrei. So einfach ist das für 
den Kultusminister! 

(Dr. Karl-Ludwig von Danwitz [CDU]: 
Das stimmt ja auch alles!) 

Meine Damen und Herren, ich glaube nicht, dass 
die Argumente der Schülerinnen und Schüler da-
mit erschöpfend und ernsthaft geprüft worden sind. 
Die Regierungsfraktionen haben aber entspre-
chend der Einschätzung ihres Ministers „Sach- und 
Rechtslage“ - also praktisch nichts zu veranlas-
sen - beschlossen. Mein Antrag, wenigstens vor 
der Abstimmung über die Petition im Kultusaus-
schuss einmal vorzutragen, wie denn die Lehrplä-
ne für das G8 tatsächlich entschlackt worden sind - 
das kann ich nämlich bei vielen Stichproben nicht 
nachvollziehen - wurden leider abgelehnt. 

Meine Damen und Herren, wir Grünen halten das 
Anliegen der Petentinnen und Petenten für berech-
tigt. Insbesondere sind wir der Auffassung, dass es 
an Tagen mit Nachmittagsunterricht und an Ganz-
tagsschulen prinzipiell keine Hausaufgaben geben 
darf. Wir halten das Turbo-Abitur für eine falsche 
Entscheidung, die mit flexiblen Wegen zum Abitur 
korrigiert werden muss.  

Es ist hoch anzuerkennen, dass die Schulklasse 
das demokratische Instrument der Petition gewählt 
hat und sich hier so engagiert in den Landtag ein-
gebracht hat. Ich finde das klasse. Das verdient 
unsere Anerkennung. Und in Bezug auf die inhalt-
lichen Forderungen stimmen wir mit unserer Frak-
tion für „Erwägung“. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Ebenfalls zu dieser Petition erteile ich dem Kolle-
gen Försterling das Wort. 

Björn Försterling (FDP): 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Für die Fraktion der FDP, aber auch für die 
Kollegen von der CDU war dies in der Tat ein sehr 
lobenswerter Einsatz der Schülerinnen und Schü-
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ler. Das haben wir in der Ausschusssitzung auch 
entsprechend gewürdigt. 

Wir haben uns auch inhaltlich mit den Punkten der 
Petition beschäftigt. In der Tat gibt es Punkte, bei-
spielsweise die Frage von Kunst- und Musikerzie-
hung, die schon im Sinne des Anliegens der Schü-
ler geregelt sind. 

Natürlich ging es auch um die Frage der Schulzeit-
verkürzung und darum, die Einführung des Abiturs 
nach zwölf Jahren möglicherweise rückgängig zu 
machen. Auch damit haben wir uns intensiv be-
schäftigt. Ich glaube, es ist wichtig, in der öffentli-
chen Diskussion darauf hinzuweisen, dass mit der 
Umstellung auf das Abitur nach zwölf Jahren und 
generell mit der Umstellung von den Rahmenricht-
linien auf die Kerncurricula sehr wohl die Unter-
richtspläne entschlackt worden sind, was die Stoff-
inhalte angeht.  

Frau Korter, das ist ja immer das Problem: Sie 
beantragen immer wieder Unterrichtungen. Aber 
der Minister hat schon mehrfach hier im Plenum 
dargestellt - das kann auch in den Plenarprotokol-
len nachgelesen werden -, an welchen Stellen der 
Lehrplan entschlackt worden ist, beispielsweise in 
der 8. Klasse in Physik im Bereich Magnetismus 
etc., was immer wieder als Beispiel genannt wer-
den kann. 

In der Tat haben wir eine Wochenstundenpflicht 
von 33 bzw. 34 Stunden in der 9. und 10. Klasse. 
Das entspricht einer Stunde oder zwei Stunden an 
zwei Nachmittagen in der Woche. Ich weiß, dass 
Sie es nicht mehr hören können: Aber diesen 
Nachmittagsunterricht hatte auch ich bei dem Abi-
tur nach 13 Jahren. Auch wir hatten Hausaufga-
ben. 

(Petra Emmerich-Kopatsch [SPD]: Ich 
denke, Sie sind nach zwei Stunden 
nach Hause gegangen! - Heiterkeit 
und Zustimmung bei der SPD) 

- Ja, genau! Frau Emmerich-Kopatsch, da haben 
Sie recht! Ich bin nach zwei Stunden nach Hause 
gegangen. Das Dumme war nur: Die Stunden wur-
den zur 7. und 8. Stunde gegeben. Dann habe ich 
immer erst ausgeschlafen, und dann musste man 
die Schülerbeförderung organisieren. 

Aber wenn es das Problem der niedersächsischen 
Bildungspolitik ist, dass die Schüler jetzt darunter 
leiden, dass zu wenig Unterricht ausfällt,  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

dann sei an dieser Stelle gesagt, dass wir schein-
bar alles richtig gemacht haben. Dann können wir 
diese Petition mit „Sach- und Rechtslage“ beschei-
den.  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Ich erteile jetzt der Kollegin Dr. Andretta zu den 
anderen Petitionen 03043 und 03054 das Wort. 
Bitte! 

Dr. Gabriele Andretta (SPD): 
Vielen Dank. - Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Niedersachsen ist neben Bayern das ein-
zige Bundesland, das für ein Studium an seinen 
Hochschulen Studiengebühren kassiert. Für Fami-
lien, die nicht zu den Betuchten dieser Gesell-
schaft gehören, ist es schwer und manchmal un-
möglich, dieses Geld für ihre Kinder aufzubringen. 
Genau darum geht es in beiden Petitionen.  

Die eine Petentin ist eine Mutter von zwei Kindern, 
die gleichzeitig studieren. Für diese Kinder muss 
sie den Lebensunterhalt finanzieren und zusätzlich 
2 000 Euro Studiengebühren im Jahr aufbringen. 
Sie weiß nicht, wie sie das schaffen soll. 

(Zurufe von der CDU und von der 
FDP: Darlehen!) 

In der zweiten Petition geht es um einen Vater, der 
als Fabrikarbeiter mit seinem Einkommen den 
Unterhalt für seinen studierenden Sohn und Stu-
diengebühren finanzieren muss. Er schafft es nicht 
und hat seinem Sohn sagen müssen, dass er sein 
Studium beenden muss.  

(Editha Lorberg [CDU]: Das ist ja trau-
rig!) 

- Ja, genau, das ist traurig! 

(Beifall bei der SPD und bei der LIN-
KEN) 

Wie bitter, liebe Kolleginnen und Kollegen, ist es 
für einen jungen Menschen, der als Kind aus ei-
nem Arbeiterhaushalt das Abitur geschafft hat - 
was für diese Menschen schwer genug ist - und 
dann an der Hürde von Studiengebühren, die Sie 
aufgestellt haben, scheitern muss?! 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und bei 
der LINKEN - Jens Nacke [CDU]: Sie 
wissen, dass das nicht stimmt!) 

Die Antwort der Landesregierung - überraschungs-
frei -: Wer in Niedersachsen studieren will und 
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keine reichen Eltern hat, der kann einen Studien-
kredit aufnehmen. - Das tun aber nur wenige. Wa-
rum? - Es sind gerade die Kinder aus ärmeren 
Familien, die Angst vor Schulden haben. Es sind 
die Eltern dieser Kinder, die nicht wollen, dass ihre 
jungen Kinder mit Schulden in das Berufsleben 
starten müssen. Wir können das verstehen. Jeder 
zweite Abiturient, 

(Unruhe - Glocke des Präsidenten) 

der aus ärmeren Familien kommt, verzichtet auf 
ein Studium wegen Finanzierungsproblemen. 

(Zustimmung bei der SPD und bei der 
LINKEN) 

Wir können das verstehen und sagen: Bildung darf 
nicht vom Geldbeutel der Eltern abhängen! 

Die Petenten fordern die Abschaffung der Studien-
gebühren. Auch wir tun das. Deshalb sagt meine 
Fraktion „Berücksichtigung“.  

(Lebhafter Beifall bei der SPD und bei 
der LINKEN - Karl-Heinz Klare [CDU]: 
Nichts gelernt!) 

Präsident Hermann Dinkla: 

Ich erteile jetzt der Kollegin Flauger das Wort.  

Kreszentia Flauger (LINKE): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
finde, Frau Lorberg, dass es eigentlich ein Grund 
wäre, sich zu schämen, dass Sie hier eben in den 
Raum gerufen haben, das sei aber traurig - in einer 
nicht ernst zu nehmenden Weise.  

(Widerspruch bei der CDU) 

Die Situation ist gerade schon von Frau Dr. An-
dretta zutreffend geschildert worden. Meine Da-
men und Herren, an einem solchen Beispiel sehen 
wir wieder einmal genau, wie unsozial die Studien-
gebühren in Niedersachsen sind.  

(Beifall bei der LINKEN und bei der 
SPD) 

Wir alle im Landtag sind uns, wenn man den Wor-
ten zuhört, doch einig, dass die Durchlässigkeit im 
Bildungswesen erhöht werden muss, dass es also 
genau darum geht, dass nicht nur Kinder von Aka-
demikerinnen und Akademikern, sondern auch 
Kinder aus Arbeiterfamilien studieren können.  

(Unruhe) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Frau Kollegin, jetzt unterbrechen wir. - Bevor nicht 
Ruhe eingekehrt ist, brauchen Sie nicht fortzufah-
ren. Das warten wir jetzt ab. - Bitte! 

Kreszentia Flauger (LINKE): 
Jetzt meldet sich dieser Schlosser und legt klipp 
und klar dar, dass es nicht geht: Die BAföG-
Regelungen sind zu strikt, die Studiengebühren 
sind zu hoch, mein Sohn muss das Studium an der 
Hochschule Wolfenbüttel abbrechen.  

Meine Damen und Herren, das ist ein erneuter 
Beweis des Scheiterns der schwarz-gelben Bil-
dungspolitik. 

(Beifall bei der LINKEN und Zustim-
mung bei der SPD) 

Sie halten einen Schlossersohn vom Studium ab. 
Ihre Studiengebühren fördern die soziale Selektivi-
tät im Bildungssystem. Wir Linke sagen: Das muss 
aufhören! Deswegen beantragen wir „Berücksichti-
gung“.  

(Beifall bei der LINKEN und Zustim-
mung bei der SPD) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Zur Petition 03054 erteile ich der Kollegin König 
von der FDP-Fraktion das Wort.  

Gabriela König (FDP): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Zu die-
ser Petition kann ich nur eines sagen: Sie stellen 
diesen Fall in einer wer weiß wie abstrusen Art und 
Weise dar. Wir wissen ganz genau, dass über das 
BAföG in Berlin entschieden wird. Hier geht es um 
die Studiengebühren, die Niedersachsen betreffen.  

Dazu möchte ich eines ganz klar sagen: Es gibt 
Ausnahmetatbestände bei der Studiengebühren-
regelung für Härtefälle. Das haben Sie hier mit 
keinem Wort erwähnt. Das finde ich absolut un-
möglich.  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Außerdem gibt es, wie gesagt, die gesetzliche 
Möglichkeit, ein Studiendarlehen aufzunehmen. 
Das ist diesem Studenten nicht gesagt worden. Er 
ist nämlich auch nicht bei einer Studienberatung 
gewesen. Das ist der nächste Punkt. Sie haben 
auch nicht erzählt, dass diese 15 000 Euro Stu-
diengebühren, die gedeckelt werden, erst zwei 
Jahre nach Aufnahme einer Arbeit nach dem Stu-
dium in Raten von 20 Euro je Monat zurückbezahlt 
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werden können. Es kann doch nicht wahr sein, 
dass Sie das als Belastung für einen Menschen 
ansehen, der hinterher mehr verdient als jeder 
andere! 

(Lebhafter Beifall bei der FDP und bei 
der CDU - Kreszentia Flauger [LIN-
KE]: Paralleluniversum!) 

Präsident Hermann Dinkla: 

Ich erteile jetzt dem Kollegen Hillmer das Wort, 
ebenfalls zur Petition 03054. 

Jörg Hillmer (CDU): 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Ich spreche zur Petition 03054. Die Peten-
tin hat uns keine Anhaltspunkte für Abmilderungen 
gegeben, die wir im Gesetz vorgesehen haben, um 
besondere Härten festzustellen. Das, was Sie hin-
eininterpretiert haben, Frau Andretta, gibt die Peti-
tion an sich nicht her, nämlich dass es dort eine 
besondere Härte gebe; sonst wäre das natürlich 
ein Punkt gewesen. 

Sie hat zwei Söhne, die im Studium sind. Das al-
leine reicht nicht zur Anerkennung eines Härtefal-
les aus. In Niedersachsen haben wir die Möglich-
keit geschaffen, ein Studiendarlehen von maximal 
5 000 Euro aufzunehmen, das am Ende zinsgüns-
tig und sozialverträglich nach eigenem Einkommen 
zurückgezahlt wird. 

Wir wollen in Niedersachsen keine Verhältnisse, 
wie sie jetzt in Nordrhein-Westfalen nach Abschaf-
fung der Studienbeiträge vorzufinden sind, wo 
nämlich die Leistungen für die Studenten erheblich 
zurückgefahren worden sind. In Niedersachsen 
wenden wir ein Drittel mehr pro Student auf. Dann 
kommen noch die Studienbeiträge oben drauf. Es 
ist ein echter Mehrwert, in Niedersachsen zu stu-
dieren, für den man in diesem Land einen kleinen 
Beitrag leistet, aber viel dafür zurückbekommt. 

(Zustimmung bei der CDU und bei der 
FDP) 

Präsident Hermann Dinkla: 

Herr Kollege, gestatten Sie eine Zwischenfrage 
des Kollegen Adler? 

Jörg Hillmer (CDU): 

Nein, danke. 

Präsident Hermann Dinkla: 
Ich erteile jetzt dem Kollegen Watermann von der 
SPD-Fraktion das Wort, weise allerdings darauf 
hin, dass die Restredezeit für seine Fraktion nur 
noch 30 Sekunden beträgt. 

(Zurufe von der SPD: Das schaffst du! 
Gib Gas!) 

Ulrich Watermann (SPD): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
habe mich gemeldet, um an Sie, Herr Präsident, 
aber auch an die Kollegen der CDU zu appellieren. 

(Heinz Rolfes [CDU]: Jetzt ist es aber 
gut!) 

Es geht darum, dass ich große Probleme damit 
habe, dass wir heute trotz einer Gerichtsentschei-
dung eine Entscheidung aufgrund des Petitions-
rechts treffen. Das hat weitreichende Auswirkun-
gen auch auf andere Petitionsentscheidungen. 
Deshalb bitte ich Sie wirklich inständig, diese Peti-
tion, wenn Sie über sie heute nicht entscheiden 
können, zurückzustellen, um mit den Mitgliedern 
des Petitionsausschusses noch einmal ernsthaft zu 
überprüfen, dass wir, wenn Gerichtsentscheidun-
gen vorliegen, auf „Berücksichtigung“ votieren. 
Frau Lorberg, Herr Krumfuß, Sie wissen, dass das 
bei anderen Fällen wirklich gravierende Auswir-
kungen haben kann. Das Petitionsrecht lässt das 
eigentlich nicht zu. Wir wollen gerade das Petiti-
onsrecht verändern. Ich bitte Sie wirklich, das noch 
einmal zu überprüfen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Zu der Petition 03043 erteile ich dem Kollegen 
Krumfuß das Wort. 

Klaus Krumfuß (CDU): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Ich spreche zu der Petition 
03043/11/16. Hierbei geht es zum einen um den 
Erlass von Studiengebühren und zum anderen um 
BAföG-Leistungen. Der Petent beschwert sich, 
dass ihm beides nicht gewährt wird. Es hat eine 
Überprüfung seiner Einkünfte gegeben. Dabei ist 
festgestellt worden, dass er keine BAföG-Leis-
tungen beanspruchen kann. Dass auch kein Härte-
fall hinsichtlich der Studiengebühren vorliegt, geht 
aus den Unterlagen klar hervor. Deshalb ist die 
Entscheidung so zu treffen, wie sie zu treffen ist. 
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Des Weiteren habe ich noch einmal geprüft, ob 
eine Beratung stattgefunden hat. Diese hat nicht 
stattgefunden. Ich empfehle, dass in der Stellung-
nahme deutlich wird, dass der junge Mann eine 
Beratung bekommen sollte. Es gibt ja die Bera-
tungsangebote der Hochschule. 

In diesem Fall muss es meiner Meinung nach bei 
dem Petitum bleiben, auf „Sach- und Rechtslage“ 
zu entscheiden. 

(Zustimmung bei der CDU - Karl-
Heinz Klare [CDU]: Aber mit Bera-
tung!) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Zur Petition 02685 erteile ich dem Kollegen Hillmer 
das Wort. Die Restredezeit für seine Fraktion be-
trägt 2:40 Minuten. 

Jörg Hillmer (CDU): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
komme noch einmal auf das zurück, was Herr 
Watermann zu der Petition 02685 gesagt hat. Herr 
Watermann, die Rückbauverfügung des Landkrei-
ses, die jetzt vom Gericht bestätigt wird, ist rech-
tens. Ich habe Ihnen vorhin gesagt, dass wir sie 
auch nicht anfechten wollen. 

Der Petent hat viele Fehler gemacht. Natürlich. Er 
ist auch rechtlich schlecht beraten gewesen. Ge-
gen die Baugenehmigungsversagung hätte er vor-
gehen müssen. Das hat er einfach versäumt. Dann 
war die Rückbauverfügung im Raum. 

Was wir möchten, ist eine neue Betrachtung die-
ses Falls nach der neuen Rechtslage, die wir ja in 
diesem Jahr geschaffen haben, unter fachlichen 
Gesichtspunkten, eventuell auf der Grundlage 
eines neuen Antrags. 

(Zurufe von der SPD: Nein!) 

Wir wollen die jetzige Gerichtsentscheidung nicht 
infrage stellen. Das ist gar nicht unser Anliegen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Ich erteile jetzt dem Herrn Kollegen Adler das 
Wort. Restredezeit für die Fraktion beträgt 40 Se-
kunden. 

Hans-Henning Adler (LINKE): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Das kann ich überhaupt nicht nachvollzie-

hen. Die Antwort des Petitionsausschusses in ei-
nem solchen Verfahren bezieht sich immer nur auf 
die bestehende Rechtslage. Wenn sich das Recht 
ändert, kann der Antragsteller einen neuen Antrag 
stellen. Dazu braucht er überhaupt keine Ent-
scheidung des Landtags. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Ich verstehe eines nicht: In diesem einen Fall ha-
ben Sie auf „Berücksichtigung“ entschieden, ob-
wohl es gar keinen Spielraum mehr durch unbe-
stimmte Rechtsbegriffe wie „Härtefall“ gibt, weil 
alles rechtskräftig entschieden ist. Aber bei den 
Studiengebühren, bei denen es ja die Möglichkeit 
gegeben hätte, dem Betreffenden wenigstens über 
die Härtefallregelung zu helfen, sagen Sie Nein. 
Das kann ich nicht nachvollziehen. 

(Beifall bei der LINKEN und Zustim-
mung von Dr. Gabriele Heinen-Kljajić 
[GRÜNE]) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. 

Wir kommen jetzt zu den erforderlichen Abstim-
mungen. 

Ich rufe zunächst die Eingaben auf, zu denen Än-
derungsanträge vorliegen. Ich rufe sie einzeln bzw. 
bei gleichem Sachinhalt en bloc auf und lasse 
immer zunächst über die Änderungsanträge und, 
falls diese abgelehnt werden, danach über die 
Ausschussempfehlung abstimmen. Allerdings gibt 
es heute eine Ausnahme davon. 

Wir kommen zunächst zu der Eingabe 
03053/04/16 betr. gymnasialer Bildungsgang. 

Hierzu liegen gleichlautende Änderungsanträge 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, der Fraktion 
DIE LINKE und der Fraktion der SPD vor, die auf 
„Erwägung“ lauten. Wer ihnen seine Zustimmung 
geben möchte, den bitte ich um ein Handzeichen. - 
Gegenstimmen? - Stimmenthaltungen? - Die Än-
derungsanträge wurden abgelehnt. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Be-
schlussempfehlung des Ausschusses, die auf 
„Sach- und Rechtslage“ lautet. Wer ihr seine Zu-
stimmung geben möchte, den bitte ich um ein 
Handzeichen. - Gegenstimmen? - Stimmenthal-
tungen? - Der Beschlussempfehlung wurde ge-
folgt. 

Wir kommen zur Eingabe 02901/09/16 betr. Ge-
nehmigungsverfahren nach dem Bundes-Immis-
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sionsschutzgesetz; hier: Einbau von Biofiltern bei 
Mastställen. 

Hierzu liegen gleichlautende Änderungsanträge 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und der Frak-
tion der SPD vor, die auf „Berücksichtigung“ lau-
ten. Wer ihnen seine Zustimmung geben möchte, 
den bitte ich um ein Handzeichen. - Gegenstim-
men? - Stimmenthaltungen? - Die Änderungsan-
träge wurden abgelehnt. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Be-
schlussempfehlung des Ausschusses, die auf „Ma-
terial“ lautet. Wer ihr seine Zustimmung geben 
möchte, den bitte ich um ein Handzeichen. - Ge-
genstimmen? - Stimmenthaltungen? - Der Aus-
schussempfehlung wurde gefolgt. 

Wir kommen zur Eingabe 02976/09/16 betr. ge-
plante Weservertiefung. 

Hierzu liegt ein Änderungsantrag der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen vor, der auf „Material“ lau-
tet. Wer ihm seine Zustimmung geben möchte, den 
bitte ich um ein Handzeichen. - Gegenstimmen? - 
Stimmenthaltungen? - Der Änderungsantrag wurde 
abgelehnt. 

Wir kommen nun zur Beschlussempfehlung des 
Ausschusses. Sie lautet: „Der Landtag sieht keine 
Möglichkeit, sich für das Anliegen des Einsenders 
zu verwenden.“ Wer ihr seine Zustimmung geben 
möchte, den bitte ich um ein Handzeichen. - Ge-
genstimmen? - Stimmenthaltungen? - Der Be-
schlussempfehlung wurde gefolgt. 

Wir kommen zur Eingabe 03043/09/16 betr. a) Stu-
diengebühren, b) BAföG-Leistungen.  

Hierzu liegen gleichlautende Änderungsanträge 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, der Fraktion 
DIE LINKE und der Fraktion der SPD vor, die auf 
„Berücksichtigung“ lauten. Wer ihnen seine Zu-
stimmung geben möchte, den bitte ich um ein 
Handzeichen. - Gegenstimmen? - Stimmenthal-
tungen? - Die Änderungsanträge wurden abge-
lehnt. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Be-
schlussempfehlung des Ausschusses, die auf 
„Sach- und Rechtslage“ lautet. Wer ihr seine Zu-
stimmung geben möchte, den bitte ich um ein 
Handzeichen. - Gegenstimmen? - Stimmenthal-
tungen? - Der Beschlussempfehlung wurde ge-
folgt. 

Wir kommen zur Eingabe 02862/07/16 betr. Bau, 
Betrieb und Sicherheit von Biogasanlagen.  

Hierzu liegt ein Änderungsantrag der Fraktion DIE 
LINKE vor, der auf „Material“ lautet. Wer ihm seine 
Zustimmung geben möchte, den bitte ich um ein 
Handzeichen. - Gegenstimmen? - Stimmenthal-
tungen? - Der Änderungsantrag wurde abgelehnt. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Be-
schlussempfehlung des Ausschusses, die auf 
„Sach- und Rechtslage“ lautet. Wer ihr seine Zu-
stimmung geben möchte, den bitte ich um ein 
Handzeichen. - Gegenstimmen? - Stimmenthal-
tungen? - Der Beschlussempfehlung wurde ge-
folgt. 

Wir kommen zur Eingabe 02954/07/16 betr. Tier-
schutz; hier: Brandschutzvorsorge bei Ställen. 

Hierzu liegt ein Änderungsantrag der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen vor, der auf „Erwägung“ 
lautet. Wer ihm seine Zustimmung geben möchte, 
den bitte ich um ein Handzeichen. - Gegenstim-
men? - Stimmenthaltungen? - Der Änderungsan-
trag wurde abgelehnt. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Be-
schlussempfehlung des Ausschusses. Sie lautet: 
„Die Eingabe wird für erledigt erklärt. Im Übrigen ist 
der Einsender über die Sach- und Rechtslage zu 
unterrichten.“ Wer ihr seine Zustimmung geben 
möchte, den bitte ich um ein Handzeichen. - Ge-
genstimmen? - Stimmenthaltungen? - Der Be-
schlussempfehlung wurde gefolgt. 

Wir kommen zur Eingabe 02685/05/16 betr. Pho-
tovoltaikanlage auf einem denkmalgeschützten 
Gebäude. 

Hierzu liegen gleichlautende Änderungsanträge 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, der Fraktion 
DIE LINKE und der Fraktion der SPD vor, die dar-
auf abzielen, den Einsender über die Sach- und 
Rechtslage zu unterrichten. Der Ausschuss für 
Wissenschaft und Kultur hat empfohlen, die Ein-
gabe der Landesregierung zur Berücksichtigung zu 
überweisen. Da die Beschlussempfehlung des 
Ausschusses weiter geht als die Änderungsanträ-
ge der genannten Fraktionen, stimmen wir zu-
nächst über die Beschlussempfehlung des Aus-
schusses ab. Nur bei deren Ablehnung wäre dann 
noch über die Änderungsanträge abzustimmen. 

Wir kommen also zur Abstimmung über die Be-
schlussempfehlung des Ausschusses, die auf „Be-
rücksichtigung“ lautet. Wer ihr seine Zustimmung 
geben möchte, den bitte ich um ein Handzeichen. - 
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Gegenstimmen? - Stimmenthaltungen? - Damit ist 
so beschlossen, und wir brauchen über die Ände-
rungsanträge nicht mehr abzustimmen. 

(Kreszentia Flauger [LINKE]: Rechts-
beugung! Rechtsverdreher! - Hans-
Henning Adler [LINKE]: Schon mal 
etwas von Rechtsstaat gehört?) 

Wir kommen jetzt zu der Eingabe 03054/05/16 
betreffend Studiengebühren in Niedersachsen.  

Hierzu liegen gleichlautende Änderungsanträge 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, der Fraktion 
DIE LINKE und der Fraktion der SPD vor, die auf 
„Berücksichtigung“ lauten. Wer ihnen zustimmen 
möchte, den bitte ich um ein Handzeichen. - Ge-
genstimmen? - Stimmenthaltungen? - Die Ände-
rungsanträge wurden abgelehnt. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Be-
schlussempfehlung des Ausschusses, die auf 
„Sach- und Rechtslage“ lautet. Wer ihr zustimmen 
möchte, den bitte ich um ein Handzeichen. - Ge-
genstimmen? - Stimmenthaltungen? - Der Be-
schlussempfehlung wurde gefolgt. 

Damit haben wir die erforderlichen Abstimmungen 
durchgeführt. 

Wir kommen nun zu den Tagesordnungspunk-
ten 22 und 23, die ich vereinbarungsgemäß zu-
sammen aufrufen werde.  

(Unruhe) 

- Wer an diesem Thema kein Interesse hat, der 
sollte den Plenarsaal jetzt relativ ruhig verlassen, 
damit wir hier weiterhin eine geordnete Debatte 
führen können. 

Nun zu den Tagesordnungspunkten 22 und 23: 

Erste Beratung:  
Entwurf eines Gesetzes für ein sozialeres Nie-
dersachsen durch einen Nachtragshaushalt 
2012 und die Abschaffung von Bildungsgebüh-
ren - Gesetzentwurf der Fraktion DIE LINKE - 
Drs. 16/5173  

Erste Beratung:  
Mit dem Haushalt 2013 Impulse setzen für ein 
soziales Niedersachsen ohne neue Schulden - 
Antrag der Fraktion DIE LINKE - Drs. 16/5164  

Zur Einbringung beider Beratungsgegenstände 
erteile ich das Wort dem Kollegen Dr. Sohn. 

Dr. Manfred Sohn (LINKE): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr 
McAllister hat gestern eine wuchtige Rede über 
seine Fantasien gehalten, als Ministerpräsident 
den Haushalt 2018 mit zu verabschieden. Besser 
wäre es gewesen, wenn er überhaupt einen Haus-
halt 2013 vorgelegt hätte. Vor dieser Aufgabe aber 
kneifen der Ministerpräsident und sein gesamtes 
Kabinett. Der Grund dafür ist ziemlich einfach. 

(Unruhe) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Herr Kollege, wir unterbrechen jetzt. - In den Frak-
tionen besteht anscheinend intensiver Beratungs-
bedarf. Ich schlage vor, dass Sie Ihre Beratungen 
außerhalb des Plenarsaals durchführen. Hier je-
denfalls stört das, und zwar mächtig. - Bitte, Herr 
Kollege! 

Dr. Manfred Sohn (LINKE): 
Die CDU glaubt ja - Herr Möllring, der gerade Zwi-
schenrufe gemacht hat, obwohl er das eigentlich 
gar nicht darf, glaubt das offensichtlich auch -, 
dass das Thema durch die Verabschiedung des 
Doppelhaushaltes erledigt sei. Herr Möllring, das 
ist es eben nicht. Herr Möllring sagt ja selbst, was 
ich durchaus hochachte, dass eines der entschei-
denden Rechte das Recht auf Wahl des Parla-
ments und das Königsrecht des Parlaments das 
Haushaltsrecht ist. Wenn das wahr ist, Herr Möll-
ring, dann müsste gerade zu Wahljahren ein 
Haushalt verabschiedet werden; denn anderenfalls 
würde Ihre Argumentation ja völlig abstrus. 

(Zustimmung bei der LINKEN) 

Sie aber machen genau das Gegenteil. Gerade in 
einem Wahljahr kneifen Sie vor einer Haushalts-
debatte; denn Sie glaubten, diese Haushaltsdebat-
te dadurch vermeiden zu können, dass Sie sie im 
letzten Jahr mit abgefrühstückt haben. Das ist ein 
Widerspruch in sich. Wenn schon die Regierung 
vor den Aufgaben einer parlamentarischen Demo-
kratie versagt, tut wenigstens die Opposition ihre 
Pflicht. Deshalb haben wir Ihnen zwei Anträge 
vorgelegt, mit denen wir Sie auffordern, einen 
Haushaltsplan für 2013 und einen Nachtragshaus-
halt für 2012 vorzulegen. Die bilden zusammen 
eine Einheit. 

Zunächst zum Haushaltsplan 2013: Das ist sozu-
sagen die Fortsetzung unserer kleinen Serie, mit 
der wir Sie ja schon immer nerven. Wir haben un-
sere Alternativhaushalte immer durchgerechnet. 
Wir als kleinste Oppositionsfraktion sind, muss ich 
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gestehen, ein bisschen stolz darauf, jeweils durch-
gerechnete Alternativhaushalte vorgelegt zu ha-
ben. Wenn die Regierung das nicht macht, werden 
wir von diesem Plan nicht Abstand nehmen.  

(Zustimmung bei der LINKEN) 

Ich möchte Ihnen jetzt die Kernpunkte unseres 
Alternativhaushaltes nennen, den wir mit unseren 
bescheidenen Mitteln einer Oppositionsfraktion 
aufgelegt haben. Sie kennen ihn und können ihn 
sich im Einzelnen noch einmal ansehen. Der Kern-
punkt liegt auf der Linie aller unserer anderen Al-
ternativhaushalte: Wir wollen eine kräftige Erhö-
hung der Einnahmeseite, und wir wollen die Ein-
nahmen nutzen, um bei zwei Punkten deutliche 
Akzente zu setzen. Erstens wollen wir einen Ak-
zent bei der Bildungspolitik - gebührenfreie Bil-
dung - setzen, und zweitens wollen wir einen Ak-
zent bei der Frage der sozialen Gerechtigkeit set-
zen.  

(Zustimmung bei der LINKEN) 

Das konkretisiert sich in diesem Haushalt an den 
Punkten, die ich Ihnen jetzt auszugsweise nennen 
werde. 

Zunächst geht es uns um die Abschaffung des 
Schulgeldes. In Niedersachsen wird faktisch 
Schulgeld erhoben. Das wird deutlich am Beispiel 
der Kosten des Schultransports für die Schüler der 
Sekundarstufe II und am Beispiel der Leihgebüh-
ren für Schulbücher. Beides soll weg. 

Wir wollen - dieses Thema hatten wir eben erst - 
Schluss machen mit den Studiengebühren, allein 
schon, um solch eine unwürdige Debatte über das 
Kind eines Schlossers, die wir eben geführt haben, 
zu vermeiden. 

Wir wollen im Sozialbereich eine Landesförderung 
für Sozialcards zur Nutzung des ÖPNV und zur 
kulturellen Teilhabe. Das wäre mit 50 Millionen 
Euro zu leisten. Ferner wollen wir - das knüpft an 
die Debatten von gestern und heute an - ein sozia-
les Wohnungsbauprogramm in Höhe von 25 Mil-
lionen Euro für 2013, das seinen Namen auch 
verdient. 

Schließlich wollen wir den Investitionsstau in den 
Krankenhäusern - auch das ist ein zentrales Anlie-
gen, das immer drängender wird - mit einem Pro-
gramm in Höhe von 100 Millionen Euro bekämp-
fen. 

Darüber hinaus wollen wir das Schulobst- und das 
Schulmilchprogramm - das schon fast in Verges-

senheit geraten ist, wurde hier aber auch schon 
einmal eifrig diskutiert - wieder einführen.  

Außerdem wollen wir - auch das hat in diesem 
Plenum schon eine Rolle gespielt - 10 Millionen 
Euro für die Bekämpfung von Neonazismus, Anti-
semitismus und Rassismus einstellen. 

Wir wollen auch - auch das spielt bei den Regie-
rungsfraktionen seit dem 11. September kaum 
noch eine Rolle - eine Erhöhung der Zuweisungen 
des Landes Niedersachsen an die Städte, Ge-
meinden und Landkreise im Rahmen des kommu-
nalen Finanzausgleichs; denn die prekäre Lage 
der Kommunen ist nicht besser, sondern schlim-
mer geworden. 

(Zustimmung bei der LINKEN) 

Schließlich wollen wir die Wiedereinführung des 
Weihnachtsgeldes für die Bediensteten des Lan-
des. Sie werden sich gefallen lassen müssen, dass 
dieses Thema entgegen Ihren Hoffnungen nicht 
verschwunden ist, sondern dieses Jahr zu Weih-
nachten und auch in den kommenden Jahren wie-
der aufleben wird. Das kostet ungefähr 186 Mil-
lionen Euro. Diesen Betrag haben wir etatisiert.  

Wir haben - damit kommen wir auch schon ein 
bisschen zur Einnahmeseite - auch 100 zusätzli-
che Stellen für die niedersächsischen Finanzämter 
etatisiert, weil der Steuervollzug gestärkt werden 
muss. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Insgesamt addieren sich unsere Vorschläge auf 
3,3 Milliarden Euro. Diese sind - wie auch schon 
unsere früheren Vorschläge - vollständig gegenfi-
nanziert, nämlich einmal durch die Ergebnisse der 
regionalisierten Steuerschätzung und zweitens 
durch die Bundesratsinitiativen, die Sie alle von 
uns kennen, die vier wichtigen Dinge: Vermögen-
steuer wieder realisieren, Großerbensteuer, Kör-
perschaftssteuer auf 25 % anheben und Finanz-
transaktionssteuer. Hinzu kommen die personellen 
Maßnahmen in den Finanzämtern, die ich eben 
erwähnt habe. Die würden mehr einbringen als 
kosten, nämlich nach unseren Berechnungen etwa 
400 Millionen Euro. Mit diesen Einnahmen wären 
unsere Vorschläge, wie gesagt, vollständig gegen-
finanziert. Wir bräuchten - das ist für die Diskussi-
on wichtig, die wir gestern geführt haben - - - 

(Unruhe) 
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Präsident Hermann Dinkla: 
Herr Kollege, ich darf Sie unterbrechen. - Noch 
wichtiger ist es, dass es hier etwas ruhiger wird. Es 
gibt hier einige Unruhe-Inseln. Ich möchte darum 
bitten, dass die Gespräche eingestellt werden oder 
die Option genutzt wird, sie außerhalb des Plenar-
saals fortzuführen. - An dieser Stelle gleich noch 
meine Frage, ob Sie eine Zwischenfrage des Kol-
legen Hilbers gestatten. 

Dr. Manfred Sohn (LINKE): 
Oh ja, gerne! 

Reinhold Hilbers (CDU): 
Herr Dr. Sohn, Sie haben eben ausgeführt, dass 
Sie für den niedersächsischen Landeshaushalt 
über 3 Milliarden Euro mehr aus Steuern einneh-
men wollen. Können Sie uns einmal in Zahlen 
nennen, wie weit das Steueraufkommen bundes-
weit dann steigen müsste? Und können Sie das 
einmal in Relation zum Steueraufkommen auf 
Bundesebene setzen? 

Dr. Manfred Sohn (LINKE): 
Ja. Bundesweit würden durch diese vier wesentli-
chen Maßnahmen, die wir vorschlagen - das Gan-
ze ist natürlich mit unserer Bundestagsfraktion und 
der Bundespartei abgestimmt -, 120 Milliarden 
Euro zusätzlich eingenommen. Das würde, herun-
tergebrochen auf den Landeshaushalt - ich kann 
Ihnen das gerne im Detail noch einmal vorrech-
nen -, exakt die Summe ergeben, die ich Ihnen 
vorschlage.  

Es ist das gleiche Muster, das wir seit dem ersten 
Alternativhaushalt vorgeschlagen haben. Wenn 
Sie sich die vier Bände - wir haben jetzt gesam-
melten Bände; demnächst kommt Band 5 dieser 
Alternativvorschläge - angucken, werden Sie se-
hen, dass wir das während der Krise 2008/2009 
abgesenkt haben, weil wir realistisch davon aus-
gingen, dass es natürlich auch bei der Realisie-
rung unserer Steuerveränderungsvorschläge in 
Zeiten der Krise weniger Steuern gibt. Das haben 
wir eingearbeitet. Deshalb haben wir - darüber gab 
es durchaus kontroverse Diskussionen innerhalb 
unserer Fraktion - an mehreren Punkten Forderun-
gen, die wir in 2008 schon einmal hatten, in 2009 
wieder abgesenkt. - Das machen wir dann im Ein-
führungskurs „Alternative Haushaltsrechnung, 
Grundkurs Nr. 1“, Herr Hilbers. Ich mache das 
gerne für Sie persönlich. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Die Maßnahmen, die wir vorschlagen, würden 
dann - das ist für die Diskussion, die wir gestern 
hatten, wichtig - dazu führen, dass wir keine neuen 
Schulden aufnehmen müssten.  

Ich komme nun zum Schlusssatz der Begründung 
dieses Antrags, der mir wichtig ist:  

„Niedersachsen könnte angesichts ei-
nes Gesamtschuldenstandes von 
rund 58 Milliarden Euro sogar damit 
beginnen, Altschulden in Höhe von 
585 Millionen Euro zu tilgen.“ 

Das ist unser Vorschlag für ein tatsächliches Um-
steuern in der Finanzpolitik dieses Landes. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Damit komme ich zu dem zweiten Antrag, der da-
mit natürlich verklammert ist, nämlich zu der Frage 
eines Nachtragshaushaltes.  

Wir schlagen vor, die gegenüber den früheren 
ersten Schätzungen deutlich stärker sprudelnden 
Steuerquellen dafür zu nutzen, auch den sozialen 
Schuldenstand unseres Landes abzubauen. Auch 
das konzentriert sich wieder auf die Bereiche Bil-
dung und Soziales. Das betrifft Studiengebühren, 
Krankenhausinvestitionen und Schülerbeförde-
rung.  

Ich will das nicht wiederholen und möchte nur auf 
eine Sache eingehen, die - Sie werden das aus 
den Unterlagen sehen - einen Akzent betont, der 
vom Volumen her gar nicht so groß ist, der aber - 
Herr Dr. Althusmann ist leider nicht da - ein 
Schlaglicht auf diese Regierung wirft.  

Diese Regierung hält sich zugute, dass sie keine 
Bundesmittel liegen lässt. Es gibt die Stiftung nie-
dersächsischer Gedenkstätten, die bisher zum 
Glück bei Auseinandersetzungen in der Regel, 
konsensual festgelegt, das bekommen hat, was sie 
braucht. Sie hat jetzt die Chance auf Bundesmittel 
für den Ausbau der Gedenkstätten in Wolfenbüttel 
und Liebenau. Das sind einmal 850 000 Euro, das 
andere Mal 425 000 Euro. Da fehlt nur noch die 
Gegenfinanzierung durch das Land. Diesem 
Wunsch ist Herr Dr. Althusmann in einem Schrei-
ben, das auch den Landtagsabgeordneten vorliegt, 
mit der Begründung - ich zitiere - nicht nachge-
kommen: 

„... da die Haushalte für die Jahre 
2012 und 2013 beschlossen wurden 
und eine kurzfristige Änderung nicht 
möglich ist.“ 
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Dr. Althusmann als alter Haushaltsexperte weiß 
natürlich ganz genau, dass das sachlich falsch ist. 
Es wäre natürlich möglich, wenn er diesem Nach-
tragshaushalt zustimmt. Von mir aus könnte das so 
geschehen, dass man vonseiten der CDU einen 
Änderungsantrag macht, den ganzen anderen 
Kram wegstreicht, diesen Punkt aber lässt. Dann 
wäre das haushaltstechnisch möglich. Das macht 
er aber nicht. Insofern werden diese Bundesmittel 
leider liegen gelassen.  

Das ist eine der konkreten Auswirkungen Ihrer 
Feigheit vor den Wählern und Ihrer Weigerung, 
Jahr für Jahr einen ordentlichen Haushalt zu ma-
chen. Stattdessen benutzen Sie dieses Schlupf-
loch Doppelhaushalt.  

(Beifall bei der LINKEN) 

Herr Möllring, das bezahlen letztlich diese Ge-
denkstätten. Sie lassen bei diesem Punkt konkret 
Geld liegen. 

Kurzum: Wir wollen wieder Vernunft und jährliche 
Abrechenbarkeit in die Haushaltspolitik bringen. 
Wir wollen den sozialen Schuldenberg verringern.  

Kneifen Sie nicht vor einer Haushaltsdebatte 2013! 
Sorgen Sie jetzt für mehr soziale Gerechtigkeit, 
wenigstens für ein Stückchen! 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Ich erteile jetzt der Kollegin Geuter das Wort. 

Renate Geuter (SPD): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Bevor 
ich auf den Antrag der Fraktion DIE LINKE einge-
he, möchte ich ganz wenige Sätze zum derzeitigen 
Doppelhaushalt 2012/2013 dieser Landesregie-
rung sagen.  

Es hat sich nicht nur bei der Aufstellung dieses 
Doppelhaushaltes, sondern auch im Moment bei 
der Ausführung gezeigt, dass der Versuch, sich 
nach außen das Image eines seriösen Haushalts-
sanierers zu geben, mit der Realität nicht so sehr 
viel zu tun hat.  

Es war der jetzige Finanzminister Möllring - das 
kann man in vielen alten Protokollen nachlesen -, 
der damals, als er noch in der Opposition war, das 
Instrument eines Doppelhaushaltes als zutiefst 
unseriös gegeißelt hat. Ich habe auch ein Protokoll 
gefunden, in dem von ihm der Begriff „Feigheit“ 

verwendet wurde. Jetzt hat sich genau dieser Fi-
nanzminister im letzten Jahr hingestellt und ge-
sagt, sein Doppelhaushalt, den er jetzt zusammen 
mit dem Ministerpräsidenten vorstellt, sei ein Beleg 
für die besondere Ernsthaftigkeit bei der von ihm 
beabsichtigten Schuldenzurückführung. Das muss 
man sich auf der Zunge zergehen lassen. Peinlich 
war in diesem Zusammenhang nur, dass er seinen 
zunächst vorgelegten Entwurf nach einigen Wo-
chen auf Druck der Oppositionsparteien, des Bun-
des der Steuerzahler und des Landesrechnungs-
hofes zurückziehen musste, weil er eben nicht der 
Verfassung entsprach. 

Es hat hinterher einen zweiten Entwurf gegeben, 
der dann tatsächlich verfassungsgemäß war. Wie 
der Landesrechnungshof festgestellt hat, ist das 
nicht dadurch gelungen, dass man strukturell ir-
gendetwas verändert hat, sondern durch - ich zitie-
re - „kreative Gestaltung im Einzelplan 13“. Das 
heißt, man hat bei einigen Positionen einfach nur 
etwas hin- und hergeschoben. 

Der Landesrechnungshof hat schon damals an-
gemahnt, dass die Landesregierung die Vorgaben 
ihrer eigenen Mipla nicht eingehalten hat. Wir ha-
ben das Thema gestern schon einmal gehabt. In 
Ihrer eigenen Mipla vom letzten Jahr stand, dass 
zur Einhaltung der Schuldenbremse ein moderates 
Ausgabewachstum nötig ist. 

(Zuruf von Christian Grascha [FDP]) 

- Sie können doch gleich noch reden.  

Der Landesrechnungshof hat Sie bereits im letzten 
Jahr gefragt: Wenn Sie schon die Erkenntnis ha-
ben, warum handeln Sie nicht danach? Warum 
steigern Sie die Ausgaben in einer Größenord-
nung, wie es sie in den Jahren davor nicht gab und 
wie sie in den Jahren danach nicht mehr vorgese-
hen ist? 

Wir wissen natürlich, weshalb Sie das gemacht 
haben. Sie haben das getan, weil Ihr Doppelhaus-
halt ausschließlich auf den Wahltermin 20. Januar 
2013 ausgerichtet ist. Schon die Regierungsfrakti-
onen haben mit ihrem Haushaltsänderungsantrag 
auf der Ausgabenseite eine Vielzahl von Maßnah-
men mit hinzugefügt, eine Vielzahl von Projekten 
neu anfinanziert und auf den Weg gebracht. Die 
meisten von ihnen enden rein zufällig im Jahre 
2013. 

Auch in diesem Jahr - in den letzten Wochen und 
Monaten - haben wir festgestellt, dass die Vertreter 
der Landesregierung über Land gehen und auf 
einmal in ihrem Haushalt an dieser und an jener 
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Stelle noch Mittel finden, um Wohltaten auszu-
schütten. 

(Heinz Rolfes [CDU]: Ihr habt aber 
Ärger! Worüber ihr euch ärgern 
müsst!) 

Also kann Ihr Haushalt nicht so ganz seriös aufge-
stellt gewesen sein. Es müssen eine ganze Menge 
Platzhalter darin gewesen sein, dass man das im 
Moment noch möglich machen kann. 

Wir erleben im Moment bei den Besuchen in unse-
ren Wahlkreisen, dass eine ganze Menge an Er-
wartungen geweckt wird, die, wenn man die aktuel-
le Mipla und die Ausgabepositionen der Folgejahre 
zugrunde legt, überhaupt nicht erfüllt werden kön-
nen. 

(Jens Nacke [CDU] - zu Dr. Manfred 
Sohn [LINKE] -: Herr Sohn, sie sagt 
gar nichts zu ihrem Antrag! Merken 
Sie das?) 

- Warten Sie es doch ab!  

Genau diesem Versuch, Erwartungen zu wecken, 
die man nicht erfüllen kann, sind auch die Linken 
erlegen. Ich habe nicht geglaubt, dass ich irgend-
wann Parallelen zwischen der CDU und den Lin-
ken ziehen muss. Aber heute muss ich das tun.  

Genau diesen Fehler machen die Linken auch. Sie 
stellen einen Antrag auf einen Nachtragshaushalt 
2012, und damit wollen Sie eine Vielzahl von 
Maßnahmen finanzieren. Einem großen Teil von 
denen können wir sogar zustimmen.  

Nur ist es so, meine Damen und Herren: Eine Fi-
nanzierung, die sich lediglich auf ein Jahr bezieht, 
ist unseriös. Eine Finanzierung von Bildungsmaß-
nahmen, bei der man nicht eine Gesamtkonzeption 
im Hinterkopf hat, ist ebenso unseriös.  

(Beifall bei der SPD) 

In Ihrem zweiten Antrag haben Sie geradezu einen 
Wunschzettel an Maßnahmen aufgeführt, die Sie 
im Jahr 2013 finanziert haben wollen. Die Gegen-
finanzierung besteht - das kennen wir aber schon - 
überwiegend im Prinzip Hoffnung. Sie haben dort 
Steuermehreinnahmen eingeplant, für die Sie erst 
einmal eine Mehrheit im Bundesrat brauchen, die 
ich nicht sehe. Insofern ist es nicht seriös, diese 
Mehreinnahmen dort einzukalkulieren. Diese Steu-
ereinnahmen sind in der Größenordnung aber 
auch so kalkuliert, dass ich Zweifel habe, ob Sie 
genau diejenigen, die Sie treffen wollen, auch tat-

sächlich treffen. Wir werden ja im Haushaltsaus-
schuss über diese beiden Anträge noch reden.  

Aufgrund des von mir Gesagten könnte man si-
cherlich über die Notwendigkeit eines Nachtrags-
haushaltes insgesamt diskutieren. Aber in dem 
Sinne, wie es die Linken wollen, kann ich mir das 
nicht vorstellen. Ich glaube, dass unsere Beratung, 
wenn sie denn zu einem Ergebnis führen soll, auf 
eine ganz andere Ebene gestellt werden muss. 

Danke.  

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Hermann Dinkla: 

Herr Kollege Dr. Sohn möchte eine Kurzinterventi-
on vornehmen. Das Verfahren ist bekannt. 

Dr. Manfred Sohn (LINKE): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Frau 
Geuter, ich habe manchmal den Eindruck, dass wir 
so ein bisschen die Aufgabe wahrnehmen, die 
eigentlich der größten Oppositionspartei zukommt, 
nämlich alternative Haushaltsrechnungen vorzule-
gen. 

(Zustimmung von Christian Grascha 
[FDP]) 

Wir haben sogar noch ein bisschen mehr gemacht; 
ich habe es hier nicht vorgetragen. Wir haben 
nämlich grob überschlägig ausgerechnet, wie viel 
es für das Land brächte, wenn alle Forderungen 
der SPD auf Bundesebene Wirklichkeit würden. 
Sie sind ja ein wenig nebulös, deshalb können wir 
es nicht präzise errechnen. Über den Daumen 
gepeilt sind es ungefähr 40 % dessen, was in un-
seren Rechnungen auftaucht.  

Wir würden uns sehr wünschen, dass Sie einmal 
die schlichte Frage beantworten, ob Sie bei der 
weiteren Planung über Niedersachsens Zukunft 
davon ausgehen, dass sich die SPD auf Bundes-
ebene durchsetzt, oder ob Sie davon ausgehen, 
dass das nur Wahlkampfpapiere sind, die nicht 
Realität werden. Wenn Erstes der Fall ist, dann 
müssten Sie ähnliche Rechnungen wie wir vorle-
gen. Darauf würden wir uns freuen. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Präsident Hermann Dinkla: 

Frau Kollegin Geuter möchte für die SPD-Fraktion 
antworten. Ich erteile ihr das Wort.  
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Renate Geuter (SPD): 
Herr Dr. Sohn, ich empfehle Ihnen einfach einmal 
einen Blick auf die Mehrheitsverhältnisse im Deut-
schen Bundestag und auch im Bundesrat. Ich bin 
der festen Überzeugung, dass Sie zurzeit für Ihre 
Pläne keine Mehrheit bekommen werden.  

(Dr. Manfred Sohn [LINKE]: Wer so 
kämpft, gewinnt nie!) 

Der Bundestagswahltermin liegt im September 
2013. Es wird also überhaupt nicht gelingen, das, 
was Sie schon ab dem 1. Januar 2013 finanzieren 
wollen, ab September 2013 umzusetzen.  

(Jens Nacke [CDU]: Ein Hosenta-
schenrevolutionär!) 

Ich empfehle an dieser Stelle ein bisschen mehr 
Realismus. Wenn Sie eher nach dem Prinzip 
„Wünsch dir was!“ agieren wollen, ist das Ihre Sa-
che. Wir wollen etwas für die Einnahmeseite tun. 
Aber wir können Einnahmen erst dann einplanen, 
wenn wir sie realistischerweise erreichen können. 
An dieser Stelle unterscheiden wir uns grundle-
gend von Ihnen.  

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Jetzt erteile ich dem Kollegen Grascha das Wort. 

Christian Grascha (FDP): 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Fachlich sind Herr Dr. Sohn und ich selten 
einer Meinung. Aber wo er recht hat, hat er recht: 
Eigentlich ist es die Aufgabe der SPD-Fraktion, 
Alternativen aufzulegen und ihre Politikentwürfe 
darzustellen. Aber das haben wir ja schon bei den 
letzten Haushaltsberatungen vermisst. Insofern 
möchte ich meinen Redebeitrag damit beginnen, 
dass ich die Fraktion der Linken ausdrücklich lo-
bend erwähne.  

(Stefan Schostok [SPD]: Wenn Sie 
sich zusammenschließen, könnten 
Sie es auch noch einmal ins Parla-
ment schaffen!) 

- Das müssen Sie auch mal ertragen. 

Ich halte das, was vorgelegt wurde, inhaltlich zwar 
für unsinnig, aber immerhin wurde einmal eine 
Alternative vorgelegt. Das erwartet man von der 
SPD ja schon seit Ende des vergangenen Jahres 
vergeblich, meine Damen und Herren.  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Es ist spannend, dass Frau Geuter die Haus-
haltsaufstellung noch einmal Revue passieren 
lässt und dabei insbesondere auf „kreative Buch-
führung“ - so hat sie es genannt - abhebt.  

(Renate Geuter [SPD]: Das war ein 
Zitat des Landesrechnungshofes!) 

- Ja, genau. Ich möchte auf diesen Punkt gern 
eingehen. Sie hätten dieser Kreativität des alten 
Artikels 71 in der Niedersächsischen Verfassung 
gestern ein Ende setzen können, indem sie unse-
rer Schuldenbremse zugestimmt hätten.  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Dann wäre das in dieser Form in Zukunft nicht 
mehr möglich gewesen. Wir weisen ja die ganze 
Zeit darauf hin, dass der alte Artikel 71 genau die-
se Mängel aufweist. Aber Sie haben sich dieser 
Entscheidung gestern, wie gesagt, verweigert. 

(Johanne Modder [SPD]: Nein! Sie 
haben sich den Verhandlungen ver-
weigert! - Gegenruf von Jens Nacke 
[CDU]: Das hat Herr Möhrmann doch 
klar erläutert! - Gegenruf von Johanne 
Modder [SPD]: Und er hat es immer 
noch nicht verstanden!) 

Nun komme ich zu den Vorschlägen der Fraktion 
DIE LINKE. Ich glaube, es ist unseriös, eine Ge-
genfinanzierung zu präsentieren, die sowohl im 
Bundesrat als auch im Deutschen Bundestag zu-
mindest bis zur nächsten Bundestagswahl keine 
Mehrheit finden wird. Insofern verfließt sich dieser 
Antrag in ein „Wünsch dir was!“, was wir auch 
schon aus den letzten Haushaltsberatungen von 
Ihnen kennen. Er ist daher unseriös und auch auf 
Ausgabenseite nur ein „Wünsch dir was!“. 

Was die Gegenfinanzierung angeht, möchte ich 
auf drei Punkte eingehen.  

Der erste Punkt betrifft die Unternehmenssteuer. 
Der damalige Bundesfinanzminister Peer Stein-
brück von der SPD hat 2006 die Körperschaftsteu-
er von 25 % auf 15 % gesenkt. Ich finde, das war 
damals eine sehr kluge Entscheidung, und zwar 
aus Wettbewerbsgründen. Denn wer sich die Un-
ternehmenssteuern in Europa ansieht, wird sehr 
schnell feststellen, dass wir, wenn man Ihrem Vor-
schlag folgte, bei der Unternehmensbesteuerung 
sehr schnell wieder bei fast 40 % wären und damit 
einsame Spitze in Europa.  

Damit hätten wir erhebliche Wettbewerbsnachteile 
gegenüber anderen Ländern. Diese Wettbewerbs-
nachteile würden natürlich dazu führen, dass Un-
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ternehmen verlagert würden und Arbeitsplätze 
verloren gingen. Dann würde Ihre Einnahmeprog-
nose nicht mehr stimmen.  

Das ist auch meine Befürchtung dabei. Es möge 
verhindert werden, aber einmal angenommen, das, 
was Sie hier vorschlagen, würde Gesetz: In einem 
solchen Falle - davon gehe ich fest aus - könnten 
diese Einnahmen nicht generiert werden, weil wir 
nicht mehr die wirtschaftliche Dynamik aufweisen 
würden, bei der diese Besteuerung vorgenommen 
werden könnte. Von daher würde das, was Sie hier 
vorschlagen, unter dem Strich dazu führen, dass 
der Staat weniger einnähme. 

Zweite Position. Nur eine Randbemerkung, viel-
leicht können Sie mir das auch im Ausschuss er-
klären: Ich habe einen Rechenfehler gefunden. Sie 
schreiben bei der Gegenfinanzierung, dass Sie im 
aktuellen Haushalt Ausgabenstreichungen von 
15 Millionen Euro verbuchen. Bei Ihrer Aufstellung 
habe ich nur 10 Millionen Euro gefunden. Aber das 
ist, wie gesagt, nur eine Randbemerkung.  

Drittens. Sie schreiben, dass Sie in den Finanzäm-
tern 100 zusätzliche Stellen und 100 zusätzliche 
Stellen bei Finanzanwärterinnen und bei Finanz-
anwärtern schaffen wollen. Da wird es dann span-
nend; denn das fällt in die Kategorie „Die wunder-
same Geldvermehrung bei der Linken“.  

In Ihrem Antrag aus dem November 2011 in der 
Drs. 16/4213 und auch in dem Antrag zu Ihrem 
Änderungsantrag zum Doppelhaushalt ist die Rede 
von 300 Millionen Euro, die Sie durch zusätzliche 
Mitarbeiter in unseren Finanzämtern erreichen 
wollen. Jetzt schreiben Sie von 400 Millionen Euro. 
Wie Sie allerdings innerhalb eines Dreivierteljahres 
diese Summe von 300 Millionen auf 400 Millionen 
Euro steigern wollen, ist mir nicht ganz klar. Es 
zeigt aber, dass diese Zahl offensichtlich eher 
gewürfelt als seriös kalkuliert ist.  

Von daher ist Ihr Vorschlag zum Nachtragshaus-
halt 2012/2013 schlicht ungeeignet und unrealis-
tisch.  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Ich erteile jetzt dem Kollegen Klein das Wort.  

Hans-Jürgen Klein (GRÜNE): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen von der Linken, jetzt 
noch einen Nachtragshaushalt für 2012 vorlegen 
zu wollen, ist natürlich nicht so ganz seriös. Eine 

Reihe Ihrer Forderungen, etwa nach Abschaffung 
der Studiengebühren und im Bildungsbereich, 
teilen wir zwar. Aber das jetzt noch kurz vor dem 
Ende des Haushaltsjahres und der Wahlperiode 
beschließen zu wollen, ist eher Wahlkampfpropa-
ganda als ernsthafte Politikgestaltung.  

Verstehen Sie mich nicht falsch: Das ist natürlich 
legitim. Aber Ihre Deckungsvorschläge müssen wir 
sicherlich noch einmal nachrechnen. Zumindest 
beim Bruttoansatz für die höhere Förderabgabe 
scheinen Sie mir Ihre Rechnung ohne den Länder-
finanzausgleich gemacht zu haben. Das können 
wir aber im Ausschuss fortsetzen.  

Ihr Antrag mit 3,3 Milliarden Euro Mehrausgaben 
und Mehreinnahmen für 2013 ist natürlich Utopia. 
Aber von mir bekommen Sie mindestens die halbe 
Punktzahl für den richtigen Lösungsweg. Ohne 
Mehreinnahmen werden wir nämlich die Schulden-
bremse nicht einhalten können, wenn wir dieses 
Land nicht in die soziale und bildungspolitische 
Steinzeit treiben wollen.  

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Haushalte nur durch Sparen sanieren zu wollen, ist 
sozial- und wirtschaftspolitisch falsch. Dabei kann 
man der Landesregierung wirklich nicht vorwerfen, 
dass sie in ihren Haushalten spart. Das tut sie 
wahrhaftig nicht.  

Bezüglich der steuerpolitischen Forderungen den-
ken wir nicht ganz so weit, aber in die gleiche Rich-
tung wie die Linke. Aber, Herr Dr. Sohn, Sie wis-
sen wie wir - es wurde schon angesprochen -: 
Selbst wenn alle erforderlichen Rechtsänderungen 
im Bundestag sofort auf den Weg gebracht würden 
und in den nächsten Monaten eine Mehrheit im 
Bundestag und im Bundesrat bekämen, hätten Sie 
2013 von Ihren 3,3 Milliarden Euro noch keinen 
einzigen in der Kasse. Ich glaube jedenfalls, dass 
Ihnen solche Theoriekonzepte nicht über die Fünf-
prozenthürde helfen werden.  

Zur Bewältigung der aktuellen Eurokrise ist der 
Abbau der Defizite in den öffentlichen Kassen 
ganz zentral. Diese Einschätzung wird von fast 
allen Parteien und der großen Mehrheit der Bürge-
rinnen und Bürger geteilt. Aber das ist eben nur die 
halbe Wahrheit.  

Jeder Euro aus Herrn Möllrings 57 Milliarden Euro 
hohen Schuldenberg ist bei irgendjemandem Ver-
mögen. Deshalb haben wir eben nicht nur ein 
Schuldenproblem, wir haben auch ein Verteilungs-
problem. Das heißt, dass wir gerade bei den Rei-
chen und Superreichen, bei den Beziehern hoher 
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Einkommen und bei den großen Erbschaften auch 
steuerpolitisch handeln müssen. Deshalb ist der 
Vorschlag der Linken, die Vermögensteuer wieder 
einzuführen, richtig. Die 1,1 Milliarden Euro, die die 
Linke in ihrem Ansatz angesetzt hat, entsprechen 
in etwa dem, was die Vermögensteuer jetzt an 
Einnahmen bringen würde, wenn sie nicht 1996 
ausgesetzt worden wäre. Auch die Einnahmen aus 
der Erbschaftsteuer könnten mehr als verdoppelt 
werden, ohne jemandem ernsthaft wehzutun.  

(Glocke des Präsidenten) 

Meine Damen und Herren von der CDU und der 
FDP, in zehn Regierungsjahren haben Sie 
18,6 Milliarden Euro neue Schulden gemacht, 
durchschnittlich 1,9 Milliarden Euro jedes Jahr. 
Das ist die niederschmetternde Bilanz schwarz-
gelber Haushaltspolitik. Dass Sie vor der Wahl 
nicht mehr so gerne darüber reden möchten, kann 
man nachvollziehen.  

(Glocke des Präsidenten) 

Denn die Haushaltskonsolidierung - letzter Satz, 
Herr Präsident - war Ihr einziges wirkliches Projekt 
der letzten zehn Jahre. Aber damit sind Sie nach 
einem vielversprechenden Start inzwischen kra-
chend gescheitert. Ruhen Sie sich ruhig weiter auf 
Ihren Lorbeeren aus, aber bitte zukünftig in der 
Opposition! 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Ich erteile jetzt dem Kollegen Rolfes das Wort.  

Heinz Rolfes (CDU): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Nachdem uns die Linke gestern im Rah-
men der Diskussion um die Schuldenbremse mit 
ihren überaus interessanten Ansichten zum Thema 
Haushaltskonsolidierung beglückt hat, darf ich 
heute zu ihren Haushaltsvorschlägen für den Dop-
pellhaushalt 2012/2013 Stellung nehmen.  

Dazu kann ich nur sagen: Das, was Sie dem Par-
lament mit dem Antrag und dem Gesetzentwurf 
vorgelegt haben, ist sozusagen Ihr letzter parla-
mentarischer Wille. Ich sage Ihnen das auch des-
halb, weil der Inhalt im Grunde genommen den 
Eindruck erweckt, als hätten Sie alles aufgelistet, 
was Sie irgendwann schon einmal als Wunsch hier 
eingebracht haben.  

Meine Damen und Herren, die Linke sieht in ihrem 
Antrag 3 330 Millionen Euro Mehrausgaben und 

3 330 Millionen Euro Mehreinnahmen vor. Daran 
sieht man die Unterschiede: Steht man für eine 
solide Haushaltspolitik, oder will man Geld ausge-
ben?  

Dabei geht es um Beförderungen, mehr Einstel-
lungen bei der Steuerverwaltung, bei der Polizei, 
bei Richtern und Lehrern. Da ist das Weihnachts-
geld in Höhe von 1 000 Euro für die Beamten und 
800 Euro für Versorgungsempfänger. Das alles 
wird der Reihe nach aufgeführt.  

(Reinhold Hilbers [CDU]: Im Himmel 
ist Jahrmarkt!) 

Zudem sollen die Studienbeiträge abgeschafft 
werden. Aus den Studienbeiträgen erzielen wir 
bislang Einnahmen in Höhe von 488 Millionen 
Euro. Bis auf 3 Millionen Euro ist alles belegt. Man 
muss natürlich fragen, woher die Universitäten 
dann ihr Geld bekommen sollen. Wenn man ver-
nünftig damit umgeht, dann kann man nicht darauf 
verzichten. Wie gesagt: Von den 488 Millionen 
Euro ist alles bis auf 3 Millionen Euro belegt. Das 
würde eine Riesenlücke reißen.  

Sie fordern weiterhin die Einführung einer nieder-
sachsenweiten Sozialcard, die schrittweise Bei-
tragsfreiheit für Kitas und Änderungen beim Kran-
kenhausinvestitionsprogramm. Das alles sind 
Punkte, die bei anderen Gelegenheiten während 
der Haushaltsberatung in allen Fraktionen disku-
tiert werden. Aber das alles in Summe untereinan-
derzuschreiben erweckt den Eindruck: Wir bringen 
das alles ein, um im Wahlkampf zu sagen, was 
alles beantragt wurde, um die Hoffnung zu haben, 
dass es mit der Fünfprozenthürde klappt. 

Meine Damen und Herren, gut ist: Sie beziehen 
sich in vielen Fällen auf offizielle Zahlen des Fi-
nanzministeriums. Sie arbeiten in Ihrem Gesetz-
entwurf sogar mit Jahresteilbeträgen, weil Sie 
schon wissen, dass Sie mit Ihren Vorstellungen 
sonst überhaupt nicht mit dem Geld auskämen.  

Was Sie aber nicht verstanden haben, ist, dass 
sich ein Haushalt nur auf belastbare Zahlen stüt-
zen darf. In Ihrem Gesetzentwurf verwenden Sie 
die Zahlen der Mai-Steuerschätzung und kommen 
zu dem Ergebnis, dass 287 Millionen Euro zur 
Verfügung stehen.  

Sie haben das Urteil des Staatsgerichtshofs vom 
19. Dezember 2011 anscheinend überhaupt nicht 
in Ihre Überlegungen einbezogen. Deswegen sage 
ich es Ihnen in ganz einfachen Worten: Der 
Staatsgerichtshof hat entschieden, dass sämtliche 
Haushalte nach dem 19. Dezember 2011 - dies gilt 
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auch für Nachtragshaushalte - dann verfassungs-
gemäß sind, wenn die Rücklagenentnahme als 
Kredit verbucht wird und trotzdem die Summe der 
Kredite nicht die Summe der eigenfinanzierten 
Investitionen übersteigt. Dies hätten wir gestern 
ändern können. Wir haben es aber nicht geändert.  

(Vizepräsident Hans-Werner Schwarz 
übernimmt den Vorsitz) 

Dies bedeutet, dass sich daraus ein Handlungsbe-
darf von 210 Millionen Euro in 2012 und von 
360 Millionen Euro in 2013 ergeben würde. 

Was tatsächlich auf keine Kuhhaut geht und was 
ich Ihnen besonderes negativ ankreiden muss, ist, 
dass im Haushalt 2013 als Gegenfinanzierung 
3,25 Milliarden Euro Steuermehreinnahmen vorge-
sehen sind. Auf die Frage von Herrn Hilbers haben 
Sie gerade von 120 Milliarden Euro auf Bundes-
ebene gesprochen. Der Gesamthaushalt auf Bun-
desebene umfasst rund 330 Milliarden Euro. 
120 Milliarden Euro würden für jeden Einwohner 
der Bundesrepublik Deutschland etwa 1 500 Euro 
bedeuten. Das wäre die Belastung, die insgesamt 
dabei herauskäme. Das ist die Seriosität, mit der 
Sie hier versuchen, konkrete Nachtragshaushalts-
entwürfe einzubringen!  

(Beifall bei der CDU) 

Das muss man sich einmal vorstellen: 3,3 Milliar-
den Euro Mehrausgaben!  

(Reinhold Hilbers [CDU]: Ein Drittel 
mehr Steuern!) 

Sie kalkulieren die Steuereinnahmen einfach nach 
oben.  

Über die Frage, wie man an Mehrheiten kommt, 
hat Frau Geuter gerade schon spekuliert. Sie hat 
als Grenze den Tag der Bundestagswahl genannt.  

Es ist eine interessante Frage, ob die SPD beab-
sichtigt, wenn sie denn mal eine Wahl auf Bundes-
ebene gewinnen würde - aber ich bin sicher, Ange-
la Merkel bleibt Bundeskanzlerin -, der Steigbügel-
halter für diese Position der Linken insgesamt sein 
will, ob sie damit schon eine Koalitionsaussage 
getroffen hat. Das ist eine interessante Frage, die 
Sie doch einmal beantworten sollten.  

Ich sage nur: nachweisbar nicht durchdacht, 
nachweisbar nicht überzeugend. Das Ganze ist 
nicht korrekt, sodass Sie nicht einmal ansatzweise 
damit rechnen können, außer den Stimmen Ihrer 
eigenen Fraktion auch noch Stimmen der anderen 

Fraktionen dafür zu bekommen. Die SPD und die 
Grünen mögen es sich vielleicht überlegen. 

Ich glaube, Christian Grascha, man kann ziemlich 
verlässlich sagen: Auf dieses Glatteis, auf diesen 
Irrweg, der für die Bürgerinnen und Bürger eine 
Mehrbelastung darstellt, werden wir uns nicht be-
geben.  

(Beifall bei der CDU und Zustimmung 
von Christian Grascha [FDP] - Rein-
hold Hilbers [CDU]: Völlig unseriös!) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, es liegen kei-
ne weiteren Wortmeldungen mehr vor. Damit sind 
wir am Ende der Beratung.  

Wir kommen zur Ausschussüberweisung zum Ta-
gesordnungspunkt 22. Federführend soll der Aus-
schuss für Haushalt und Finanzen sein, mitbera-
tend der Ausschuss für Wissenschaft und Kultur, 
der Kultusausschuss, der Ausschuss für Wirt-
schaft, Arbeit und Verkehr, der Ausschuss für So-
ziales, Frauen, Familie, Gesundheit und Integration 
sowie der Ausschuss für Rechts- und Verfassungs-
fragen.  

Für den Tagesordnungspunkt 23 soll die folgende 
Überweisung erfolgen: federführend in den Aus-
schuss für Haushalt und Finanzen. Mitberatend 
sollen sein der Ausschuss für Wissenschaft und 
Kultur, der Kultusausschuss, der Ausschuss für 
Soziales, Frauen, Familie, Gesundheit und Integra-
tion, der Ausschuss für Wirtschaft, Arbeit und Ver-
kehr, der Ausschuss für Umwelt und Klimaschutz, 
der Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft, 
Verbraucherschutz und Landesentwicklung, der 
Ausschuss für Inneres und Sport sowie der Aus-
schuss für Rechts- und Verfassungsfragen.  

Wer so entscheiden möchte, den bitte ich um das 
Handzeichen. - Wer ist dagegen? - Wer enthält 
sich? - Dann ist so entschieden worden.  

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 26 auf:  

Abschließende Beratung: 
Betreuungsgeld verhindern - Finanzmittel für 
Krippenausbau verwenden - Krippengipfel ein-
berufen - Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen - Drs. 16/4862 - Beschlussempfehlung des 
Kultusausschusses - Drs. 16/5127  
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Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, diesen Antrag 
abzulehnen.  

Eine Berichterstattung ist nicht vorgesehen.  

Wir treten in die Beratung ein. Zu Wort gemeldet 
hat sich Frau Staudte für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen.  

(Unruhe) 

- Ich erteile Ihnen gleich das Wort, Frau Staudte. 
Einen kleinen Moment! - Frau Staudte, Sie haben 
das Wort.  

Miriam Staudte (GRÜNE): 
Vielen Dank. - Herr Präsident! Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren Abgeordnete, ich weiß 
nicht, wie es Ihnen geht. Aber ich kann das Wort 
„Betreuungsgeld“ eigentlich nicht mehr hören. Es 
ist allerhöchste Zeit, dass Sie sich endlich von 
dieser Schnapsidee verabschieden. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD - Jens Nacke [CDU]: Sie haben 
den Antrag doch eingebracht! Das ist 
doch Ihre Schuld!) 

- Leider sind Sie unseren Erkenntnissen nicht ge-
folgt. 

Inhaltlich haben wir, glaube ich, schon sehr aus-
führlich über das Thema debattiert und die Argu-
mente ausgetauscht. 

(Jens Nacke [CDU]: Das sehe ich al-
lerdings auch so!) 

Wir haben deutlich gemacht, dass wir bildungspoli-
tisch nichts von diesem Betreuungsgeld halten, 
weil es gerade die Kinder aus den belasteten Fa-
milien von den Kitas fernhält. Das wissen Sie auch 
alle. Wir haben deutlich gemacht, dass es famili-
enpolitisch keinen Sinn macht, weil dadurch die 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf nicht erleich-
tert, sondern erschwert wird. 

Häufig ist angeführt worden, es gehe um Wahlfrei-
heit, die gesichert werden solle. Spätestens aber 
seit der Feststellung des Deutschen Städtetages, 
dass das mit dem Rechtsanspruch auf einen Krip-
penplatz unter den derzeitigen Bedingungen mit 
den derzeit zur Verfügung stehenden Finanzmit-
teln nicht zu schaffen ist, ist deutlich: Eine Wahl-
freiheit wird es nur geben, wenn genügend 
Betreuungsplätze vorhanden sind. Um dies zu 
erreichen, ist es notwendig, die Mittel, die für das 
Betreuungsgeld vorgesehen sind, in den Betreu-
ungsausbau umzuschichten.  

Mich persönlich ärgert ganz besonders, dass das 
Thema Betreuungsgeld inzwischen zu einem 
Spielball der politischen Profilierung geworden ist. 
Herr Seehofer befindet sich in Bayern im Vorwahl-
kampf und versucht, gegen seine Schwesterpartei 
zu opponieren und ein konservatives Familienbild 
in den Vordergrund zu stellen. Dabei müsste ei-
gentlich gerade er wissen, dass es auch in Bayern 
alleinerziehende Mütter gibt, die besonders auf die 
Betreuungsstruktur vor Ort angewiesen sind. 

Die FDP nutzt das Thema auch. Sie versucht, sich 
damit zu profilieren, obwohl ich gerade sehe, dass 
nur noch ein Abgeordneter der FDP da ist. 

(Björn Försterling [FDP]: Nein! Wenn 
man genau hinguckt, finden sich doch 
einige!) 

- Zwei. Das ist ein kleiner Vorgeschmack auf die 
nächste Wahlperiode. 

Gut. Also auch die FDP scheint sich einen etwas 
moderneren Anstrich geben zu wollen. Man hat 
das Gefühl, dass der Aushandlungsprozess, im 
Rahmen dessen hin und her gefeilscht wird, ab-
sichtlich in die Länge gezogen wird, damit auch 
der Profilierungszeitraum immer länger wird. Es 
werden Kompromisse diskutiert, wie etwa die Vari-
ante mit den Gutscheinen, die auch nicht besser 
sein wird als beim Bildungs- und Teilhabepaket. Es 
wird eine Kopplung mit Kinderarztbesuchen debat-
tiert. All diese Kompromisse haben gemeinsam, 
dass sie die ganze Situation nur verschlimmbes-
sern.  

Es gibt nur eine sinnvolle Maßnahme, und zwar 
das Betreuungsgeld ganz zu stoppen und die 1,5 
bis 2 Milliarden Euro dafür zu verwenden, die 
Betreuungseinrichtungen qualitativ und quantitativ 
auszubauen. 

Zum Thema Qualität möchte ich noch einmal sa-
gen: In dieser Woche - das haben die meisten von 
Ihnen wahrscheinlich mitbekommen - ist eine 
Volksinitiative der Erzieherinnen und Erzieher hier 
in Niedersachsen gestartet worden, die ganz klipp 
und klar gesagt haben: Wir brauchen bessere Per-
sonalstandards für die Kinder und für uns. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Über 500 Erzieherinnen und Erzieher waren hier 
zur Auftaktveranstaltung in Hannover. Das sollte 
man ernst nehmen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
LINKEN sowie Zustimmung bei der 
SPD) 
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Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Vielen Dank. - Jetzt hat Frau Reichwaldt für die 
Fraktion DIE LINKE das Wort. Bitte schön! 

Christa Reichwaldt (LINKE): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
muss der Kollegin Staudte recht geben. Eigentlich 
kann auch ich den Begriff nicht mehr hören. Trotz-
dem: Die Auseinandersetzung um das sogenannte 
Betreuungsgeld - - - 

(Jens Nacke [CDU]: Vorsicht! Das 
kann Frau Staudte nicht hören! Bitte 
nicht das Wort benutzen!) 

- Herr Nacke, jetzt haben Sie es tatsächlich ge-
schafft, mich etwas zu irritieren. Aber es geht 
trotzdem weiter. 

Die Auseinandersetzung in Berlin ist nicht beendet, 
nein, ganz und gar nicht, sondern sie geht in die 
nächste Runde. Der neueste Kompromissvor-
schlag sieht neben der Verknüpfung mit verbindli-
chen Vorsorgeuntersuchungen - Frau Staudte hat 
es erwähnt - vor, das Geld dann etwas aufzusto-
cken, wenn es für eine private Altersversorgung 
verwandt wird. Das macht die Pläne in keiner Wei-
se besser. Zumindest auf Bundesebene war die 
FDP so schlau, dem nicht zuzustimmen. Damit, 
meine Damen und Herren auf der rechten Seite 
des Hauses, haben Sie doch noch die Chance, 
von Niedersachsen aus Zeichen zu setzen, um 
dieses Gesetz zu verhindern und damit Schaden 
von der frühkindlichen Bildung insgesamt abzu-
wenden. 

(Zustimmung bei der LINKEN) 

Ich sage ganz bewusst „Schaden“. Wenn diese 
Pläne umgesetzt werden, schadet das der früh-
kindlichen Bildung insgesamt. Auch Sie, denke ich, 
haben dabei einen anderen Anspruch. 

Ich will hier nicht noch einmal aufzeigen, wer Ihnen 
alles deutlich gesagt hat, welche fatalen Folgen die 
Einführung des Betreuungsgeldes gerade für Kin-
der hätte, die einer frühen qualifizierten Betreuung 
besonders bedürfen. Gerade Kinder, für die es 
besonders wichtig ist, so früh wie möglich gefördert 
zu werden, z. B. Kinder aus Migrantenfamilien mit 
Sprachdefiziten, würden von den Krippen fern-
gehalten.  

Aber auch dieses Argument greift für mich zu kurz. 
Natürlich sind Eltern kompetent, ihre Kinder zu 
Hause zu fördern. Niemand will ihnen diese Kom-
petenz absprechen. Aber eines können sie ihren 

Kindern, die alleine zu Hause betreut werden, nicht 
bieten: Auch in diesem frühen Alter, denke ich, 
brauchen Kinder für eine gesunde soziale Entwick-
lung andere Kinder. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Das gilt für alle Kinder. Der beste Ort dafür ist eine 
gemeinsame Erziehung in einer gut ausgestatteten 
Krippe mit hochqualifizierten Erzieherinnen und 
Erziehern. 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Frau Reichwaldt, gestatten Sie eine Zwischenfrage 
von Frau Heiligenstadt? 

Christa Reichwaldt (LINKE): 
Ja, gern. 

Frauke Heiligenstadt (SPD): 
Herr Präsident! Liebe Kollegin Reichwaldt, finden 
Sie es nicht auch etwas merkwürdig, dass der 
fachlich zuständige Ressortminister bei der Dis-
kussion zum Betreuungsgeld, das ja bundesweit 
ein Thema ist, nicht anwesend ist? 

(Beifall bei der LINKEN - Jens Nacke 
[CDU]: Er kann das Wort nicht mehr 
hören!) 

Christa Reichwaldt (LINKE): 
Das halte ich für sehr merkwürdig. Ich kann mir 
vorstellen, dass ihm die Diskussion nicht gefällt. 
Aber als zuständiger Ressortminister sollte er sich 
damit auseinandersetzen. 

(Beifall bei der LINKEN, bei der SPD 
und bei den GRÜNEN - Jens Nacke 
[CDU]: Offensichtlich gefällt die Dis-
kussion niemandem hier!) 

Wir denken, mit dem Betreuungsgeld soll allen 
Kindern bewusst die Chance auf eine gemeinsame 
gute soziale Erziehung in einer Krippe genommen 
werden. Ein Gesetz, das finanziell honoriert, wenn 
Kindern diese Chance genommen wird, ist schlicht 
und einfach bildungspolitischer Unsinn.  

Die Pläne wären zumindest erklärbar, wenn in 
Niedersachsen und in der Bundesrepublik insge-
samt genug Betreuungsplätze für unter Dreijährige 
zur Verfügung stünden. In einer Situation, in der 
nicht nur Niedersachsen weit davon entfernt ist, 
den Rechtsanspruch auf einen Krippenplatz bis 
zum nächsten Jahr umzusetzen, sind diese Pläne 
schlicht und einfach sträflich. Die für das Betreu-
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ungsgeld eingeplanten Mittel würden dringend für 
den notwendigen Krippenausbau gebraucht. Auch 
ein Krippengipfel, wie er im Antrag von Bünd-
nis 90/Die Grünen vorgeschlagen wird, wäre eine 
gute Idee. 

Meine Damen und Herren auf der rechten Seite 
des Hauses, setzen Sie ein Zeichen für Nieder-
sachsen. Hören Sie auf, blind hinter den bayri-
schen Forderungen herzulaufen, und stimmen Sie 
dem vorliegenden Antrag doch noch zu! Unsere 
Fraktion wird das auf jeden Fall tun. 

(Beifall bei der LINKEN und Zustim-
mung bei der SPD und bei den GRÜ-
NEN) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 

Nächster Redner ist Herr Försterling für die FDP-
Fraktion. Sie haben das Wort. 

Björn Försterling (FDP): 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Auch wenn einige hier im Raum das Wort 
„Betreuungsgeld“ nicht mehr hören können, werde 
ich nicht „Herdprämie“ sagen. 

(Johanne Modder [SPD]: Das würde 
aber passen!) 

Lassen Sie mich kurz darüber sprechen, was wir 
hier als Niedersächsischer Landtag tatsächlich 
debattieren und auch entscheiden können. 

Wir haben momentan auf Bundesebene die Situa-
tion, dass die Diskussion offen ist. Das haben Sie 
alle den Medien entnommen. Es gibt jetzt einen 
Vorschlag für einen möglichen Kompromiss, den 
auch ich sehr kritisch sehe; das muss ich an dieser 
Stelle sagen. 

(Zustimmung von Frauke Heiligen-
stadt [SPD]) 

Das ist ein Kompromissvorschlag, der eine Ver-
knüpfung mit den Vorsorgeuntersuchungen vor-
sieht. Interessant ist, dass Frau Haderthauer ein-
mal ausgerechnet hat, was dieser Vorschlag Bay-
ern an zusätzlichem Verwaltungspersonal kosten 
würde. Sie ist auf 200 Stellen gekommen, hat das 
einmal öffentlich geäußert und wurde dann von 
Herrn Seehofer zurückgerufen, weil denen in Bay-
ern dann klar geworden ist, dass ein solcher Ver-
waltungsaufwand definitiv die Zustimmung des 
Bundesrates erforderlich machen würde. Wir müs-
sen also einmal abwarten, wie die Diskussion über 

diesen Kompromissvorschlag überhaupt weiter-
geht. 

Es gibt in Niedersachsen einen aus meiner Sicht 
sehr sinnvollen Vorschlag des FDP-Landesvor-
sitzenden Dr. Stefan Birkner, nämlich es, wenn der 
Bund dort tatsächlich investieren möchte, den 
Ländern zu überlassen, wofür sie das Geld ausge-
ben. Dann kann Herr Seehofer dadurch sein Lan-
desbetreuungsgeld ersetzen, und wir könnten bei-
spielsweise Krippenplätze ausbauen oder auch an 
der weiteren Verbesserung der Qualität der Kitas 
arbeiten.  

(Zustimmung von Christian Grascha 
[FDP])  

Das ist eine vernünftige Alternative; das ist ein 
konstruktiver Vorschlag für die Debatte. 

Das, was Sie heute von uns verlangen, ist eher 
destruktiv. Sie verlangen nämlich, dass wir uns 
nicht in die Diskussion einbringen, sondern hier 
einfach pauschal beschließen, dass wir das 
Betreuungsgeld ablehnen und damit auch ableh-
nen, dass der Bund überhaupt die Initiative ergreift 
und den Ländern möglicherweise weiteres Geld 
zur Verfügung stellt.  

Deswegen ist es unser Ansinnen, Ihren Antrag 
abzulehnen und damit deutlich zu machen, dass 
wir uns auf Bundesebene konstruktiv in die Dis-
kussion einbringen wollen, ganz im Sinne des Vor-
schlags unseres FDP-Landesvorsitzenden 
Dr. Birkner.  

(Beifall bei der FDP und Zustimmung 
von Jens Nacke [CDU])  

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Als Nächste hat Frau Vockert für die CDU-Fraktion 
das Wort. Bitte schön, Frau Vockert!  

Astrid Vockert (CDU): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Es ist eben erneut deutlich geworden: Für die 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, die Fraktion DIE 
LINKE und auch die Fraktion der SPD - das wer-
den wir gleich hören; in den Ausschussberatungen 
haben wir das ja auch zu hören bekommen - gibt 
es nur eine Antwort auf die Frage, wie Kleinkinder 
in Deutschland am besten betreut werden sollen: 
vom Staat. Nur der Staat könne es richten. Betreu-
ung durch den Staat sei der Königsweg, den wir 
alle zu beschreiten hätten. - Das ist die Auffassung 
der linken Seite in unserem Hause.  
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Für mich und für die CDU insgesamt steht aber 
fest, dass wir Politiker aufhören müssen, jungen 
Eltern vorzuschreiben, wie sie mit ihren Kindern 
leben sollen.  

(Beifall bei der CDU - Kreszentia 
Flauger [LINKE]: Das schreibt ihnen 
doch überhaupt niemand vor!) 

- Sie würden das in dem Moment festschreiben. 
Hinterfragen Sie einmal genau, wie Sie damit um-
gehen!  

(Kreszentia Flauger [LINKE]: Wir woll-
ten noch nie jemandem vorschreiben, 
ein Kind irgendwohin zu schicken!)  

Für uns steht fest, dass Elternverantwortung ein-
deutig den Vorrang hat vor staatlicher Lenkung.  

(Zustimmung bei der CDU) 

Zu staatlicher Lenkung können Sie wahrscheinlich 
noch viel mehr sagen. Das lehnen wir ab.  

(Johanne Modder [SPD]: Sie wissen 
es selber besser!)  

Für uns steht fest, dass der Krippenausbau für die 
Wahlfreiheit genauso wichtig ist wie die Unterstüt-
zung der privat geleisteten oder privat organisier-
ten Bildung, Erziehung und Betreuung.  

(Zustimmung bei der CDU) 

Ich glaube, dass die Bildungspolitiker, die vor mir 
gesprochen haben, mit Ausnahme des Kollegen 
Försterling eines bisher nicht erkannt haben, näm-
lich dass Bildung bei Babys, bei Kleinstkindern 
anders abläuft. Die Einjährigen gewinnen Bildung 
nämlich durch Bindung. Das ist hier überhaupt 
nicht angesprochen worden. Bindung bedeutet 
Vertrauen, vertraute Bindungspersonen.  

Es ärgert mich, dass der Aspekt der Betreuung 
immer wieder unter der großen Überschrift „Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf“ abgehandelt 
wird. Für uns von der CDU steht fest, dass das 
Kindeswohl eindeutig in den Vordergrund zu stel-
len ist. Das ist unser Ansatz.  

(Beifall bei der CDU und Zustimmung 
von Christian Grascha [FDP] - Kres-
zentia Flauger [LINKE]: Was denken 
Sie eigentlich, was für uns im Vorder-
grund steht?)  

- Für Sie steht das im Vordergrund, was gerade 
populistisch ist, was Sie gerade meinen verspre-
chen zu können, was beim Wähler ankommt.  

(Clemens Große Macke [CDU]: Rich-
tig! - Kreszentia Flauger [LINKE]: Sie 
wissen, dass es nicht so ist, Frau Vo-
ckert!)  

- Doch, ich weiß genau, dass es bei Ihnen so ist.  

(Zustimmung von Clemens Große 
Macke [CDU])  

Wir haben uns inhaltlich damit auseinandergesetzt 
und gehört, was im Familienausschuss des Deut-
schen Bundestages zu diesem Gesetzentwurf 
gesagt worden ist. Da hat es eine Expertenanhö-
rung gegeben. Bei Expertenanhörungen - das 
kennen Sie - dürfen auch die Oppositionsfraktio-
nen Experten benennen. Aber selbst die mussten 
eingestehen, dass es nicht in erster Linie das Set-
ting - Familie, Krippe oder Tagespflege - ist, das zu 
Unterschieden in der kindlichen Entwicklung führt, 
sondern die Qualität der Betreuung, Ansprache 
und Anregung. Der Bindungsforscher und Kinder-
arzt Dr. Rainer Böhm hat in dieser Ausschusssit-
zung festgestellt: „Das mit Abstand wichtigste Sys-
tem kindlicher Frühförderung ist die eigene Fami-
lie.“ Das heißt, jede Betreuungsform, die die Eltern 
wählen, kann die richtige sein.  

Vor diesem Hintergrund sagen wir: Es ist richtig, 
mit dem Betreuungsgeld die Gleichbehandlung zu 
gewährleisten, was letztlich bedeutet, die elterliche 
Entscheidung zu respektieren.  

(Beifall bei der CDU) 

Wenn das Kindeswohl an erster Stelle steht, dann 
ist festzuhalten - das wird immer wieder falsch 
dargestellt, aus dem Bauch heraus, weil es so 
schön einfach ist, das zu unterstellen -, dass auch 
Kinder aus bildungsfernen und sozial benachteilig-
ten Familien von einer Betreuung in der Familie 
profitieren können. Denn diese Betreuung befrie-
digt das Bedürfnis nach verlässlicher, familiärer 
Bindung. Auch das, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, ist mit Hinweis auf Daten der OECD bestätigt 
worden: Es genügt, eine vorschulische Bildung, 
Erziehung und Betreuung von zwei bis drei Jahren 
Dauer zu gewährleisten, um Vorteile in der Bil-
dungsbiografie zu gewinnen. Die Behauptung, die 
kleinen Babys hätten gleich soziale und Bildungs-
nachteile, wenn sie nicht in eine staatliche Instituti-
on kommen, ist also eine Mär. Dem ist definitiv 
nicht so.  

Ich habe eben wieder einen ideologischen Debat-
tenbeitrag der Frau Kollegin Staudte gehört, und 
wir werden gleich wieder einen solchen Beitrag 
des Kollegen Brammer zu hören bekommen. Dass 
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Sie der Ansicht sind, eigentlich könne nur der 
Staat das vernünftig machen, dass Sie das als 
Königsweg ansehen, zeigt, dass Sie nach wie vor 
mit ideologischen Scheuklappen unterwegs sind.  

(Zustimmung bei der CDU) 

Frau Kollegin Staudte, wenn Sie jetzt noch bekla-
gen, dass hier und da Krippenplätze fehlen, dann 
müssen Sie eines zugestehen: Die Mittel, die diese 
Landesregierung für diesen Bereich zur Verfügung 
gestellt hat, sind von unbeschreiblichem Wert.  

(Zuruf von Miriam Staudte [GRÜNE]) 

- Bundesmittel und Landesmittel; Frau Kollegin 
Staudte, das wissen Sie ganz genau.  

Diese Mittel greifen aber nur dann, wenn die 
Kommunen jetzt auch Anträge stellen und bauen. 
Ich habe Ihnen schon in der letzten Plenardebatte 
gesagt, dass es Beispiele dafür gibt, dass Kom-
munalpolitiker von SPD und Grünen solche Anträ-
ge gar nicht stellen.  

(Miriam Staudte [GRÜNE]: Legen Sie 
uns eine Liste vor, und picken Sie 
nicht einzelne Beispiele heraus!)  

Ich zitiere aus einem Leserbrief vom 20. Septem-
ber:  

„Der Rat aus SPD/Grünen/Linken und 
dem Bürgermeister hat gegen den An-
trag der CDU-Fraktion gestimmt und 
sich dafür entschieden, keine neue 
Krippengruppe in Bad Gandersheim 
zu errichten.“ 

Dann können wir gar nichts machen. Da können 
unser Kultusminister und die Bundesregierung so 
viel Geld zur Verfügung stellen, wie sie wollen.  

Wir haben jetzt genügend Geld zur Verfügung 
gestellt. Wir haben den Krippenausbau enorm 
vorangetrieben. Ihr Antrag ist destruktiv und inso-
fern abzulehnen.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Als Nächster hat sich Herr Brammer für die SPD-
Fraktion zu Wort gemeldet. Ich erteile Ihnen das 
Wort.  

Axel Brammer (SPD): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
beginne meinen Beitrag mit dem, was ich in meiner 
letzten Rede dazu am 22. Juni gesagt habe:  

(Ernst-August Hoppenbrock [CDU]: 
Das reicht auch!)  

Das Betreuungsgeld ist sozial-, integrations-, bil-
dungs- und gleichstellungspolitisch eine Katastro-
phe. 

(Beifall bei der SPD und Zustimmung 
bei der LINKEN) 

Zwischenzeitlich ist die Liste derjenigen, die es 
ablehnen, immer länger geworden. Bisher waren 
das die Arbeitgeberverbände, die Gewerkschaften, 
die Kirchen, die Wohlfahrtsverbände, die Frauen-
Union und sehr viele Abgeordnete von CDU und 
FDP im Deutschen Bundestag.  

Frau Vockert, ich wundere mich. Ich kann mir gar 
nicht vorstellen, dass Sie diese Rede hier heute 
freiwillig gehalten haben.  

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN - Astrid Vockert [CDU]: Ich 
lasse mich zu nichts zwingen! So gut 
müssten Sie mich eigentlich kennen!) 

- Ich glaube, ich kenne Sie so gut, dass ich sagen 
kann: Wenn ich an Ihrer Stelle wäre, dann würde 
ich dafür von der eigenen Fraktion ein Schmer-
zensgeld verlangen.  

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD 
und bei der LINKEN - Wolfgang Jütt-
ner [SPD]: Oder Betreuungsgeld!) 

In der Hannoverschen Neuen Presse stand diese 
Woche: „Birkner will Krippen stärken. Niedersach-
sens FDP-Landeschef … lehnt das Betreuungs-
geld ab.“  

(Ah! bei der SPD)  

Meine Damen und Herren, wir werden bei der Ab-
stimmung ja gleich sehen, was der Chef in seinem 
eigenen Laden zu sagen hat.  

(Zustimmung bei der SPD - Frauke 
Heiligenstadt [SPD]: Der darf ja nicht 
mit abstimmen!) 

Zumindest der Kollege Focke, der rausgerannt ist, 
als der Tagesordnungspunkt aufgerufen wurde, 
würde wahrscheinlich mit uns stimmen. In der örtli-
chen Tagespresse hat er sich ja dementsprechend 
positioniert.  

(Zustimmung bei der SPD) 

Meine Damen und Herren von CDU und FDP, die 
geplanten Finanzmittel werden für den weiteren 
Krippenausbau dringend benötigt, quantitativ und 

 19043



Niedersächsischer Landtag  -  16. Wahlperiode  -  146. Plenarsitzung am 27. September 2012 
 

qualitativ. Wir werden das Ziel, bis zum Jahr 2013 
für 35 % der unter Dreijährigen einen Krippenplatz 
bereitzustellen, nicht erreichen - das wissen Sie. 
Nachdem Niedersachsen Ende 2011 noch nicht 
einmal die Quote von 20 % bei der Betreuung der 
unter Dreijährigen erreicht hat, kam beim Kultus-
minister offensichtlich Panik auf. Er hat dann noch 
einmal 40 Millionen Euro locker gemacht, um zum 
einen - das hat Frau Geuter vorhin schon gesagt - 
vor Ort Wahlgeschenke zu verteilen und zum an-
deren verzweifelt aufs Gaspedal zu drücken. Und 
was macht der Ministerpräsident? - Nichts. Er tritt 
im Bereich der frühkindlichen Bildung eher voll auf 
die Bremse. Er ist zu feige, bei der Bundeskanzle-
rin in Sachen Betreuungsgeld zu intervenieren. 

(Beifall bei der SPD und Zustimmung 
bei der LINKEN) 

Aber so kennen wir ihn: im Land als Landesvater 
medial glänzen - wenn das nicht reicht, werden 
auch noch selbst gefertigte Interviews angeboten -,  

(Lachen bei der SPD - Oh! bei der 
CDU) 

aber bei peinlichen Fragen nicht erreichbar sein, 
und wenn Entscheidungen anstehen wegducken. - 
Wir fordern den Ministerpräsidenten auf: Zeigen 
Sie in Berlin Rückgrat! Das ist auch eine Frage der 
Glaubwürdigkeit.  

(Karl-Heinz Klare [CDU]: Du warst 
lange nicht mehr hier im Saal!) 

Sie können nicht auf der einen Seite die Schul-
denbremse proklamieren und auf der anderen 
Seite das Geld sinnlos zum Fenster rausschmei-
ßen. 

(Beifall bei der SPD, bei den GRÜ-
NEN und bei der LINKEN) 

Ich fürchte aber, dazu hat dieser Ministerpräsident 
nicht das Kreuz. Was Sie hier treiben, ist unver-
antwortlich. 

(Jens Nacke [CDU]: Wollen Sie nicht 
mal bei mir im Wahlkreis eine Wahl-
kampfrede halten? Das würde mir 
sehr helfen!) 

- Herr Nacke, sind Sie PGF, oder sind Sie der 
Spaßmacher der Fraktion? 

(Beifall bei der SPD, bei den GRÜ-
NEN und bei der LINKEN - Jens Na-
cke [CDU]: Ich versuche, beides zu 
sein! Sie scherzen hier doch auch die 
ganze Zeit rum!) 

Sie kaufen gerade die Kinder, die es bitter nötig 
haben, aus den Einrichtungen raus.  

(Johanne Modder [SPD]: Ganz ge-
nau!) 

Es gibt dazu in der Tat - Herr Försterling hat es 
eben gesagt - einen Vorschlag des FDP-Landes-
vorsitzenden Birkner. Er sagte dazu in der Hanno-
verschen Neuen Presse:  

„Das Beste wäre, wenn der Bund den 
Ländern die Entscheidung überließe, 
wie sie das Geld verwenden wollen. 
Dann können die Bayern wie ge-
wünscht ihr Betreuungsgeld bekom-
men, und wir könnten die Kinder-
betreuung weiter ausbauen.“  

Herr Försterling, schauen Sie sich einmal die 
Überschrift des Antrags an: „Betreuungsgeld ver-
hindern - Finanzmittel für Krippenausbau verwen-
den - Krippengipfel einberufen“.  

(Christian Dürr [FDP]: Ich denke, die 
Länder sollen das entscheiden!) 

Meine Damen und Herren von der FDP, stimmen 
Sie diesem Antrag gleich zu, er fordert genau das 
Gleiche wie Ihr Landesvorsitzender. Dann kommen 
wir hier auch zu einer Mehrheit.  

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Starker, anhaltender Beifall bei der 
SPD) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Nun hat sich der zuständige Ressortminister, Herr 
Minister Althusmann, zu Wort gemeldet. Ich erteile 
ihm dieses. Bitte schön! 

Dr. Bernd Althusmann, Kultusminister: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Herr Abgeordneter Bram-
mer,  

(Petra Tiemann [SPD]: Das war eine 
gute Rede!) 

Sie sind das beste Beispiel dafür, wie man seine 
eigene Vergangenheit so gut es geht verdeckt.  

(Oh! bei der SPD) 

Es dürfte der Öffentlichkeit nicht entgangen sein, 
dass Ihre SPD 2008 in der Großen Koalition im 
Bundestag das Betreuungsgeld im Bundesrecht 
verankert hat. Sie waren mit dabei.  
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(Johanne Modder [SPD]: Das steht 
doch jetzt zur Entscheidung an! Wenn 
Sie es falsch finden, lehnen Sie es 
doch ab!) 

Heute tun Sie so, als hätten Sie mit alldem über-
haupt nichts zu tun. Das nenne ich unredlich und 
im tiefsten Sinne an der Sache völlig vorbei. Sie 
sollten sich vielleicht einmal zu der grundsätzlichen 
Entscheidung der Einführung einer Wahlfreiheit für 
die Menschen in unserem Land bekennen: Eltern 
werden nicht bevormundet; ihnen wird nicht vom 
Staat vorgeschrieben, ob sie ihr Kind in einer Krip-
pe unterbringen oder zu Hause erziehen. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP - 
Kreszentia Flauger [LINKE]: Niemand 
will ihnen das vorschreiben! - Weitere 
Zurufe von der SPD, von den GRÜ-
NEN und von der LINKEN) 

Ich glaube im Übrigen, dass es vielleicht auch 
ganz wichtig ist, dass sich Deutschland einmal 
über diese Frage und über die grundsätzliche Auf-
fassung von Familie streitet. Ich halte das gar nicht 
für schlimm. Ich halte nur die Art und Weise, wie 
die Debatte über das Für und Wider geführt wird, 
nicht für fair. Sie ist an ideologischer Konfrontation 
nicht mehr zu überbieten. Alle Argumente werden 
in irgendeiner Form, wie es gerade so passt, durch 
die Gegend geworfen.  

Diese Debatte wird, wie gesagt, auch zutiefst un-
ehrlich geführt. Herr Brammer, Sie haben gesagt, 
die Kinder sollen aus den Krippen in Niedersach-
sen rausgekauft werden. 

(Kreszentia Flauger [LINKE]: Ist ja 
auch so! - Johanne Modder [SPD]: 
Lesen Sie mal das Statement des 
Kinderschutzbundes dazu!) 

Meine Damen und Herren, in keiner Weise geht es 
darum. Wenn Sie den Gesetzentwurf genau gele-
sen hätten, dann wüssten Sie, dass das Geld für 
die Eltern vorgesehen ist, die für ihre Kinder keinen 
Betreuungsplatz in einer Krippe erhalten haben 
oder sich gegebenenfalls bewusst und freiwillig 
dafür entschieden haben, einen Platz nicht anzu-
nehmen. 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 

Herr Minister, gestatten Sie eine Zwischenfrage 
von Herrn Borngräber?  

Dr. Bernd Althusmann, Kultusminister: 
Ja natürlich! Sie wissen doch, gerade Herr Born-
gräber darf das. 

Ralf Borngräber (SPD): 
Herr Präsident! Herr Minister, vielen Dank für die 
Ehre. Ich wollte Sie fragen, an welcher Stelle ich in 
einem Gesetz dieses Bundeslandes etwas von 
„Krippenpflicht“ lesen kann. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Dr. Bernd Althusmann, Kultusminister: 
Es gibt keine gesetzlich festgeschriebene Krippen-
pflicht, das sollten Sie wissen.  

(Zustimmung bei der CDU - Ah! bei 
der SPD - Kreszentia Flauger [LIN-
KE]: Hat auch niemand gefordert!) 

Ich will darauf aufmerksam machen - es wird ja 
immer gerne danach gefragt, worin sich eigentlich 
die großen Parteien, die Volksparteien noch unter-
scheiden -, dass Sie ein ganz anderes Familienbild 
haben als wir. Sie haben eine ganz andere Auffas-
sung von der Erziehung von Kindern. Sie haben 
eine ganz andere Auffassung davon, wie früh sich 
Eltern für die Art der Betreuung entscheiden soll-
ten. Nehmen Sie doch bitte einmal zur Kenntnis, 
dass 80 % der Eltern in Deutschland ihre Kinder im 
Alter von unter einem Jahr nicht in eine Krippe 
geben, sondern in der Familie behalten, weil die 
Familie in aller erster Linie die Bildungsanreize 
setzt. 

(Beifall bei der CDU - Frauke Heili-
genstadt [SPD]: Was hat das mit dem 
Betreuungsgeld zu tun? - Weitere Zu-
rufe von der SPD) 

- Frau Heiligenstadt, möchten Sie sich zu Wort 
melden? - Los! Auf Sie habe ich gerade gewartet.  

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Herr Minister, ich wäre Ihnen sehr verbunden, 
wenn Sie die Sitzungsleitung uns hier oben über-
ließen. Wir nehmen die Wortmeldungen auf. Wenn 
ich das richtig gesehen habe, dann möchte Frau 
Heiligenstadt jetzt eine Zwischenfrage stellen, und 
Sie lassen das zu. Bitte schön! 

Frauke Heiligenstadt (SPD): 
Vielen Dank, Herr Präsident. - Herr Minister, Sie 
haben gerade als Argument ins Feld geführt, dass 
Kinder unter einem Jahr eine stärkere Bindung 
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brauchen und deshalb in der Familie besser auf-
wachsen können als in einer Betreuungsinfrastruk-
tur bzw. in einer Krippe.  

(Zurufe von der CDU: Das hat er nicht 
gesagt!) 

- Er kann das ja gerne gleich anders darstellen.  

Ich habe Sie gefragt, was das mit dem Betreu-
ungsgeld zu tun hat. Denn der Gesetzentwurf, der 
mir vorliegt - wenn er noch aktuell ist -, sieht vor, 
das Betreuungsgeld erst dann auszuzahlen, wenn 
die Kinder ein Jahr alt sind.  

(Beifall bei der SPD) 

Dr. Bernd Althusmann, Kultusminister: 
Ja, das ist auch überhaupt nicht verwunderlich, 
Frau Heiligenstadt; das müssten Sie eigentlich 
wissen; vielleicht sollten Sie sich in Zukunft ein 
bisschen besser vorbereiten.  

Auch der Rechtsanspruch auf einen Krippenplatz 
gilt erst ab Vollendung des ersten Lebensjahres. 
Ich komme gleich darauf zurück, um Ihnen die 
Situation in Niedersachsen darzulegen. 

(Zuruf von Frauke Heiligenstadt [SPD] 
- Weitere Zurufe von der SPD) 

- Kreischen Sie ruhig, rufen Sie ruhig! Gegen die 
Zahlen, Daten und Fakten, die ich Ihnen jetzt kurz 
darlegen werde, kommen Sie nämlich nicht an. 

Erstens. Wir investieren über 500 Millionen Euro in 
den Bereich der frühkindlichen Betreuung in Nie-
dersachsen. Das ist ein Erfolg an sich. 52 % der 
Personalkosten für Krippen in Niedersachsen wer-
den im nächsten Jahr, 2013, vonseiten des Landes 
bezahlt. Das heißt, wir leisten einen erheblichen 
Anteil für die besseren Betreuungsrelationen in 
unserem Land.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Zweitens. Seit 2008 sind in Niedersachsen fast 
29 000 Plätze neu geschaffen worden - gemein-
sam mit den Kommunen. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Wir sind damit inzwischen bei einer Gesamtzahl 
von rund 46 000 Plätzen in ganz Niedersachsen. 
Dafür stehen rund 226 Millionen Euro aus Bundes- 
und Landesgeldern zur Verfügung. Davon konnten 
bis heute 211 Millionen Euro im Rahmen des so-
genannten RIK-Programms bewilligt werden. Das 
sind 93,4 % der Bundesgelder, die wir in Nieder-
sachsen in den letzten Jahren und Monaten bewil-

ligt haben. Abgerufen wurden von den Kommunen 
in Niedersachsen inzwischen 150 Millionen Euro 
an Landes- und Bundesgeldern. 

Wir werden den Rechtsanspruch in Niedersachsen 
auch deshalb erfüllen können, weil das Land dar-
über hinaus 53 Millionen Euro für den Krippenaus-
bau zur Verfügung gestellt hat. Insgesamt liegt die 
Investition in diesem Bereich übrigens bei 85 Milli-
onen Euro. Damit wurden bereits 4 000 neue Plät-
ze geschaffen. Rund 27 Millionen Euro wurden be-
willigt. Zudem stellt der Bund dem Land Nieder-
sachsen weitere 54 Millionen Euro zur Verfügung. 
Dieses Geld wird schnell und unbürokratisch bewil-
ligt. 

Kurzum: Völlig unabhängig von der Entscheidung 
des Bundes in der Frage eines Betreuungsgeldes 
können wir für Niedersachsen sagen: Wir werden 
den Rechtsanspruch zum 1. August 2013 sowohl, 
was die finanziellen Rahmenbedingungen angeht, 
als auch, was die organisatorischen Rahmenbe-
dingungen betrifft, für unser Land erfüllen. Das ist 
ein gutes Signal für die Eltern in unserem Land. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Lassen Sie mich zum Schluss noch Folgendes 
sagen - deswegen habe ich vorhin das von den 
Ein- bis unter Dreijährigen erwähnt -: Mit Blick auf 
die 127 000 ein- bis unter dreijährigen Kinder ist 
der Rechtsanspruch in Wahrheit schon übererfüllt. 
Wir liegen bei den Ein- bis unter Dreijährigen in 
Niedersachsen inzwischen bereits bei einer Quote 
von 36,2 %. Betrachten wir nicht nur sie, sondern 
auch die 60 000 Kinder unter einem Jahr - wie ich 
sagte, werden 80 % von ihnen von den Eltern nicht 
in eine Krippe gegeben; nehmen wir diese 60 000 
Kinder aber theoretisch noch hinzu -, liegen wir 
zurzeit schon bei rund 27 %. Das heißt: Wir haben 
jetzt noch elf Monate Zeit, um eine Lücke von etwa 
7 bis 8 % zu schließen. 

(Frauke Heiligenstadt [SPD]: 13 000 
Plätze!) 

Meine Damen und Herren, Sie trauen uns ja alles 
zu. Das werden wir auch noch schaffen. 

Vielen Dank. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei 
der FDP) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Herr Brammer von der SPD-Fraktion möchte seine 
Restredezeit nutzen. Das sind 1:49 Minuten. Bitte 
schön! 
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Axel Brammer (SPD): 
Vielen Dank. - Herr Präsident! Herr Minister, Sie 
haben am Anfang gesagt, dieses Betreuungsgeld 
sei für Kinder, die keinen Krippenplatz in Anspruch 
nehmen könnten. 

(Zurufe von der CDU: Wollen! - Zuhö-
ren!) 

Herr Minister, ich sage Ihnen ganz deutlich: Es gibt 
einen Rechtsanspruch auf Krippenplätze. Die Kin-
der haben ganz einfach einen Platz zu kriegen. Wir 
haben dafür zu sorgen. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN - Zurufe von der CDU) 

Da brauchen wir auch keine Entschädigung zu 
bezahlen. Sie haben einen Rechtsanspruch, und 
dafür hat das Land Niedersachsen zu zahlen. 

(Editha Lorberg [CDU]: Sie bringen 
jetzt etwas durcheinander! - Astrid 
Vockert [CDU]: Das gilt aber nicht nur 
für Krippenplätze, sondern auch für 
die Tagespflege! Sagen Sie das dann 
bitte auch dazu!) 

Außerdem haben Sie das Betreuungsgeld ange-
sprochen. Ich weiß nicht genau, was da in Berlin 
gelaufen ist. Die SPD ist seit langer Zeit gegen das 
Betreuungsgeld. Auf Nachfrage wurde mir mitge-
teilt, dass es zwei Arten von Betreuungsgeld gibt: 
Das eine wird im frühkindlichen Bereich gehandelt, 
und das andere bezieht sich auf die Patientenver-
fügung. Und da war die SPD für das Betreuungs-
geld. 

(Zustimmung bei der SPD - Minister 
Dr. Bernd Althusmann: Nein, da wa-
ren Sie auch mit dabei!) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. 

Damit kommen wir zur Abstimmung zu Nr. 1 der 
Beschlussempfehlung. Wer der Nr. 1 der Be-
schlussempfehlung des Ausschusses folgen und 
damit den Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen in der Drs. 16/4862 ablehnen will, den bitte 
ich um das Handzeichen. - Wer ist dagegen? - Wer 
enthält sich? - Das Erste war die Mehrheit. Der 
Beschlussempfehlung ist gefolgt worden. 

Wir kommen zur Abstimmung zu Nr. 2 der Be-
schlussempfehlung. Wer der Nr. 2 der Beschluss-
empfehlung des Ausschusses folgen und damit die 
in die Beratung einbezogene Eingabe 3047 für 

erledigt erklären möchte, den bitte ich um das 
Handzeichen. - Wer ist dagegen? - Wer enthält 
sich? - Das Erste war die Mehrheit. Es ist so be-
schlossen worden.  

Ich komme zum Tagesordnungspunkt 27: 

Abschließende Beratung: 
Inklusion zum Erfolg machen - Ausstattung der 
inklusiven Schulen mit sonderpädagogischer 
Kompetenz sicherstellen - Antrag der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 16/4724 - Be-
schlussempfehlung des Kultusausschusses - 
Drs. 16/5128  

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, den Antrag abzu-
lehnen. 

Eine Berichterstattung ist nicht vorgesehen. 

Damit kommen wir zur Beratung. Als Erste hat sich 
Kollegin Korter von der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen zu Wort gemeldet. Sie haben das Wort, 
Frau Korter. 

Ina Korter (GRÜNE): 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Wir Grünen setzen uns schon lange für die 
Inklusion ein. Aber so, wie die Landesregierung 
agiert, fürchte ich, dass die inklusive Schule in 
Niedersachsen scheitern wird, weil sie vom Kul-
tusminister schlechter ausgestattet wird als die 
Förderschule. Sie droht darum zu scheitern, weil 
wir in Niedersachsen viel zu wenige qualifizierte, 
ausgebildete Sonderpädagoginnen und Sonderpä-
dagogen haben; denn das Land hat einfach zu 
wenige ausgebildet. Jetzt rächt sich diese man-
gelnde Vorsorge. Man wusste doch schon ein 
bisschen länger, dass die inklusive Schule kommt. 
Aber wenn man parallel auch noch nahezu alle 
Förderschulen aufrechterhalten will, reichen die 
jetzt schon knappen Fachkräfte überhaupt nicht 
aus, um Förderschulen und inklusive Schulen gut 
auszustatten. 

Nach den Plänen der Landesregierung wird diese 
knappe Personalsituation dazu führen, dass Kinder 
mit sonderpädagogischem Förderbedarf in einer 
inklusiven Schule weniger fachliche pädagogische 
Unterstützung bekommen, als sie bekämen, wenn 
sie in eine Sondereinrichtung gingen. Das geht aus 
unserer Sicht nicht, Herr Althusmann. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 
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Meine Damen und Herren, das Mindeste ist, dass 
Kinder mit besonderem Unterstützungsbedarf in 
beiden Systemen, in der inklusiven Schule genau-
so wie in einer Förderschule, gleich viel fachliche 
Unterstützung bekommen. Das müssen Eltern für 
ihre Kinder doch erwarten können. Sonst klappt 
die Inklusion bestimmt nicht. Auch deshalb ist die 
von Ihnen gewollte Parallelstruktur mit dem Auf-
rechterhalten aller Förderschulen neben der allge-
meinen Schule eine falsche Entscheidung gewe-
sen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

In Sorge um das Gelingen der inklusiven Schule 
haben wir sofort nach Verabschiedung des Geset-
zes unseren Antrag eingebracht - mit einem Kon-
zept, wie die inklusive Schule jetzt unterstützt wer-
den muss. Dazu muss sofort sichergestellt werden, 
dass ein Kind mit Förderbedarf in einer inklusiven 
Schule genauso viel fachliche Unterstützung be-
kommt wie in einer Förderschule. Da muss man 
die Ressourcen einfach gerechter verteilen. 

Darüber hinaus sieht unser Antrag vor, umgehend 
die Studienplatzkapazitäten für die Sonderpäda-
gogik auszubauen. Wir brauchen diese Fachkräfte. 
Sie reichen heute schon nicht aus. Dafür muss der 
Kultusminister einen fundierten Bedarfsplan vorle-
gen. Er darf nicht einfach damit rechnen, dass 
schon nicht so viele an inklusive Schulen gehen 
werden. Herr Althusmann, selbst nach Ihrem Ge-
setz müssen alle Schulen ab 2018 inklusiv arbei-
ten können. Woher wollen Sie die Fachkräfte neh-
men, wenn Sie nicht anfangen, sie auszubilden? 

Weil die grundständige Ausbildung von Sonderpä-
dagogen mehrere Jahre in Anspruch nimmt, for-
dern wir darüber hinaus, dass an den sonderpäda-
gogischen Instituten unserer Hochschulen umge-
hend berufsbegleitende Aufbaustudiengänge für 
Lehrkräfte aus anderen Schulformen eingerichtet 
werden. Solche Studiengänge sollen ein zertifizier-
tes, voll anerkanntes Sonderpädagogikstudium mit 
Förderschwerpunkten und inklusiver Didaktik in-
nerhalb von zwei Jahren als Aufbaustudium ge-
währleisten. So kämen wir sehr schnell dazu, dass 
Know-how in die Schulen kommt, weil man es von 
seiner ersten Veranstaltung an dorthin mitnimmt. 
Damit könnten wir die Motivation für die inklusive 
Schule aus den Schulen heraus enorm erhöhen. 

Meine Damen und Herren, in der Ausschussbera-
tung wurde deutlich, dass das Kultusministerium 
unseren Vorschlägen sehr offen gegenübersteht. 
Um sie rasch umsetzen zu können, bräuchten wir 

aber ein Signal des Haushaltsgesetzgebers, des 
Landtags.  

Allein: CDU und FDP war die eigene Eitelkeit wich-
tiger. Daher haben Sie, Herr von Danwitz, Herr 
Klare und Herr Försterling, es leider versäumt, hier 
im Landtag die große Chance wahrzunehmen, 
dass der gesamte Landtag - unabhängig davon, 
wie man zu dem Gesetz und den Details des Ge-
setzes steht - gemeinsam beschließt, wie wir die 
inklusive Schule zum Erfolg bringen können. Das 
tut mir aufrichtig leid. Schade! Damit wurde eine 
große Chance vertan. 

(Beifall bei den GRÜNEN - Ulf Thiele 
[CDU]: Nur weil Sie als Fraktion nicht 
mitmachen wollten! Wie albern ist das 
eigentlich, was Sie da aufführen? - 
Widerspruch von Ina Korter [GRÜNE]) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Frau Reichwaldt von der Fraktion DIE LINKE ist 
die nächste Rednerin. Ich erteile Ihnen das Wort, 
Frau Reichwaldt. Bitte schön! 

Christa Reichwaldt (LINKE): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Wenn Niedersachsen auf dem Weg zu 
einer inklusiven Schule erfolgreich sein will, heißt 
das nicht, Kinder mit besonderen Förderbedarfen 
in unser bestehendes allgemeines Schulsystem zu 
integrieren, sondern das allgemeine Schulsystem 
so zu verändern, dass alle Kinder ohne Einschrän-
kungen an seinen Angeboten teilnehmen können. 

Wir haben in unserer Kritik an der Schulgesetzän-
derung zur inklusiven Schule in Niedersachsen 
formuliert, dass ein dauerndes Festhalten an ei-
nem parallelen Förderschulsystem falsch und vor 
allem auch nicht finanzierbar ist. Die ersten Prob-
leme, die sich jetzt bei der Umsetzung der Inklusi-
on in Niedersachsen zeigen, beweisen, dass unse-
re Kritik richtig ist.  

Das heißt aber nicht, dass wir nicht alle Anstren-
gungen unterstützen, die uns der inklusiven Schule 
in Niedersachsen näherbringen. Der Antrag der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen ist mit den darin 
vorgeschlagenen Maßnahmen daher notwendig 
und richtig.  

(Zustimmung bei der LINKEN und bei 
den GRÜNEN) 

Viele Dinge sind noch immer offen oder sind unzu-
reichend geregelt. Die Schulen warten händerin-
gend auf verbindliche Vorgaben. Das betrifft z. B. 
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die Klassengrößen oder die Zuweisung von zu-
sätzlichen Förderschullehrkräften und sozialpäda-
gogischen Fachkräften. Auch die Grundsatzerlasse 
für die Grundschulen und die weiterführenden 
Schulen sind nicht an die Aufgabe der Inklusion 
angepasst.  

Es gilt, schnell gleiche und faire Bedingungen für 
inklusive Schulen und Förderschulen, wenn sie 
denn bestehen bleiben, zu schaffen. Eine 
Schlechterstellung der inklusiven Schulen in Bezug 
auf die Ausstattung mit Förderlehrkräften im Ver-
gleich zu den Förderschulen, wie aus der Anfrage 
der Kollegin Korter deutlich wurde, darf es nicht 
geben.  

(Beifall bei der LINKEN und bei den 
GRÜNEN) 

Dann ist die Inklusion in den niedersächsischen 
Schulen zum Scheitern verurteilt, weil alle Vorbe-
halte, die jetzt noch bestehen, bestätigt würden.  

(Beifall bei der LINKEN und bei den 
GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, ich möchte Ihnen auf 
der rechten Seite des Hauses wirklich glauben, 
dass Sie es ernst meinen, die inklusive Schule in 
Niedersachsen einzuführen. Dann allerdings müs-
sen Förderschulen und inklusive Schulen gleich 
ausgestattet werden.  

(Beifall bei der LINKEN und bei den 
GRÜNEN) 

Das Hauptproblem wird aber der fehlende Nach-
wuchs an sonderpädagogischen Lehrkräften sein. 
Wir brauchen dringend eine Bedarfsplanung für 
Sonderpädagogen und ein schlüssiges Konzept 
zur Nachwuchsgewinnung. Der Bedarf an zusätzli-
chen Förderschullehrkräften muss schnell gedeckt 
werden. Die derzeitigen Ausbildungskapazitäten 
an den Hochschulen reichen nicht annähernd aus. 
Wie bei den Ausschussberatungen deutlich wurde, 
wird dieses Problem auch von den Regierungsfrak-
tionen erkannt.  

Die vorgeschlagenen zertifizierten berufsbegleiten-
den Aufbaustudiengänge zur Lehrkraft für Sonder-
pädagogik wären ein gangbarer Weg zur Lösung. 
Die Ausbildungskapazitäten müssen an den Hoch-
schulen erheblich erweitert werden. Wir unterstüt-
zen allerdings auch die GEW-Forderung, allgemei-
ne Lehrkräfte auf Landeskosten bei vollen Bezü-
gen nachstudieren zu lassen.  

Meine Damen und Herren, bisher wirkt die Umset-
zung der Inklusion durch die Landesregierung auf 
allen Ebenen mehr als dilettantisch. 

(Zustimmung bei der LINKEN und bei 
den GRÜNEN) 

Minister Althusmann muss endlich begreifen, dass 
die Umstellung auf inklusive Schulen nicht mit drei 
Lehrerfortbildungswochenenden getan ist. 

Der Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
geht eindeutig in die richtige Richtung. Wir werden 
ihn daher unterstützen.  

Vielen Dank.  

(Beifall bei der LINKEN) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Für die SPD-Fraktion hat sich Frau Seeler zu Wort 
gemeldet. Sie haben jetzt das Wort. Bitte schön! 

Silva Seeler (SPD): 
Sehr geehrte Damen und Herren! Als wir im März 
2012 die Änderung des Schulgesetzes beschlos-
sen und damit den Eltern von Kindern mit sonder-
pädagogischem Förderbedarf die freie Schulwahl 
ermöglicht haben, hatten wir von der SPD-Fraktion 
den Eindruck, auch die Regierungsfraktionen von 
CDU und FDP hätten verstanden, dass Inklusion 
nicht nur bedeutet, den Eltern die freie Schulwahl 
zu ermöglichen, sondern auch, die Kinder mit son-
derpädagogischem Förderbedarf angemessen zu 
fördern. 

Noch während der Gesetzesberatungen hieß es, 
die Klassenfrequenzen würden nach und nach auf 
20 Kinder pro Klasse begrenzt werden. Ehrlich 
gesagt, wir von der SPD freuten uns: Endlich ein 
Schritt in die richtige Richtung! 

Doch wie sieht es zurzeit aus? - Zwar werden die 
Klassenfrequenzen für inklusive Klassen von 28 
auf 26 Kinder reduziert,  

(Dr. Karl-Ludwig von Danwitz [CDU]: 
Doppelzählung!) 

aber abgesehen davon wird einmal wieder an den 
Schwächsten gespart. Die Stunden für Kinder mit 
sonderpädagogischem Förderbedarf werden an 
allgemeinbildenden Schulen reduziert. Sie haben 
richtig gehört: Reduziert - statt erhöht! Dabei ha-
ben natürlich viele Lehrkräfte Angst vor der neuen 
Aufgabe, Kinder mit und ohne Einschränkungen 
gemeinsam zu unterrichten. Es ist ja auch wirklich 
keine leichte Aufgabe, sondern eine große Heraus-
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forderung, allen Kindern gleichermaßen gerecht zu 
werden.  

Wir von der SPD hatten schon im März befürchtet, 
dass Sie, meine Damen und Herren von der CDU 
und von der FDP, die Schulen bei der Umsetzung 
der Inklusion nicht ausreichend unterstützen. Des-
halb hatten wir unseren Antrag „Vielfalt ist Berei-
cherung - für ein sofortiges Aktionsprogramm zur 
Umsetzung inklusiver Bildung“ gestellt. Wir hatten 
ein Aktionsprogramm gefordert, welches u. a. die 
Personalressourcen bedarfsgerecht sicherstellt 
und darüber hinaus in der Lehrerausbildung aller 
Schulen sonderpädagogische Förderung obligato-
risch verankert.  

Liebe Kollegen von CDU und FDP, die SPD hat es 
in ihrem Antrag gesagt, und ich wiederhole es hier 
für Sie gerne noch einmal in der Hoffnung, dass 
Sie es irgendwann kapieren: Inklusion ist auf Spar-
flamme nicht zu realisieren.  

(Beifall bei der SPD) 

Wenn wir den Menschen mit Behinderungen die 
uneingeschränkte, barrierefreie gesellschaftliche 
Teilhabe ermöglichen wollen - ich gehe davon aus, 
dass wir das eigentlich alle wollen -, bedarf es 
dazu einer sehr langfristigen Anstrengung mit allen 
dazugehörigen nachhaltigen Maßnahmen, und 
zwar personell wie auch räumlich. Wenn Sie an 
dieser Stelle sparen, sparen Sie rücksichtslos auf 
Kosten der Kinder.  

An der Einführung der inklusiven Schule in Nieder-
sachsen wird sich das Land messen lassen müs-
sen, wie ernst es ihm mit der Umsetzung des In-
klusionsgedankens tatsächlich ist.  

Der nun vorliegende Antrag der Grünen „Inklusion 
zum Erfolg machen - Ausstattung der inklusiven 
Schulen mit sonderpädagogischer Kompetenz 
sicherstellen“ nimmt die Umsetzung der Inklusion 
ernst und stellt wichtige und richtige Forderungen 
auf. Selbstverständlich müssen für jede Schülerin 
und für jeden Schüler mit sonderpädagogischen 
Förderbedarf an einer inklusiven Schule genauso 
viele Sonderpädagogiklehrerstunden zur Verfü-
gung stehen wie an einer Förderschule. 

(Zustimmung von Ina Korter [GRÜNE]) 

Der Bedarf an Unterstützung und Förderung wird 
auch nicht automatisch dadurch kleiner, dass die 
Kinder eine allgemeinbildende Schule besuchen, 
im Gegenteil! Wer solche Verordnungen und Er-
lasse veröffentlicht, muss sich fragen lassen, was 
er damit eigentlich beabsichtigt. Sollen so etwa 

Eltern abgehalten werden, ihre Kinder integrativ 
beschulen zu lassen? 

(Karl-Heinz Klare [CDU]: Welche Er-
lasse sind das? Ich kenne sie nicht! 
Es gibt sie nicht!) 

Wir müssen doch dafür sorgen, dass der Besuch 
allgemeinbildender Schulen von Kindern mit Be-
hinderungen zum Regelfall wird und nicht die Aus-
nahme bleibt. Dazu bedarf es dann aber einer 
adäquaten Personalausstattung. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Auch die Lehrkräfte an den Schulen dürfen nicht 
das Gefühl bekommen, dass sie mit der neuen 
Aufgabe allein gelassen werden und dass auf ihre 
Kosten gespart wird. Neben einer mindestens 
gleichwertigen und ausreichenden Anzahl von 
Sonderpädagogiklehrerstunden ist auch noch et-
was anderes notwendig: Mit Weitsicht und Ent-
schiedenheit muss sichergestellt sein, dass für den 
Weg in die Inklusion auch das entsprechend fach-
pädagogisch ausgebildete Fachpersonal vorhan-
den ist und darüber hinaus die Aus- und Weiterbil-
dungsoptionen erweitert und reformiert werden.  

Die SPD-Fraktion trägt deswegen den Antrag der 
Grünen voll und ganz mit. Wir glauben, wer Inklu-
sion will, muss auch für die Ausbildung der Lehr-
kräfte sorgen.  

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Die nächste Wortmeldung stammt von Herrn Klare 
von der CDU-Fraktion. Bitte sehr! 

Karl-Heinz Klare (CDU): 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Wir reden über verbesserte Förderbedin-
gungen im Rahmen der Inklusion. Was mich dabei 
nur wundert: Die Inklusion hat bis auf ein paar 
Schulen noch gar nicht begonnen, und Sie reden 
schon wieder alles kaputt. Es ist wirklich abenteu-
erlich, dass man in einer Phase, in der alle Auf-
bauplanungen laufen, hier in dieser Form eine 
Debatte führen muss.  

(Beifall bei der CDU) 

Zum zweiten Teil muss ich Ihnen sagen, meine 
Damen und Herren: Ich habe den Eindruck, dass 
Sie gar nicht wissen, was jetzt schon an Förder-
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maßnahmen sozusagen ins Auge gefasst worden 
ist. 

(Dr. Gabriele Heinen-Kljajić [GRÜNE]: 
Was denn nun?) 

Ich werde es Ihnen gleich im Detail sagen, und 
dann ist alles das, was Sie, Frau Seeler, gerade 
gesagt haben, Makulatur. Es ist Nonsens, um es 
deutlich zu sagen. 

(Zurufe von der SPD) 

Meine Damen und Herren, natürlich geht es dar-
um, dass wir hervorragende schulische Rahmen-
bedingungen brauchen, damit Inklusion gelingt. 
Darüber sind wir uns aber doch hier im Hause 
auch einig. 

(Ingrid Klopp [CDU]: Ja!) 

Dazu gehören natürlich zusätzliche Förderschul-
lehrer. Das haben wir doch immer gesagt. Sie 
müssen aus- bzw. weitergebildet werden. Nur, 
meine Damen und Herren, nehmen wir einmal an, 
Sie hätten sich mit der Überlegung durchgesetzt, 
die Inklusion jetzt schon, nämlich zum laufenden 
Schuljahr, umgesetzt zu haben. Woher hätten Sie 
eigentlich die zusätzlichen Sonderschullehrer be-
kommen? 

(Uwe Schwarz [SPD]: Das hätten Sie 
vorher überlegen sollen! - Weitere Zu-
rufe von der SPD) 

Es war doch Ihr Vorschlag, es jetzt schon zu ma-
chen. 

Wir brauchten also Zeit, meine Damen und Herren. 
Einfach schnitzen kann man sie sich nicht. Ich will 
Ihnen sagen: Die Universitäten in Oldenburg und 
Hildesheim sind jetzt darauf vorbereitet. Zusätzli-
che Plätze sind geschaffen worden. Es ist auch 
möglich, berufsbegleitend Förderschullehrer zu 
werden. Das dauert seine Zeit. Das kann doch 
nicht ad hoc geschehen. 

(Uwe Schwarz [SPD]: Sie haben das 
drei Jahre lang schluren lassen!) 

Oder die Frage der Vorbereitung unserer Lehrkräf-
te auf Inklusion. Was hätten Sie denn gemacht, 
wenn das jetzt schon umgesetzt worden wäre? 
Selbstverständlich befinden wir uns seit zwei Jah-
ren in Weiterbildungs- und Fortbildungsprozessen 
für unsere Lehrkräfte. Sie laufen doch gut. Das 
hören wir, und das hören Sie doch auch. Wenn sie 
gut laufen, ist es doch in Ordnung, dass wir das 
weitermachen. Das wird im kommenden Jahr auch 
weiterlaufen. Selbstverständlich wird sich Lehrer-

verhalten verändern müssen. Deswegen ist die 
Fortbildung, die jetzt läuft, gut, und sie wird auch 
weitergeführt. 

Dann geht es um die direkten Verbesserungen. Ich 
will Ihnen einmal sagen, welche vorgesehen sind: 

Jedes Kind, das in einer Regelschule inklusiv be-
schult wird, wird doppelt gezählt, das lernbehinder-
te Kind, aber auch das sehbehinderte Kind. Das 
bedeutet: Wenn Sie drei, vier oder vielleicht fünf 
Kinder unterschiedlicher Behinderungsart in eine 
Klasse bringen, so ergibt sich eine Klassengröße, 
die weit unter 20 Kindern liegt. Dann sind die Be-
dingungen doch in Ordnung, meine Damen und 
Herren. Schauen Sie einmal in andere Bundeslän-
der! 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Ich sage Ihnen weiter: Wir werden jedem Kind 
entsprechende Förderstunden - zwischen drei 
Förderstunden und fünf Förderstunden - mitgeben. 
Sie werden durch ausgebildete Förderschullehrer 
in der jeweiligen Regelschule gefördert. Des Wei-
teren wird es Sozialpädagogenstunden geben, fünf 
Stunden für bestimmte Behinderungsarten. Und es 
wird Integrationshelfer geben. Das ist natürlich nur 
auf Antrag der Eltern möglich, und das zahlt dann 
der jeweilige Sozialhilfeträger. Das heißt, die Be-
dingungen, unter denen wir Integration machen 
wollen, sind absolut zu verantworten. Hinzu kom-
men 1 000 zusätzliche Lehrer. Darüber wird von 
Ihnen nicht geredet, meine Damen und Herren. 
Auch sie werden jetzt zusätzlich eingestellt. 

Wir befinden uns jetzt in einer Phase, in der das 
Kultusministerium untergesetzliche Regelungen 
erstellt, zum Teil bis ins Detail. Der Erlass zur 
Feststellung des sonderpädagogischen Förderbe-
darfs hat ja noch nicht einmal die Anhörung verlas-
sen. In diese Phase hinein diskutieren Sie die 
Ideen, die Sie hier gerade vorgestellt haben. Frau 
Korter, für mich ist das der falsche Zeitpunkt. Ich 
habe hier wirklich den Eindruck, dass sich die 
schulpolitische Sprecherin der Grünen in einem 
Rechtfertigungszwang befindet und das hier auch 
darstellen will. Wir haben das Gesetz mit breiter 
Mehrheit beschlossen. Sie waren dagegen. Nun 
werden Sie gefragt: Wenn alle dafür waren - SPD, 
CDU -, warum waren Sie eigentlich dagegen? 
Darauf haben Sie keine Antworten, und jetzt müs-
sen Sie uns erklären, dass Sie alles besser wis-
sen. Das ist genau das, was Sie bezwecken. 

(Beifall bei der CDU) 
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Frau Korter, ich sage es jetzt polemisch: Sie haben 
sich in dieser Frage ausgesondert, wahrscheinlich 
sogar gegen besseres Wissen. Ich sage Ihnen: 
aus ideologischen Gründen. 

(Zuruf von Ina Korter [GRÜNE]) 

Jetzt sage ich etwas in aller Schärfe und bin mir 
auch dessen bewusst: Man könnte bei Ihnen, Frau 
Korter, den Eindruck haben, dass Ihnen das 
Schicksal von behinderten Kindern und deren El-
tern nicht so wichtig ist wie Ihre ideologische Dis-
kussion. 

(Beifall bei der CDU - Enno Hagenah 
[GRÜNE]: Jetzt reicht es aber! Das ist 
unerhört! Das ist unglaublich! - Weite-
re Zurufe von den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, wir kennen das doch: 
Alle Kinder müssen auf dieselbe Schule gehen, die 
eine Schule für alle - das ist doch das Schild, das 
Sie jedem hochhalten. 

(Zuruf von Silva Seeler [SPD]) 

Eine Schule für alle, auch für die Behinderten. Alle 
dort hinein. Das bedeutet Zwangsintegration, mei-
ne Damen und Herren, und Zwangsintegration hat 
mit Pädagogik nichts zu tun und ist sogar gegen 
die Menschenwürde. Aber das praktizieren Sie mit 
allen Ihren Diskussionen. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Meine Damen und Herren, es geht doch in der 
Debatte nicht darum, Ideologiediskussionen zu 
führen. Das ist schädlich in dieser Frage, es ist 
dumm, und es stört. 

(Dr. Gabriele Heinen-Kljajić [GRÜNE]: 
Was machen Sie gerade?) 

Mit ideologischen Dingen kann man keinen Wahl-
kampf führen, jedenfalls nicht, wenn es um Inklusi-
on geht. Sie taugen nicht für den Wahlkampf, Frau 
Korter. Sie taugen auch nicht für Ihre persönlichen 
Überlegungen, die Sie anstellen. Es muss immer 
um die Suche nach dem besten Förderort für die 
betroffenen Kinder gehen. Dieser beste Förderort 
kann im Einzelfall in einer Regelschule sein, er 
kann aber auch in einer Förderschule sein; er kann 
in einem Gymnasium sein, er kann auch an einer 
Oberschule sein. Aber es geht doch darum, den 
besten Förderort zu suchen, und das geht bei Ihrer 
gesamten Diskussion verloren. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Zu dem Beitrag von Herrn Klare hat Frau Korter 
eine Kurzintervention angemeldet. 

(Zurufe: Herr Präsident, es rauscht!) 

- Es rauscht? - Lassen wir erst einmal Frau Korter 
sprechen. Dann geht das Rauschen weg. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Ina Korter (GRÜNE): 
Wir probieren einmal, ob das Mikrofon auf mich 
hört. 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 

(Stefan Schostok [SPD]: Viel besser!) 

- Rauscht es immer noch? 

(Zurufe: Nein!) 

- Wunderbar! - Herr Kollege Klare, zu Ihrem Vor-
wurf, das Schicksal behinderter Kinder sei mir 
egal. 

(Editha Lorberg [CDU]: Das hat er 
nicht gesagt!) 

- Selbstverständlich hat er das gesagt! Schauen 
Sie doch im Protokoll nach! 

(Editha Lorberg [CDU]: Nein, das hat 
er nicht gesagt!) 

Wenn Sie meine Biografie anschauen, Herr Klare, 
dann können Sie sehen, dass ich mich während 
meiner gesamten beruflichen Tätigkeit, mehrere 
Jahre lang, zig Jahre lang, jahrzehntelang, aus-
schließlich um Kinder und Jugendliche in schwieri-
gen Verhältnissen gekümmert habe. Das steht auf 
meiner Homepage. Schauen Sie es sich einmal 
an. 

(Editha Lorberg [CDU]: Das hat er 
auch so nicht gesagt!) 

Ich habe das Gefühl, Herr Klare, Sie haben den 
Antrag gar nicht gelesen. Sie waren ja auch in 
letzter Zeit, als wir solche Dinge beraten haben, im 
Ausschuss meistens nicht anwesend. In dem An-
trag wird überhaupt nichts zur Lehrerfortbildung 
gesagt, sondern es wird von gleicher, gerechter 
Verteilung der jetzt bestehenden Ressourcen ge-
sprochen. Aus der Antwort auf meine Kleine An-
frage - das sind die Zahlen des Kultusministeri-
ums - kann man z. B. ersehen: Ein Kind, das mit 
dem Förderschwerpunkt „emotionale und soziale 
Entwicklung“ im Moment in eine Integrationsschule 
geht - eine inklusive Schule haben wir ja noch 
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nicht -, erhält 2,4, maximal 3,1 Förderstunden, 
eines, das in eine Sondereinrichtung geht, 3,9. An-
hand einer ganzen Tabelle kann man sehen, wie 
ungleich die Ressourcen verteilt sind. Das geht 
nicht. 

Der zweite Punkt unseres Antrags zielt darauf ab, 
Lehrkräften, die jetzt schon in den Grundschulen, 
in den Hauptschulen, in Realschulen Erfahrung in 
Integrationsklassen haben, einen Studiengang 
berufsbegleitend anzubieten, damit sie in zwei 
Jahren ausgebildete Sonderpädagogen sind, weil 
wir schon jetzt viel zu wenig haben und fast 30 % 
der ausgeschriebenen Stellen nicht adäquat be-
setzen können. Wenn Sie sich informieren, dann 
wissen Sie das. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Herr Klare möchte antworten. 

Karl-Heinz Klare (CDU): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Frau 
Korter, wenn Sie genau zugehört hätten, wüssten 
Sie, dass ich gesagt habe, man könnte den Ein-
druck haben, als ginge es Ihnen nicht um das 
Wohl der Kinder. - So habe ich es gesagt, und den 
Eindruck haben viele, weil Sie andere Dinge im 
Kopf haben, nämlich Ihre Einheitsschuldebatte. 
Das müssen wir einmal deutlich herausstellen.  

(Zuruf von der CDU: Genau! - Renate 
Geuter [SPD]: Das musste einmal ge-
sagt werden, Herr Klare!) 

Das darf man auch sagen, weil Sie ja draußen 
nichts anderes als Konzept vertreten: Die eine 
Schule für alle, in die dann alle Kinder gemeinsam 
gehen müssen. So komme ich, wie ich es gesagt 
habe, zu dem Schluss, dass man den Eindruck 
haben könnte. 

Im Übrigen sind in der Frage der Möglichkeiten, 
zusätzliche Förderschullehrer zu rekrutieren, beide 
Minister, Frau Wanka und unser Kultusminister, 
auf dem gleichen Weg. Wir versuchen, zusätzliche 
Kapazitäten an den Universitäten zu schaffen. 
Beide Universitäten haben doch jetzt schon Ange-
bote gemacht. Dort können sich jetzt schon auch 
Leute, die berufsbegleitend ausgebildet werden 
wollen, anmelden. Das ist heute in Oldenburg 
möglich, das ist heute in Hildesheim möglich, und 
es wird in Zukunft noch weitere Möglichkeiten ge-
ben. 

Natürlich muss das auch über Lehrerfortbildung 
laufen, ob Sie das in den Antrag geschrieben ha-
ben oder nicht. Das Lehrerfortbildungskonzept des 
Landes Niedersachsen, für das wir, soweit ich 
weiß, zweimal fast 1 Million Euro jährlich einge-
setzt haben, ist dringend notwendig, damit unsere 
Lehrerinnen und Lehrer die Angst vor Inklusion 
verlieren und sich wieder auf ihre besonderen 
Kenntnisse besinnen und z. B. mehr individualisie-
ren, noch mehr differenzieren. Deswegen bleibe 
ich natürlich dabei, dass die Lehrerfort- und 
-weiterbildung neben der Rekrutierung von Förder-
schullehrern dringend notwendig ist und weiterge-
führt werden muss. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Der Kollege Försterling ist der nächste Redner. 
Bitte schön! 

Björn Försterling (FDP): 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! In den Beratungen zur Änderung des Nie-
dersächsischen Schulgesetzes zum Thema Inklu-
sion waren wir alle uns, glaube ich, sehr einig dar-
in, dass die Umsetzung sicherlich nicht leicht sein 
wird und dass noch so manche Herausforderung 
auf uns zukommen wird. Jetzt stehen wir an einem 
Punkt, an dem es auch unterschiedliche Auffas-
sungen darüber gibt, welche Schritte notwendig 
sind. Ich finde es richtig und gut, dass wir darüber 
diskutieren. 

Was ich allerdings nicht gut finde, ist, dass von 
Frau Korter der Vorwurf kommt, dass FDP und 
CDU versuchen, Elternentscheidungen durch ver-
änderte Lehrerstundenzuweisungen zu beeinflus-
sen. Diesen Vorwurf möchte ich mit aller Entschie-
denheit zurückweisen.  

Frau Korter, wir haben uns in der Diskussion über 
das Schulgesetz sehr bewusst dafür entschieden, 
die Förderschulen bis auf die Förderschule Lernen 
im Primarbereich bestehen zu lassen. Wir legen 
nämlich Wert darauf, dass nicht die Politik pau-
schal darüber entscheidet, welches der beste Ler-
nort für ein Kind mit Unterstützungsbedarf ist, son-
dern wir wollen die Eltern mit ins Boot holen. Die 
Eltern sollen entscheiden können, welche Schule 
die beste ist - die Regelschule oder die Förder-
schule.  

Deshalb ist es aus meiner Sicht auch unlauter, 
jetzt angesichts der Veränderungen, die wir vor-
nehmen wollen, einfach zu sagen: Ich dividiere alle 
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Förderlehrerstunden im Förderschulbereich durch 
die Anzahl der dort vorhandenen Schüler und ver-
gleiche dies mit den bisherigen Zuweisungen für 
die Regelschule.  

Dieser Vergleich hinkt; denn der Förderschulbe-
reich schließt auch Funktionsstellen mit ein. Sie 
vergessen, dass im Regelschulbereich zwar nicht 
sonderpädagogische Lehrkräfte, aber andere 
Lehrkräfte mit dabei sind. Wenn dann tatsächlich 
der Fall eintritt, den der Kollege Klare soeben ge-
schildert hat, dass aufgrund der Doppelzählung 
eines Kindes mit sonderpädagogischem Unterstüt-
zungsbedarf ein Jahrgang zusätzlich in der Klasse 
geteilt werden muss, dann geben Sie mehr als 30 
Wochenstunden eines Nichtsonderpädagogen 
zusätzlich in das System hinein. Deswegen dürfen 
Sie diesen Vergleich nicht anstellen. 

Ich bitte Sie wirklich: Ziehen Sie nicht durch das 
Land, um den Eltern zu erzählen, dass ihre Kinder 
in der inklusiven Regelschule nicht richtig gefördert 
werden! Wenn Sie das tun, dann erweisen Sie 
unserem gemeinsamen Ansinnen, die Inklusion zu 
einem Erfolg zu machen, einen Bärendienst. Diese 
gesellschaftliche Aufgabe, die wir hier gemeinsam 
begonnen haben, sollten wir auch gemeinsam zu 
Ende bringen, Frau Korter. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Herr Minister Althusmann, bitte schön! 

Dr. Bernd Althusmann, Kultusminister: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Frau Korter, zunächst zu Ihnen, weil Sie 
einem möglicherweise noch nicht endgültig aufge-
klärten Denkfehler unterliegen. Sie wollen nämlich 
die Situation in den Förderschulen und die jeweili-
gen Ressourcenzuweisungen pro Kind 1 : 1 auf 
das allgemeinbildende Schulwesen übertragen. 
Dabei vollziehen inzwischen alle Bundesländer - 
übrigens auch Nordrhein-Westfalen; ich komme 
gleich noch darauf zurück - einen paradigmati-
schen Wechsel weg von der Kindbezogenheit der 
Zuweisung der jeweiligen Stunden und der sonsti-
gen Rahmenbedingungen hin zu einer systembe-
zogenen Zuweisung.  

Genau so ist die Inklusion in den nächsten Jah-
ren - es ist ja ein Projekt von mindestens zehn 
Jahren - auch anzulegen. 

(Ina Korter [GRÜNE]: Das steht aber 
nicht im Schulgesetz!) 

Genau da wollen wir auch hin. Nicht umsonst ha-
ben wir die Rahmenbedingungen für die Inklusion 
in Niedersachsen in keiner Weise verschlechtert. 
In keiner Weise wird irgendwo etwas schlechter. 
Allein die Tatsache, dass wir alle 14 500 Grund-
schulklassen rechnerisch mit einer Grundversor-
gung von zwei Stunden ausstatten, ferner die Tat-
sache, dass wir darüber hinaus pro Kind, abhängig 
von der jeweiligen Behinderung, drei bis fünf Stun-
den - wir unterhalten uns hier über 35 000 Kinder 
mit verschiedensten Behinderungen, von der Lern-
behinderung bis hin zu schwerwiegenden körperli-
chen und geistigen Behinderungen - zusätzlich 
zuweisen, die die Kinder mit in die Schule bekom-
men und die dort durch Förderschullehrkräfte er-
teilt werden, machen den Systemwechsel aus, den 
wir in den nächsten Jahren vollziehen.  

Es wäre eine Menge gewonnen, wenn Sie diesen 
Weg trotz Ihrer inneren Widerstände mitgehen und 
die kleine Hürde, die bei Ihnen besteht, übersprin-
gen würden. Sie vergleichen hier leider immer und 
immer wieder Äpfel mit Birnen. So, wie Sie es wol-
len, lässt es sich nicht zuletzt auch vor dem Hin-
tergrund unserer Haushaltssituation nicht mal eben 
so 1 : 1 übertragen. Das geht gar nicht. 

Klar aber ist, wie der Abgeordnete Klare deutlich 
gemacht hat: Das Land Niedersachsen investiert in 
den nächsten Jahren im Zusammenhang mit der 
Inklusion zusätzlich 1 000 Stellen in das nieder-
sächsische Schulsystem, 45 Millionen Euro zusätz-
lich zu all den von uns auf den Weg gebrachten 
Maßnahmen wie etwa der Verkleinerung der Klas-
sen.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Hier von einer Katastrophe oder von einer Unter-
gangsstimmung zu sprechen oder zu sagen, dass 
die Inklusion nicht vernünftig umgesetzt werde, 
finde ich schon sehr, sehr vermessen. 

Ich möchte noch darauf hinweisen, dass wir nicht 
nur weitere pädagogische Mitarbeiter doppelt zäh-
len, sondern auch einen Pool für den Bereich sozi-
ale und emotionale Entwicklung einrichten wollen; 
100 weitere Stellen in belasteten Bereichen. Wenn 
wir in Sachen Integration den Zustand, den wir 
seinerzeit in Niedersachsen vorgefunden haben, 
mit der heutigen Situation vergleichen, dann sollte 
die linke Seite die eine oder andere Kritik, die von 
ihr kommt, vielleicht doch noch einmal neu über-
denken.  

19054 



Niedersächsischer Landtag  -  16. Wahlperiode  -  146. Plenarsitzung am 27. September 2012 
 

Nur ein Beispiel: Förderlehrerstunden in den För-
derschulen. Im Jahr 2000 waren es 2 707. 2011 
waren es 6 539.  

(Beifall bei der CDU) 

Mobile Dienste, Förderlehrerstunden - nur mal 
kurz; das müssen Sie schon ertragen -: 468 im 
Jahr 2000, 2 403 im Jahr 2011.  

(Beifall bei der CDU) 

Förderlehrerstunden insgesamt für die Mobilen 
Dienste: 891 im Jahr 2000, 2 233 im Jahr 2011. 
Anrechnungsstunden für Beratungslehrkräfte: 379 
im Jahr 2000, 3 403 im Jahr 2011. 

(Beifall bei der CDU) 

Sonderpädagogische Grundversorgung: im Jahr 
2000  1 480 Stunden, im Jahr 2011  13 571 Stun-
den.  

(Beifall bei der CDU) 

Summe der sonderpädagogischen Grundversor-
gung an niedersächsischen Grundschulen: im Jahr 
2000  6 138, im Jahr 2011  15 953. 

(Beifall bei der CDU) 

Meine Damen und Herren, diese Zahlen beweisen, 
dass sich keine Landesregierung so verantwor-
tungsvoll dem Gedanken der Inklusion und deren 
Vorgänger, der Integration, sowie dem Anliegen, 
immer mehr Kinder auch im allgemeinbildenden 
Schulwesen zu unterrichten, gestellt hat wie diese 
Landesregierung. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Meine Damen und Herren, zu guter Letzt - damit 
komme ich auch gleich zum Schluss; Sie haben 
dann sogar noch ein wenig zusätzliche Redezeit, 
um wieder alles versuchsweise zu widerlegen - ein 
Blick nach Nordrhein-Westfalen, wo ja Kultusminis-
terin Löhrmann von den Grünen Verantwortung 
trägt.  

Wir haben uns einmal den nordrhein-westfälischen 
Gesetzentwurf angeschaut und mit Niedersachsen 
verglichen. Auffällig ist, dass das Elternwahlrecht 
in Nordrhein-Westfalen deutlich eingeschränkt 
wird. Beim Besuch der allgemeinen Schulen sollen 
die Eltern dem Vorschlag der Schulbehörde folgen, 
der seinerseits der Zustimmung des Schulträgers 
bedarf.  

Nicht nur das Wahlrecht wird dort enorm einge-
schränkt, auch das Recht auf Inklusion wird durch 

Ihre Kollegin Löhrmann in Nordrhein-Westfalen 
aufs Gröbste eingeschränkt.  

Die Elternwahl steht in Nordrhein-Westfalen au-
ßerdem unter einem Ressourcenvorbehalt. Nur bei 
vertretbarem Aufwand für die Schulträger kann 
dort Inklusion umgesetzt werden.  

Der Gesetzentwurf Ihrer Kollegin Löhrmann in 
Nordrhein-Westfalen geht sogar von einer „Unbild-
barkeit“ einiger Schülerinnen und Schüler aus. Das 
ist ein Gedanke, der vor 20 Jahren in Niedersach-
sen noch eine Rolle gespielt hat, aber heute, im 
Jahr 2012, nicht mehr.  

Der Gesetzentwurf von SPD und Grünen in Nord-
rhein-Westfalen sieht auch eine Konnexitätsrege-
lung wie in Niedersachsen im Sinne der Kommu-
nen überhaupt nicht vor. 

Meine Damen und Herren, wir in Niedersachsen 
haben die Weichen für Inklusion sehr gut, sehr 
sorgfältig und sehr behutsam gestellt! Es wird nie-
mand überfordert. Genau diesen Weg werden wir 
gehen.  

Vielen Dank. 

(Starker, anhaltender Beifall bei der 
CDU und bei der FDP) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Frau Korter von der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen hat um zusätzliche Redezeit nach § 71 Abs. 3 
der Geschäftsordnung gebeten. Sie haben andert-
halb Minuten. Frau Korter, bitte sehr! Das Gleiche 
gilt dann auch für Herrn Klare, er bekommt aber 
mehr Zeit. 

(Vizepräsidentin Astrid Vockert 
übernimmt den Vorsitz) 

Ina Korter (GRÜNE): 
Vielen Dank, Herr Präsident. - Herr Althusmann, es 
ist eine bekannte Strategie, dass man lieber über 
andere Bundesländer redet; dann muss man nicht 
so genau auf Niedersachsen gucken. 

(Lachen bei der CDU und bei der 
FDP) 

Dann muss man nicht so genau sagen, was in 
Niedersachsen nicht läuft. 

Sie stellen sich hier als die Vorkämpfer der Inklusi-
on hin. 

(Zustimmung bei der CDU und bei der 
FDP) 

 19055



Niedersächsischer Landtag  -  16. Wahlperiode  -  146. Plenarsitzung am 27. September 2012 
 

Vielleicht sollten Sie einmal ein bisschen in die 
Geschichte gehen und darüber nachdenken, wer 
eigentlich 2009 den besten Gesetzentwurf in die-
sen Landtag eingebracht hat und wen wir eigent-
lich zum Jagen tragen mussten. Zwei Jahre haben 
Sie das Gesetz bzw. unseren Gesetzentwurf in 
den Ausschüssen verschleppt. Das wurde immer 
wieder von der Tagesordnung abgesetzt. Wir 
mussten Sie immer wieder dazu drängen, über-
haupt die Inklusion in Angriff zu nehmen.  

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Von alleine wären Sie noch lange nicht so weit, 
wenn wir das nicht angeschoben hätten. 

(Lachen bei der CDU und bei der 
FDP) 

- Doch, selbstverständlich! Ich war in den Aus-
schüssen immer dabei und weiß, wie das immer 
abgesetzt wurde.  

Herr Minister Althusmann, Sie erzählen hier etwas 
von Systemwechsel. Unser Antrag war ein Sys-
temwechsel. Der ging nämlich von der kindbezo-
genen Zuweisung, von der Ausweisung einer Be-
hinderung weg hin zu einer Pauschalzuweisung. 
Sie machen das doch gar nicht. In der Grundschu-
le machen Sie in dem Bereich eine pauschale 
Zuweisung mit schlechterer Ausstattung, als wir sie 
jetzt schon in der sonderpädagogischen Grundver-
sorgung haben. Ab Klasse 5 nehmen Sie wieder 
eine Stigmatisierung über die Einzelzuweisung von 
Förderbedarf vor.  

Wo ist bei Ihnen denn da der Systemwechsel? - 
Sie haben, glaube ich, Ihr Gesetz überhaupt noch 
nicht verstanden. Das sollten Sie uns hier einmal 
vormachen. 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 

Die Redezeit ist schon überschritten, Frau Kollegin 
Korter. - Um zusätzliche Redezeit nach § 71 Abs. 3 
hat für die CDU-Fraktion Herr Klare gebeten. Frau 
Korter hatte anderthalb Minuten, also bekommen 
Sie drei Minuten. Bitte schön! 

(Ronald Schminke [SPD]: Das ist aber 
ungerecht so!) 

Karl-Heinz Klare (CDU): 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
Entschuldigung, Herr Kollege Klare, ich bin gerade 
kritisiert worden und möchte Herrn Schminke die 
Gelegenheit geben, sich zu entschuldigen, weil er 
meinte, das sei ungerecht. Herr Schminke! 

Ronald Schminke (SPD): 

Ich entschuldige mich. 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
Alles klar. - Herr Klare, Sie haben das Wort! 

(Heiterkeit) 

Karl-Heinz Klare (CDU): 

So schnell geht das, wenn man hier eine ordentli-
che Präsidentin hat. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU 
und bei der FDP) 

Das spricht aber auch für unseren Kollegen 
Schminke. 

Frau Korter, der beste Gesetzentwurf, den Sie 
eingebracht haben, sah die Auflösung von drei 
Förderschularten vor. Die drei Förderschularten 
hätte es gar nicht mehr gegeben. Es geht um 
Schulen mit dem Förderschwerpunkt sozial-
emotionale Entwicklung - früher für verhaltensge-
störte Kinder. Die wären dann alle in den normalen 
Regelschulen geblieben. Wer diese Schüler kennt 
und sich mit ihnen befasst hat - Sie haben das 
doch getan -, kann einen solchen Antrag gar nicht 
stellen, es sei denn, er will, dass manche Klassen 
nicht mehr regierbar sind, hätte ich beinahe ge-
sagt. Eine pädagogische Arbeit ist unter dem Um-
stand, dass z. B. ein verhaltensgestörtes Kind 
darin ist, verdammt schwierig und zum Teil gar 
nicht möglich. Das wissen Sie auch. 

Sie wollten die Schulen auflösen. Die Sprachför-
derschulen und die Lernbehindertenschulen woll-
ten Sie auflösen. Das war Ihr Konzept. Ein Eltern-
wahlrecht hätte es dann überhaupt nicht mehr 
gegeben, meine Damen und Herren. Das ist die 
Wahrheit. Sie hätten das Elternwahlrecht in Nie-
dersachsen ausgehebelt. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Dann will ich Ihnen etwas zu Nordrhein-Westfalen 
sagen. Natürlich müssen wir darauf hinweisen, 
was Sie da anstellen, wo Sie regieren. Das haben 
wir in der Debatte im Rahmen der Aktuellen Stun-
de doch auch gemacht. Hier finden Sie schöne 
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Worte. Aber da, wo Sie regieren, richten Sie wirk-
lich Unheil an. So ist es in diesem Fall. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Ich sage Ihnen noch etwas zu Nordrhein-West-
falen. Der Minister hat die Beispiele genannt. Die 
Leute dort sind auf der Straße. Sie protestieren 
gegen diese Art von Inklusion, meine Damen und 
Herren. Das, was die haben und jetzt hineinschrei-
ben, steht unter dem Vorbehalt des Haushaltes. 
Bei uns ist das gerade abgeschafft worden, meine 
Damen und Herren. Die führen es ein. Das ist doch 
keine Inklusion! 

Ich will Ihnen ein Zweites sagen. Auch Bremen 
wird von Rot-Grün regiert. 

(Björn Thümler [CDU]: Ganz furcht-
bar!) 

In Bremen funktioniert überhaupt kein Elternwahl-
recht. Das gibt es gar nicht mehr, es ist abge-
schafft. In Bremen geht es - um nur eine Zahl zu 
nennen - um 900 Beschulungen, die in Nieder-
sachsen durchgeführt werden. Das nennen die 
Inklusion. Die „schweren Fälle“ - ich sage das in 
Anführungszeichen - schicken sie aber in unsere 
Förderschulen. Das ist die Wahrheit in Bremen. 
900 Fälle! 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Meine Damen und Herren, ich will, weil es mir 
wichtig ist, ein Letztes sagen. Sie haben gefordert, 
dass die Inklusion in diesem Schuljahr umgesetzt 
wird. Hätten wir das gemacht, dann hätten wir dem 
ganzen Inklusionsgedanken einen Bärendienst 
erwiesen. Wir wären da unvorbereitet hineinge-
gangen. Jetzt, wo das alles noch in Vorbereitung 
ist, werfen Sie uns vor, wir würden nicht genug 
machen.  

Lassen Sie uns die Inklusion in Ruhe angehen! 
Lassen Sie uns einen vernünftigen Weg gehen! 
Dann wird sie gelingen und können wir alle Men-
schen, die daran beteiligt sind, auch mitnehmen. 
Und darauf kommt es an. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei 
der FDP) 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 

Herr Kollege Försterling spricht für die FDP-Frak-
tion. Sie haben anderthalb Minuten. Bitte schön! 

Björn Försterling (FDP): 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Frau Korter hat eben kritisiert, dass wir auf 
andere Bundesländer hinweisen. Ich finde aber, es 
ist unsere verdammte Pflicht, darauf hinzuweisen, 
was in diesen Bundesländern passiert, Frau Kor-
ter. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Denn es geht darum, eines deutlich zu machen, 
nämlich den Unterschied zwischen Versprechen 
und Wirklichkeit. 

(Karl-Heinz Klare [CDU]: Genau so ist 
es!) 

Der Kollege Klare hat das ausgeführt. In Bremen 
wurden die großartigsten Inklusionsversprechun-
gen gemacht. Weil Frau Jürgens-Pieper es nicht 
hinbekommen hat, wird jetzt zurückgerudert und 
alles wieder zurückgenommen. 

In NRW - das ist für uns unvorstellbar - wird jetzt 
tatsächlich ein Schulgesetz auf den Weg gebracht, 
das die Elternwahlfreiheit - das, was für Sie immer 
das höchste Gut war, Frau Korter - infrage stellt. 
Das wird von Ihrer grünen Kultusministerin in Nord-
rhein-Westfalen infrage gestellt. Ich kann das 
überhaupt nicht nachvollziehen. Wo leben wir 
denn?  

Wir sind uns hier doch einig gewesen, dass es 
überhaupt keine organisatorischen oder finanziel-
len Hindernisse geben darf, wenn es darum geht, 
Kinder mit Behinderung in Regelschulen zu be-
schulen. Und Sie machen mit Rot-Grün in NRW 
ein solch fatales Schulgesetz, das gegen die UN-
Behindertenrechtskonvention verstößt, meine sehr 
geehrten Damen und Herren! 

(Starker, anhaltender Beifall bei der 
FDP und bei der CDU) 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
Herr Kollege Försterling, ein letzter Satz!  

Björn Försterling (FDP): 

Das ist der Unterschied zwischen Ihren Verspre-
chungen und unserer Wirklichkeit. Wir müssen uns 
nicht scheuen, uns an unseren Taten hier in Nie-
dersachsen messen zu lassen. Aber die Wähler 
draußen sollten Ihren Versprechungen nicht auf 
den Leim gehen. Sie können es an Rheinland-
Pfalz, an Bremen, an NRW und an Baden-Würt-
temberg erkennen: Dort findet Bildungsabbruch 
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statt. Hier in Niedersachsen tun wir etwas für die 
Bildung. 

(Starker, anhaltender Beifall bei der 
FDP und bei der CDU - Karl-Heinz 
Klare [CDU]: So ist es! - Johanne 
Modder [SPD]: Gott sei Dank ist Herr 
Försterling beim nächsten Mal nicht 
mehr dabei! - Weitere Zurufe) 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
Für die Fraktion DIE LINKE hat Frau Kollegin 
Reichwaldt für anderthalb Minuten das Wort.  

Christa Reichwaldt (LINKE): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich 
finde die Diskussion hier unerträglich. 

(Beifall bei der LINKEN, bei der SPD 
und bei den GRÜNEN - Zurufe - Un-
ruhe) 

Mich interessiert im Moment überhaupt nicht, was 
in anderen Bundesländern passiert. 

(Jens Nacke [CDU]: Das kann ich mir 
denken! Ausblenden! - Weitere Zurufe 
- Unruhe) 

Mich interessiert aber durchaus, was hier in Nie-
dersachsen passiert. 

(Zurufe von der CDU und von der 
FDP - Anhaltende Unruhe - Johanne 
Modder [SPD] - zur Präsidentin -: 
Können Sie einmal für Ordnung sor-
gen!) 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
Frau Kollegin Reichwaldt, warten Sie einen Au-
genblick! Denn auch ich kann Sie sonst nicht ver-
stehen. 

(Anhaltende Zurufe - Ina Korter 
[GRÜNE] - zur CDU und zur FDP -: 
Es ist widerlich, wie ihr hier alles her-
unterbrüllt! Das ist schlimm! - Gegen-
ruf von der CDU: Das sagt die Richti-
ge!) 

- Frau Kollegin Korter, das gilt häufig für die unter-
schiedlichen Seiten in diesem Hause je nachdem, 
wer gerade spricht. Wir haben das schon in sehr 
vielen Variationen erlebt. 

Wenn Sie alle sich jetzt beruhigen, kann Frau 
Reichwaldt weitersprechen. - Frau Reichwaldt, Sie 
haben anderthalb Minuten. Bitte schön! 

Christa Reichwaldt (LINKE): 
Ich fange noch einmal von vorne an.  

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Es 
interessiert mich nicht, was in anderen Bundeslän-
dern passiert. Aber es interessiert mich, ob Inklusi-
on in Niedersachsen eine Chance hat. 

(Beifall bei der LINKEN, bei der SPD 
und bei den GRÜNEN) 

Sie kennen die durchaus berechtigte Kritik auch 
der GEW in der Konferenz zum Schuljahresan-
fang, dass die Schulen dringend auf vernünftige 
Handlungsanweisungen warten. Da erledigen Sie 
Ihre Hausaufgaben nicht. Das sollten Sie bitte 
schleunigst tun! 

(Beifall bei der LINKEN und bei den 
GRÜNEN) 

Sie haben in diesen Gesetzentwurf - meine Kritik 
daran habe ich schon geäußert - einen richtig gro-
ßen Satz hineingeschrieben. Sie haben nämlich 
gesagt, alle Schulen in Niedersachsen werden 
inklusive Schulen. Bitte tun Sie etwas dafür, dass 
das nicht nur auf dem Papier stehen bleibt! 

(Karl-Heinz Klare [CDU]: 2018!) 

Das heißt auch, dass Förderkapazitäten gleich 
verteilt werden müssen. Das ist unbedingte Bedin-
gung dafür, dass dieses Modell - meine Kritik dar-
an kennen Sie - überhaupt eine Chance hat. Ma-
chen Sie Ihre Hausaufgaben! 

Ich finde es wirklich unerträglich, wie diese Diskus-
sion durch ganz miese und persönliche Vorwürfe 
z. B. gegen die Kollegin Korter heruntergezogen 
wird. Das war wirklich unter jedem Niveau! Ich 
hatte gehofft, so etwas in diesem Hause nicht 
mehr hören zu müssen. 

(Lebhafter Beifall bei der LINKEN, bei 
der SPD und bei den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
Die SPD-Fraktion hat noch eine Restredezeit. Aber 
vor dem Hintergrund, dass ich zusätzliche Rede-
zeiten gewährt habe, erhalten auch Sie, Frau Kol-
legin Seeler, drei Minuten. 

Silva Seeler (SPD): 
Drei Minuten brauche ich gar nicht. Ich möchte 
zwei Bemerkungen machen. 

Erstens. Der ganze Bereich der Integration und 
später der Inklusion wurde in den 1990er-Jahren 
und 2000er-Jahren gegen die CDU und die FDP 
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hier im Landtag mit unseren Stimmen und den 
Stimmen der Grünen durchgesetzt.  

(Lebhafter Beifall bei der SPD und bei 
den GRÜNEN - Karl-Heinz Klare 
[CDU]: Das Schulgesetz war 1993!) 

Zweitens. Herr Althusmann hat hier auf NRW hin-
gewiesen. Vielleicht sollte man noch einmal deut-
lich machen, dass es in NRW einen Kompromiss 
zwischen allen Parteien gegeben hat.  

(Karl-Heinz Klare [CDU]: Nicht bei der 
Inklusion! - Gegenruf von Frauke Hei-
ligenstadt [SPD]: Doch!) 

Die CDU war dort diejenige, die dafür gesorgt hat, 
dass der Kompromiss so aussieht, wie er jetzt 
aussieht. 

(Wilhelm Heidemann [CDU]: Wer re-
giert denn jetzt in NRW? Die CDU?) 

Einen Grund zum Lachen haben Sie überhaupt 
nicht. 

(Starker Beifall bei der SPD und bei 
den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
Herzlichen Dank. - Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Beratung. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses 
folgen und damit den Antrag der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen in der Drs. 16/4724 ablehnen 
will, den bitte ich jetzt um das Handzeichen. - Die 
Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - Das Erste 
war die Mehrheit. Damit wurde der Beschlussemp-
fehlung des Ausschusses gefolgt. 

Ich rufe nun die Tagesordnungspunkte 28 bis 31 
vereinbarungsgemäß zusammen auf: 

Abschließende Beratung: 
a) Bahninfrastruktur für die Zukunft sichern - 
Reaktivierung prüfen und vorantreiben - Antrag 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 16/4047 
- b) Kontinuität und Stärkung des bestehenden 
SPNV-Angebotes in Niedersachsen statt „Ideo-
logie auf der Schiene“ - Antrag der Fraktionen 
der CDU und der FDP - Drs. 16/4874 - Beschluss-
empfehlung des Ausschusses für Wirtschaft, Arbeit 
und Verkehr - Drs. 16/5129  

Erste Beratung:  
Damit Niedersachsen am Zug bleibt - Zukunft 
der Regionalisierungsmittel sichern! - Antrag 
der Fraktion der SPD - Drs. 16/5133  

Erste Beratung:  
Zukünftige Infrastrukturpolitik für Niedersach-
sen - mobilitätssichernd, nachhaltig, bezahlbar 
- Antrag der Fraktion der SPD - Drs. 16/5134  

Erste Beratung:  
Zukunftsgerechte Verkehrspolitik statt immer 
mehr unbezahlbarer Neubauplanungen - Antrag 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 16/5168  

Der Ausschuss für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr 
empfiehlt Ihnen zu den unter Tagesordnungs-
punkt 28 genannten Beratungsgegenständen, den 
Antrag der Fraktionen der CDU und der FDP un-
verändert anzunehmen und den Antrag der Frakti-
on Bündnis 90/Die Grünen abzulehnen.  

Eine Berichterstattung ist nicht vorgesehen.  

Zur Einbringung der Anträge der Fraktion der SPD 
hat sich Herr Kollege Will zu Wort gemeldet. Aber 
zunächst hatte sich Herr Kollege Hagenah zu dem 
Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen ge-
meldet. Herr Hagenah, Sie haben das Wort. Bitte 
schön! 

Enno Hagenah (GRÜNE): 

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! „Bahninfrastruktur für die Zukunft si-
chern - Reaktivierung prüfen und vorantreiben“ - 
dafür stehen klar die Grünen hier in Niedersach-
sen. Auch die SPD hat sich unserer Initiative an-
geschlossen. Damit unterstützen wir ganz konkret 
die vielen engagierten Menschen, die sich regional 
an vielen Standorten um eine Qualitätsverbesse-
rung oder auch eine Reaktivierung des Schienen-
angebotes vor ihrer Haustür einsetzen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ganz anders der Gegenantrag von CDU und FDP. 
Markig zwar in der Überschrift, wo noch von Stär-
kung des bestehenden Angebotes und Abgren-
zung von „Ideologie auf der Schiene“ die Rede ist. 
Dann aber kommt nur noch weiße Salbe. Der Sta-
tus quo der bisherigen Mangelverwaltung von CDU 
und FDP soll fortgeführt werden. Damit haben Sie 
Niedersachsen im Vergleich der Bundesländer auf 
den drittschlechtesten Platz in der Bewertung des 
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Schienenverkehrsangebotes gebracht. Das darf so 
nicht weitergehen. 

Es ist ein Trauerspiel: Vom Gemeindeverkehrsfi-
nanzierungsgesetz gibt Schwarz-Gelb höchstens 
40 % der Gelder für ÖPNV und Schiene aus. Von 
den Regionalisierungsmitteln, der Bundesförde-
rung für den Schienennahverkehr, zwackt diese 
Landesregierung seit Jahren mit fast 90 Millionen 
Euro jährlich ein übergroßes Stück für die Lan-
desaufgabe Schülerverkehre ab, die in Nieder-
sachsen zum größten Teil mit Bussen auf der 
Straße abgewickelt wird.  

Kein Wunder, dass - anders als in anderen Bun-
desländern - außer dem Haller Willem bei Osna-
brück und der Güterverbindung nach Aurich in den 
vergangenen zehn Jahren in Niedersachsen keine 
Bahnreaktivierungen vorgenommen wurden. Die 
verbleibenden Mittel reichten dafür auch wegen 
der zusätzlichen Kürzungen des Bundes einfach 
nicht aus. Dadurch besteht heute die fatale Unge-
rechtigkeit, dass etliche stillgelegte Bahnen und 
Haltepunkte ein besseres Verkehrspotenzial auf-
weisen als manche der unter dieser Regierung 
noch zu wenig gepflegten Bestandsstrecken und 
Haltepunkte. 

Nehmen wir z. B. die überzeugende Untersuchung 
für einen attraktiven Personenverkehr auf der 
Schiene nach Nordhorn oder die touristisch 
schmerzlich vermisste Schienenanbindung der 
Fährorte zu den Inseln mit der Küstenbahn und 
z. B. das gute Konzept des Moorexpress, der für 
Bremen eine attraktive Schienenverbindung gera-
de auch für die Pendler sein könnte, oder bisher 
verwaiste Haltepunkte wie Jaderberg, bei denen 
mit einem breiten politischen Bündnis vor Ort sehr 
beachtliche Argumente zusammengetragen wur-
den. 

(Beifall bei den GRÜNEN und Zu-
stimmung von Olaf Lies [SPD]) 

Dieses regionale Engagement muss endlich lan-
despolitisch aufgegriffen und zumindest ernsthaft 
und transparent im Vergleich geprüft werden.  

Eine Verschiebung bis 2014, wie es der Antrag der 
Fraktionen der CDU und der FDP jetzt vorschlägt, 
also nach der laufenden Revision der Regionalisie-
rungsmittel im Bund, ist der völlig falsche Weg, 
weil sich Niedersachsen damit für die Bundesprü-
fung im Schienenverkehrsangebot bewusst klein 
macht.  

(Zuruf von Ernst-August Hoppenbrock 
[CDU]) 

Damit drohen erst recht Kürzungen, Kollege Hop-
penbrock.  

Im Gegensatz dazu kommen die regionalen CDU- 
und FDP-Politiker gern zu den Reaktivierungsinitia-
tiven und versprechen Unterstützung. Wie schein-
heilig ist das denn! Aber hier im Landtag soll heute 
das Gegenteil beschlossen werden. Diese doppel-
bödige Politik wird Ihnen schwer auf die Füße fal-
len, nicht nur in Nordhorn oder Jaderberg, Herr 
Thümler und Herr Hilbers, sondern an allen Stand-
orten mit Reaktivierungsinitiativen wird die heutige 
Entscheidung des Landtages sehr aufmerksam 
beobachtet.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
LINKEN) 

Ich bitte alle Kolleginnen und Kollegen der CDU 
und der FDP, die auf regionaler Ebene ihr Wort 
gegeben haben, deshalb heute noch einmal, den 
Anträgen der Grünen und der SPD Ihre Stimme zu 
geben, damit Sie Ihren Worten jetzt endlich auch 
Taten folgen lassen können.  

(Beifall bei den GRÜNEN - Karsten 
Heineking [CDU]: Das ist doch nicht 
zielführend! Das bringt doch nichts!) 

Überlegen Sie einmal, an wie vielen Orten in Nie-
dersachsen heute auf diese Entscheidung ge-
schaut wird! Das ist tatsächlich ein landespolitisch 
wichtiges Thema.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 

Herzlichen Dank, Herr Kollege Hagenah. - Für die 
SPD-Fraktion hat Herr Kollege Will das Wort. Bitte! 

Gerd Ludwig Will (SPD): 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich 
möchte zunächst zu dem Antrag der Bündnisgrü-
nen sprechen; denn ich finde, wir sollten ihn vorab 
einmal ausführlich diskutieren. Wir können dann 
vielleicht im zweiten Durchgang über die weiteren 
Anträge reden.  

Der Antrag der Bündnisgrünen zur Sicherung der 
Bahninfrastruktur fordert, die Reaktivierung von 
Bahnstrecken zu prüfen. Das ist sinnvoll; denn 
vorhandene Infrastruktur sollte unter den veränder-
ten volkswirtschaftlichen und umweltpolitischen 
Rahmenbedingungen neu geprüft werden. Auch 
müssen Fehler für die Zukunft vermieden werden, 
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z. B. durch den schleichenden Abbau von Infra-
struktur.  

Wir müssen gerade auf Anträge von Kommunen 
reagieren - Herr Hagenah hat darauf hingewie-
sen -, die mit eigenem Engagement die Wiederbe-
lebung von Haltepunkten und Bahnstrecken unter-
stützen.  

Nun ist auch uns klar, dass nicht 57 Reaktivie-
rungsprojekte und 24 stillliegende Bahnhaltepunk-
te neu untersucht werden können. Aber es macht 
Sinn, da, wo Fahrgastpotenziale vorhanden sind 
und die Wirtschaftlichkeit erreichbar ist, nach über 
zehn Jahren eine erneute Prüfung durchzuführen. 
Dies gilt beispielsweise - ich fasse das jetzt einmal 
zusammen; hier sind ja schon einzelne Projekte 
angesprochen worden - für ehemalige Bahnhalte 
z. B. im Osnabrücker Land oder auch im Olden-
burger Bereich. Das gilt insbesondere für intakte 
Güterstrecken. Dafür haben wir zwei gute Beispie-
le im Raum Aurich und Nordhorn.  

(Hans-Dieter Haase [SPD]: Sehr rich-
tig!) 

Wir halten es für sinnvoll, den Petitionen aus den 
Regionen nachzugehen, sie ernst zu nehmen und 
sich vor Ort ein Bild davon zu machen.  

(Karsten Heineking [CDU]: Wir auch!) 

- Langsam! Ich komme noch dazu. 

SPD und Grüne waren vor Ort, z. B. in der Graf-
schaft Bentheim. Die Regierungsfraktionen haben 
sich das bisher noch nicht vor Ort angeschaut. Ich 
habe den Eindruck, Sie können das allein nach 
Aktenlage entscheiden.  

(Gabriela König [FDP]: Das haben wir 
schon vor Jahren gemacht!) 

- Ja, ja, vor Jahren, ist klar, Frau König.  

(Gabriela König [FDP]: Ja, und zwar 
stetig!) 

Der CDU-Antrag spült den Grünen-Antrag weich. 
Er ist unverbindlich. Und dort, wo Sie dann zaghaft 
auf eine Reaktivierung eingehen, verbinden Sie 
dies gleich mit dem Vorbehalt der Finanzierbarkeit 
nach der Revision der Regionalisierungsmittel. Sie 
machen so bei dem Verteilungsstreit auf Bundes-
ebene den Eindruck, abzuwarten und die Ergeb-
nisse zu akzeptieren, statt richtige Schritte der 
Reaktivierung zur Stärkung der eigenen Argumen-
te einzusetzen. Kosten solcher Reaktivierungen 
können bis 2014 bei den Verhandlungen eine 

wichtige Rolle spielen und die Verhandlungsgrund-
lage des Landes verbessern.  

Wer demgegenüber bei der Zweckentfremdung so 
ungeniert mit dem Geld umgegangen ist und an-
sonsten einseitig auf Fahrleistungen gesetzt hat, 
darf sich heute nicht wundern, dass Niedersachsen 
bei der Verteilungsquote einen schweren Stand 
hat. Für Ihre Fehler beim Mitteleinsatz sollen nun 
die Regionen Niedersachsens die Suppe auslöf-
feln.  

Meine Damen und Herren, wir werden heute dem 
Antrag der Bündnisgrünen zur Reaktivierung zu-
stimmen, weil er realistisch die Ziele und Chancen 
für die Zukunft des Verkehrsmittels Bahn in Nie-
dersachsen beschreibt.  

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
Herzlichen Dank, Herr Kollege Will. - Für die Frak-
tion DIE LINKE hat Frau Weisser-Roelle das Wort.  

Ursula Weisser-Roelle (LINKE): 

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und 
Kollegen! Ich beginne mit den heute abzustim-
menden Anträgen. Bei vier Minuten Redezeit und 
vier Anträgen muss man die Zeit einteilen.  

Den Antrag der Regierungskoalition - dies wird Sie 
nicht wundern - lehnen wir ab. Allein die beiden 
kleinen Einstiegsabschnitte sowie im Beschlussteil 
die Forderung unter der Nr. 4 nach einem durch-
gängigen barrierefreien Angebot des SPNV finden 
unsere Unterstützung. Aber das ist wenig, gemes-
sen an dem gesamten Antrag.  

Der Antrag selbst ist insgesamt, entgegen der 
Darstellung in der Antragsüberschrift zur Ideologie 
auf der Schiene, sehr stark ideologiebehaftet. Der 
Antrag konstruiert eine angebliche Konkurrenz 
zwischen dem schienengebundenen und dem 
straßengebundenen öffentlichen Personennahver-
kehr, was offenkundig das Ziel verfolgt, vor dem 
eigentlichen Problem, nämlich den stark einge-
schränkten Regionalisierungsmitteln für den 
ÖPNV, abzulenken. Zudem wirkt bei Ihnen im Hin-
terkopf nach, dass seit 2003 immer wieder die 
Priorität der Straße gegenüber der Schiene im 
Verhältnis von 60 : 40 beschnitten wird. Das beto-
nen Sie immer wieder.  

Dem heute abzustimmenden Antrag der Grünen 
hinsichtlich der Sicherung einer Bahninfrastruktur 
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für die Zukunft können wir insgesamt - trotz einiger 
Kritikpunkte - zustimmen.  

Trotzdem möchte ich zwei Kritikpunkte anspre-
chen. Dies habe ich auch im Ausschuss immer 
wieder gesagt. 

Erstens. Es reicht aus unserer Sicht nicht aus, die 
Landesregierung aufzufordern, die Reaktivie-
rungspotenziale zu prüfen. Wir sind vielmehr der 
Meinung, die Landesregierung sollte aufgefordert 
werden, ein konkretes Reaktivierungsprogramm 
vorzulegen.  

(Beifall bei der LINKEN) 

Der zweite Kritikpunkt bezieht sich auf die Nrn. 3 
und 5 in Ihrem Antrag. Meine Fraktion betrachtet 
die Vorhaltung des Bahnnetzes als Aufgabe der 
staatlichen Daseinsvorsorge. Von daher meinen 
wir - dies ist in der Nr. 5 des Antrags zu lesen -, die 
verkehrliche Notwendigkeiten dürften nicht durch 
die Kassenlage von Bund und Land ausgebremst 
werden.  

(Beifall bei der LINKEN) 

Aber weil wir als Linksfraktion es für dringend ge-
boten halten, das Thema Bahnstrecken und Reak-
tivierungen stärker im politischen Bewusstsein zu 
verankern, stimmen wir dem Antrag zu; denn das 
leistet dieser Antrag. Vor allen Dingen gibt er gute 
Impulse, die dann auch umgesetzt werden müs-
sen.  

(Beifall bei der LINKEN) 

Jetzt noch kurz zu den drei Anträgen in erster Be-
ratung: Die Grundintentionen des Grünen-Antrags 
für eine zukunftsorientierte Verkehrspolitik statt 
immer mehr unbezahlbarer Neubauplanungen 
finden ausdrücklich unsere Unterstützung. Sehr 
qualifiziert ist die Analyse der nicht länger hin-
nehmbaren Situation in der Bundesverkehrswege-
planung.  

(Beifall bei der LINKEN - Ernst-August 
Hoppenbrock [CDU]: Haben Sie ihn 
gelesen?) 

- Ja, Herr Hoppenbrock, ich habe den Antrag gele-
sen. Sonst würde ich das nicht sagen. Im Gegen-
satz zu Ihnen lese ich Anträge, über die ich spre-
che.  

(Beifall bei der LINKEN und bei den 
GRÜNEN) 

Zum SPD-Antrag in Bezug auf die Sicherung der 
Regionalisierungsmittel möchte ich aus Zeitgrün-

den nur darauf aufmerksam machen, dass wir die 
Landesregierung erneut dazu auffordern, sich ge-
genüber der Bundesebene für die Rücknahme der 
Kürzungen stark zu machen.  

Der SPD-Antrag bezüglich der zukünftigen Infra-
strukturpolitik für Niedersachsen nimmt auch kri-
tisch zu den Missständen in der Bundesverkehrs-
wegeplanung Stellung.  

Ich habe nach Durchsicht der Anträge einige Punk-
te gefunden, die nach meiner Meinung noch zu 
allgemein gehalten sind. Aber wir haben im Aus-
schuss noch ausreichend Gelegenheit, darüber zu 
sprechen. Ich freue mich darauf.  

Insgesamt sind die Anträge wichtig und gut für die 
Zukunftsentwicklung der Verkehrspolitik hier in 
Niedersachsen.  

(Beifall bei der LINKEN) 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
Nun hat Frau Kollegin König für die FDP-Fraktion 
das Wort. Bitte schön! 

Gabriela König (FDP): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Wenn 
fünf Tagesordnungspunkte zum Thema Verkehr 
zusammengefasst werden, könnte man auf die 
Idee kommen, dass die Opposition schnell noch 
ihre Wahlkampfthemen hier im Plenum unterbrin-
gen will.  

(Widerspruch bei der SPD, bei den 
GRÜNEN und bei der LINKEN) 

Ich sage Ihnen ganz klar: Ich zweifele an der 
Ernsthaftigkeit dieser Anträge. Ich zweifle daran, 
dass Sie wirklich Interesse daran haben, diese 
wichtigen Themen ruhig und sachlich zu erörtern. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Zuerst ging es um die Reaktivierung von Bahnpro-
jekten, dann schoben die Grünen noch einen An-
trag über die allgemeine Verkehrspolitik nach, und 
dann kam die SPD mit zwei weiteren eigenen An-
trägen. Es kam nichts, was man nicht auch seit 
Jahren bei Ihren Lieblingslobbyisten Pro Bahn und 
VCD nachlesen könnte. 

Ich sage Ihnen: Das reicht nicht für eine sinnvolle 
Verkehrspolitik in einem Flächenland wie Nieder-
sachsen. Wir von CDU und FDP machen uns da 
ein umfassenderes Bild, nämlich das vollständige. 

(Lachen bei der LINKEN und bei den 
GRÜNEN) 
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Meine Damen und Herren, das Verkehrsvolumen 
wird in den nächsten Jahren und Jahrzehnten 
massiv zunehmen. Das gilt vor allem für den Gü-
terverkehr. Deshalb sprechen wir in unserem An-
trag auch von einem bedarfsgerechten Verkehrs-
angebot. Wir stellen alle Verkehrsmittel gleichbe-
rechtigt nebeneinander,  

(Ursula Weisser-Roelle [LINKE]: Das 
stimmt ja nicht!) 

und wir beziehen die tatsächliche Verkehrsentwick-
lung mit ein. 

(Zustimmung bei der FDP und bei der 
CDU) 

Das ist richtig. Sie präferieren einzelne Verkehrs-
träger und ordnen andere dann unter. Ein solches 
Konzept kann am Ende nicht funktionieren. Rot-
grüne Verkehrspolitik führt zu Chaos und Still-
stand, aber bestimmt nicht zum Erfolg. Das ist das 
Ergebnis Ihrer Prioritätensetzung. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Meine Damen und Herren, Experten rechnen allei-
ne aus den Seehäfen mit einem Wachstum von 
125 %. Wir kennen die schon heute vorhandenen 
Engpässe auf Schiene und Wasserstraße. 

(Zuruf von der SPD: Dann tun Sie 
doch einmal etwas dafür!) 

Wenn wir davon ausgehen, dass wir im besten Fall 
bis zu 15 % mehr Transporte auf die Schiene und 
bis zu 10 % auf die Wasserstraße bekämen, dann 
kämen immer noch drei Viertel des zusätzlichen 
Verkehrs auf die Straße, und damit muss man 
umgehen. Sie können vielleicht hier im Landtag 
etwas wegideologisieren. Mit den Lastern auf der 
Straße funktioniert das aber nicht, meine Damen 
und Herren. Sie verschließen vor diesen Zahlen 
einfach die Augen und nehmen chaotische Bedin-
gungen auf unseren Straßen billigend in Kauf. 

(Ursula Weisser-Roelle [LINKE]: Und 
Sie machen gar nichts!) 

Sie wollen keine Straßen ausbauen, und beim 
Lkw-Verkehr geht es Ihnen allein um mehr Maut-
einnahmen für die Steuerkassen. Das ist kein Kon-
zept, das ist Mumpitz. 

(Zustimmung bei der CDU) 

Ich nenne das sogar unverantwortlich. Meine Da-
men und Herren, ehrlich wäre es, den Bürgern 
auch zu sagen, dass die höhere Lkw-Maut auf die 
Produkte, die transportiert werden, aufgeschlagen 

wird. Alle zahlen die Zeche, nicht nur die Trans-
portfirmen. Die Fuhrunternehmen, die den höheren 
Preis nicht einfach so weitergeben können, werden 
große Probleme bekommen. Mit Ihren Plänen be-
schleunigen Sie das Sterben in diesem Gewerbe 
zugunsten der ausländischen Unternehmen. Was 
ist denn das für eine Art von Wirtschaftspolitik? 
Was machen Sie denn da? Ist das eine zukunfts-
gerichtete Verkehrspolitik? 

Wir legen unser Augenmerk weiterhin darauf, die 
Mittel sinnvoll zu verteilen,  

(Ursula Weisser-Roelle [LINKE]: Gott 
sei Dank nicht mehr lange!) 

die Fläche zu erschließen und den Verkehr ver-
nünftig auf Schiene, Straße und Wasserwege zu 
verteilen. Das verstehen wir von CDU und FDP 
unter vernünftiger Verkehrspolitik. Das werden wir 
auch weiterhin so durchführen. Dazu gehört alles: 
Schiene, Straße, Wasserwege und auch die Luft-
verkehrswege. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU - 
Zuruf von der SPD: Besonders die 
Wasserstraße!) 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 

Herzlichen Dank, Frau Kollegin König. - Für die 
CDU-Fraktion hat sich Herr Heineking zu Wort 
gemeldet. 

Karsten Heineking (CDU): 

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Her-
ren! Die Grünen fordern in ihrem Antrag in der 
Drs. 16/5168 die Korrektur des von der Landesre-
gierung zur Anmeldung der niedersächsischen 
Projekte zur Neuaufstellung des Bundesverkehrs-
wegeplans vorgestellten Konzeptes und beschrei-
ben die teilweise enthaltenen Autobahnprojekte als 
absurd. 

(Ursula Weisser-Roelle [LINKE]: Ja-
wohl!) 

Die Grünen fordern die Landesregierung dazu auf, 
die niedersächsische bzw. norddeutsche Ver-
kehrsentwicklungsplanung zu aktualisieren, eine 
grundlegende Abkehr von der bisherigen Praxis 
teurer Schubladenplanung zu vollziehen, dem 
Substanzerhalt der Infrastruktur Vorrang vor dem 
Ausbau und dem Ausbau wiederum Vorrang vor 
dem Neubau zu geben. 
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(Zustimmung von Enno Hagenah 
[GRÜNE] - Ursula Weisser-Roelle 
[LINKE]: Vernünftige Forderungen!) 

Die Einführung einer Pkw-Maut wird abgelehnt. 
Steigende Einnahmen aus der Lkw-Maut sollen 
zum Umbau der Infrastruktur genutzt werden. Dem 
Einsatz sogenannter PPP-Projekte wird eine Ab-
sage erteilt. Die Funktionen der Binnenschifffahrt 
und intermodaler Güterverkehre sollen im neuen 
Bundesverkehrswegeplan ab dem Jahre 2015 
stärker Berücksichtigung finden. Der Neubau eines 
Schiffshebewerks in Scharnebeck sowie die Rück-
nahme der Abstufung des Küstenkanals im Re-
formkonzept der WSV wird angesprochen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Der Antrag der Grünen ist das Ergebnis eines 
Fachgesprächs zum Thema „Neue Wege - Welche 
Verkehrsprojekte braucht Niedersachsen und wel-
che nicht?“, welches am 18. September im Land-
tag stattgefunden hat. Verschiedenste Punkte sind 
aus meiner Sicht kritisch zu hinterfragen. 

Erstens. Das Konzept der Landesregierung zur 
Neuaufstellung des Bundesverkehrswegeplans ist 
effizient und bedarf keiner Korrektur. Alle Straßen-
projekte, die in den Bundesverkehrswegeplan 
2015 aufgenommen werden sollen, muss das 
Land bis Mitte 2013 beim Bundesministerium für 
Verkehr, Bau und Stadtentwicklung zur Bewertung 
anmelden. Dies setzt einen umfangreichen und 
transparenten Weg beim Aufstellungsverfahren mit 
einer möglichst starken Beteiligung aus den ein-
zelnen Landesteilen voraus.  

Genau dieses sinnvolle Konzept setzt die Landes-
regierung um. Sie hat dafür folgendes Verfahren 
beschlossen: Die vorläufige Liste der in Nieder-
sachsen maßgeblichen Projekte wird im Internet 
veröffentlicht. Die Bürger und Verbände erhalten 
damit die Gelegenheit, sich über das in Nieder-
sachsen vorgesehene Verfahren und die vorläufige 
Projektliste umfassend zu informieren. Zur fachli-
chen Einbindung von Trägern öffentlicher Belange 
werden im Herbst 2012 Regionalkonferenzen 
durchgeführt. Die Landesregierung übernimmt 
dabei als oberste Landesbehörde die Moderation. 
Zu Vorschlägen über neue Maßnahmen fungieren 
die Regionalen Geschäftsbereiche der Nieder-
sächsischen Landesbehörde für Straßenbau und 
Verkehr im Nachgang zu den Regionalkonferen-
zen als Ansprechpartner. Maßnahmewünsche 
sollten bis möglichst Ende Oktober 2012 vorliegen, 
damit eine zeitgerechte Bearbeitung im Winter 
2012/2013 erfolgen kann. 

Die Straßenbauverwaltung erarbeitet auf der 
Grundlage der Ergebnisse der Regionalkonferen-
zen bis Anfang Dezember 2012 eine fortgeschrie-
bene Projektliste. Diese wird dann im Internet ver-
öffentlicht. Die Erarbeitung der Daten für die zu 
meldenden Projekte wird die Landesbehörde bis 
zum Frühjahr 2013 abschließen. 

Zum selben Zeitpunkt werden die Projektdaten 
zusammengestellt, und es wird eine abschließende 
Projektliste erarbeitet. Im Frühsommer 2013 wird 
die Landesregierung die Liste der zu meldenden 
Bundesfernstraßenprojekte zur Beschlussfassung 
vorlegen und den Landtag unterrichten. Die Liste 
der zu meldenden Projekte wird zur Information 
der Öffentlichkeit ins Internet gestellt. Im Sommer 
2013 wird die Niedersächsische Landesbehörde 
für Straßenbau und Verkehr die Projekte dem 
Bundesverkehrsministerium melden. 

Damit ist klar: Es gibt ein transparentes Verfahren 
mit starker regionaler Beteiligung. Die sinnvollsten 
Projekte werden sich am Ende durchsetzen. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Das alles gehört zu Punkt 1. 

Zweitens. Eine aktualisierte niedersächsische bzw. 
norddeutsche Verkehrsentwicklungsplanung ist 
bereits Teil des Regierungskonzeptes 2013 bis 
2018. Die CDU-Landtagsfraktion unterstützt dabei 
den Kurs der CDU in Niedersachsen nach einem 
bedarfsgerechten Ausbau der Infrastruktur, um 
Wachstum und Beschäftigung zu schaffen und zu 
sichern. Wir brauchen ein zwischen Bund und 
Ländern abgestimmtes Verkehrskonzept 2030, 
welches die Förderung aller Verkehrsträger besser 
aufeinander abstimmt. 

(Zustimmung bei der CDU und von 
Gabriela König [FDP]) 

Die Förderung sollte bedarfsgerecht verteilt wer-
den. Die Ahrensburger Liste muss Grundlage die-
ses Konzeptes sein, welches letzten Endes die 
Projekte mit dem größten gemeinsamen verkehrli-
chen Nutzen für alle norddeutschen Bundesländer 
entsprechend ihrer Verkehrsbelastung beinhalten 
soll. 

(Enno Hagenah [GRÜNE]: Das ist 
doch lächerlich!) 

Drittens. Wir stehen für wichtige Infrastrukturpro-
jekte wie die Küstenautobahn A 20,  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 
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den Weiterbau der A 39, den Ausbau der A 7, die 
Planung zur Y-Trasse, die Reaktivierung von 
Bahnstrecken; insbesondere liegt uns die Situation 
in Nordhorn - auch für den Haltepunkt am Jader-
berg haben wir sehr viel Sympathie - am Herzen. 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
Herr Kollege Heineking, ich unterbreche Sie nur 
ungern. Aber gestatten Sie eine Zwischenfrage der 
Kollegin Weisser-Roelle? 

Karsten Heineking (CDU): 

Auf gar keinen Fall lasse ich so etwas zu.  

Außerdem treten wir für den bedarfsgerechten 
Zuschnitt von Fördermitteln für die Wasserstraßen 
ein.  

Interessant ist für uns in der CDU-Landtagsfraktion 
auch das Vorhaben der CDU-Kollegen aus dem 
Landkreis Harburg, die eine S-Bahnverbindung 
von Harburg nach Lüneburg oder Tostedt fordern. 
Da sollen gewisse Untersuchungen stattfinden. 
Heiner Schönecke, ich denke, ihr habt da etwas 
Vernünftiges vor. Das halte ich für sehr interessant 
und unterstützenswert. 

Viertens. Für uns steht nicht nur der Substanzer-
halt der Infrastruktur, sondern auch der bedarfsge-
rechte Ausbau im Vordergrund unserer Politik. 

Fünftens. Über Konzepte zur Finanzierung der 
Infrastruktur in Deutschland muss man reden. Ob 
hierzu zusätzliche Aufgaben vonnöten sind, wird 
sich durch künftige Diskussionen zeigen. 

Sechstens. PPP-Projekte können im Einzelfall 
nach vorheriger Prüfung eine sinnvolle Ergänzung 
bei der Förderung von Infrastrukturprojekten sein.  

Siebtens. Intermodale Verkehrsmodelle, z. B. die 
Förderung des kombinierten Verkehrs, sind auch 
der CDU-Landtagsfraktion ein hohes Anliegen.  

(Unruhe) 

Gleiches gilt für die sinnvolle Lastenverteilung und 
die Unterstützung von Einsparpotenzialen im Gü-
terverkehr, etwa durch sogenannte Lang-Lkw.  

(Kreszentia Flauger [LINKE]: Spulen 
Sie doch ein Stück vor!)  

Wir werden keine Verkehrsträger einseitig bevor-
zugen oder vernachlässigen.  

(Clemens Große Macke [CDU]: So 
machen wir das, Karsten!)  

Wichtig ist auch, Verkehre von der Straße auf an-
dere Verkehrsträger zu legen. 

(Ursula Helmhold [GRÜNE]: Ist das 
hier ein Schnelllesewettbewerb?) 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
Herr Kollege Heineking, einen kleinen Moment! 
Ganz langsam!  

(Clemens Große Macke [CDU]: Wir 
kommen nicht mehr mit!)  

Es wird immer lauter. Vermutlich liegt der Grund 
dafür darin, dass Ihre Redezeit abläuft und Sie 
noch alles sagen wollen und deswegen etwas 
schneller werden. Ich habe die Stoppuhr im Blick. 
Sie haben noch genügend Zeit,  

(Ursula Helmhold [GRÜNE]: Sie wis-
sen doch nicht, wie viel Text er noch 
hat!)  

und Sie können auch noch im Ausschuss diskutie-
ren. Keine Sorge! - Herr Kollege Heineking, Sie 
haben das Wort.  

Karsten Heineking (CDU): 
Dies ist jedoch nicht auf Biegen und Brechen um-
setzbar.  

Der Antrag der Grünen ist Ausdruck einer rück-
wärtsgewandten und altbackenen Infrastrukturpoli-
tik, welche sich letztlich nur an Ökogesichtspunk-
ten ausrichtet.  

Die CDU-Landtagsfraktion steht für verlässliche 
und nachhaltige Infrastrukturpolitik. Diese ist Teil 
unseres täglichen Handelns und wird es auch zu-
künftig bleiben.  

(Sehr gut! bei der CDU)  

Der Antrag der SPD in Drs. 16/5133 zielt zum ei-
nen auf die Reaktivierung von Bahnstrecken, zum 
anderen auf die künftige Ausrichtung bzw. Höhe 
der Regionalisierungsmittel zur Finanzierung von 
Verkehren im SPNV und ÖPNV.  

(Ursula Helmhold [GRÜNE]: Melden Sie 
sich zum Schnelllesewettbewerb an!)  

Er stellt zutreffend fest, dass die Regionalisie-
rungsmittel in Höhe und Verteilung nur bis zum 
Jahr 2014 gesichert sind.  

(Glocke der Präsidentin)  

Derzeit laufen Verhandlungen auf Bundesebene, 
wo es um den zukünftigen Verteilungsschlüssel 
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und die Höhe der Regionalisierungsmittel für die 
Zeit ab 2015 bis zum Jahr 2019 geht.  

(Jürgen Krogmann [SPD]: So schnell 
zu reden, ist unverschämt! Unerhört!)  

Die SPD fordert, Regionalisierungsmittel langfristig 
abzusichern, eine Dynamisierung - d. h. Steige-
rung - um 2,5 % vorzusehen, die Sicherung der 
Regionalisierungsmittel zu einem Schwerpunkt der 
Landesregierung werden zu lassen sowie die Um-
stellung des Verteilungsschlüssels auf Istkosten zu 
verhindern.  

(Ursula Helmhold [GRÜNE]: Das ist 
ein Stenografenwettbewerb! Jetzt 
weiß ich es endlich!)  

Außerdem soll der Erhalt aller genutzten Bahnstre-
cken sichergestellt werden, und Streckenstilllegun-
gen sollen verhindert werden.  

(Zuruf von der LINKEN: Das ist doch 
unglaublich!)  

Der Anteil von 15 % für die Mittel nach § 45 a des 
Personenbeförderungsgesetzes soll zurückgeführt 
werden.  

(Glocke der Präsidentin)  

Dieser Antrag der Fraktion der SPD greift ein wich-
tiges Thema auf, hängt jedoch weitestgehend ak-
tuellen Entwicklungen hinterher.  

(Unruhe) 

Selbstverständlich muss die Höhe der Regionali-
sierungsmittel zur Sicherstellung der Verkehre im 
SPNV und ÖPNV für die Zeit nach 2014 gesichert 
werden.  

(Jürgen Krogmann [SPD]: Das ist 
nicht mehr komisch!)  

Dies war bereits Teil einer Initiative von CDU und 
FDP in der Drs. 16/4039.  

(Zuruf von der LINKEN: Stecker raus! 
- Heiner Bartling [SPD]: Eine Unver-
schämtheit dem Parlament gegen-
über!)  

Hier ist festgehalten, dass der Landtag die Landes-
regierung bittet, die Mittel, die der Bund nach dem 
Entflechtungsgesetz dem Land Niedersachsen zu-
weist - - -  

(Die Präsidentin schaltet dem Redner 
das Mikrofon ab) 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
Herr Kollege Heineking, ich habe das Mikrofon 
abgestellt. Sie haben die Möglichkeit, einen Satz in 
aller Seelenruhe zu sprechen.  

(Zuruf von der CDU: Vor allen Dingen: 
Luft holen!)  

Karsten Heineking (CDU): 
Ich stelle fest: Die CDU macht solide Infrastruktur-
politik. Die Opposition hängt alten Ökomodellen 
der alleinigen Bevorzugung einzelner Verkehrsträ-
ger nach und fordert Selbstverständlichkeiten, die 
längst beachtet werden. Die Anträge werden nicht 
benötigt und werden abgelehnt.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP - 
Ursula Helmhold [GRÜNE]: Vermer-
ken Sie im Protokoll: Der Stenograf 
holt tief Luft!) 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
Unsere Stenografen kann ich in diesem Kontext 
einmal erwähnen und ihnen ein riesiges Kompli-
ment für ihre Arbeit aussprechen.  

(Lebhafter Beifall) 

Manchmal möchte ich nicht in ihrer Haut stecken.  

Wir haben jetzt eine Wortmeldung zu einer Kurzin-
tervention zu der Rede des Kollegen Heineking. 
Sie haben für anderthalb Minuten das Wort, Frau 
Kollegin Weisser-Roelle. Bitte schön!  

(Gabriela König [FDP]: Wollen Sie ihn 
in der Geschwindigkeit übertreffen?) 

Ursula Weisser-Roelle (LINKE): 
Schönen Dank, Frau Präsidentin. - Kollege Heine-
king, es wäre besser gewesen, wenn Sie mir die 
Frage gestattet hätten. Jetzt habe ich die Möglich-
keit, etwas zu Ihrem Beitrag zu sagen, bevor ich 
die Frage stelle.  

Ich meine, Sie haben die Grenze dessen, worüber 
man lachen konnte, überschritten.  

(Beifall bei der LINKEN, bei der SPD 
und bei den GRÜNEN) 

Das hat mit der Würde dieses Hauses überhaupt 
nichts mehr zu tun. Welches Bild Sie abgegeben 
haben, auch den Zuschauern gegenüber, die hier 
sitzen, sollte Ihnen zu denken geben.  

(Beifall bei der LINKEN, bei der SPD 
und bei den GRÜNEN sowie auf der 
Zuschauertribüne) 
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Und dass Ihre ganze Fraktion dazu noch ge-
klatscht hat, sollte ihr zu denken geben.  

(Björn Thümler [CDU]: Sie sollten sich 
einmal an die Rechtsgrundsätze des 
Hauses halten!)  

Am Anfang habe ich versucht, Ihren Inhalten zu 
folgen. Das war nachher nicht mehr möglich, weil 
Sie zu schnell waren und auch keine Inhalte da 
waren.  

(Clemens Große Macke [CDU]: Nun 
mal ein bisschen langsamer!)  

Aber ich habe trotzdem eine Frage. Sie sprachen 
von der Ahrensburger Liste.  

(Björn Thümler [CDU]: Die kennen Sie 
nicht?)  

Ich muss sagen: Ich habe von der Ahrensburger 
Liste noch nichts gehört.  

(Björn Thümler [CDU]: Das ist 
schlimm genug!)  

- Das macht nichts. Ich bin auch hier, um zu ler-
nen. Ich sage nicht, dass ich alles weiß.  

(Zustimmung von Ina Korter [GRÜNE])  

Von daher habe ich auch kein Problem damit, das 
zu sagen, wenn ich etwas nicht weiß. Herr Heine-
king wird mich jetzt sicherlich aufklären.  

(Beifall bei der LINKEN und bei den 
GRÜNEN - Jens Nacke [CDU]: Das 
Problem ist, dass Sie nichts lernen, 
egal, wie viel wir erklären! - Gegenruf 
von Kreszentia Flauger [LINKE]: Pro-
jektion, Herr Nacke!) 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
Ganz herzlichen Dank, Frau Kollegin Weisser-
Roelle. - Herr Heineking, Sie haben anderthalb 
Minuten.  

Karsten Heineking (CDU): 
Frau Kollegin Weisser-Roelle, Sie haben sicherlich 
auch deshalb einige Dinge nicht verstanden, weil 
es sehr laut war. Wenn es nicht so laut gewesen 
wäre, hätten Sie vielleicht das eine oder andere 
verstanden.  

(Ursula Helmhold [GRÜNE]: Nein! 
Das konnte man nicht verstehen!)  

Ich räume ein, dass ich sehr schnell vorgetragen 
habe. Aber ich glaube, dass das, was ich gesagt 
habe, sachlich richtig gewesen ist.  

(Zustimmung von Ernst-August Hop-
penbrock [CDU] - Zurufe von den 
GRÜNEN: Das glauben Sie? Sind Sie 
sich da sicher?) 

Die Ahrensburger Liste ist das Ergebnis von Dis-
kussionen, Konferenzen und Vereinbarungen der 
norddeutschen Länder und enthält die wichtigen 
Infrastrukturprojekte, die wir hier in Norddeutsch-
land voranbringen wollen. Dass Sie die nicht ken-
nen, das spricht für sich.  

(Zustimmung bei der CDU und bei der 
FDP) 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
Jetzt hat zu den einzelnen Tagesordnungspunkten 
für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Herr Ha-
genah das Wort.  

(Dr. Gabriele Heinen-Kljajić [GRÜNE]: 
Nicht so schnell reden! Qualität statt 
Quantität! - Ursula Helmhold [GRÜ-
NE]: Die Entdeckung der Langsam-
keit!)  

Enno Hagenah (GRÜNE): 
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Kollege Heineking, die Ahrensburger 
Liste enthält nicht das Beste und Dringendste. 
Vielmehr ist die Ahrensburger Liste das Wunsch-
programm, auf das sich die Ministerpräsidenten 
geeinigt haben,  

(Beifall bei den GRÜNEN und Zu-
stimmung bei der SPD) 

bar jeder Finanzierbarkeit und bar jeder Vernunft in 
Bezug auf das, was der Bundeshaushalt zulässt. 
Dass man mit einem solchen Programm in Berlin 
keinen durchschlagenden Erfolg hat und seine 
Projekte nicht durchsetzen kann, ist kein Wunder.  

(Zuruf von Gabriela König [FDP]) 

Der eigentliche Grund dafür, Frau König, dass wir 
unseren Antrag gestellt haben, sitzt vor Ihnen: Das 
ist Herr Bode.  

(Christian Grascha [FDP]: Guter 
Mann!) 

Er hat mit seinen wirklich hanebüchenen Aussa-
gen dazu, was er sich so alles wünscht  

(Björn Thümler [CDU]: Er hat eine 
Frage gestellt!)  
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für den Bundesverkehrswegeplan, unsere Geduld 
zum Platzen gebracht  

(Christian Grascha [FDP]: Wenn man 
in Verhandlungen hineingeht, muss 
man vorher formulieren, was man 
will!)  

und verursacht, dass wir jetzt vor der Wahl klar 
sagen müssen - hier im Parlament und nicht nur in 
unserem Programm -, was anders laufen muss als 
bei dem, was diese Landesregierung mit diesem 
Minister derzeit zu veranstalten versucht.  

(Zustimmung von Ina Korter [GRÜNE])  

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
Herr Hagenah, bevor Sie fortfahren: Der Herr Ab-
geordnete Bode möchte Ihnen eine Zwischenfrage 
stellen.  

Enno Hagenah (GRÜNE): 
Wenn er dazulernen will, soll er das machen.  

(Beifall bei den GRÜNEN und Zu-
stimmung bei der SPD) 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
Herr Abgeordneter Bode!  

Jörg Bode (FDP): 
Sehr geehrter Herr Hagenah, Sie haben gerade 
erklärt, dass die Ahrensburger Liste eine Wunsch-
liste der Ministerpräsidenten der norddeutschen 
Länder sei. Stimmen Sie mir darin zu, dass es sich 
hierbei nicht um eine Liste der Ministerpräsidenten 
der norddeutschen Länder handelt, sondern um 
eine in den Regierungen abgestimmte gemeinsa-
me Liste der norddeutschen Länder, dass in der 
Zeit der Aufstellung und danach in einigen nord-
deutschen Ländern rot-grüne oder schwarz-grüne 
Koalitionen bestanden haben und dass auch grüne 
Minister, die für Verkehr zuständig waren, diese 
von Ihnen verteufelte Liste unterstützt und für gut 
befunden haben?  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
Herr Hagenah, Sie haben das Wort.  

Enno Hagenah (GRÜNE): 
Herr Bode, Sie haben in einem Punkt außerordent-
lich recht: Es ist eine Wunschliste der Regierungen 
der norddeutschen Länder. Dadurch wird es aber 
leider nicht besser.  

(Beifall bei den GRÜNEN und Zu-
stimmung bei der SPD) 

In der Addition wirkt diese Wunschliste auf den 
Bund wie vor Weihnachten die Wunschliste eines 
Kindes auf die Eltern, wenn da auch die zweite 
Seite noch ganz eng beschrieben ist. Man kann 
keine Priorität erkennen.  

(Beifall bei den GRÜNEN - Jörg Bode 
[FDP]: Was ist mit den grünen Minis-
tern und ehemaligen Ministern? - Zu-
rufe von der CDU und von der FDP) 

Selbst in der IHK ist das, was Sie, Herr Bode, für 
den neuen Bundesverkehrswegeplan vorgelegt 
haben, nur noch mit Kopfschütteln kommentiert 
worden. Die sagen: Wieso bringt denn die Regie-
rung jetzt plötzlich noch zusätzliche Parallelauto-
bahnen ins Spiel, wo doch schon die anderen, die 
jetzt geplant werden, in absehbarer Zeit keine 
Aussicht auf Finanzierung haben? Das macht es 
doch noch schwieriger, irgendetwas für Nieder-
sachsen durchzusetzen. - Das sollte Ihnen eine 
ernste Warnung sein.  

(Gabriela König [FDP]: Aber Sie wis-
sen schon, wie lange das dauert? 30 
Jahre sind da nichts!)  

Grüne und SPD legen Ihnen mit den Anträgen, die 
heute hier eingebracht werden, ein Gegenkonzept 
zu Ihrem Wolkenkuckucksheim vor. Wir berück-
sichtigen nämlich den demografischen Wandel, 
von dem Sie scheinbar nur gehört haben - in Ihren 
Zahlen drückt er sich nicht aus -,  

(Zustimmung bei den GRÜNEN - Jörg 
Bode [FDP] lacht) 

und die Notwendigkeit, die jeweils effektivste Prob-
lemlösung auszuwählen, z. B. beim weiter wach-
senden Hafenhinterlandverkehr. Wir stellen uns 
auch der Schuldenbremse und dem Klimawandel, 
was Sie immer tunlichst vermeiden, Frau König.  

(Widerspruch bei der FDP)  

Ihre bisherigen Verkehrsprognosen, Herr Bode, als 
schlichte Verlängerungen des Vergangenen gehen 
nämlich längst schon nicht mehr auf.  

(Jens Nacke [CDU]: Sie haben die 
Schuldenbremse doch abgelehnt!)  

Wir müssen zukünftig viel stärker den immer wie-
der sprunghaft ansteigenden Ölpreis und die im-
mer strikteren Klimaschutzvorgaben berücksichti-
gen.  
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Die in Ihren Vorschlägen, Herr Minister Bode, an-
gelegte erneute Überzeichnung des Bundesver-
kehrswegeplans macht ihn zu einer politischen 
Wunschliste, die wir uns in dieser Welt nicht mehr 
leisten können. Sie sind politisch einfach im ver-
gangenen Jahrhundert hängen geblieben.  

Nach internationalen Vergleichsstudien ist 
Deutschland in Bezug auf seine Infrastruktur welt-
weit führend. Nur der nicht mit unseren Verhältnis-
sen vergleichbare Staat Singapur liegt noch vor 
uns, Frau König. Vielleicht sollten Sie sich damit 
auch mal beschäftigen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Der Erhalt des Substanzwertes wurde aber von 
dieser Regierung in den vergangenen Jahren sträf-
lich vernachlässigt, um möglichst viele Neubauki-
lometer planen zu können - ein fahrlässiger und 
kurzsichtiger Ansatz.  

Es geht heutzutage um die Frage, wie wir mit den 
geringen vorhandenen Mitteln die insbesondere für 
den noch wachsenden Güterverkehr im Hafenhin-
terland notwendigen zusätzlichen Kapazitäten 
schaffen können. Darauf fehlt Ihnen die Antwort. 

Deshalb muss die Priorität klar die Auflösung vor-
handener Knotenprobleme und Engstellen bei den 
umweltverträglichsten Güterverkehrswegen - 
Schiene und Binnenwasserstraße - sein.  

Ausgebaut werden muss auch die Intermodalität, 
der effektive Übergang zwischen den Verkehrsträ-
gern, um den Ferntransport auf Schiene und Was-
serstraße schnell und günstig auf die regionale 
Feinverteilung umladen zu können. Auch dazu gibt 
es von Ihrer Seite viel zu wenige Vorschläge.  

Alle anderen Neubauwünsche müssen dahinter 
zurücktreten. Wir brauchen, wie von uns und der 
SPD gefordert, eine kritische Überprüfung all die-
ser Ideen und Planungen im Hinblick auf deren 
nachhaltigen Nutzen. Um diese ehrliche Priorisie-
rung haben sich nämlich CDU und FDP in den 
vergangenen Jahren sträflich gedrückt. Sie ver-
stärken so die Verkehrsprobleme durch Fortset-
zung der Planung nach Gutsherrenart. Ausbau- 
und Neubauzusagen nach wahltaktischer Oppor-
tunität sind das Gegenteil von effektivem und 
transparentem Mitteleinsatz.  

Nachdem jetzt auch Ihnen dämmert, Herr Bode 
und Herr Thümler, dass Sie mit Ihren unrealisti-
schen Wunschlisten ein Glaubwürdigkeitsproblem 
haben, öffnen Sie Ihre Wundertüte mit neuen Fi-
nanzierungsquellen. 

(Jörg Bode [FDP}: Hä?) 

- Ja. Der eine, nämlich Sie, Herr Bode, setzt auf 
die Umgehung des Neuverschuldungsverbotes mit 
PPP-Finanzierungen - das haben Sie heute Mor-
gen ja für den Verkehrsbereich klar zu erkennen 
gegeben -, und der andere, Herr Thümler, holt die 
Pkw-Maut aus dem Giftschrank, um zusätzliches 
Spielgeld für Wahlversprechen vorzutäuschen. 
Darauf fallen die Menschen in unserem Land nicht 
mehr herein; da bin ich sicher.  

Die realistischen Zukunftskonzepte für Nieder-
sachsens Verkehrspolitik haben Ihnen Grüne und 
SPD heute auf den Tisch gelegt. 

(Gabriela König [FDP] lacht) 

Herr Thümler, Herr Ministerpräsident McAllister, 
Sie sollten bei den Vorbereitungen zum Bundes-
verkehrswegeplan in Niedersachsen das Gleiche 
machen, was Sie sinnvollerweise schon bei der 
EU-Förderung gemacht haben. Die haben Sie 
nämlich bis nach der Wahl auf Eis gelegt. Machen 
Sie das bei den Vorbereitungen zum Bundesver-
kehrswegeplan auch. Alles, was Sie jetzt tun, ist 
sowieso vergebliche Liebesmüh. Das wird ab dem 
20. Januar neu gedacht. 

Vielen Dank.  

(Beifall bei den GRÜNEN und Zu-
stimmung bei der SPD) 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
Danke schön. - Für die SPD-Fraktion spricht zu 
diesem Tagesordnungspunkt noch einmal Herr 
Kollege Will. Bitte schön! 

Gerd Ludwig Will (SPD): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Zu 
den Einlassungen von Herrn Heineking will ich jetzt 
nichts sagen. Aber Frau König, Ihre Hardcore-
Rede gegen die Schiene heute war wirklich spitze. 

(Gabriela König [FDP]: Das ging nicht 
gegen die Schiene!) 

Ihrer Fraktion war dieses Thema so wichtig, dass 
nur Herr Professor Zielke im Raum war; und Herr 
Hoppenbrock musste den ideellen Gesamtklat-
scher machen. Ich finde, bei so einem zentralen 
Thema gehört man hier ins Parlament. 

(Heiterkeit und Zustimmung bei der 
SPD und bei den GRÜNEN - Jens 
Nacke [CDU]: Und von der SPD sind 
alle da? Ich schätze mal, das ist ein 
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Drittel von Ihrer Fraktion! - Gegenruf 
von Detlef Tanke [SPD]: Aber „ideeller 
Gesamtklatscher“ war gut! - Gegenruf 
von Jens Nacke [CDU]: Nein, das war 
überhaupt nicht gut!) 

Meine Damen und Herren, ich will etwas zu den 
drei Anträgen sagen, zu denen wir heute die erste 
Beratung durchführen. Wie sieht die Zukunft der 
Regionalisierungsmittel für Niedersachsen aus? - 
Bei den anstehenden Verhandlungen agiert der 
zuständige Minister viel zu zaghaft. Das sagen 
nicht nur wir, sondern auch viele betroffene Ver-
bände und Institutionen des Verkehrsgewerbes.  

Wegen Ihrer schlechten Verhandlungsstrategie 
stehen Sie auf Bundesebene ziemlich isoliert da. 
Andere Bundesländer haben mehr Strecken sa-
niert, mehr stillgelegte Strecken wieder in Betrieb 
genommen - übrigens auch CDU-regierte Bundes-
länder; ihren Anteil bei den Regionalisierungsmit-
teln werden sie natürlich verteidigen. Das ist nach-
vollziehbar. Niedersachsen hat dagegen in erster 
Linie in Fahrleistungen investiert, die es nun im 
Verteilungskampf bei den Revisionsverhandlungen 
auf Bundesebene zu verteidigen gilt. Dazu zählt 
z. B. auch die gegenseitige Unterstützung der 
Bundesländer, die vergleichbare Strukturen haben. 
Ich denke dabei auch an Schleswig-Holstein. Im 
Ländervergleich werden insbesondere Nieder-
sachsen und Schleswig-Holstein bei der Verteilung 
der Regionalisierungsmittel bezogen auf Fläche 
und Bevölkerungsanteil benachteiligt.  

Ziel muss es bleiben, mehr Menschen zum Um-
stieg auf Bus und Bahn zu bewegen. Das errei-
chen wir durch weitere Verbesserung der Ver-
kehrsqualität und stärkere Kundenorientierung. 
Das erreichen wir auch durch eine stärkere Ver-
netzung der Mobilitätssysteme, z. B. den weiteren 
Ausbau des Niedersachsentickets und telematisch 
gestützter Informationssysteme. Fahrplan- und Ist-
zeitinformationen sind für die zukünftigen Kunden 
des ÖPNV immer wichtiger. Diese Dienstleistun-
gen gilt es auszubauen, um die Verkehrssysteme 
noch attraktiver zu machen. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, Grundvoraussetzung 
bleibt: Die Regionalisierungsmittel für Niedersach-
sen in Höhe von 617 Millionen Euro müssen über 
die geplante Laufzeit bis 2019 abgesichert werden, 

(Zustimmung bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

damit die zuständigen Regionen in Niedersachsen 
Planungssicherheit behalten und z. B. langfristige 
Verkehrsverträge vereinbart werden können.  

Bereits heute wird deutlich, dass alle Landesteile 
Niedersachsens betroffen sind und der Erfolg der 
Verhandlungen über die zukünftige Mobilitätssi-
cherung der Menschen entscheidet. Wir müssen 
gegenüber dem Bund für eine Gleichbehandlung 
mit den anderen Bundesländern eintreten und 
verhindern, dass die Mittel in Niedersachsen auf-
grund von Kürzungen zugunsten anderer Bundes-
länder umverteilt werden. Wenn das gelingt, kann 
der leider noch unterdurchschnittliche Anteil am 
Eisenbahnverkehr in Niedersachsen durch Takt-
verdichtungen und gezielte Reaktivierungsmaß-
nahmen gesteigert werden. 

(Zustimmung bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, einige grundsätzliche 
Anmerkungen zur Verkehrspolitik in Niedersach-
sen: Mit Blick auf die Ankündigung des Minister-
präsidenten, die A 2 müsse nun schnell achtspurig 
ausgebaut werden, und die Vorlage des Ver-
kehrsministers vom 27. Juli, in der ein Wunsch-
konzert des Ausbaus einer straßenfixierten Infra-
struktur formuliert ist, müssen wir feststellen: In der 
Praxis hat diese Landesregierung eine sehr be-
scheidene Leistungs- und Umsetzungsbilanz. 

(Zustimmung bei der SPD und bei den 
GRÜNEN - Zuruf von der SPD: Das 
ist wohl wahr!) 

Meine Damen und Herren, weil es hier angespro-
chen worden ist: Bei der Y-Trasse werden immer 
noch das Ob und das Wie untersucht. Vorhandene 
Bahnstrecken werden nicht entschlossen saniert, 
um z. B. kurzfristig Hafenhinterlandverkehre auf-
nehmen zu können. Es gibt nur allgemeine Be-
kenntnisse zum Schiffshebewerk in Scharnebeck 
bei gleichzeitiger nunmehr geplanter Rückstufung 
von Binnenwasserstraßen wie z. B. des Küstenka-
nals. An der A 20 wird bisher nur geplant. Kein 
Meter wurde in den letzten zehn Jahren in Nieder-
sachsen gebaut. 

(Ministerpräsident David McAllister: 
Wie denn auch? Wie soll das gehen 
ohne Baureife?) 

- Wenn Sie schon diese Frage stellen - - - 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
Ich unterbreche Sie, Herr Will: Normalerweise darf 
der Ministerpräsident von der Regierungsbank aus 
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gar keine Fragen stellen und keine Bemerkungen 
machen.  

(Zustimmung bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Das wäre anders, wenn er als Abgeordneter unten 
im Saal säße. - Herr Will! 

Gerd Ludwig Will (SPD): 
Die A 26 ist immer noch nicht fertig. Auch die 
durchgehende Befahrbarkeit der A 39 liegt noch in 
weiter Ferne, obwohl wir bereits in der letzten Le-
gislaturperiode diesen Autobahnausbau hier ge-
meinsam unterstützt haben. 

(Björn Thümler [CDU]: Na toll! Und 
das Planungsrecht hebeln wir aus!) 

Ihr Handeln war zaghaft, und in den Verhandlun-
gen mit dem Bund waren Sie wenig erfolgreich, 
auch was die Frage der Infrastruktur der norddeut-
schen Häfen als nationale Aufgabe betrifft. Das 
Geld für große, durchaus zweifelhafte Verkehrs-
projekte geht weiterhin in den Süden. 

Meine Damen und Herren, ich rate zu mehr Ehr-
lichkeit im Umgang mit den Wunschlisten. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Es muss eine Konzentration auf umsetzbare Ver-
kehrsprojekte geben. Da gilt: Sanierung und Aus-
bau vor Neubau. Es geht auch um Lückenschlüsse 
bei begonnenen Maßnahmen. Es ist an der Zeit, 
mit dem Bund endlich über eine Erhöhung der 
Planungsmittel, z. B. für die Projekte, zu verhan-
deln. Niedersachsen zahlt nach wie vor einen zu 
hohen Anteil bei den Planungskosten. Das ist nun 
gerade nicht unsere Aufgabe, meine Damen und 
Herren. 

(Zustimmung bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir müssen den 
Reformstau überwinden. Wir brauchen einen neu-
en Aufbruch in der Verkehrspolitik. Die nieder-
sächsische Verkehrspolitik ist mit großen Heraus-
forderungen konfrontiert: Kapazitätsengpässe und 
Staus infolge eines gewachsenen Güterverkehrs, 
Verkehrslärm, Verfehlung der Klimaschutzziele, 
Verfall der Infrastruktur durch fehlende Unterhal-
tung - ich denke insbesondere an die Landesstra-
ßen.  

Diese Entwicklungen sind für das Land dramatisch. 
Denn gut ausgebaute Verkehrswege bilden nicht 
nur die Voraussetzung für die persönliche Mobilität 

der Bürgerinnen und Bürger, sondern sind auch 
wesentliche Grundzüge unserer wirtschaftlichen 
Stärke als Industrie-, Dienstleistungs- und Export-
land. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, viele Verkehrs-
projekte des jetzigen Bundesverkehrswegeplans 
stehen nach zehn Jahren Schwarz-Gelb noch am 
Anfang oder sind trotz fertiger Planung und Baurei-
fe nicht einmal begonnen, weil Sie schlichtweg 
überhaupt kein Geld haben. 

(Zustimmung von Detlef Tanke [SPD]) 

Bevor wir über die reine Fortschreibung des Bun-
desverkehrswegeplans reden, bedarf es einer 
besseren Bürgerbeteiligung und gleichzeitig einer 
Planungsbeschleunigung. 

Bei der neuen Bundesverkehrswegeplanung brau-
chen wir angesichts begrenzter finanzieller Res-
sourcen eine eindeutige Prioritätensetzung. 

Wir wollen statt isolierter Betrachtung der einzel-
nen Verkehrsträger und deren Einzelprojekten 
einen verkehrsträgerübergreifenden und netzbe-
zogenen Ansatz. Alle vier großen Verkehrsträger 
sind unter Vernetzungsgesichtspunkten bei Aus-
bauprojekten zu planen und zu realisieren. Das gilt 
z. B. auch für den Verkehrsbereich Fußgänger und 
Radfahrer. Wir wollen den Umstieg zu umwelt-
freundlicheren Verkehrsträgern und einen sinnvol-
len Anteil aller Verkehrsträger. Die Auswahl der 
Einzelprojekte muss nach ihrer Funktion und Be-
deutung für das Gesamtnetz erfolgen. 

Meine Damen und Herren, in den nächsten Jahren 
wird es praktisch darum gehen, Ihre liegen gelas-
senen Planungen zu Ende zu führen. Das gilt für 
die A 39 in nördliche Richtung, für die A 20 in ge-
samter Länge in Niedersachsen und für die Ertüch-
tigung der vorhandenen Bahnstrecken sowohl der 
DB Netz AG als auch der NE-Bahnen in Nieder-
sachsen. 

Noch einmal zur A 20, weil gestern und heute hier 
wieder Legenden gestrickt wurden: Rot-Grün be-
kennt sich in Schleswig-Holstein im Koalitionsver-
trag ausdrücklich zum Neubau der A 20 bis zur 
A 7. 

(Christian Dürr [FDP]: Alles klar!) 

Das sind 30 km Strecke, die in den nächsten Jah-
ren gebaut werden. 

(Ministerpräsident David McAllister: 
Wo ist der Rest?) 
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In den letzten sieben Jahren hat die alte Landes-
regierung in Schleswig-Holstein keinen Meter die-
ser Autobahn gebaut. 

(Beifall bei der SPD) 

Hören Sie doch auf, uns zu kritisieren. 

(Christian Dürr [FDP]: Das Land baut 
doch gar nicht!) 

Sagen Sie das Ihren Leuten. Sie haben da ver-
sagt. 

(Lachen bei der CDU - Jens Nacke 
[CDU]: Bitte, Herr Will! Das kann man 
doch nicht ernsthaft so vertreten!) 

Gleichzeitig wird die neue Landesregierung die 
Planung bis zur Elbe vorantreiben. Auch das ist in 
Schleswig-Holstein übrigens im Koalitionsvertrag 
geregelt. Was wollen Sie also eigentlich? 

(Jens Nacke [CDU]: Was wir wollen, 
kann ich Ihnen sagen: Wir wollen, 
dass Schleswig-Holstein seine Ver-
sprechen einhält und nicht Rot-Grün 
die Versprechen zwischen allen Län-
dern bricht!) 

Meine Damen und Herren, wie viel A 20 haben Sie 
eigentlich von den über 120 km in Niedersachsen 
in den letzten zehn Jahren gebaut? Sie haben nur 
sieben Abschnitte in der Planung, aber keinen 
einzigen Kilometer realisiert. Verschonen Sie Rot-
Grün also mit Zensuren! 

(Beifall bei der SPD - Jens Nacke 
[CDU]: Er will nicht hören, was in den 
anderen Ländern ist!) 

Meine Damen und Herren, treiben Sie deshalb die 
Klärung der alten oder neuen Y-Trasse bei der 
Bahn voran bzw. sorgen Sie für die Ertüchtigung 
der vorhandenen Bahnstrecken! 

(Christian Grascha [FDP]: Sie lassen 
sich doch von den Grünen an der Na-
se herumführen!) 

Hier haben Sie die Investitionsmittel für die NE-
Bahnen bekanntlich um 2 Millionen Euro auf 
2,7 Millionen Euro reduziert. Das ist ein völlig fal-
sches Signal in Richtung Stopp, meine Damen und 
Herren. Bei der Y-Trasse haben wir Mittel für eine 
gemeinsame Finanzierung der Planung in den 
vergangenen Jahren hier durchgesetzt. Allein: Sie 
haben nichts daraus gemacht. 

Zu den Altlasten gehören auch die baureifen Orts-
umgehungen der Bundesstraßen, die seit Jahren 
auf das Geld und den Baubeginn warten. 

An vielen Stellen im Land haben Sie in den letzten 
zehn Jahren durch eingeleitete Planungen Hoff-
nungen geweckt. Wie sieht denn Ihr Plan für eine 
gute Verkehrsanbindung des Westharzes und des 
Weserberglandes aus? Vertrösten Sie uns nicht 
mit dem neuen Bundesverkehrswegeplan, sondern 
sagen Sie uns einmal, wie Sie was finanzieren 
wollen! Ihre Ziele sind entweder sehr bescheiden 
geworden oder utopische Fantasien, die niemals in 
absehbarer Zeit bzw. während der nächsten Lauf-
zeit des Bundesverkehrswegeplans realisiert wer-
den können. 

Es bleibt dabei: Sie können es nicht. Außer An-
kündigungen nichts Neues! Das letzte von Sigmar 
Gabriel noch mit initiierte große Verkehrsprojekt 
war der Lückenschluss der A 31, 

(Björn Thümler [CDU]: Der hat das ini-
tiiert? - Heinz Rolfes [CDU]: Geht 
doch auf die Bäume schlafen!) 

der auch mit massiver Unterstützung des Landes 
Niedersachsen erfolgte. Wir warten immer noch 
auf Ihre großen Verkehrsprojekte in Niedersach-
sen, Herr Hoppenbrock - aber nur noch bis zum 
20. Januar 2013. Dann haben andere die Verant-
wortung und werden Ihnen das zeigen. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD) 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
Herzlichen Dank, Herr Kollege Will. - Zu einer 
Kurzintervention auf Sie hat sich Frau Kollegin 
König von der FDP-Fraktion zu Wort gemeldet. Sie 
haben für anderthalb Minuten das Wort. 

(Unruhe) 

- Ein bisschen Ruhe und Konzentration! Dieser 
Tagesordnungspunkt geht langsam dem Ende 
entgegen. - Frau König! 

Gabriela König (FDP): 
Frau Präsidentin, so lange brauche ich gar nicht. 
Ich habe nur eine ganz kurze Frage.  

Herr Will, Sie sagen immer, wir würden so vieles 
fordern und gar nichts umsetzen können. 

(Zuruf von der SPD: Das stimmt 
doch!) 

Ich glaube, Sie haben noch nicht erlebt, wie Auto-
bahnen in Deutschland gebaut werden - außer bei 
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der A 31, die quer durchs Emsland und die Graf-
schaft führt und ein PPP-Modell war - und wie 
lange das dauert. Wir gehen in der Regel von 30 
Jahren aus. Meinen Sie nicht, dass wir früh genug 
anfangen müssen, diese Dinge eventuell einzufor-
dern? 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
Herr Kollege Will, selbstverständlich dürfen Sie 
antworten. Anderthalb Minuten auch für Sie! 

Gerd Ludwig Will (SPD): 
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Frau König, natürlich ist mir bekannt, dass 
es Planungszeiten gibt. Aber Sie haben in den 
letzten zehn Jahren viel Zeit verstreichen lassen, 
anstatt diese Planung energisch und sinnvoll zu 
beginnen. Sonst wären wir bei den Projekten ein 
ganzes Stück weiter. 

Sie sollten bei den Menschen im Land nicht immer 
mit Ihren Baufantasien Hoffnungen wecken, die 
Sie nachher nicht realisieren können - 

(Christian Dürr [FDP]: Aber aufhören 
zu planen, kann doch keinen Sinn 
machen!) 

Sie ohnehin nicht mehr. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
Danke schön. - Nun hat für die Landesregierung 
Herr Minister Bode das Wort. 

Jörg Bode, Minister für Wirtschaft, Arbeit und 
Verkehr: 
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Ich hatte eigentlich gedacht, dass Einigkeit 
darüber herrscht, dass auch Niedersachsen auf-
grund seiner exponierten Lage im Gesamtver-
kehrssystem Wohlstand und Wachstum nur bei 
einer funktionierenden und leistungsfähigen Ver-
kehrsinfrastruktur erreichen kann und wir deshalb 
so sehr auf eine ausreichend ausgebaute Infra-
struktur angewiesen sind.  

Aber nachdem ich Herrn Hagenah hier gehört ha-
be und nachdem Herr Will das quasi in enger Ab-
stimmung ergänzt und unterstützt hat, habe ich 
schon Sorge, was passieren würde, wenn Rot-
Grün in 20 Jahren oder 30 Jahren doch einmal in 
Regierungsverantwortung kommen sollte. Das, 

was hier angekündigt worden ist, ist wieder ein 
Abbau von Verkehrsinfrastruktur in Niedersachsen. 

(Beifall bei der FDP und Zustimmung 
bei der CDU) 

Das ist leider nicht neu. Denn was war das letzte 
Mal, als Rot-Grün hier in Niedersachsen sein Un-
wesen treiben durfte? Da hat sich Jürgen Trittin 
dafür gerühmt, dass nicht ein einziges Projekt zum 
Bundesverkehrswegeplan angemeldet worden ist. 
Darunter hatten wir ein Jahrzehnt zu leiden. Nie-
dersachsen ist ein Jahrzehnt zurückgefallen. Die 
Gelder sind in den Süden gegangen. Sie sind für 
andere Projekte ausgegeben worden, und wir hat-
ten hier das Nachsehen, meine sehr geehrten 
Damen und Herren. 

(Lebhafter Beifall bei der FDP und 
Beifall bei der CDU) 

Warum haben wir denn an der Küste noch keine 
A 20? Warum haben wir denn diese Verbindung 
der Regionen nicht? Weil es nicht angemeldet 
worden ist! Weil Rot-Grün es auf Eis gelegt hat! 
Weil man überhaupt keine Idee hatte, etwas in 
Straßen zu machen! Weil Sie Ideologen waren! 

(Lebhafter Beifall bei der FDP und 
Beifall bei der CDU) 

Herr Hagenah, ich weiß ja nicht, ob Herr Hop-
penbrock mit der These recht hat, dass Sie Auto-
bahnen nur aus dem Fernsehen kennen und noch 
nie auf einer Autobahn waren. Aber bei den Atta-
cken, die Sie andauernd gegen den Straßenver-
kehr reiten, kann man schon das Gefühl haben, 
dass Straßen und Autobahnen Ihnen tatsächlich 
fremd sind. Sie müssen einmal anfangen, trimodal 
zu denken, und dürfen nicht immer die Eisenbahn 
als Allheilmittel zu sehen! 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
Herr Minister Bode, gestatten Sie eine Zwischen-
frage des Kollegen Hagenah? 

Jörg Bode, Minister für Wirtschaft, Arbeit und 
Verkehr: 
Ich möchte jetzt am Stück vortragen. Er kann spä-
ter noch dazukommen.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren, was 
passiert denn, wenn Rot und Grün nichts mehr 
zum Bundesverkehrswegeplan anmelden? Dann 
werden wir keine Zukunftsprojekte haben. Bei ei-
nem Güterverkehr, der nach den Prognosen bis 
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zum Jahr 2025 um 76 % ansteigen wird und nicht 
in dem Maße auf die Wasserstraßen ausweichen 
können wird, sind alle Autobahnen in Niedersach-
sen verstopft, wenn man Ihnen folgt. Das ist Still-
stand! Das ist Rückschritt! Das ist Vernichtung von 
Wohlstand in Niedersachsen! 

(Beifall bei der FDP und Zustimmung 
bei der CDU) 

Welche Erfolge haben wir denn tatsächlich ge-
habt? Das will ich Ihnen gerne einmal darstellen. 

Im Bundesfernstraßenbau ist es uns in den letzten 
Jahren immer wieder gelungen, zusätzliche Mittel 
aus den anderen Ländern, in die sie nicht abge-
flossen sind, nach Niedersachsen zu holen. Plan-
festgestellte Projekte kamen immer sehr zeitnah in 
den Bau. Bei keinem planfestgestellten Projekt ist 
der Planfeststellungsbeschluss verfallen. 

Bei der Schiene ist es uns gelungen, die Investitio-
nen für die kommenden Jahre kontinuierlich zu 
steigern. In der Vergangenheit waren weniger als 
5 % der Investitionsmittel in die norddeutschen 
Küstenländer gegangen. Seitdem wir verhandeln, 
ist es uns gelungen, dass der Anteil von Nieder-
sachsen im aktuellen Investitionsrahmenplan bis 
2015 auf über 10 % steigt, meine sehr geehrten 
Damen und Herren. Das ist erfolgreiche Politik für 
die Menschen hier. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Bei der Seehafenhinterlandanbindung haben wir 
auch mit den nichtstaatlichen Eisenbahnen, mit 
den NE-Bahnen, die Wege aufgezeigt. Wir haben 
es geschafft, dass sich die Koalition im Bund in 
ihrem Koalitionsvertrag auch bereit erklärt, hier mit 
einzusteigen, um Engpässe im Eisenbahnnetz zu 
beseitigen. 

Bei den Binnenwasserstraßen kämpfen wir für die 
notwendigen Investitionen im norddeutschen Was-
serstraßennetz. Ich bin fest davon überzeugt, dass 
wir uns hierbei ebenfalls darüber freuen können, 
dass Niedersachsen besser abschneiden wird als 
andere Länder, meine sehr geehrten Damen und 
Herren.  

Aber kommen wir zur Planung und Verwirklichung 
von Infrastrukturgroßprojekten! Da stehen wir heu-
te größeren Anforderungen gegenüber, das ist 
völlig unbestritten. Neue Formen der Bürgerbeteili-
gung liegen gerade mir sehr am Herzen. Ich ver-
weise hierzu auf die von der Landesregierung ge-
meinsam mit der Bertelsmann Stiftung durchge-
führten Dialogprojekte zur A 33 bei Osnabrück 

oder auch auf die Kommunikationsoffensive zu-
sammen mit der Deutschen Bahn bei der Y-Tras-
se.  

Wir setzen das übrigens im Hinblick auf den Bun-
desverkehrswegeplan fort. Wir gehen in eine breite 
öffentliche Diskussion. Anders als alle anderen 
Bundesländer veröffentlichen wir zum Straßenbau 
Informationen im Internet, also für jeden Bürger 
einsehbar, wir führen Regionalkonferenzen durch. 
Wir wollen vorher mit den Bürgern diskutieren. Wir 
wollen die Sorgen, die sie haben, natürlich entkräf-
ten, nach guten Lösungen suchen, aber auch das 
Know-how und den Ideenreichtum der Bürger dort 
nutzen, wo sie uns selbst Ideen für andere Dinge 
geben. Das wollen wir aufgreifen. Das ist weltweit 
einmalig, was wir hier machen. Darauf sind andere 
Länder tatsächlich neidisch, dass wir hierbei schon 
so weit sind. 

(Zustimmung bei der FDP) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, kommen 
wir noch einmal zu dem Antrag der SPD und zu 
den Regionalisierungsmitteln! Seit der letzten Än-
derung des Regionalisierungsgesetzes im Jahr 
2007 ist bekannt, dass für die Regionalisierungs-
mittel ab 2015 eine Revision ansteht. Wenn wir 
also warten würden, bis die SPD Anträge schreibt, 
wäre das für das Land ziemlich fatal. Wir sind 
schon seit den letzten Jahren dabei, unsere Positi-
on zu sichern, Verbündete zu finden, die Revision 
fundiert vorzubereiten, gute Verhandlungspositio-
nen zu bekommen. Die haben wir auch.  

Ich will jetzt hier einmal mit diesem Märchen, das 
Herr Hagenah und Herr Will hier immer wieder 
erzählen, aufräumen, dass nur der, der Strecken 
reaktiviert, eine gute Verhandlungsposition bei den 
Regionalisierungsmitteln hat. Das ist kompletter 
Nonsens! Es geht um die gesamte gefahrene Be-
triebsleistung.  

(Gerd Ludwig Will [SPD]: Die haben 
Sie doch gekürzt!) 

Dabei geht die Reaktivierung tatsächlich nur zu 
einem Bruchteil ein. Wir haben die Betriebsleistung 
erhöht, wir haben die Takte verdichtet und wir ha-
ben vor allem auch noch Fahrgäste in den Zügen 
und keine Geisterzüge in Niedersachsen.  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Des Weiteren fordern wir: Wenn man so erfolg-
reich ist wie wir im schienengebundenen Perso-
nennahverkehr mit der Idee eines Fahrzeugpools, 
dann muss dieser Investitionsanteil ebenfalls be-
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rücksichtigt werden. Und auch hierfür haben wir 
Verbündete gefunden.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren, was aber 
in Ihrem Antrag zu diesen Regionalisierungsmitteln 
steht, stimmt mit den tatsächlichen Gegebenheiten 
überhaupt nicht überein, jedenfalls in den meisten 
Punkten nicht. Ich will nur einmal auf die prägnan-
testen Irrtümer der SPD aufmerksam machen:  

Die nach dem Regionalisierungsgesetz vorgese-
hene Revision sieht eine Überprüfung der Höhe 
der Regionalisierungsmittel vor, nicht dagegen, wie 
Sie im Antrag schreiben, eine Veränderung des 
Länderverteilungsschlüssels. Die Festlegung der 
Regionalisierungsmittel zielt auf einen längerfristi-
gen Zeitraum. 

Ihr Entschließungsantrag strebt an mehreren Stel-
len eine Festlegung bis 2019 an. Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren, hier liegt offenbar eine 
Verwechslung vor. Die SPD hat offenbar die Regi-
onalisierungsmittel mit einer anderen ÖPNV-Fi-
nanzierungsquelle verwechselt, nämlich mit dem 
Entflechtungsgesetz. Das Entflechtungsgesetz hat 
einen Zeithorizont bis 2019, nicht aber die Regio-
nalisierungsmittel.  

Insofern sollten Sie Ihren Antrag an dieser elemen-
taren Stelle vielleicht noch einmal überarbeiten 
oder jemanden fragen, der sich damit auskennt.  

(Jens Nacke [CDU]: Einen Gesetz-
entwurf mussten sie schon zurückzie-
hen, weil alles falsch war!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir sind 
bei der ganz wichtigen Frage, wie wir im schienen-
gebundenen ÖPNV weiter nach vorne gehen wol-
len. Wir haben in den letzten Jahren über den 
Wettbewerb große Erfolge gehabt. Wir haben ein 
viel engeres Taktnetz ausschreiben können, bieten 
modernere Züge, mehr Fahrpersonal, mehr Beglei-
ter und mehr Fahrgäste im schienengebundenen 
Personennahverkehr.  

(Vizepräsident Dieter Möhrmann 
übernimmt den Vorsitz) 

Was Sie hier bei der Streckenreaktivierung for-
dern - und zwar völlig sinnfremd, weil diese keinen 
Einfluss auf die Höhe der Regionalisierungsmittel 
hat -, ohne Kriterien zu hinterlegen, bedeutet, dass 
man Geisterzüge durch das Land fahren lässt, in 
denen niemand sitzt, und dann sagt: Da haben wir 
für einen leeren Zug richtig viel Geld ausgegeben. 
Jetzt brauchen wir mehr Geld. - Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren, das alles ist Geld des 

Steuerzahlers, und mit dem Geld des Steuerzah-
lers muss man verantwortlich umgehen. Wir müs-
sen den schienengebundenen Personennahver-
kehr fördern, wo Fahrgäste sind, aber nicht dort, 
wo wir Luft durch die Gegend fahren würden, mei-
ne sehr verehrten Damen und Herren.  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Genauso gehen wir voran. Wir sind offen für die 
Reaktivierung von stillgelegten Strecken, und zwar 
dort, wo die Nachfrage vorhanden ist, und wenn 
wir wissen, dass wir das Angebot dauerhaft finan-
zieren können. Das sind die beiden wichtigen Vor-
aussetzungen.  

Dabei muss man auch mit den Prognosen, die auf 
den Tisch gelegt werden, vorsichtig umgehen. 
Beim Haller Willem, den Sie hier immer so deutlich 
betont haben, sind die erwarteten Fahrgastzahlen, 
die der Entscheidung zur Reaktivierung zugrunde 
gelegt worden sind, gerade einmal zu etwas mehr 
als 50 % erreicht worden. Das heißt, es gibt dort 
große Unsicherheiten. Deshalb ist sehr viel Ver-
nunft und sehr viel Augenmaß bei diesen Maß-
nahmen anzulegen, aber es darf nicht einfach so 
aus der Hüfte geschossen werden.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich stelle 
fest: Bei CDU und FDP ist das in guten Händen, 
und vom Rest möge Niedersachsen verschont 
bleiben.  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Vizepräsident Dieter Möhrmann: 
Meine Damen und Herren, Herr Kollege Hagenah 
von der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat um 
zusätzliche Redezeit gebeten, da der Minister er-
heblich überzogen hat. 

(Olaf Lies [SPD]: Auch inhaltlich!) 

Sie erhalten zwei Minuten Redezeit.  

Enno Hagenah (GRÜNE): 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Vor allem hat Herr Bode inhaltlich überzo-
gen, da haben die Kollegen völlig recht;  

(Zustimmung bei den GRÜNEN und 
bei der SPD) 

denn letztendlich, Herr Minister Bode, sind die 
Landesstraßen nach neun Jahren Schwarz-Gelb in 
einem schlechteren Zustand als zu dem Zeitpunkt, 
zu dem Sie sie übernommen haben. Sie haben in 
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diesem Land tatsächlich Substanz verkommen 
lassen.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Sie halten uns Grünen, die wir in unserem Antrag 
Substanzerhalt vor Neubau fordern, vor, wir wür-
den den Straßenverkehr in irgendeiner Weise ver-
teufeln. Das Gegenteil ist der Fall: Wir wollen Stra-
ßen besser erhalten, als Sie es gemacht haben.  

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Herr Bode, für Bundesstraßen und Autobahnen hat 
der Bundesverkehrsminister in diesem Jahr nur 
noch für laufende Projekte und für den Sub-
stanzerhalt Geld übrig gehabt, also in einem ganz 
normalen Haushaltsjahr mit relativ gut sprudelnden 
Finanzquellen. Sie können den Wählerinnen und 
Wählern im Hinblick auf die milliardenteueren Pro-
jekte, die Sie hier in Niedersachsen bereits im 
Rohr haben, und die von Ihnen dem staunenden 
Wahlvolk vorgestellten neuen Parallelstrecken zu 
vorhandenen Autobahnen überhaupt nicht erklä-
ren, von was und mit was Sie das neu bauen wol-
len, sodass das noch irgendjemand von uns erlebt.  

Das sind reine Wolkenkuckucksheime! Wenn hier 
jemand tatsächlich Wahlkampf mit Verkehrspolitik 
macht, dann ist es Schwarz-Gelb auf der rechten 
Seite des Hauses.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Sie dürfen auch vor der Wahl nicht eine Diskussion 
abschließen, ohne dass noch einmal deutlich ge-
macht wird, dass Niedersachsens Schienenver-
kehr - durch die Ausschreibungen auf den verblie-
benen Strecken läuft er durchaus erfolgreich -, der 
in den Abendstunden und in den Wochenendstun-
den in vielen Randbereichen unter Ihrer Verant-
wortung um über 1 Million Zug-Kilometer zusam-
mengestrichen worden ist, von der Attraktivität des 
Netzes insgesamt lebt.  

Wenn dieses Netz Lücken hat - das ist der Man-
gel -, weil Sie nicht reaktivieren, weil Sie bestimmte 
Bereiche wie Nordhorn oder die Küstenhäfen, wo 
die Fähren abgehen, überhaupt nicht anschließen, 
dann sind Sie tatsächlich ein Verkehrspolitiker aus 
dem vergangenen Jahrhundert;  

(Glocke des Präsidenten) 

denn dann sehen Sie nicht die bestehende syste-
mische Wirkung.  

Vizepräsident Dieter Möhrmann: 
Herr Hagenah, letzter Satz! 

Enno Hagenah (GRÜNE): 
Dann sind Sie verantwortlich, dass die Schiene für 
die Menschen in diesem Land nicht die Qualität 
hat, die sie haben könnte, wenn Sie bessere Politik 
machen würden.  

Vielen Dank.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Vizepräsident Dieter Möhrmann: 
Meine Damen und Herren, weitere Wortmeldungen 
liegen mir nicht vor. Ich schließe die Beratung.  

Wir kommen nun zur Abstimmung.  

Zunächst kommen wir zu Tagesordnungspunkt 28. 
Ich lasse über Nr. 1 der Beschlussempfehlung 
abstimmen. Wer der Nr. 1 der Beschlussempfeh-
lung des Ausschusses folgen und damit den An-
trag der Fraktionen der CDU und der FDP in der 
Drs. 16/4874 in unveränderter Fassung annehmen 
möchte, bitte ich um ein Handzeichen. - Die Ge-
genprobe! - Enthaltungen? - Das Erste war die 
Mehrheit.  

Ich rufe die Nr. 2 der Beschlussempfehlung auf. 
Wer der Nr. 2 der Beschlussempfehlung des Aus-
schusses folgen und damit den Antrag der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen in der Drs. 16/4047 ableh-
nen möchte, den bitte ich um ein Handzeichen. - 
Gegenprobe! - Enthaltungen? - Auch hier war das 
Erste die Mehrheit.  

Wir kommen jetzt noch zur Ausschussüberweisung 
zu den Tagesordnungspunkten 29 und 31. Hier 
soll der Ausschuss für Wirtschaft Arbeit und Ver-
kehr federführend und der Ausschuss für Haushalt 
und Finanzen mitberatend tätig werden. Wer 
möchte das nicht beschließen? - Wer enthält sich 
der Stimme? - Dann ist das so beschlossen.  

Ich komme zur Ausschussüberweisung zu Tages-
ordnungspunkt 30. Mit dem Antrag soll sich der 
Ausschuss für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr be-
schäftigen. Auch hier widerspricht niemand. - Dann 
ist auch das so beschlossen.  

Meine Damen und Herren, ich rufe Tagesord-
nungspunkt 32 auf: 
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Abschließende Beratung: 
Berufliche Bildung endlich ernst nehmen - Mas-
terplan berufliche Bildung für Qualität und für 
zukunftssichere regionale Angebote - Antrag 
der Fraktion der SPD - Drs. 16/4812 - Beschluss-
empfehlung des Kultusausschusses - Drs. 16/5145  

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, den Antrag in 
geänderter Fassung anzunehmen. 

Eine Berichterstattung ist nicht vorgesehen.  

Ich eröffne die Beratung. Für die SPD-Fraktion hat 
sich der Kollege Poppe zu Wort gemeldet. Bitte 
sehr! 

Claus Peter Poppe (SPD): 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Die SPD-Fraktion hat zum Thema berufli-
che Bildung einen ambitionierten Antrag vorgelegt, 
der mit vielen Schulen und Schulleitungen disku-
tiert worden ist und sich sehr konsequent auf die 
von dort zurückgespiegelten Schwierigkeiten und 
Forderungen bezieht. 

CDU und FDP haben dazu vor wenigen Tagen 
einen Änderungsvorschlag vorgelegt, der heute 
zur Abstimmung kommt. Wer aber glaubte, dieser 
würde sich in ähnlicher Weise mit den konkreten 
Problemen der Schulen befassen, der wurde bitter 
enttäuscht, ja, der musste sich veralbert vorkom-
men; mir ging es jedenfalls beim Lesen so. Dieser 
Vorschlag ist kein Änderungsvorschlag, sondern 
ein komplett neuer, von jeder Substanz radikal 
entkleideter Antrag, der mit den Ursprungsforde-
rungen nichts mehr zu tun hat. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Einfacher gesagt: Wir nehmen die Anliegen der 
Schulen ernst; CDU und FDP sagen: Ich mach mir 
die Welt, wie sie mir gefällt. - Sie haben sich von 
jedem Gestaltungswillen verabschiedet. Man muss 
den Eindruck haben, dass Sie nur noch die Über-
gabe an eine Nachfolgeregierung vorbereiten. 

(Zustimmung bei der SPD - Karl-
Heinz Klare [CDU]: Ihr Hochmut 
kommt relativ früh!) 

Ich will das gern im Detail begründen, Herr Klare, 
und die Anträge gegeneinander halten. 

Zunächst in extremer Zusammenfassung noch 
einmal zu unserem Antrag. Er ist in zwei Blöcke 
gegliedert und befasst sich erstens mit dem Um-
bau aller berufsbildenden Schulen zu Regionalen 

Kompetenzzentren. Hier gab es stets gemeinsame 
Ziele, aber diese sind bisher bei Weitem nicht er-
reicht. Zwar gibt es inzwischen überall Verwal-
tungsstellen, aber die Schulen mussten das Geld 
dafür aus dem eigenen Budget zusammenkratzen. 

(Zuruf von Dr. Karl-Ludwig von Dan-
witz [CDU]) 

- In der gemeinsamen Entschließung des Landtags 
war von zusätzlichen Stellen die Rede, Herr von 
Danwitz. 

Zweitens. Die Verordnung für ein gemeinsames 
Budget nach § 112 a NSchG liegt immer noch 
nicht vor. Wenn dagegen gesagt wird, es gebe ja 
eine Arbeitsgruppe, dann ist das ein ausgespro-
chen billiges Argument und macht die Forderung 
keineswegs entbehrlich. 

Drittens sagt mir Herr von Danwitz, er habe keine 
gängelnden Erlasse gefunden. Da fragt ihn jeder 
Schulleiter, wo er denn wohl gesucht habe. Der 
Erlass zur Plagiatssoftware, der zurückgezogen 
wurde, ist als Beispiel noch in schlechter Erinne-
rung. 

Im zweiten Block des SPD-Antrags geht es weiter 
in Richtung auf die Entwicklung eines Masterplans 
berufliche Bildung. Ein zentraler Punkt ist hierbei 
eine absolut unzureichende Unterrichtsversorgung, 
die es zu verbessern gilt. Der Spruch, die BBSen 
seien immer irgendwie klargekommen, reicht nicht 
mehr aus. Die Berechnung ist daher auch nicht 
mehr einfach mit 2002 zu vergleichen. Die ver-
schiedenen Schulformen in den BBSen sind dazu 
inzwischen zu unterschiedlich geworden; sie sind 
getrennt zu betrachten. 

(Beifall bei der SPD) 

Sicherstellung der beruflichen Bildung in der Stadt 
wie in der Fläche, fachspezifischer Lehrermangel 
in Metalltechnik, Elektrotechnik oder Sozialpäda-
gogik, Zertifikate für Weiterbildung, Kooperation 
zwischen allgemeinbildenden und berufsbildenden 
Schulen, die Arbeitszeitverordnung für Schullei-
tungen und die Stärkung der Schulpersonalräte 
sind weitere Stichworte aus unserem Antrag. 

Meine Damen und Herren, natürlich ist das eine 
Daueraufgabe, und ich kann mir auch manche 
Ergänzung oder Variation vorstellen, die quasi aus 
dem Apparat heraus vorgebracht werden könnte. 
Stattdessen haben die Sprecher der Regierungs-
fraktionen im Ausschuss nur reichlich halbgar auf 
eingesetzte Arbeitsgruppen oder auf erzielte Teil-
lösungen hingewiesen. Einen Grund für die Ableh-
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nung unserer Forderungen haben Sie nicht vor-
bringen können. Insofern: Argumente? - Fehlan-
zeige!  

(Beifall bei der SPD und Zustimmung 
von Ina Korter [GRÜNE]) 

Stattdessen dann diese Antragsnullität, die heute 
zur Abstimmung gestellt wird. 

(Karl-Heinz Klare [CDU]: Wie heißt 
das Wort?) 

- Nullität, eine Peinlichkeit sondergleichen. 

(Karl-Heinz Klare [CDU]: Das habe ich 
noch nie gehört!) 

Selbst den einzigen Satz in dem gesamten Antrag, 
den ich gern unterschreibe - dass nämlich die be-
rufsbildenden Schulen in Niedersachsen leistungs-
fähig und erfolgreich seien -, muss ich ergänzen; 
denn sie sind leistungsfähig und erfolgreich trotz 
und nicht wegen der Politik dieser Landesregie-
rung. 

(Beifall bei der SPD und Zustimmung 
von Ina Korter [GRÜNE]) 

Dann folgen ein paar schönfärberische Bildchen 
und ein paar Bitten, die mit dem, womit sich Schu-
len herumschlagen, nichts zu tun haben. Ich möch-
te kurz auf diese Bitten eingehen. Sie werden 
schnell merken, wie blutleer sie sind. 

Erstens. Zur Förderung der Berufsorientierung 
müsste schon Konkreteres gesagt werden, wenn 
etwas erreicht werden soll.  

Zweitens. Über die Durchlässigkeit des Schulsys-
tems besser zu informieren - diese Forderung soll 
wohl ein Witz sein. Entweder ist ein Schulsystem 
durchlässig - dann merken die Leute das schnell -, 
oder es ist es nicht, dann hilft auch keine beschö-
nigende Information. 

(Zustimmung von Ina Korter [GRÜ-
NE]) 

Drittens. „Potenziale besser zu nutzen“ ist eine 
Leerformel.  

Viertens. Zum Übergangsbereich folgt eine so 
schwammige Formulierung, dass dort auch stehen 
könnte: Ich weiß, dass ich nichts weiß. 

(Beifall bei der SPD) 

Fünftens. Zu den Budgetverhandlungen heißt es 
nur, alles wird gut. Die Budgets sollen „passgenau 
für jede Schule fortentwickelt“ werden. Meine Da-
men und Herren, das ist eine brandgefährliche 

Formulierung; denn hier kann es auch um Kürzun-
gen gehen. Da sage ich: Vorsicht an der Bahn-
steigkante! 

(Beifall bei der SPD) 

Sechstens. Das Gleiche gilt für die Forderung nach 
einer Veränderung bei den Lehrersollstundenzu-
weisungen.  

Ein konkreter Punkt steht in dem Änderungsvor-
schlag von CDU und FDP dann aber doch. Dabei 
geht es um eine weltumstürzende Änderung, näm-
lich die des Anmeldetermins für berufliche Vollzeit-
schulangebote. Spannend ist, was dazu alle Be-
rufsschullehrerverbände unisono schreiben. Sie 
schreiben mit ausführlicher Begründung, dieser 
Satz solle ersatzlos gestrichen werden, weil er zu 
Einschränkungen, zur Verunsicherung und zu zeit-
lichen Engpässen führen würde. 

(Zustimmung von Ralf Borngräber 
[SPD] und Ina Korter [GRÜNE]) 

Meine Damen und Herren, Sie sollten nicht nur, 
aber auch an dieser Stelle auf die Praktiker hören. 
Die Namen Ameskamp und Brehmeier sollten 
auch bei Ihnen einen guten Klang haben. 

Wir haben uns bei der Vorbereitung unseres An-
trags von der Fachkenntnis Hunderter direkt Betei-
ligter leiten lassen. Ich habe dazu gesagt: Nehmen 
Sie bitte nicht nur die berufliche Bildung endlich 
ernst, nehmen Sie auch diesen Antrag ernst! Wer 
seine Forderungen kleinredet, der beleidigt die 
Praktiker. 

(Glocke des Präsidenten) 

Letzter Satz, Herr Präsident. - Sie haben sich ent-
schieden, die berufliche Bildung nicht ernst zu 
nehmen. Ich bin mir sicher, meine Damen und 
Herren, die Quittung wird folgen. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Dieter Möhrmann: 
Meine Damen und Herren, für die CDU-Fraktion 
erteile ich nun dem Kollegen Seefried das Wort. 

Kai Seefried (CDU): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten 
Kolleginnen und Kollegen! Unsere berufsbildenden 
Schulen sind eine Stärke des Bildungssystems in 
Deutschland. Gerade auf die duale Ausbildung, 
wie wir sie in Deutschland leben können, schauen 
viele andere europäische Länder und nehmen sich 
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ein Beispiel daran, wie bei uns diese Bildung in 
einer Mischung aus Theorie und Praxis ausgerich-
tet ist. 

(Beifall bei der CDU - Karl-Heinz Klare 
[CDU]: So ist es!) 

Die Stärke der berufsbildenden Schulen gilt es, 
noch weiter auszubauen. Sie sind ein wichtiger 
Bestandteil der Wissensvermittlung in unserem 
Bildungssystem.  

Und wo wir schon dabei sind: Bildung ist immer 
gleich Wissen, und Wissen muss man sich erst 
erarbeiten, bevor man nach außen tritt, weil man 
sonst mit Unwissenheit an die Öffentlichkeit geht, 
wie wir das beim Spitzenkandidaten der SPD erle-
ben konnten, der große Papiere herausgibt, aber 
irgendwie nicht das richtige Wissen für den Bereich 
der berufsbildenden Schulen hat. - Zu den Realitä-
ten komme ich gleich noch. 

Auch wenn Herr Poppe eben davon geredet hat, 
wie ernst wir diesen Bereich nehmen, so macht 
doch die Pressekonferenz des Spitzenkandidaten 
deutlich: Dieser nimmt politische Bildung definitiv 
nicht ernst, weil er gar kein Faktenwissen hat. 

Ziel unseres Änderungsvorschlags ist es, auf die 
Fortentwicklung der bereits bestehenden guten 
Ansätze der berufsbildenden Schulen aufzubauen. 
Wir werden unsere berufsbildenden Schulen fort-
entwickeln und damit auf ein solides Fundament 
aufbauen; denn dieses solide Fundament hat eben 
die Politik von CDU und FDP ihnen gegeben. Das 
lassen wir uns von anderen auch nicht schlechtre-
den. 

(Beifall bei der CDU - Clemens Große 
Macke [CDU]: Genau!) 

Wir setzen auf eine Ausweitung der bereits beste-
henden Berufsorientierung an den allgemeinbil-
denden Schulen ab Klasse 8. Berufsorientierung - 
das ist einfach so - muss sich immer weiterentwi-
ckeln und auf die aktuellen Herausforderungen 
reagieren.  

Und damit sind wir bei der Unwissenheit des Spit-
zenkandidaten. Er hat in seiner Pressekonferenz 
gefordert, dass eine Berufsorientierung für Schüle-
rinnen und Schüler ab Klasse 8 eingeführt werden 
soll. Da bitte ich um Entschuldigung. Wer das heu-
tige System in Niedersachsen kennt, der weiß, das 
ist kalter Kaffee, das ist Schnee von gestern, das 
ist an niedersächsischen Schulen längst Realität. 

(Beifall bei der CDU) 

Wir wollen unsere Schülerinnen und Schüler noch 
besser über die Durchlässigkeit unseres Bildungs-
systems informieren. Es ist eben nicht so, Herr 
Poppe, dass wir hier irgendetwas beschönigen 
müssten. Unser System ist extrem durchlässig. 
Unsere berufsbildenden Schulen bieten jedem die 
Möglichkeit, vom Abschluss an der allgemeinbil-
denden Schule bis hin zum Hochschulzugang alle 
Abschlüsse zu erwerben. Jeder hat die Möglich-
keit, sich dort selbst seine Türen zu öffnen. Das ist 
eine Stärke unseres Bildungssystems, und das 
sollten wir auch deutlich verteidigen. 

(Beifall bei der CDU) 

Wir werden mit unseren Maßnahmen die Schulab-
brecherquote noch weiter absenken. Das ist der 
entscheidende Wert. Aber derzeit sind es eben 
nicht 20 % aller Schülerinnen und Schüler in Nie-
dersachsen, die die Schule ohne Abschluss ver-
lassen, wie es der Spitzenkandidat der SPD be-
hauptet hat, sondern 5,6 %. Man muss schon das 
Gefühl haben, dass die SPD unsere niedersächsi-
schen Schülerinnen und Schüler schlechtredet. Sie 
sind aber bei Weitem nicht so schlecht, wie es uns 
die SPD weismachen will. 

(Beifall bei der CDU) 

Wir haben die Anzahl der Jugendlichen ohne 
Hauptschulabschluss von 2003 bis 2011 um mehr 
als 42 % auf heute 5,6 % des Jahrgangs gesenkt. 
Wir werden ProReKo passgenau weiterentwickeln; 
die Regionalen Kompetenzzentren werden ihre 
bisher schon sehr starke Stellung noch weiter un-
termauern und festigen. Auch zukünftig wird das 
Ministerium die berufsbildenden Schulen sehr eng 
dabei begleiten. 

(Beifall bei der CDU) 

Und nun zu den einzelnen Punkten. Natürlich wol-
len wir die Bereiche der EDV-Systemadministrato-
ren und auch der Budgetierung für jede Schule 
passgenau fortentwickeln. 

(Beifall bei der CDU) 

Herr Poppe, schüren Sie, wenn Sie hier am Red-
nerpult stehen, doch keine Ängste! Wenn wir von 
einer „passgenauen Fortentwicklung“ reden, dann 
heißt das natürlich nicht „Kürzung“, sondern dass 
wir ein Budget brauchen, das für jede einzelne 
Schule wirklich passend ist. Wir wollen nicht, dass 
einige zu viel, andere aber zu wenig haben. Des-
halb will ich an dieser Stelle auch einen Dank an 
unseren Kultusminister aussprechen,  

(Beifall bei der CDU) 
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der jeder Schule gesagt hat, dass keine von ihnen 
mit ihren Budgetproblemen allein da steht, sondern 
von unserem Kultusministerium unterstützt wird. 
Einen herzlichen Dank an unseren Minister!  

(Zustimmung bei der CDU - Ursula 
Helmhold [GRÜNE]: Ja, alle Schulen 
haben diese Probleme!) 

Wir werden die berufsbildenden Schulen demogra-
fiefest aufstellen. Das ist etwas, was uns ganz 
besonders wichtig ist. Die Veränderung der Leh-
rersollstundenzuweisung ist ein geeignetes Mittel, 
um in unserem Flächenland ein wohnortnahes 
Schulangebot zu gewährleisten. Damit werden wir 
sicherstellen, dass betriebs- und wohnortnaher 
Unterricht auch bei einer geringeren Zahl von Aus-
zubildenden möglich ist. Das ist für uns ein ganz 
wichtiges Ziel. 

Die betriebliche Ausbildung im dualen System hat 
für uns höchste Priorität. Damit bin ich erneut bei 
einem Punkt, der von Herrn Poppe eben aufgegrif-
fen worden ist. Wir wollen gemeinsam mit der aus-
bildenden Wirtschaft und gemeinsam mit den be-
rufsbildenden Schulen in einen Dialog über die 
Verlagerung des Anmeldezeitraums für handwerk-
orientierte Berufsfachschulen eintreten und den 
Bewerbungszeitraum für eine betriebliche Ausrich-
tung verlagern. Ob das dann der Juni oder ein 
anderer Termin ist, das wollen wir noch miteinan-
der klären; das ist keine Aufgabe, die gegeneinan-
der läuft. Das Ziel aber ist klar: Vorrang für die 
duale Ausbildung. Dabei haben wir auch die In-
dustrie- und Handelskammern sowie die Hand-
werkskammern an unserer Seite. Wir wollen junge 
Menschen in Ausbildung bringen.  

(Beifall bei der CDU - Karl-Heinz Bley 
[CDU]: So machen wir das!) 

Mein Dank gilt abschließend allen Lehrerinnen und 
Lehrern an unseren berufsbildenden Schulen, die 
sich tagtäglich mit ihrer Kraft und ihren Möglichkei-
ten für unsere Schülerinnen und Schüler einset-
zen. Nur durch sie ist es möglich, unser System 
zum Gelingen zu bringen. Einen herzlichen Dank 
an unsere Lehrkräfte! 

(Beifall bei der CDU) 

Ein letzter Satz: Dem zukünftigen Oppositionsfüh-
rer, dem ich eben am mehreren Stellen Unwissen-
heit nachweisen konnte, möchte ich den Ratschlag 
geben, ab Februar nächsten Jahres in den Kultus-
ausschuss zu kommen. Dort kann er dann erst 
einmal lernen, was hier los ist. Nachhilfe hat noch 
niemandem geschadet. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP - 
Kreszentia Flauger [LINKE]: So etwas 
können Sie doch nicht zu Herrn McAl-
lister sagen! Wer geht denn so mit 
seinem MP um?) 

Vizepräsident Dieter Möhrmann: 

Meine Damen und Herren, die nächste Rednerin 
ist Frau Korter von der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen. 

Ina Korter (GRÜNE): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Als die 
Grüne-Fraktion vor ungefähr anderthalb Jahren im 
Rahmen einer Dringlichen Anfrage thematisiert 
hat, ob die berufsbildenden Schulen die Stiefkinder 
des Kultusministers sind, war Herr Althusmann 
hochgradig empört. Er würde alle Probleme sofort 
lösen, sagte er, und hätte alles im Griff:  

(Beifall bei der CDU) 

die Frage der Finanzierung der EDV-Administra-
toren, die Frage der Budgets und der Stellenpläne, 
die im laufenden Jahr immer viel zu spät an die 
Schulen kommen, die Frage der Finanzierung der 
Verwaltungsleitung usw.; der Kollege Poppe hat 
das eben aufgezählt. Eingehalten hat der Minister 
davon fast nichts. 

Im Sommer 2012 hat die SPD-Fraktion deshalb 
einen Entschließungsantrag eingebracht, mit wel-
chem sie von der Landesregierung die Vorlage 
eines Masterplans für die berufliche Bildung gefor-
dert hat, der endlich Lösungen für diese offenen 
Fragen aufzeigt. Die Regierungsfraktionen haben 
reflexartig - wie der Kollege Seefried eben auch 
wieder bewiesen hat - alle Probleme negiert, ob-
wohl wir wissen, dass der Kultusminister gerade 
eine Expertengruppe eingesetzt hat, die die ord-
nungsgemäße Verwendung der Budgets an den 
berufsbildenden Schulen überprüfen soll. - Das 
macht man ja, weil alles so gut funktioniert. 

CDU und FDP haben - Herr Poppe hat es er-
wähnt - vor Kurzem einen Änderungsvorschlag 
vorgelegt, über den heute abgestimmt wird. Dieser 
Änderungsvorschlag ist nun wirklich etwas ganz 
Besonderes. Zuerst greift er fast wörtlich die For-
derungen auf, die schon im Antrag Ihrer Fraktionen 
vom 27. April 2012 stehen, über den morgen ab-
gestimmt wird. Ansonsten finden sich in ihm außer 
Selbstverständlichkeiten auch wirklich problemati-
sche Forderungen, die erheblich in die Eigenver-
antwortlichkeit der Regionalen Kompetenzzentren 
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eingreifen und deren Arbeit aus meiner Sicht sogar 
extrem behindern.  

So wollen CDU und FDP die Anmeldetermine für 
die berufsbildenden Schulen in den Juni bis in die 
Zeit kurz vor den Sommerferien verlegen, weil sie 
den Jugendlichen unterstellen - das höre man sich 
einmal genau an! -, sie würden den bequemeren 
Weg wählen und sich lieber an einer berufsbilden-
den Schule anmelden, als eine Lehrstelle zu su-
chen. Das allerdings, meine Damen und Herren, ist 
eine infame und unglaubliche Unterstellung und 
ein Schlag ins Gesicht all der jungen Leute, die 
sich x-mal um eine Ausbildungsstelle bewerben, 
keine bekommen und sich dann in ihrer Not an 
dieser Schule anmelden.  

(Beifall bei den GRÜNEN, bei der 
SPD und bei der LINKEN) 

Das Schlimme dabei ist: Mit dieser Regelung 
schaden Sie unseren berufsbildenden Schulen, für 
die das Land verantwortlich ist. Die beiden großen 
Berufsschulverbände haben sich gestern mit ei-
nem Brandbrief an uns gewandt und gefordert, 
diese Regelung heute auf keinen Fall zu beschlie-
ßen. Das aber kümmert Sie offensichtlich über-
haupt nicht; Sie machen das, was die IHK heute 
noch einmal gefordert hat. Das finde ich unglaub-
lich. So kann man mit den berufsbildenden Schu-
len und auch mit der Landesverantwortlichkeit 
nicht umgehen. 

Sie haben sich überhaupt nicht um die tatsächli-
chen Probleme auf dem Ausbildungsmarkt ge-
kümmert und darum, warum so viele Jugendliche 
in Übergangssystemen landen. Da passt doch 
etwas nicht zwischen dem Anspruch der ausbil-
denden Betriebe, die bestimmte Potenziale su-
chen, und dem, was in den Übergangssystemen 
landet; da gibt es einen riesigen Unterschied. Man 
muss sich über das Problem informieren, bevor 
man voreilige Schlüsse zieht und solche Forderun-
gen aufschreibt. Damit schaden Sie eher den Ju-
gendlichen, damit schaden Sie eher den Chancen 
auf Ausbildung, damit machen Sie eher unsere 
berufsbildenden Schulen kaputt, als dass Sie da-
mit nützen. Deswegen werden wir auf keinen Fall 
zustimmen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Dieter Möhrmann: 

Meine Damen und Herren, für die Fraktion DIE 
LINKE hat nun Frau Reichwaldt das Wort.  

Christa Reichwaldt (LINKE): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die 
Kritik unserer Fraktion am Modell der Regionalen 
Kompetenzzentren im Berufsschulbereich ist be-
kannt. Ich werde sie heute auch nicht noch einmal 
wiederholen. Der Ursprungsantrag der SPD bot 
einige positive Ansätze, um Schwächen bei der 
Einführung von ProReKo abzumildern. Aber dieser 
Ursprungsantrag steht heute gar nicht mehr zur 
Abstimmung. 

Die Regierungskoalition hat einen Änderungsvor-
schlag eingebracht, der eine Mehrheit im Kultus-
ausschuss fand und heute als Beschlussempfeh-
lung vorliegt. Sie haben es geschafft, einen Ände-
rungsvorschlag anzubieten, der dem Ursprungsan-
trag der SPD nur noch ansatzweise ähnelt. Was 
feiern Sie hier eigentlich ab? - Mit den Berufsschu-
len in Niedersachsen kann das nichts zu tun ha-
ben. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Sie sind sich sogar nicht zu schade, eine völlig 
identische Formulierung für einen anderen Ihrer 
Anträge zur Stärkung des Handwerks, der morgen 
zur Abstimmung steht, zu verwenden. Sollen wir 
jetzt zweimal das Gleiche beschließen? - Ich finde, 
dazu sind die Plenartage zu lang.  

Was ist mit der Sicherstellung des Berufsschulun-
terrichts in der Fläche? Nehmen Sie die Probleme 
eigentlich ernst? - Der Kultusminister ist zumindest 
zu diesem Punkt in seiner Pressekonferenz zum 
Schuljahresbeginn recht deutlich geworden: Stel-
len könnten nicht besetzt werden, und die Unter-
richtsversorgung sei denkbar schlecht; sie liege 
teilweise knapp über 80 %.  

Die frühzeitige und umfassende Berufsorientierung 
an den allgemeinbildenden Schulen ab Klasse 8 
soll weiterentwickelt und gefördert werden. Das 
haben wir auch schon einmal hier in diesem Hause 
beschlossen. Einfach noch einmal beschließen: 
Warum nicht? Aber was ist mit der Umsetzung?  

Eltern und Jugendliche sollen über die Durchläs-
sigkeit des niedersächsischen Bildungssystems 
informiert werden. Das finde ich prima, wird aber 
vielleicht problematisch, wenn unser Bildungssys-
tem doch nicht so durchlässig ist, wie Sie denken. 

(Beifall bei der LINKEN und bei den 
GRÜNEN) 

Ein bisschen übernehmen Sie vom SPD-Antrag, 
um die größten Schwächen bei ProReKo auszu-
bügeln. Sei es drum.  
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Zu Punkt 7. Es ist hier schon mehrfach erwähnt 
worden: Der Anmeldetermin für berufliche Vollzeit-
schulgänge soll vorverlegt werden. Die deutliche, 
detaillierte und berechtigte Kritik der Berufsschul-
lehrerverbände an dieser Schnapsidee haben Sie 
schon referiert bekommen.  

Dann sagen Sie noch etwas zu den Übergangs-
systemen. Das duale System soll Vorrang haben. 
Das ist gut. Ich nenne unsere Übergangssysteme 
lieber Warteschleifen, in denen über 30 % der 
Schulabgänger landen und zum großen Teil nicht 
mehr herausfinden. Sie sagen, das Übergangssys-
tem soll weiterentwickelt werden. „Soll weiterentwi-
ckelt werden“, das formulieren Sie ziemlich oft. Die 
Frage ist nur: Wie? - Über 30 % ist ein erschre-
ckend hoher Anteil von Jugendlichen, die eben 
keinen Ausbildungsplatz im dualen System finden.  

Wenn Sie in Ihrer Einleitung formulieren, erstmals 
seit 30 Jahren sei es nicht mehr vorrangig erforder-
lich, unversorgte Bewerberinnen und Bewerber für 
einen betrieblichen Ausbildungsplatz aufzufangen 
und bei der Berufsorientierung zu unterstützen, ist 
das schon ziemlich dreist in Bezug auf diejenigen 
Jugendlichen, die in den Warteschleifen landen. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Es gibt Modelle, das Übergangssystem zu refor-
mieren, z. B. wie in Hamburg, auch wenn sicherlich 
nicht alles 1 : 1 auf Niedersachsen übertragbar ist. 
Jugendlichen muss das Recht auf eine Berufsaus-
bildung im dualen System garantiert werden. Der 
Übergang ins Ausbildungssystem muss individuell 
und systematisch begleitet werden. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Das fordert eine grundlegende Reform. Eine 
nichtssagende Formulierung wie hier ist wirklich 
nicht hilfreich. 

Ich finde, dieser von Ihnen vorgelegte Änderungs-
vorschlag ist eine Frechheit, und es steht natürlich 
außer Frage, dass wir ihn ablehnen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Vizepräsident Dieter Möhrmann: 

Meine Damen und Herren, für die FDP-Fraktion 
hat nun der Kollege Försterling das Wort. 

Björn Försterling (FDP): 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Lassen Sie mich kurz auf den Ursprungs-
antrag der SPD eingehen. 

(Dr. Gabriele Andretta [SPD]: Der ist 
gut!) 

Herr Poppe hat unseren Änderungsvorschlag da-
hin gehend kritisiert, dass da angeblich nichts drin-
steht; er hat es mehr oder weniger für verwerflich 
gehalten, dass wir seinem SPD-Antrag nicht zu-
stimmen.  

Wissen Sie, Herr Poppe, wenn Sie kritisieren, dass 
in unserem Änderungsvorschlag nichts drinsteht, 
dann wundere ich mich schon. Ich schaue einfach 
einmal in Ihren Antrag. Darin heißt es z. B., dass 
die Landesregierung in Verhandlungen mit den 
Kommunen schnellstmöglich für Klarheit sorgen 
soll, wie die Zuständigkeiten und Verfahren bezüg-
lich der IT-Administration mit dem Ziel einer ange-
messenen Mittelzuweisung geregelt werden kön-
nen. Wenn wir Ihnen dann im Ausschuss sagen, 
dass das gerade passiert, dann ist Ihr Antrag in 
diesem Punkt überflüssig. Deswegen kann man 
das auch nicht beschließen; wir müssen schließlich 
nichts beschließen, was schon längst vom Ministe-
rium auf den Weg gebracht wurde.  

Genauso fordern Sie auch wieder, dass die Lan-
desregierung mit den kommunalen Spitzenverbän-
den über das gemeinsame Budget verhandeln soll. 
- Auch das macht die Landesregierung schon 
längst. Sie spricht mit den kommunalen Spitzen-
verbänden bereits über das gemeinsame Budget.  

Dann sagen Sie, dass auf Erlasse verzichtet wer-
den soll, die dem Ziel der Eigenverantwortung 
zuwiderlaufen. In der gesamten Beratung haben 
Sie aber kein einziges Beispiel genannt. Erst heute 
nennen Sie ein Beispiel, nämlich im Blick auf Pla-
giatssoftware. Damit ziehen Sie einen Erlass als 
Beispiel heran, der zum Zeitpunkt Ihrer Antragser-
stellung schon längst zurückgezogen war. - Das ist 
also auch eine fadenscheinige Begründung, Herr 
Poppe. 

Wir hatten bei der Vorlage unseres Änderungsvor-
schlags in der Tat das Ziel, in eine gemeinsame 
Beratung einzusteigen, um zu prüfen, ob wir einen 
gemeinsamen Weg finden können. Sie haben in 
der Ausschusssitzung erklärt, auf der Grundlage 
unseres Änderungsvorschlags wollen Sie gar nicht 
mehr mit uns verhandeln. Insofern haben Sie sich 
aus den Gesprächen verabschiedet - und nicht wir.  
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Eines kann ich nicht nachvollziehen; das habe ich 
auch gestern schon gesagt. Es kommt hier immer 
wieder die Kritik am Übergangssystem. Immer 
wieder wird von Warteschleifen gesprochen. Damit 
wird zum Ausdruck gebracht, dass das ohne 
Mehrwert für die Schülerinnen und Schüler sei. 
Außerdem wird den Lehrkräften damit auch immer 
wieder der Vorwurf gemacht, dass das, was sie da 
tun, keinen Sinn macht und dass sie anscheinend 
ergebnislos arbeiten. - Diesen Vorwurf will ich noch 
einmal in aller Entschiedenheit zurückweisen; denn 
in Niedersachsens Berufsschulen wird eine gute 
Arbeit gemacht. Da ist jeder Unterrichtsbesuch 
erfolgreich; davon kann man fest ausgehen. Da 
nur von Warteschleifen zu sprechen, ist fatal. 

Ich will auch darauf hinweisen, dass wir die Schü-
lerzahlen in diesen Bereichen in den letzten Jah-
ren - u. a. aufgrund der guten wirtschaftlichen Ent-
wicklung in Niedersachsen - massiv senken konn-
ten. Wenn Sie nun das Hamburger Modell als 
mögliche Lösung anführen, dann müssen Sie ehr-
licherweise dazusagen, dass das Hamburger Mo-
dell im ersten Jahr für die ausbildungsreifen Ju-
gendlichen, die keinen Ausbildungsplatz finden, im 
Kern nichts anderes als das Berufsfachschuljahr 
darstellt, wie wir es hier in Niedersachsen haben. 
Sie können nicht sagen, in Hamburg wäre das 
angeblich ganz toll, und unsere Lehrkräfte hier in 
Niedersachsen würden so versagen, dass dabei 
nichts anderes als Warteschleifen herauskommen. 
Das ist fatal.  

Vizepräsident Dieter Möhrmann: 
Herr Försterling, den letzten Satz, bitte! 

Björn Försterling (FDP): 
Wir kämpfen für eine gute berufliche Bildung. Sie 
wollen hier wieder nur alles schwarzmalen. Das 
lassen wir nicht zu. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Vizepräsident Dieter Möhrmann: 
Meine Damen und Herren, es hat sich nun noch 
Herr Minister Dr. Althusmann zu Wort gemeldet. 
Bitte! 

Dr. Bernd Althusmann, Kultusminister: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Ich will es angesichts der fortgeschrittenen 
Zeit kurz machen.  

In der Frage der Anmeldezeiten gibt es in der Tat 
unterschiedliche Auffassungen bei Vertretern der 

Berufsschulverbände, bei Vertretern des Hand-
werks und bei den Industrie- und Handelskam-
mern. Das hängt damit zusammen, dass hier zwei 
unterschiedliche Interessenlagen aufeinandersto-
ßen. Die einen betrachten, auch mit Blick auf ihre 
schulische Situation, die gesamte organisatorische 
Frage der Schulanmeldung. Die andere Seite 
weist, gerade vor dem Hintergrund des Fachkräf-
temangels, zu Recht darauf hin, dass die duale 
Berufsausbildung immer absoluten Vorrang vor 
einem vollzeitschulischen Angebot haben muss.  

Deshalb hat der Niedersächsische Industrie- und 
Handelskammertag heute auch mitgeteilt - ich 
zitiere -: „Die Reform des Übergangssystems“ - in 
dem sich übrigens bundesweit ca. 300 000 Schüle-
rinnen und Schüler befinden - „gelingt nur mit ei-
nem politischen Konsens aller Beteiligten. Sie 
muss zügig angeschoben werden.“ Dazu sei es 
aus NIHK-Sicht notwendig, dass die Rahmenbe-
dingungen in Niedersachsen keine Anreize für den 
Eintritt in das Übergangssystem böten. Unter an-
derem könne die Verlegung der Anmeldetermine in 
der beruflichen Schule auf einen späteren Termin 
dazu beitragen, dass sich der Bewerbungszeit-
raum der Jugendlichen für eine betriebliche Aus-
bildung verlängere. - Gleiches sagen die nieder-
sächsischen Handwerkskammern.  

Ich will mich nicht am Juni festbeißen. Es geht 
nicht um die Frage, ob es am Ende der Juni oder 
vielleicht der Mai ist. Klar ist aber, dass wir zu-
nächst einmal versuchen müssen, die Jugendli-
chen in eine duale Berufsausbildung zu bekom-
men, bevor wir die vollzeitschulischen Warteschlei-
fen in Aussicht stellen.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Nun zu Ihrem Antrag. Ich habe mich mit ihm, ob-
wohl er nicht zur Abstimmung steht, durchaus aus-
einandergesetzt. Ich glaube, die Zeit ist etwas über 
ihn hinweggegangen. Wenn man die momentane 
Situation, jetzt im September, ehrlich betrachtet, 
dann darf man schon feststellen, dass einige 
Punkte längst überholt sind und dass auch man-
che dort geäußerte Forderung so nicht richtig ist. 

Im Übrigen stimmt Ihre Behauptung nicht, im Ur-
sprungsantrag der Landtagsfraktionen habe ge-
standen, alle berufsbildenden Schulen würden 
eine Verwaltungsstelle bekommen. Im Ursprungs-
antrag - lesen Sie es nach - steht: Die Landesre-
gierung wird gebeten, das Ganze stellenmäßig 
abzusichern. 

(Frauke Heiligenstadt [SPD]: Jawohl!) 
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Was haben wir getan? - Sachstand heute: Etwa 
128 der 133 berufsbildenden Schulen haben in-
zwischen Verwaltungsstellen, die sie aus den viel 
zu vielen vorhandenen Fachpraxisstellen aus ih-
rem Budget tatsächlich umwandeln konnten, so-
dass sie jetzt eine entsprechende Verwaltungslei-
tung vorweisen können.  

(Frauke Heiligenstadt [SPD]: Durch 
die Umwandlung von Lehrerstellen! - 
Gegenruf von Björn Försterling [FDP]: 
Dem haben Sie doch zugestimmt!) 

- Frau Heiligenstadt, hören Sie doch zu! Dann 
müssen Sie das nicht immer anders darstellen! 

Zur IT-Administration kann ich heute erfreulicher-
weise feststellen: Wir werden noch im November 
für alle Schulen - auch für die allgemeinbildenden 
Schulen und für die berufsbildenden Schulen - 
eine Gesamtkonzeption der DV-Systemadministra-
tion im Rahmen einer Serviceorganisation für alle 
Schulen in Niedersachsen vorlegen. Die entspre-
chenden Gespräche dazu haben stattgefunden. 
Die Eckpunkte dazu werden im November vorge-
legt. 

Zur Unterrichtsversorgung: Wir liegen im Moment 
bei einer Unterrichtsversorgung von 93 %. Das ist 
im Vergleich zu den Werten Ihrer Regierungszeit 
absolut gut. 

(Glocke des Präsidenten) 

Ich gebe aber zu, die Unterrichtsversorgung könn-
te noch höher sein. Wenn die Schulleitungen an-
gesichts des Budgets und der zugewiesenen Stel-
len die zugewiesenen Stellen inzwischen besetzt 
und ausgeschrieben hätten, lägen wir vermutlich 
bei einer Unterrichtsversorgung von 95 %.  

Frau Heiligenstadt, bei Ihrer BBS war ich gerade, 
deshalb erwähne ich gerade sie.  

(Frauke Heiligenstadt [SPD]: Das ist 
eine hervorragende BBS!) 

Wenn Sie sich mit dem Schulleiter Ihrer berufsbil-
denden Schule und der dortigen Verwaltungsleite-
rin, einer sehr netten Dame, unterhalten, werden 
Sie feststellen, dass das Budget Ihrer berufsbil-
denden Schule - gerade da habe ich es mir einmal 
genau angeschaut - ausgesprochen gut ausgestat-
tet ist. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Wir haben nämlich bei 100 berufsbildenden Schu-
len inzwischen einen Saldenüberschuss, ein Plus 
auf dem Konto, von 16,8 Millionen Euro. Bei etwa 

30 berufsbildenden Schulen in Niedersachsen 
haben wir ein Defizit von 3,8 Millionen Euro, das 
wir übrigens ausgleichen werden. Durch eine fal-
sche Mittelzuweisung ist es nämlich dazugekom-
men, dass eine berufsbildende Schule beispiels-
weise ein Plus von 1,2 Millionen Euro auf ihrem 
Konto hatte. Natürlich werden wir das im Rahmen 
der Gleichbehandlung der berufsbildenden Schu-
len umschichten. 

Ich komme zum letzten Punkt. Sie haben den Flä-
chenfaktor angesprochen, eine Forderung der IHK. 
Wir haben mit den IHK-Vertretern sehr genau dar-
über gesprochen, dass es sich nicht nur um einen 
Flächenfaktor handelt, weil wir nicht nur in der 
Fläche kleine berufsbildende Schulen und ganz 
besonders kleine Klassen haben, sondern wir ha-
ben auch in Hannover und Braunschweig kleine 
Klassen. In der letzten Schulleiterdienstbespre-
chung mit allen berufsbildenden Schulen in der 
vergangenen Woche habe ich verkündet, dass wir 
die bisherige Stundenzuweisung von 62,5 % in 
den Klassengrößen von 7 bis 13 auf 80 % anhe-
ben werden, um zukünftig zu ermöglichen, dass 
auch hier kleine Klassen und kleine Lernfelder 
abgebildet werden können. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Meine Damen und Herren, im Bereich der Koope-
rationsstelle arbeiten die Abteilungen im Ministeri-
um fachübergreifend zusammen. Im Bereich des 
Lehrkräftemangels haben wir inzwischen die Frage 
der Kapazitäten an den Universitäten in den Blick 
genommen. Voraussichtlich wird es in Hannover 
oder Osnabrück einen weiteren Standort für den 
Bereich der Lehrämter an berufsbildenden Schulen 
geben. Wir haben inzwischen die Budgetunter-
grenzenproblematik gelöst. Voraussichtlich werden 
wir die Istkostenberechnung für Durchschnittsver-
fahren ebenfalls in der kommenden Woche oder 
innerhalb der nächsten 14 Tage vorlegen. 

Vizepräsident Dieter Möhrmann: 
Herr Minister, ich unterbreche Sie ungern. Aber 
dafür, dass Sie gesagt haben, sie wollen kurz re-
den, reden Sie relativ lang. 

Dr. Bernd Althusmann, Kultusminister: 
Der Antrag umfasst ja insgesamt zehn Punkte. Ich 
denke, dass acht dieser zehn Punkte längst erle-
digt sind. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 
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Vizepräsident Dieter Möhrmann: 
Meine Damen und Herren, weitere Wortmeldungen 
liegen mir nicht vor.  

Wir kommen zur Abstimmung.  

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses 
folgen und damit den Antrag der Fraktion der SPD 
in der sich aus der Beschlussempfehlung erge-
benden geänderten Fassung annehmen möchte, 
den bitte ich um ein Handzeichen. - Die Gegen-
probe! - Enthaltungen? - Das Erste war die Mehr-
heit. Damit ist so beschlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 33 auf: 

Abschließende Beratung: 
Ehrenamt stärken - Gebührenbefreiung für das 
Führungszeugnis für Ehrenamtliche neu regeln 
- Antrag der Fraktionen der CDU und der FDP - 
Drs. 16/4974 - Beschlussempfehlung des Aus-
schusses für Rechts- und Verfassungsfragen - 
Drs. 16/5192  

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, den Antrag unver-
ändert anzunehmen.  

Eine Berichterstattung ist nicht vorgesehen. 

Zur Beratung hat sich der Kollege Professor 
Dr. Zielke von der FDP-Fraktion gemeldet. Er hat 
das Wort. 

Professor Dr. Dr. Roland Zielke (FDP): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Unser 
ausdrücklicher Dank gilt allen Menschen, die sich 
oft unter enormem persönlichen Einsatz und unter 
Opfern in den unterschiedlichsten Ehrenämtern 
zum Wohl der Allgemeinheit engagieren.  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Das Bundeskinderschutzgesetz, das Anfang die-
ses Jahres in Kraft getreten ist und das wir aus-
drücklich begrüßen, hat eine Auswirkung auf viele 
Ehrenamtliche. Das Gesetz bestimmt, dass Ehren-
amtliche vor Aufnahme ihrer Tätigkeit ein erweiter-
tes Führungszeugnis vorlegen müssen, wenn Art, 
Dauer und Intensität des Kontakts dieser Personen 
mit Kindern und Jugendlichen dies notwendig ma-
chen. 

Grundsätzlich sind für die Ausfertigung eines Füh-
rungszeugnisses Verwaltungsgebühren zu entrich-
ten. Nur als Ausnahme kann eine Ermäßigung 
oder Befreiung gewährt werden, wenn dies wegen 

der wirtschaftlichen Verhältnisse des Zahlungs-
pflichtigen oder aus sogenannten Billigkeitsgrün-
den geboten erscheint. Wir begrüßen ausdrücklich, 
dass das Bundesamt für Justiz in einer neuen 
Richtlinie aus dem Juni festgelegt hat, dass in der 
ehrenamtlichen Tätigkeit immer - also für jedes 
Ehrenamt - ein gebührenbefreiender besonderer 
Billigkeitsgrund zu sehen ist.  

Eine Richtlinie einer Behörde kann allerdings je-
derzeit ohne Weiteres wieder geändert werden. 
Um der Rechtsklarheit und der Verlässlichkeit für 
die Betroffenen willen fordern wir die Landesregie-
rung mit dem vorliegenden Antrag auf, sich ge-
genüber der Bundesregierung für eine Klarstellung 
in Gesetzesform einzusetzen, durch die die voll-
ständige Gebührenbefreiung für Führungszeugnis-
se für Ehrenamtliche definitiv festgeschrieben wird. 

Durch den Wegfall der Gebühr entgehen den 
Kommunen Einnahmen in Höhe von 7,80 Euro pro 
Zeugnis. Wir sind den Kommunen dafür dankbar, 
dass sie im Interesse des Ehrenamtes diese relativ 
geringe Einbuße akzeptieren.  

Die Fraktionen von FDP und CDU haben sich im-
mer für das ehrenamtliche Engagement unserer 
niedersächsischen Bürgerinnen und Bürger einge-
setzt. Wir haben die niedersächsische Ehrenamts-
karte und den Sammelvertrag für eine kostenlose 
und automatische Haftpflichtversicherung einge-
führt. Das Ehrenamt ist ein konstitutives Element 
einer freien und verantwortlichen Bürgergesell-
schaft, wie wir sie uns vorstellen. Der Staat soll nur 
dann einspringen, wenn der Einzelne Aufgaben 
nicht anders leisten kann. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Vizepräsident Dieter Möhrmann: 
Der nächste Redner ist der Kollege Adler von der 
Fraktion DIE LINKE. 

Hans-Henning Adler (LINKE): 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Herr Professor Zielke hat den Anlass für 
diesen Entschließungsantrag zutreffend darge-
stellt. Aber es geht nicht darum, dass eine Rege-
lung des Bundes nur klargestellt werden müsste. 
Tatsächlich hat der Bundestag einen eklatanten 
Fehler gemacht, als er dieses Gesetz verabschie-
det hat, das den Jugendbetreuern auferlegt, ein 
sogar erweitertes Führungszeugnis vorzulegen. 
Dabei hat er nicht daran gedacht, dass das nach 
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dem Justizverwaltungskostengesetz Gebühren 
auslöst. Dieses Problem kann nicht dadurch gelöst 
werden, dass man auf eine Einzelfallregelung re-
kurriert; denn hier geht es ja um alle Fälle und 
nicht um Einzelfälle.  

Deswegen muss das Gesetz geändert werden. 
Das ist völlig richtig. Aber man muss auch daran 
denken, zu wessen Lasten das geht. Wenn die 
Gebühr wegfällt, gehen zwei Fünftel des Gebüh-
renausfalls zulasten der Kommunen und drei Fünf-
tel zulasten des Bundes. Das wurde uns im 
Rechtsausschuss so berichtet. Deswegen teilen 
wir zwar die Zielrichtung des Entschließungsantra-
ges, halten allerdings die Umsetzung für unvoll-
kommen. Weil wir aber nichts gegen die Jugend-
betreuer sagen wollen, die diese Gebühr natürlich 
nicht zahlen sollen, werden wir uns der Stimme 
enthalten, obwohl es wegen der schlechten Um-
setzung eigentlich ein Nein werden müsste. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Vizepräsident Dieter Möhrmann: 
Für die CDU-Fraktion spricht jetzt die Kollegin 
Seeringer. 

Regina Seeringer (CDU): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Erst noch ein Wort zu Herrn Adler: Vielleicht kom-
men wir doch einmal dazu, dass alle zustimmen; 
denn ich meine, die Aufforderung, dass der Ge-
setzgeber hier handeln muss, ist klar.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir ringen schon 
den ganzen Tag darum, wie die bestmögliche För-
derung, Bildung und Ausbildung von Kindern und 
Jugendlichen gelingen kann. Dazu gehört auch die 
Begleitung der Ehrenamtler, d. h. derjenigen, die in 
Sportvereinen und allen anderen Verbänden unse-
re Kinder und Jugendlichen begleiten. Ich meine - 
genauso wie Herr Professor Zielke es gesagt hat -, 
unseren Ehrenamtlichen gebührt unser aller Dank 
dafür.  

Wir haben in unserem Entschließungsantrag aus-
geführt, dass das Kinderschutzgesetz richtig und 
eine Auswirkung der negativen Entwicklung hin-
sichtlich der Jugendgruppenleiter ist - dies haben 
wir schon in der ersten Beratung diskutiert -, die 
ihre Vertrauensstellung, ihre Autorität missbraucht 
haben. Es gilt, in dieser Entschließung deutlich zu 
machen, dass gerade solche Vorfälle dazu geführt 
haben, dass im Kinderschutzgesetz neue Rege-
lungen eingeführt worden sind. So kam es dazu - 
dies haben auch meine Vorredner gesagt -, dass 

ein erweitertes Führungszeugnis vorgelegt werden 
soll, das in der Ausfertigung 13 Euro kostet.  

Generell begrüßen wir das Kinderschutzgesetz, 
weil die Ehrenamtlichen dadurch nicht nur ge-
schützt werden, sondern weil man durch das poli-
zeiliche Führungszeugnis gerade diejenigen er-
kennt, die negativ aufgefallen sind. Das ist ein 
Schutz für die Ehrenamtlichen in diesem Bereich, 
genauso wie die Kinder und Jugendlichen vor 
Missbrauch geschützt werden. 

Die Forderung, dass die Ehrenamtlichen einen 
Antrag stellen sollen, um von der Gebühr für das 
Führungszeugnis befreit zu werden, können wir 
nicht unterstützen. 

Für uns ist wichtig, dass das Ehrenamt unverzicht-
bar ist, dass die Begleitung der Kinder und Ju-
gendlichen notwendig ist und dass wir diese Be-
gleitung in unserer Gesellschaft brauchen.  

Die Erweiterung des Führungszeugnisses ist all-
gemein begrüßt worden, auch vom Landkreistag, 
vom Städtetag und vom Gemeindebund. In der 
letzten Ausschusssitzung ist über die Bedenken 
sowohl der Opposition als auch des Landkreista-
ges diskutiert worden, dass eine Befreiung von der 
Gebühr für das Führungszeugnis die Kommunen 
belasten würde. Dazu ist gerade Stellung genom-
men worden.  

Ich meine, die Befreiung von der Gebühr für Eh-
renamtliche, wie dies in der Justizverwaltungskos-
tenordnung vorgesehen ist, ist richtig. Die Kosten-
übernahme wird die Kommunen nicht besonders 
schädigen. Sicherlich ist diese Belastung nicht so 
erheblich, als wenn z. B. für die vielen Ehrenamtli-
chen, die Übungsleiter sind - als Beispiel nehme 
ich einmal einen Sportverein: zehn Übungsleiter -, 
ein Hauptamtlicher eingestellt würde. Dann stün-
den Kosten in Höhe von - ich sage einmal - 
130 Euro durch die Gebührenbefreiung eine Per-
sonalstelle gegenüber, die wir in der Kommune 
auch nicht bezuschussen können.  

Das heißt, die Kosten müssen ganz einfach über-
nommen werden. Ich meine, dass die Gemeinde 
dies durchaus übernehmen kann, weil andere Lö-
sungen viel teurer sind.  

Zu den Kosten im Vergleich zu einer Einstellung 
habe ich etwas gesagt. Ich bin der Meinung, wir 
sollten den Bund auffordern, mit der Modernisie-
rung des Kostenrechts dafür zu sorgen, dass ge-
nerell diejenigen, die ehrenamtlich arbeiten, die 
Gebühren nicht übernehmen müssen.  
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Ich hoffe, dass diese Entschließung der Fraktionen 
der CDU und der FDP Ihrer aller Zustimmung fin-
det. Denn es ist sehr wichtig, dass wir in diesem 
Bereich Vorbilder haben und dass die Attraktivität 
der Aufgabe der Ehrenamtlichen, die unsere Kin-
der begleiten, in diesem Bereich nicht gemindert 
werden darf.  

Herzlichen Dank.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP - 
Dr. Stephan Siemer [CDU]: Sehr gut!) 

Vizepräsident Dieter Möhrmann: 

Ich erteile jetzt Frau Dörthe Weddige-Degenhard 
für die SPD-Fraktion das Wort.  

Dörthe Weddige-Degenhard (SPD): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Bei der Einbringung dieses Antrags habe ich ge-
sagt, dass es Anträge gebe, bei denen man sich 
fragt: Warum müssen wir uns damit beschäftigen? 
- Leider hat auch die Beratung im Ausschuss keine 
wirkliche Antwort auf diese Frage gegeben.  

Tatsache ist, dass seit dem 1. Januar 2012 das 
Kinderschutzgesetz des Bundes gilt, das wir alle 
begrüßen. Dieses Gesetz sieht vor, dass nicht nur 
Menschen, die professionell mit Kindern arbeiten, 
ein sogenanntes erweitertes Führungszeugnis 
benötigen, sondern auch Menschen, die ehrenamt-
lich mit Kindern und Jugendlichen zu tun haben.  

Leider hat Schwarz-Gelb die Mitberatung des So-
zialausschusses abgelehnt. Dabei kann man 
durchaus die Frage stellen, ob ein erweitertes Füh-
rungszeugnis wirklich verhindern kann, dass Men-
schen, die eine Gefährdung darstellen könnten, 
rechtzeitig erkannt werden können. 

(Beifall bei der SPD und Zustimmung 
von Helge Limburg [GRÜNE]) 

Einig sind wir uns alle, liebe Kolleginnen und Kol-
legen, in der Wertschätzung des Ehrenamtes und 
darin, dass wir ehrenamtliches Engagement ermu-
tigen und fördern müssen.  

(Beifall bei der SPD und Zustimmung 
von Kreszentia Flauger [LINKE]) 

Das bedeutet auch, dass wir Hindernisse für eine 
gemeinnützige Tätigkeit aus dem Wege räumen 
müssen, ohne den Kinderschutz zu vernachlässi-
gen.  

Auf die Dissonanzen in der schwarz-gelben Koali-
tion, besonders im Rechtsbereich, die zunächst zu 
einer Abschaffung der bestehenden Gebührenbe-
freiung geführt haben, habe ich bereits hingewie-
sen. Vielleicht kann man Herrn Professor Zielke 
sogar verstehen, wenn er unter diesen Vorzeichen 
meint, dass eine gesetzliche Festschreibung bei 
dieser Regierung sicherer wäre.  

(Professor Dr. Dr. Roland Zielke [FDP]: 
Bei jeder Regierung!) 

Die geneigte Bürgerin fragt sich allerdings, warum 
der Einfluss der niedersächsischen schwarz-
gelben Koalition auf die schwarz-gelbe Bundesre-
gierung und die Bundestagsfraktionen so klein ist, 
dass es in Niedersachsen eines Parlamentsbe-
schlusses für eine derartige Änderung bedarf.  

(Beifall bei der SPD) 

Schon jetzt heißt es in dem Merkblatt, das vom 
6. Juni dieses Jahres datiert, also brandneu ist, 
dass ein besonderer Verwendungszweck, der eine 
Gebührenbefreiung rechtfertigt, regelmäßig vor-
liegt - ich zitiere -, „wenn ein Führungszeugnis zum 
Zwecke des Ausübens einer ehrenamtlichen Tätig-
keit in einer gemeinnützigen oder vergleichbaren 
Einrichtung benötigt wird“. 

Auf die Belastung der Kommunen habe ich schon 
bei der ersten Beratung hingewiesen. Die Kommu-
nen verzichten mitnichten freudig auf die Einnah-
men.  

Meine Damen und Herren, die Stärkung des Eh-
renamtes ist auch unser Anliegen. Dieser Antrag 
im Niedersächsischen Landtag ist allerdings über-
flüssig. Sie müssten lediglich dafür sorgen, dass 
Ihre Kolleginnen und Kollegen in der Bundestags-
fraktion und in der Bundesregierung ihre Arbeit 
machen. Die SPD-Fraktion wird sich deshalb ent-
halten.  

(Beifall bei der SPD und Zustimmung 
von Hans-Henning Adler [LINKE]) 

Vizepräsident Dieter Möhrmann: 

Jetzt hat der Kollege Limburg von der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen das Wort.  

Helge Limburg (GRÜNE): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Genau 
wie meine Vorrednerinnen und Vorredner begrüße 
auch ich namens der Fraktion der Grünen das 
Bundeskinderschutzgesetz und auch die darin 
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enthaltenen Regelungen zum erweiterten Füh-
rungszeugnis.  

Ich finde es allerdings mehr als bedauerlich, dass 
Sie, meine Damen und Herren von CDU und FDP, 
im Ausschuss die ausführliche Beratung zu der 
Frage - die Kollegin Weddige-Degenhard ist schon 
darauf eingegangen -, welche weiteren Maßnah-
men notwendig sind, um einen möglichst effektiven 
Schutz von Kindern und Jugendlichen vor sexuel-
lem Missbrauch zu gewährleisten, völlig verweigert 
haben.  

Die Kollegin Staudte ist bereits in der ersten De-
batte darauf eingegangen: Wenn man solche 
Maßnahmen isoliert vorantreibt, besteht natürlich 
die Gefahr, dass man nach außen hin den Ein-
druck erweckt: Besorgt euch ein Führungszeugnis. 
Wenn nichts darin steht, gibt es kein Problem. - 
Aber in Fachkreisen besteht doch Einigkeit dar-
über, dass es weitere Handlungsempfehlungen 
und Sensibilierungsmaßnahmen geben muss. 
Aber die Beratung über alle diese Aspekt haben 
Sie verweigert und abgewürgt. Das finde ich äu-
ßerst bedauerlich, meine Damen und Herren.  

(Beifall bei den GRÜNEN und Zu-
stimmung von Dörthe Weddige-
Degenhard [SPD]) 

Gerade ist schon darauf hingewiesen worden: Der 
Antrag betrifft nur einen sehr kleinen Teilbereich 
des Ehrenamtes. Damit, dies jetzt hier als große 
Stärkung des Ehrenamtes abzufeiern, meine Da-
men und Herren, werden Sie in der Öffentlichkeit 
kaum ernsthaft Gehör finden, wenn Sie das be-
haupten wollen.  

Professor Zielke hat es bereits angesprochen: 
Rein praktisch wird der Antrag in der momentanen 
Situation überhaupt nichts ändern - auch das muss 
man einmal klarmachen -, sondern etwas, was 
schon jetzt besteht, soll noch stärker gesetzlich 
festgeschrieben werden.  

Ich muss noch auf einen Punkt eingehen, Herr 
Professor Zielke. Sie haben den Kommunen hier 
ausdrücklich gedankt. Ich stimme Ihnen zu, dass 
die Kommunen die finanzielle Belastung schultern 
werden; auch ich gehe davon aus. Aber wenn Sie 
ihnen in dieser Form danken, finde ich dies vor 
dem Hintergrund, dass Sie die Kommunen nicht 
einmal gefragt haben, bevor Sie ihnen die Kosten 
aufgebürdet haben, schon ein bisschen zynisch, 
meine Damen und Herren.  

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Trotz allem bleibt es dabei: In diesem Antrag steht 
nicht viel, aber es steht auch nichts Falsches darin. 
Deshalb stimmen wir Grünen zu.  

Vielen Dank.  

(Beifall bei den GRÜNEN - Klaus-
Peter Bachmann [SPD]: Ihr seid groß-
zügig!) 

Vizepräsident Dieter Möhrmann: 
Meine Damen und Herren, nachdem sich alle Frak-
tionen zustimmend geäußert haben, wird die Lan-
desregierung nun durch Herrn Minister Busemann 
ihren Standpunkt darlegen.  

Bernhard Busemann, Justizminister: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Das 
Anliegen, der Hintergrund ist im Grunde genom-
men von allen richtig beschrieben worden. Viel-
leicht kann ich SPD und Linke mit dem einen oder 
anderen Argument doch davon überzeugen, dass 
eine Enthaltung keinen Sinn macht, dass man bei 
einer guten Sache gemeinsam dabei sein kann.  

Meine Damen und Herren, ich habe schon bei der 
ersten Beratung des Entschließungsantrages am 
18. Juli dieses Jahres erklärt, dass die Landesre-
gierung den Antrag nachdrücklich unterstützt. Ziel 
des Antrages ist es ja, die Bedingungen für die 
Bürgerinnen und Bürger unseres Landes, soweit 
sie ehrenamtlich engagiert sind, zu verbessern. 
Diejenigen - das ist doch wohl klar -, die sich eh-
renamtlich für unsere Kinder und Jugendlichen 
einsetzen, dürfen und sollen nicht mit Kosten be-
lastet werden. Hier wollen wir einfach Rechtssi-
cherheit schaffen, indem wir die Gebührenfreiheit 
für Führungszeugnisse im Bundesrecht festschrei-
ben. Das dient, nebenbei bemerkt, auch dem Ab-
bau der Bürokratie. 

Wer ein Führungszeugnis benötigt, soll nicht mehr 
einen Kostenerlassantrag stellen müssen. Herr 
Kollege Adler, vielleicht können Sie das Stichwort 
„Kostenerlassantrag“ einmal vermerken. Ein Kos-
tenerlassantrag wird bei der Meldebehörde gestellt 
und geht dann hoch zum Bundesjustizamt. Wenn 
er wieder herunterkommt, heißt es, dem Kostener-
lassantrag wird entsprochen. Also, Geld kriegt ihr 
ohnehin nicht dafür. Muss das so sein, oder kann 
man da andere Wege finden? 

Ich weiß, es wird auch darüber diskutiert, ob die 
Kommunen tatsächlich eine Kosteneinbuße nen-
nenswerter Art haben. Solch ein Antrag kostet in 
der Regel 13 Euro. Zwei Fünftel - gleich 5,20 Eu-
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ro - soll die Kommune erhalten. Der Rest - 
7,80 Euro - geht an die Bundeskasse. Nun ist we-
gen des beschriebenen Verwaltungsweges, der 
Arbeit macht, das Ergebnis schon jetzt sehr oft so, 
dass es dann, wenn es vom Bundesjustizamt zu-
rückkommt, heißt: Es ist ohnehin nichts zu bezah-
len. - Es war also alles für die Katz. Die Kommune 
verzichtet in Zukunft auf etwas, was sie auch in der 
Vergangenheit schon nicht bekommen hat. - Das 
nur einmal als parallele Überlegung. 

Es liegt hier - da das Stichwort gelegentlich ge-
nannt wird, will ich einen Satz dazu sagen - auch 
kein Fall der Konnexität vor. Wir sind hier im Be-
reich des Bundeszentralregistergesetzes. Es han-
delt sich also nicht um eine landesgesetzliche Re-
gelung, sodass die Konnexitätsbetrachtungen hier 
auch nicht ziehen. 

Meine Damen und Herren, was ist Sachstand? - 
Die Bundesregierung hat Ende August dieses Jah-
res den Entwurf eines Zweiten Kostenrechtsmo-
dernisierungsgesetzes beschlossen, der in den 
nächsten Wochen beim Deutschen Bundestag 
eingebracht werden wird. Zurzeit liegt dieser Ge-
setzentwurf dem Bundesrat vor, der in seiner Sit-
zung am 12. Oktober 2012 - also in 14 Tagen - 
dazu Stellung nehmen wird. 

Im Rechtsausschuss des Bundesrates, verehrte 
Kollegen von der SPD - das darf ich Ihnen jetzt 
einfach einmal mit auf den Weg geben -, hat Nie-
dersachsen, wie es der Zufall so will, gestern be-
antragt, die Gebührenfreiheit für Führungszeugnis-
se im Justizverwaltungskostengesetz zu veran-
kern. Dem ist - Sie ahnen es - mit 16 : 0 Stimmen 
entsprochen worden. Das ist doch ein schönes 
Ergebnis! 

(Dörthe Weddige-Degenhard [SPD]: 
Warum müssen wir das dann heute 
noch beschließen?) 

- Das ist die Parallelität der guten Ereignisse. 

Sie sehen also schon, der Bundesrat und dann der 
Bundestag machen sich Niedersachsens Überle-
gungen zu eigen. Wir sollten hier einfach eine Ein-
heitsfront bilden. Deswegen können Sie dem An-
trag auch zustimmen. 

Danke. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Vizepräsident Dieter Möhrmann: 
Meine Damen und Herren, weitere Wortmeldungen 
liegen mir nicht vor. 

Ich komme zur Abstimmung.  

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses 
folgen und damit den Antrag der Fraktionen der 
CDU und der FDP in der Drs. 16/4974 unverändert 
annehmen will, den bitte ich um ein Handzeichen. - 
Die Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - Das ist 
bei einer ganzen Anzahl von Enthaltungen so be-
schlossen. Ich danke Ihnen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 34 auf: 

Abschließende Beratung: 
Zustimmung des Niedersächsischen Landtages 
gemäß Artikel 63 Abs. 1 NV; hier: Verkauf der 
landeseigenen Liegenschaft in Hannover, Ha-
nomagstr. 8 - Antrag der Landesregierung - 
Drs. 16/5054 - Beschlussempfehlung des Aus-
schusses für Haushalt und Finanzen - 
Drs. 16/5137  

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, die von der Lan-
desregierung beantragte Einwilligung zu der Ver-
äußerung zu erteilen. 

Eine Berichterstattung ist nicht vorgesehen. 

Im Ältestenrat waren sich die Fraktionen einig, 
über diesen Punkt ohne Besprechung abzustim-
men. - Ich höre keinen Widerspruch und lasse 
daher gleich abstimmen. 

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses 
folgen und die von der Landesregierung beantrag-
te Einwilligung zur Veräußerung erteilen möchte, 
den bitte ich um ein Handzeichen. - Gibt es Ge-
genstimmen? - Stimmenthaltungen? - Das ist nicht 
der Fall. 

(Widerspruch bei der LINKEN) 

- Entschuldigung, ich hatte nicht nach links ge-
guckt. 

(Kreszentia Flauger [LINKE]: Fehler!) 

Bei einigen Stimmenthaltungen ist das so be-
schlossen. 

(Kreszentia Flauger [LINKE]: Wir wol-
len den Präsidenten nicht kritisieren!) 

- Ich werde mir Mühe geben, auch nach links zu 
gucken. 
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Ich rufe den Tagesordnungspunkt 35 auf: 

Abschließende Beratung: 
Verfassungsgerichtliches Verfahren der Städte 
Barsinghausen, Gehrden und Hemmingen, der 
Gemeinde Isernhagen, der Städte Neustadt am 
Rübenberge, Pattensen und Sehnde, der Gemein-
den Uetze, Wedemark, Mellendorf und Wennigsen 
sowie der Stadt Wunstorf - Beschwerdeführer - 
Verfahrensbevollmächtigte: RAe E.-E. Deter, 
K. Schulz-Koffka, N. Schulz-Koffka, E. David, 
B. Härig, 30175 Hannover gegen §§ 160 Abs. 4 
Satz 7, 166 Abs. 3 Sätze 4 und 5 des Niedersäch-
sischen Kommunalverfassungsgesetzes vom 17. 
Dezember 2010 - Schreiben des Präsidenten des 
Niedersächsischen Staatsgerichtshofs vom 
21.08.2012 - StGH 2/12 - Beschlussempfehlung 
des Ausschusses für Rechts- und Verfassungsfra-
gen - Drs. 16/5193  

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, von einer Äuße-
rung gegenüber dem Staatsgerichtshof abzuse-
hen. 

Auch hier waren sich die Fraktionen einig, diesen 
Punkt ohne Besprechung abzustimmen. - Ich höre 
keinen Widerspruch. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer der Beschluss-
empfehlung des Ausschusses zustimmen möchte, 
den bitte ich um ein Handzeichen. - Gibt es Ge-
genstimmen? - Stimmenthaltungen? - Diesmal gibt 
es wirklich keine Stimmenthaltungen. Dann ist das 
einstimmig so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, ich rufe nun für heute 
die letzten beiden Tagesordnungspunkte, die Ta-
gesordnungspunkte 36 und 37, auf, die zusam-
men beraten werden sollen: 

Erste Beratung:  
Lehren aus der Havarie der MSC Flaminia zie-
hen - EU-Richtlinie über die Nothäfen überar-
beiten - Antrag der Fraktionen der CDU und der 
FDP - Drs. 16/5180  

Erste Beratung:  
Verbindliches und wirksames Havariemanage-
ment in Europa durchsetzen - Antrag der Frakti-
on der SPD, der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
und der Fraktion DIE LINKE - Drs. 16/5187  

Wir kommen zur Einbringung. Dazu hat sich für die 
CDU-Fraktion der Kollege Hiebing zu Wort gemel-
det. Er hat jetzt das Wort. 

Bernd-Carsten Hiebing (CDU): 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Zu zuge-
gebenermaßen etwas fortgeschrittener Stunde 
haben wir uns heute gleich anhand von zwei An-
trägen mit einem Thema zu befassen, das vor 
wenigen Wochen bundesweit nur für wenige Tage, 
aber in Niedersachsen und an der Küste beson-
ders große Aufmerksamkeit erfahren hat.  

Wie wir alle wissen, ereignete sich am 14. Juli 
dieses Jahres auf dem unter deutscher Flagge 
fahrenden Containerschiff MS Flaminia ein folgen-
schweres Schadensereignis, bei dem ein Besat-
zungsmitglied zu Tode kam, mehrere verletzt wur-
den und ein weiteres Besatzungsmitglied immer 
noch vermisst wird. 

Die Reederei beauftragte daraufhin ein Bergungs-
unternehmen, das sich zunächst bemühte, einen 
geschützten Platz vor der britischen, dann der 
französischen oder auch holländischen Küste an-
zulaufen. Bekanntlich blieben diese Versuche er-
folglos. Dazu konnte es leider kommen, weil dies 
im Rahmen entsprechender EU-Richtlinien und 
internationaler Vereinbarungen so möglich war. 
Die Reederei hat daraufhin die Bundesrepublik 
Deutschland als Flaggenstaat um Unterstützung 
gebeten und diese Gott sei Dank auch erhalten. 
Gleichzeitig hat der Bund das Havariekommando 
in Cuxhaven gebeten, notwendige Vorbereitungen 
für eine Sicherung und Entladung des Schiffes zu 
treffen.  

Die Aufnahme der MS Flaminia in deutsche Ho-
heitsgewässer erfolgte in Wahrnehmung der nach 
dem Seevölkerrecht gebotenen Verantwortung des 
Flaggenstaates. Nach Artikel 94 des Seerechts-
übereinkommens der Vereinten Nationen ist der 
Flaggenstaat verpflichtet, seine Hoheitsgewalt und 
-kontrolle in verwaltungsmäßigen, technischen und 
sozialen Angelegenheiten über seine Flagge füh-
rende Schiffe wirksam auszuüben. Die Bundesre-
publik Deutschland ist darüber hinaus verpflichtet, 
die erforderlichen Maßnahmen zu treffen, um eine 
Meeresverschmutzung durch Schiffe unter deut-
scher Flagge zu verhüten, zu verringern und zu 
überwachen. Bei offenkundigem Nichtvorliegen 
anderer Möglichkeiten der Gefahrenabwehr und 
entsprechendem Hilfegesuch der deutschen Ree-
der und des von ihr beauftragten Bergungsunter-
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nehmens kann demzufolge das Anlaufen deut-
scher Hoheitsgewässer von deutschen Behörden 
nicht versagt werden. Das ist, glaube ich, auch gut 
so. 

Diejenigen Politikerinnen und Politiker aus den 
Reihen der Opposition, die mit Einlassungen und 
Forderungen ein Einlaufen des Schiffes zunächst 
verhindern oder aufschieben wollten, scheinen die 
völkerrechtlichen Bestimmungen daher offenbar 
ignoriert oder missachtet zu haben. 

Derzeit befindet sich die MS Flaminia in Wilhelms-
haven. Jetzt wird es darum gehen, die gefährliche, 
teils beschädigte Ladung zu sichern und zu lö-
schen.  

(Vizepräsident Hans-Werner Schwarz 
übernimmt den Vorsitz) 

Die aktuellen Entwicklungen haben gezeigt, dass 
eine Überarbeitung europäischer Schutz- und Not-
fallkonzepte für den Seeverkehr erforderlich ist. 
Dies bezieht sich insbesondere auf das letztmals 
im Jahr 2009 überarbeitete Erika-III-Paket. Ich 
denke, hier ist Handlung erforderlich.  

Meine Damen und Herren, die Richtlinie zur Über-
wachung des Seeverkehrs sollte nunmehr geän-
dert werden, um die Hilfe für Schiffe in Seenot zu 
verbessern. Denn leider gibt es hier eine Lücke in 
der Richtlinie, die bislang nur unzureichend beach-
tet wurde und die anhand der MSC Flaminia in 
diesen Tagen virulent zutage trat. Die aktuelle 
Regelung hat zur Folge, dass Länder, die um Hilfe 
bei einem Schiffsunglück gebeten werden, diese 
nur gewähren müssen, wenn sich der Unfall in 
ihrem Hoheitsgebiet ereignete. Bekanntlich führte 
dies im Fall der MS Flaminia dazu, dass ein wo-
chenlanges Zuständigkeitsgewirr einsetzte. Im 
Interesse der Schifffahrt, vor allem der Besatzun-
gen, aber auch der Wirtschaftsgüter sowie der 
Schiffssicherheit, ganz besonders auch im Interes-
se der Umwelt und zur Vermeidung von Meeres-
verunreinigungen gilt es, dies in Zukunft zu ver-
meiden.  

(Unruhe - Glocke des Präsidenten)  

Außerdem sollte klar geregelt werden, dass es für 
Häfen und Staaten, die sich bereit erklären, hava-
rierte Schiffe aufzunehmen, Ausgleichszahlungen 
für gegebenenfalls nicht durch Versicherungsleis-
tungen abgedeckte wirtschaftliche Folgeschäden 
gibt. Damit wird ein Anreiz geschaffen, ein Notha-
fensystem zu etablieren, welches schnell und effi-
zient zum Einsatz kommen kann, wenn sich ein 
Schiff in Seenot befindet.  

Meine Damen und Herren, nach 57 Tagen erreich-
te das havarierte Schiff den JadeWeserPort in 
Wilhelmshaven. Durch die Löscharbeiten sind 
insgesamt rund 20 000 t Wasser in die Laderäume 
des Schiffes gelangt. 20 000 t Wasser entsprechen 
übrigens 20 Millionen l und nicht 20 Millionen m3, 
wie Herr Kollege Lies wohl versehentlich formuliert 
hat und in der Hannoverschen Allgemeinen Zei-
tung zu lesen war. Zwischenzeitlich wurde bestä-
tigt, dass sie Gott sei dank weniger belastet sind, 
als zunächst befürchtet wurde.  

Meine Damen und Herren, das Unglück der MS 
Flaminia  

(Jürgen Krogmann [SPD]: MSC! MSC 
Flaminia!)  

hat deutlich aufgezeigt, dass Deutschland mit dem 
Havariekommando in Cuxhaven eine ebenso 
schlagkräftige wie kompetente Koordinierungsstel-
le hat.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Damit ist ein effizientes Unfallmanagement für die 
in Seenot geratenen Schiffe in deutschen Gewäs-
sern gewährleistet. Der Bund, das Havariekom-
mando in Cuxhaven und die beteiligten nieder-
sächsischen Behörden haben, wie ich finde, sehr 
gute Arbeit geleistet.  

Unser Dank gilt den vielen Helferinnen und Hel-
fern, die dafür gesorgt haben, das Schiff sicher in 
deutsche Gewässer zu bringen, und die sich in 
den kommenden Wochen der Herausforderung zu 
widmen haben, den Unfall zu untersuchen und das 
Schiff kontrolliert zu entladen. Ich denke, das ist 
eine ambitionierte Aufgabe. Aber ich habe das 
Gefühl, dass sie dort in besten Händen ist.  

(Zustimmung bei der CDU und bei der 
FDP) 

Ich darf auch deutlich machen, dass die Landesre-
gierung die Landtagsfraktionen frühzeitig und um-
fassend über aktuelle Entwicklungen informiert hat. 
Ich glaube, es gehört dazu, dafür zu danken.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Meine Damen und Herren, wie bereits eingangs 
erwähnt, liegen zu dieser Thematik zwei Anträge 
vor: der Antrag der Regierungsfraktionen vom 
12. September und der Antrag der Oppositions-
fraktionen. Ich glaube, es ist wichtig, dass wir das 
Handeln Europas besser koordinieren, dass wir 
nicht nur deutlich machen, dass deutsche Interes-
sen auch auf den Weltmeeren zu sichern sind, 
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sondern dass wir auch im Interesse der Menschen 
und der Umwelt zu wirksamen Vereinbarungen 
kommen, die solche Unglücke in Zukunft zumin-
dest schneller lösen helfen.  

Herzlichen Dank.  

(Beifall bei der CDU) 

Ich bitte um sofortige Abstimmung.  

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Herr Kollege Hiebing hat um sofortige Abstimmung 
gebeten. - Jetzt möchte ich gerne Herrn Krogmann 
für die SPD-Fraktion das Wort erteilen. Bitte schön! 

Jürgen Krogmann (SPD): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die 
MSC Flaminia liegt nach wochenlanger Irrfahrt im 
JadeWeserPort. Es glimmt und glüht noch hier und 
dort, hört man. Aber die Löschungs- und Ber-
gungsarbeiten gehen wohl doch voran. Also könn-
te man sagen: Ende gut, alles gut! - Das ist ja der 
Tenor, der sich in den letzten Wochen in den Me-
dien durchgesetzt hat. Aber ich finde, ganz so 
leicht dürfen wir es uns nicht machen. Das ist die 
Grundlage unseres gemeinsamen Antrags.  

Das verbietet sich schon deshalb, weil - das haben 
Sie, glaube ich, nicht gesagt, Herr Hiebing - zwei 
Menschen bei diesem Unglück ums Leben ge-
kommen sind.  

(Widerspruch bei der CDU)  

- Entschuldigung! Dann habe ich es nicht gehört. - 
Ein Seemann wurde bis heute nicht gefunden. Das 
mag einen Hinweis auf das Ausmaß der Zerstö-
rungen an Bord geben.  

Es gibt aber noch andere Gründe, jetzt nicht ein-
fach zur Tagesordnung überzugehen. Tausende 
von Containerschiffen sind tagtäglich auf den 
Weltmeeren unterwegs. Viele davon kommen in 
die Deutsche Bucht. Der Seeverkehr nimmt zu. 
Das finden wir gut. Das ist gut für unsere Häfen.  

(Ulf Thiele [CDU]: Wieso spricht ei-
gentlich nicht Herr Lies zu diesem 
Thema? Er war doch in den letzten 
Wochen immer fleißig unterwegs!)  

Aber es gibt eben auch die Schattenseiten der 
Seefahrt, und dieser Vorfall hat uns nachdrücklich 
daran erinnert. Deshalb müssen wir diese Havarie 
gründlich analysieren, und wir müssen vor allen 
Dingen die nötigen Konsequenzen daraus ziehen.  

Meine Damen und Herren, klar ist: Wir werden 
nicht zu 100 % ausschließen können, dass es 
auch künftig zu Schiffshavarien kommt. Was wir 
aber nicht akzeptieren dürfen, ist, dass ein Schiff 
nach einer Explosion wochenlang mit Hunderten 
von Gefahrgutcontainern an Bord auf den Welt-
meeren umherirrt,  

(Beifall bei der SPD) 

dass es offenbar nicht einmal unter den Partnern 
in der EU verbindliche und vor allen Dingen funkti-
onierende Regeln dafür gibt, wo ein Nothafen an-
zulaufen ist. Was wir auch verhindern müssen, ist, 
dass ein Reeder wie die NSB aus Buxtehude wo-
chenlang keine Unterstützung, keine Ansprech-
partner beim Bundesverkehrsministerium be-
kommt.  

(Zustimmung bei der SPD - Wider-
spruch bei der CDU - Hans-Dieter 
Haase [SPD]: Das ist ein Skandal!) 

Das wurde uns im Unterausschuss von Herrn Möl-
ler von der NSB so berichtet, und das muss uns 
doch wirklich zu denken geben, zumal wir in Nie-
dersachsen sehr viele Reeder haben, die da si-
cherlich eine bessere Unterstützung wollen.  

(Hans-Dieter Haase [SPD]: Vom Bund 
im Stich gelassen!)  

Meine Damen und Herren, zunächst einmal möch-
te ich aber auch im Namen der SPD-Fraktion mei-
nen herzlichen Dank an das Havariekommando 
richten. Das war die bislang größte Herausforde-
rung für das Kommando. Es hat die Krise den ka-
tastrophalen Umständen entsprechend hervorra-
gend gemeistert. Dafür auch von uns große Aner-
kennung!  

(Beifall bei der SPD sowie Zustim-
mung bei der CDU und bei der FDP) 

Herrn Monsees und seiner Mannschaft ist es letzt-
lich zu verdanken, dass die Krise überhaupt bewäl-
tigt werden konnte.  

(Unruhe) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 

Herr Kollege Krogmann, ich möchte Sie mal eben 
unterbrechen, weil es einfach zu laut ist. Ich möch-
te nämlich auch Ihnen aufmerksam zuhören. - 
Verehrte Kolleginnen und Kollegen, bitte etwas 
mehr Ruhe! - Bitte schön!  
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Jürgen Krogmann (SPD): 

Es bleiben aber natürlich noch Fragen.  

Die erste Frage ist natürlich: Wie kann eigentlich 
auf einem solchen relativ modernen Frachter ein 
solches Unglück geschehen? Wie kann es zu einer 
Explosion kommen? - Diese Frage ist bis zum 
heutigen Tage nicht beantwortet worden. Die MSC 
Flaminia ist ja nicht irgendein exotischer Gefahr-
guttransporter, sondern ein ganz normaler Contai-
nerliner, wie wir ihn zu Tausenden auf den Welt-
meeren und sehr häufig auch in der Deutschen 
Bucht vorfinden. Müssen wir jetzt davon ausgehen, 
dass wir schwimmende Zeitbomben auf unseren 
Gewässern haben?  

(Widerspruch von Editha Lorberg 
[CDU]) 

Ich hoffe das natürlich nicht. Aber ich denke, wir 
müssen hier Klarheit haben, und zwar schnell.  

Die zweite Frage müsste uns noch mehr beschäf-
tigen: Wie kann es sein, dass ein derart havarier-
tes Schiff wochenlang über den Atlantik irrt und 
sich keiner zuständig fühlt? Wenn es klare Verein-
barungen gibt, wie verschiedentlich gesagt wurde, 
warum hält sich keiner daran? - Ich denke, diesen 
Punkt muss man sich sehr genau angucken. Wir 
wissen, dass der Seehandel in den nächsten Jah-
ren zunehmen wird. Wenn der Seehandel zu-
nimmt, dann müssen wir aber auch eine Sicher-
heitsarchitektur auf unseren Gewässern und Was-
serstraßen haben, die so etwas verhindert und die 
dann in der Praxis auch verlässlich funktioniert. Es 
kann nicht sein, dass sich die Partner in Europa 
gegenseitig den Schwarzen Peter zuschieben.  

Die Voraussetzungen für ein solches Konzept - 
Herr Hiebing hat schon einige Punkte angespro-
chen - sind vielleicht gar nicht so strittig. Ich finde, 
wir brauchen ein europaweites, verbindliches und 
wirksames Konzept für Schiffssicherheit. Ich glau-
be, über diesen Punkt werden wir nicht streiten. 
Wir brauchen aber auch eine Weiterentwicklung 
der EU-Richtlinie über die Einrichtung eines ge-
meinschaftlichen Überwachungs- und Informati-
onssystems für den Schiffsverkehr. Das kann letzt-
lich vielleicht auch zu einem verbindlichen Notha-
fenkonzept führen. Es muss einfach klar sein, wel-
cher Hafen in welcher Notsituation anzulaufen ist. 
Das kann - um es salopp zu sagen - nicht davon 
abhängen, ob in einem der Partnerländer gerade 
Olympische Spiele stattfinden. Hier muss es klare 
internationale Verbindungen geben, die ausschlie-

ßen, dass es zu solchen sachfremden Erwägun-
gen kommt.  

(Zustimmung bei der SPD) 

Es muss auch diskutiert werden, ob die EMSA, die 
Europäische Agentur für die Sicherheit des See-
verkehrs, zusätzliche Kompetenzen bekommt, 
damit sie bei großen Schiffshavarien koordinierend 
eingreifen kann. Ganz wichtig ist, dass sie nicht in 
Konkurrenz zum Havariekommando, sondern in 
Ergänzung tätig werden soll. Wir sind also noch 
lange nicht bei so etwas wie einer gemeinsamen 
Küstenwache. Aber ich denke, hier muss es wirk-
lich konkrete Kompetenzen geben.  

Nicht zuletzt muss die Kommunikation zwischen 
den Bundesbehörden und den Reedern verbessert 
werden. Ich habe schon angesprochen, dass der 
Reeder bei der Unterrichtung des Unterausschus-
ses beklagt hat, alleingelassen worden zu sein. 
Vier Wochen hat er aus dem Verkehrsministerium 
nichts gehört. Das kann nicht sein. Ich könnte zwar 
sagen: Da sind wir in Niedersachsen nicht über-
rascht; wir kennen die Schlechtleistungen des 
Hauses Ramsauer/Ferlemann. - Aber ich denke, 
die Reeder haben es verdient, ihre Probleme und 
Bedürfnisse ernst zu nehmen. Auch hier müssen 
Versäumnisse klar angesprochen werden.  

Schließlich bleibt natürlich die Frage: Wie war das 
Krisenmanagement der Landesregierung? - Wir 
erwarten mit Spannung die Antwort auf unsere 
diesbezügliche Kleine Anfrage, die morgen an-
steht. Das ist übrigens auch der Grund, warum wir 
heute einer sofortigen Abstimmung nicht zustim-
men werden; denn wir erwarten weitere Informati-
onen, die wir erst auswerten möchten. Ansonsten 
wäre das ein Showantrag und kein gründliches 
Aufarbeiten. Deshalb werden wir dem nicht zu-
stimmen. 

(Beifall bei der SPD, bei den GRÜ-
NEN und bei der LINKEN) 

Das, was wir morgen hören werden, möchten wir 
in die weitere Antragsberatung einfließen lassen. 
Unser Ziel ist: mehr Sicherheit für unsere Küsten 
und mehr Sicherheit für unsere Seeleute; das ist 
ganz wichtig. Dies erreichen wir nur über verbindli-
che internationale Regeln für den Umgang mit 
solchen Situationen.  

In der Beratung werden also viele Fragen zu klären 
sein. Ich würde wirklich daran appellieren, heute 
nicht sofort über die Anträge abzustimmen, son-
dern zu versuchen, eine gemeinsam getragene 
Beschlussempfehlung zu erreichen. Vielleicht 
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schaffen wir das ja doch noch. Ich halte das für 
möglich, aber vielleicht fehlt auch ein bisschen der 
gute Wille auf Ihrer Seite. Wir als SPD-Fraktion 
sind auf jeden Fall dazu bereit. 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD sowie Zustim-
mung bei den GRÜNEN und bei der 
LINKEN) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Zu dem Beitrag von Herrn Krogmann hat sich Herr 
Hiebing zu einer Kurzintervention gemeldet. Ich 
erteile Ihnen das Wort für anderthalb Minuten. 
Bitte! 

Bernd-Carsten Hiebing (CDU): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Ich glaube, in einem 
Punkt besteht eine Meinungsverschiedenheit zwi-
schen uns, und zwar in der Frage, wie der Ablauf 
seinerzeit war. Der Vertreter der Reederei, der in 
der Sitzung des Häfenausschusses anwesend 
gewesen ist, hat gesagt, die Reederei habe nach 
der Havarie nacheinander die Behörden verschie-
dener Länder - u. a. die britischen, die französi-
schen und die holländischen - angerufen und um 
Hilfe gebeten. Diese Hilfe ist verwehrt worden. 
Denn die jeweiligen Behörden haben gesagt: Das 
Unglück ist nicht in unseren Hoheitsgewässern 
passiert. - Ich habe vorhin versucht, das zu erklä-
ren. Genau hierin besteht die Regelungslücke im 
europäischen Recht. Es ist nicht klar genug gere-
gelt, dass in jedem Fall der nächste Nothafen an-
gesteuert werden kann. 

Der zweite Punkt ist: Die Bundesregierung ist so-
fort tätig geworden, als man sie um Hilfe gebeten 
hat. Das ist im Ausschuss deutlich gesagt worden, 
Herr Kollege Krogmann. Die Reederei hat erst die 
anderen Länder um Hilfe gebeten, weil sie viel 
näher lagen. Als das nicht funktioniert hat, hat die 
deutsche Regierung sofort gehandelt. Das ist im 
Unterausschuss auch deutlich gesagt worden. 

(Zustimmung bei der CDU) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Herr Kollege Krogmann möchte antworten. Dazu 
haben Sie jetzt die Gelegenheit. Bitte! 

Jürgen Krogmann (SPD): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Mögli-
cherweise gibt es nur deshalb ein Verständnis-

problem, weil man sich das Protokoll der Sitzung 
nicht genau angesehen hat. Herr Möller hat ganz 
klar gesagt, dass er vom Bundesverkehrsminister 
enttäuscht gewesen ist. Ich meine, das Wort „ent-
täuscht“ fiel sogar. Den zeitlichen Ablauf, lieber 
Kollege Bernd-Carsten Hiebing, haben Sie in der 
Tat richtig wiedergegeben. Aber Sie haben in Ihren 
Darstellungen den Teil ausgespart, in dem sich 
Herr Möller kritisch gegenüber dem Bundesminis-
terium geäußert hat. Das muss ich hier leider so 
festhalten. Ich denke, wenn wir wirklich alles auf-
arbeiten und analysieren wollen, dann muss alles 
auf den Tisch, und es darf nicht nur das auf den 
Tisch, was Ihnen gerade passt.  

(Zustimmung bei der SPD) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Zu Wort gemeldet hat sich jetzt Frau Twesten für 
die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Frau Twes-
ten, Sie haben das Wort. Bitte! 

Elke Twesten (GRÜNE): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr 
Kollege Hiebing hat mit einem Dank an das Hava-
riekommando geendet, ich fange damit an. Ich 
möchte unseren herzlichsten Dank für den Einsatz 
und die zielgerichtete Arbeit des Teams um Herrn 
Monsees im Fall Flaminia zum Ausdruck bringen. 
Sie haben mit größter Sorgfalt und Umsicht agiert 
und werden sicherlich auch weiter so agieren.  

(Zustimmung bei den GRÜNEN, bei 
der CDU, bei der SPD und bei der 
FDP) 

Angesichts der mit dem Unglück verbundenen 
Ängste und Gefahren der zurückliegenden Wo-
chen erwarten wir ab jetzt, dass die Landesregie-
rung den Landtag regelmäßig und zeitnah über 
den Fortgang der Entladearbeiten und alle mögli-
cherweise noch auftretenden Probleme unterrich-
tet.  

Doch lassen Sie mich zunächst auf die Entste-
hungsgeschichte dieser beiden Anträge eingehen. 
Wir bedauern, dass die Regierungsfraktionen un-
ser Angebot für einen fraktionsübergreifenden 
Antrag nicht angenommen haben. Es ist kein guter 
politischer Stil, wenn sich CDU und FDP schlicht 
zwei Tage lang nicht zurückmelden, sich nicht zu 
dem Entwurf für einen gemeinsamen Antrag äu-
ßern, um dann einen eigenen Antrag vorzulegen 
und uns auch noch über die Presse einzuladen, 
diesen Antrag mit zu unterschreiben. 
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Der Anlass, die Bewältigung eines schweren See-
unfalls, verdient einen deutlichen und gemeinsa-
men Auftritt, einen anderen Umgang im Bewusst-
sein der Verantwortung für alle in den vergange-
nen Wochen Beteiligten und gebietet eine pragma-
tische und vor allem an der Sache orientierte Aus-
einandersetzung abseits allen parteipolitischen 
Geplänkels.  

(Beifall bei den GRÜNEN und Zu-
stimmung bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, alle Beteiligten und 
auch die Beobachter der Vorgänge um die hava-
rierte Flaminia sind sich einig, dass die europäi-
schen Regelungen für Seeunfälle in diesem Fall 
völlig unzureichend waren. Die von allen europäi-
schen Meeresanrainerstaaten gemachten Zusagen 
zur Zusammenarbeit bei Schiffsunglücken sind 
Makulatur. Die nach schweren Schiffshavarien der 
Vergangenheit beschlossene europäische Gesetz-
gebung Erika I, II und III mit dem eigentlichen Ziel, 
die Sicherheit im Seeverkehr zu erhöhen und 
Schadenslagen wirksam zu bewältigen, hat sich 
als nicht ausreichend erwiesen.  

Die havarierte Flaminia bei schwerem Seegang als 
Geisterschiff in internationalen Gewässern hin und 
her zu schleppen und darauf zu warten, dass sich 
das Problem durch den Untergang des Frachters 
quasi von alleine löst, ist ein absolut inakzeptables 
Vorgehen. Es ist offensichtlich, dass die EU-Rege-
lungen eben diesen Zustand möglich gemacht ha-
ben.  

Die in Rede stehende EG-Richtlinie lässt den Küs-
tenstaaten so viel Spielraum, dass es möglich ist, 
aus politischen Gründen die Aufnahme eines ha-
varierten Frachters zu verweigern. Das, meine 
Damen und Herren, wollen und werden wir nicht 
hinnehmen.  

(Zustimmung bei den GRÜNEN und 
bei der SPD) 

Für den Worst Case sind wir gut gerüstet. Wir ha-
ben die notwendige Ausrüstung angeschafft, um 
die Folgen eines Unfalls für unsere Küstenmeere 
so abzufedern, dass die Schäden - ich sage ein-
mal - überschaubar bleiben.  

Nach dem Pallas-Unglück haben wir uns darauf 
konzentriert, unsere Küsten vor den Folgen von 
Chemie- und Ölunfällen zu schützen. 

(Glocke des Präsidenten) 

Im Fall Flaminia ist jedoch offensichtlich, dass hier 
nach der Devise „Unsere Küste muss sauber blei-

ben“ gehandelt wurde. Aber was wurde eigentlich 
getan, um das Sinken eines Frachters, eine Ver-
schmutzung des Ozeans weit draußen auf dem 
Meer zu verhindern? - Ich sage es nur ungern, 
aber angesichts von schwerem Seegang, vier 
Tiefdruckgebieten, die die Flaminia durchfahren 
musste, und 8 m hohem Wellengang haben die 
Beteiligten versagt. Der Kollege Krogmann ist eben 
schon sehr schön darauf eingegangen, über welch 
einen langen Zeitraum wir reden: 30 lange Tage 
sind vergangen, nachdem die Informationen von 
der NSB an die Bundesregierung gegangen sind. - 
Ich erspare es mir an dieser Stelle, das zu wieder-
holen.  

Eines muss ich aber ansprechen: Die Lösung, die 
Flaminia in einem deutschen Hafen aufzunehmen, 
war auch eine politische Entscheidung, die sicher-
lich auch damit zu tun hat, dass die deutsche mari-
time Politik das Ausflaggen unserer Handelsschiffe 
rückgängig machen will und dass in Deutschland 
Fragen der Meeresverschmutzung besonders sen-
sibel gehandhabt werden. 

Ich möchte mit diesen Fragen zum Ausdruck brin-
gen, dass Entscheidungen über den Umgang mit 
Havaristen 

(Glocke des Präsidenten) 

- ich komme gleich zum Schluss -, die sich in EU-
Gewässern und nicht in den Küstengewässern 
eines EU-Landes befinden, nach sachlichen und 
fachlichen Kriterien getroffen werden müssen, die 
uns aber alle zusammen angehen.  

Unter Nr. 3 des Antrags der Regierungsfraktio-
nen - - -  

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Frau Twesten, kommen Sie jetzt bitte wirklich zum 
Schluss! 

Elke Twesten (GRÜNE): 

Ich komme gleich wirklich zum Schluss.  

(Heiterkeit) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Nein, das entscheide ich jetzt gleich, Frau 
Twesten.  

Elke Twesten (GRÜNE): 

Genau diese Frage, welche Zuständigkeiten wo 
angesiedelt werden, muss jetzt diskutiert werden.  
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Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 

Vielen Dank.  

(Der Präsident schaltet der Rednerin 
das Mikrofon ab) 

- Wir sind leider am Ende, Frau Twesten. Sie ha-
ben jetzt so viel dazu gesagt.  

(Elke Twesten [GRÜNE]: Ich muss 
noch etwas sagen, das gehört zum 
Verfahren, und zwar geht es dar-
um - - -) 

- Frau Twesten! 

(Elke Twesten [GRÜNE]: Wir werden 
einer sofortigen Abstimmung nicht zu-
stimmen!) 

- Nein, das können wir nicht machen. Bitte, Frau 
Twesten, damit ist Schluss! Frau Twesten, das ist 
einfach zu viel. Sie haben Ihre Redezeit ja fast 
noch einmal in Anspruch genommen. 

Ich rufe jetzt die nächste Rednerin auf, und zwar 
Frau Flauger für die Fraktion DIE LINKE. Sie ha-
ben das Wort, Frau Flauger.  

Kreszentia Flauger (LINKE): 

Vielen Dank. - Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Die Havarie der MSC Flaminia wirft ein 
Schlaglicht auf die Mängel in der EU-weiten Zu-
sammenarbeit bei Schiffsunglücken in den Ho-
heitsgewässern der Mitgliedstaaten. Darüber sind 
wir uns in diesem Hause einig. Aber es gibt weite-
re, nicht weniger drängende Fragen, die leider 
zunehmend außer Acht geraten.  

Das Ende der Irrfahrt der Flaminia darf nicht 
gleichzeitig das Ende der Diskussion über weiter-
hin strittige Fragen sein, z. B. nach der vollständi-
gen Pack- und Ladeliste des Schiffs oder nach den 
Empfängern von in Europa teils verbotenen Che-
mikalien.  

Wir Linke sehen uns angesichts der massiven 
Sicherheitsvorkehrungen auf dem Hafengelände 
des JadeWeserPorts in unserer Annahme bestä-
tigt, dass mit der Flaminia im wahrsten Sinne des 
Wortes ein brandgefährlicher Cocktail aus Kampf-
stoffen, Raketentreibmitteln und verbotenen Che-
mikalien in Wilhelmshaven festgemacht hat. Si-
cherheitszonen, Überflugverbot und dergleichen 
konterkarieren doch die Medienberichte über eine 
Entspannung der Lage.  

Die Aussagen der Landesregierung, nach denen 
man die Sache nunmehr im Griff habe und eine 
akute Gefährdung für die Bevölkerung ausge-
schlossen werden könne, halten wir angesichts 
dessen für verfrüht. Solange nicht abschließend 
erwiesen ist, dass die Löschung der Fracht ohne 
eine Beeinträchtigung von Mensch und Umwelt 
erfolgen kann, ist Skepsis durchaus angebracht. 

Auch beim Umgang mit den 20 Millionen l konta-
minierten Löschwassers ist entgegen den Berich-
ten, es sei weniger mit Giftstoffen belastet als zu-
nächst befürchtet, keine Entwarnung gegeben. 
Erstens steht hier eine Bewertung durch weitere 
Fachleute noch aus. Zweitens steht nun einmal 
fest, dass man es mit durch verschiedene Giftstof-
fe kontaminiertem Wasser zu tun hat, dessen Ent-
sorgung äußerst umsichtig erfolgen muss. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Die Landesregierung ist jetzt dafür verantwortlich, 
dass eine sichere Entsorgung der Fracht und des 
Löschwassers gewährleistet ist. 

Völlig im Unklaren bleiben bisher die Ursachen für 
den Brand und die anscheinend durch die Lösch-
versuche ausgelösten Explosionen auf der MSC 
Flaminia, die letztlich zur Havarie des Schiffes 
geführt haben. Nach IMDG-Code klassifizierte 
Handelsware ist im Seeverkehr aus Sicherheits-
gründen grundsätzlich an Deck, also oberhalb der 
umschlossenen Laderäume, zu verladen. Ob dies 
bei der MSC Flaminia tatsächlich der Fall ist, 
scheint angesichts des bis tief in den Schiffsraum 
hinein ausgebrannten Laderaums IV fraglich. Die 
Untersuchungen durch die zuständigen Fachleute 
müssen daher mit größtmöglicher Transparenz 
unter Hinzuziehung neutraler Beobachter erfolgen. 

Eines ist für uns in diesem Zusammenhang auch 
wichtig: Grundsätzlich ist es ein Skandal, dass ein 
deutsches Schiff, dessen Zielort zwischenzeitlich 
einmal mit Bremerhaven benannt war, Ladung an 
Bord hat, die in Deutschland und Europa zu gro-
ßen Teilen verboten ist. Wenn auch Wochen nach 
der Havarie unklar ist, was sich genau in den Ge-
fahrgutcontainern der MSC Flaminia befindet und 
für wen die mitgeführten Stoffe - darunter laut Me-
dienberichten Weißer Phosphor, Nitromethan, 
Tetrafluorethan und PCBs - bestimmt sind, dann ist 
das ein Problem, und zwar ein großes Problem. 
Unsere Gewässer lassen sich nur dann schützen, 
wenn man zu jeder Zeit nachvollziehen kann, wel-
che Güter auf einem Frachtschiff unterwegs sind. 
Nur dann kann man bei Havarien schnell über das 
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beste Vorgehen für Mensch und Umwelt entschei-
den. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Die Landesregierung muss sich darum nach Kräf-
ten für Vorschriften einsetzen, nach denen Fracht-
güter auf Schiffen bei den Reedern stets lückenlos 
dokumentiert sein müssen. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Wir haben jetzt zwei Anträge vorliegen. Zwar gibt 
es einen substanziellen Unterschied bei der Frage 
der Kompetenzen der EMSA. Nach meiner Ein-
schätzung sind die Positionen ansonsten aber 
dicht genug beieinander, sodass es möglich sein 
müsste, hier im Landtag zu einer gemeinsamen 
Positionierung zu kommen. 

Deswegen beantrage ich auch für meine Fraktion 
noch einmal, dass über die Anträge nicht jetzt so-
fort abgestimmt wird - auch nicht über den 
CDU/FDP-Antrag -, sondern dass eine Überwei-
sung an den Ausschuss erfolgt, damit wir schauen 
können, ob es hier nicht doch zu einer gemeinsa-
men Lösung kommen kann. 

(Beifall bei der LINKEN - Dr. Gero 
Clemens Hocker [FDP]: Stimmen Sie 
doch einfach zu! Das ist doch ganz 
einfach!) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Herr Dr. Biester hat sich zu einer Kurzintervention 
zu dem Beitrag von Frau Flauger gemeldet. 

(Björn Thümler [CDU]: Das ist auch 
nötig!) 

Sie haben anderthalb Minuten. Bitte schön! 

Dr. Uwe Biester (CDU): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Als 
Abgeordneter aus Wilhelmshaven bin ich vier der 
fünf Fraktionen sehr dankbar, wie sachlich mit dem 
Thema umgegangen worden ist. Der letzte Rede-
beitrag von Frau Flauger schlägt aber dem Fass 
den Boden aus. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Wir haben natürlich mit großer Sorge im Vorfeld 
die Frage behandelt: Wie sicher ist ein Anlanden 
des Schiffes im Hafen von Wilhelmshaven? Das ist 
für uns natürlich von zentraler Bedeutung. Wir 
hatten zur Kenntnis zu nehmen, dass im Vorfeld 
riesige Spekulationen darüber da waren, was sich 
denn alles möglicherweise auf dem Frachter befin-

de - bis hin zu Atommüll. Das alles ist geklärt. Die 
Frachtlisten waren am ersten Tag nach dem Ein-
schalten des Havariekommandos vorhanden. Auf 
jedem Containerschiff weiß jeder, welcher Contai-
ner wo steht, wofür er bestimmt ist und was darin 
ist. 

Solche Spekulationen hier in den Raum zu stellen, 
wie Sie das jetzt wieder machen, Frau Flauger, ist 
einfach unverantwortlich. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Sie schüren Ängste bei den Menschen, die über-
haupt nicht gerechtfertigt sind. Das Schiff ist hin-
sichtlich seiner Standfestigkeit, hinsichtlich seiner 
Beladung und hinsichtlich der Gefährdung für den 
Hafen Wilhelmshaven hinreichend untersucht wor-
den. 

Natürlich gibt es in Wilhelmshaven rund um das 
Schiff Sicherheitsmaßnahmen. Das geschieht aus 
größter Vorsicht. Da steht z. B. auch ein Container 
des Katastrophenschutzes - aber deshalb, weil 
darin die Toiletten sind, und nicht, weil es ein Ka-
tastrophenfall ist. Hier handelt es sich um ganz 
normale Hilfe für ein Schiff, das havariert war. 

Ich finde nicht, dass man erst sagen kann, dass 
geholfen werden muss, um dann, wenn das Schiff 
im Hafen liegt, ohne sachliche Grundlage zu sa-
gen: Oh Gott, was für Gefahren davon ausgehen! 

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei 
der FDP) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Frau Flauger möchte gerne antworten. Ich erteile 
Ihnen das Wort, Frau Flauger. 

Kreszentia Flauger (LINKE): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Sehr 
geehrter Herr Kollege Biester, zunächst einmal 
werden Sie in meinem Redebeitrag keinen Vorwurf 
an die Landesregierung gehört haben, dass sie 
nicht verantwortungsvoll damit umgegangen sei. 
Das müssten Sie mir dann, bitte schön, auch bele-
gen. Das habe ich aber nicht gesagt. 

Klar ist auch: Es war über Wochen hinweg unklar, 
wo auf dem Containerschiff Flaminia welche Güter 
geladen waren. 

(Zustimmung bei der LINKEN) 

Die Reaktion lautete dann: So etwas wüssten zwar 
die Charterer, aber der Reeder nicht unbedingt. - 
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Das ist wochenlang so gewesen. Und ein solcher 
Zustand ist einfach nicht hinnehmbar. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Wenn die Gesetze bisher nicht vorschreiben, dass 
das zu jedem Zeitpunkt klar sein muss, und zwar 
auch dem Reeder in Gänze klar sein muss, dann 
müssen diese Gesetze geändert werden. Das 
erwarten wir schon. 

(Björn Thümler [CDU]: Sie haben 
doch keine Ahnung, Frau Flauger!) 

Das ist etwas, was ich Ihnen hier nicht vorgewor-
fen habe. Es geht vielmehr darum, dass wir im 
Landtag Konsens darüber haben sollten, dass das 
geändert werden muss, damit darüber ständig 
Transparenz herrscht. Nicht mehr und nicht weni-
ger habe ich hier in meinem Redebeitrag gefordert. 
Ich weiß also nicht, was Sie daran zu kritisieren 
haben. 

(Beifall bei der LINKEN - Björn Thüm-
ler [CDU]: Dass Sie keine Ahnung ha-
ben! Sie verbreiten die Unwahrheit!) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Die nächste Wortmeldung, die mir vorliegt, kommt 
von Herrn Dr. Hocker für die FDP-Fraktion. Sie 
haben jetzt das Wort. Bitte! 

Dr. Gero Clemens Hocker (FDP): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Ich glaube, wir alle sind uns einig: Was auf 
der Flaminia in den letzten Wochen passiert ist, ist 
ein Trauerspiel gewesen. Da dümpelt ein Schrott-
kahn quer durch unsere Nordsee, quer durch un-
ser Weltnaturerbe Wattenmeer, und keiner fühlt 
sich verantwortlich. Während man fleißig darüber 
streitet, wer denn die Verantwortung übernehmen 
sollte, tickt diese Zeitbombe weiter. 

Wenn beim Fußball eine Flanke in den Strafraum 
fliegt und der eine Verteidiger zum anderen sagt 
„Nimm du ihn nicht; ich habe ihn sicher“, landet der 
Ball meist im Tor, wenn sich der andere auf den 
einen verlässt, und man braucht Glück, damit das 
nicht passiert. 

Ich möchte mich in solchen Situationen nicht auf 
das Glück verlassen, dass nichts passiert. Es 
muss derjenige Hafen angelaufen werden, der am 
schnellsten und am effektivsten Hilfe leisten kann, 
meine sehr verehrten Damen und Herren. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Hier steht die Existenz von Tausenden, vielleicht 
von Hunderttausenden von Menschen sowie von 
Flora und Fauna im Wattenmeer auf dem Spiel. Da 
möchte ich mich nicht auf mein Glück verlassen. 
Statt dass sich Frankreich und Großbritannien 
darauf einigen, wo dieser Kahn festmachen darf, 
verlässt sich der eine auf den anderen, und alle 
erklären sich für nicht zuständig. 

Wenn auf hoher See Not am Mann ist und ein 
Mann über Bord geht, sagt auch nicht der eine 
zum anderen: Wirf du ihm mal lieber den Rettungs-
ring hin. So lange wird er sich schon irgendwie 
selber helfen können. - Das funktioniert nicht. Da 
muss derjenige helfen und Verantwortung über-
nehmen, der das am besten und am effektivsten 
kann, meine Damen und Herren. Wir können uns 
in einer solchen Gefahrensituation keine Debatten 
über Zuständigkeiten, über Verantwortlichkeiten 
und über Bürokratie leisten, sondern wir brauchen 
Menschen, Männer und Frauen mit Entschluss-
freude, mit Tatkraft und mit der Befähigung und 
dem Willen zu helfen. 

Deswegen können wir sehr dankbar sein, dass das 
Havariekommando Cuxhaven die Verantwortung 
übernommen hat und sich nicht weggeduckt hat, 
wie das andere getan haben, sondern im Interesse 
der Menschen im Wattenmeer gehandelt hat. 

Das Verhalten der anderen Nordseeanrainerländer 
in dieser Sache kann einem schon die Haare zu 
Berge stehen lassen, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Was können wir aus diesem, wie ich finde, skanda-
lösen Verhalten der anderen Nordseeanrainer 
lernen? - Es muss eine klare Zuordnung getroffen 
werden, wer in welchem Schadensfall bzw. in wel-
cher Bedrohungssituation verantwortlich ist und die 
Verantwortung für einen Havaristen übernehmen 
muss. Dafür muss natürlich die Richtlinie 
2009/17/EG geändert werden. Damit sich wirklich 
niemand wegducken kann, muss man auch regeln, 
wer die Folgekosten übernimmt und wie dafür ge-
haftet wird, wenn dieses Schiff dann endlich in 
einem Hafen angekommen ist. 

Schließlich und endlich muss man sich aber auch 
die Frage stellen: Wie sieht es denn eigentlich mit 
der europäischen Solidarität aus? - Sie muss auch 
endlich einmal gelebt werden. Solidarität heißt, 
dass man zusammensteht, auch wenn es einmal 
eng wird. Dann muss man vielleicht auch einmal 
selber ins Risiko gehen und in Vorleistung treten. 
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Das nächste Mal ist das eben ein anderer. Einer 
für alle, alle für einen! 

Deshalb habe ich überhaupt kein Verständnis da-
für, dass das Wattenmeer gefährdet wird. Die 
Menschen, die am Wattenmeer leben, am Weltna-
turerbe Wattenmeer ihre Existenz haben - im Be-
reich des Tourismus, im Fremdenverkehr oder 
anderswo -, mussten sich alleine auf die deutschen 
Behörden verlassen, die mit ihrer Tatkraft und 
ihrem Pragmatismus dieses Übel aus der Welt 
geschafft haben. Solidarität ist keine Einbahnstra-
ße! Das gilt auch für den Umgang mit Havaristen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Frau Twesten hat sich noch zu einer Kurzinterven-
tion gemeldet. Bitte schön! Sie haben anderthalb 
Minuten.  

Elke Twesten (GRÜNE): 
Danke, Herr Präsident. - Herr Hocker, hierbei geht 
es nicht um den einzelnen Küstenstaat, der gefragt 
ist, welches Zuständigkeitswirrwarr hier geregelt 
werden soll. Vielmehr geht es ganz klar darum, 
dass man so eine Havarie wie die, mit der wir es 
gerade zu tun haben, gemeinsam angehen muss. 
Genau diese Frage, wo die Zuständigkeit angesie-
delt werden muss, muss diskutiert werden.  

Es geht nicht darum, welcher Küstenstaat ent-
scheidet. Havariemanagement für den Atlantik und 
für die Nordsee ist nur gemeinsam möglich. Was 
hier fehlt, ist der koordinierende Auftrag. Genau an 
diesem Punkt möchten wir Sie bitten, einmal über 
die Klippe zu springen und unserem Antrag zuzu-
stimmen.  

(Zuruf von der CDU: Wir springen 
über keine Klippe!) 

Vielen Dank.  

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Herr Dr. Hocker verzichtet auf eine Antwort.  

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, jetzt liegen in 
der Tat keine weiteren Wortmeldungen vor. Aller-
dings liegen Geschäftsordnungsanträge vor.  

(Jens Nacke [CDU]: Wir ziehen den 
Antrag auf sofortige Abstimmung zu-
rück!) 

- Der Antrag wird zurückgezogen. Vielen Dank. 
Damit brauchen wir auch nicht über die Anträge 
auf Ausschussüberweisung zu befinden.  

Damit sind wir am Ende der Beratung.  

Wir kommen somit zur Ausschussüberweisung zu 
beiden Tagesordnungspunkten.  

Federführend soll sich der Ausschuss für Wirt-
schaft, Arbeit und Verkehr mit den Anträgen befas-
sen, mitberatend der Unterausschuss „Häfen und 
Schifffahrt“ und der Ausschuss für Bundes- und 
Europaangelegenheiten und Medien.  

(Stefan Wenzel [GRÜNE]: Da das ein 
Chemiefrachter ist, müsste auch der 
Umweltausschuss mitberatend tätig 
werden!) 

- Ich wäre Ihnen sehr verbunden, wenn wir das in 
der Vorlage hätten vermerken können.  

Hier wird anheimgestellt, die Anträge zur Mitbera-
tung auch an den Ausschuss für Umwelt und Kli-
maschutz zu überweisen. Ich gehe davon aus, 
dass das Konsens ist. - Ich frage ab: Können wir 
dem so folgen? Dann bitte ich um das Handzei-
chen. - Wer ist dagegen? - Wer enthält sich? - 
Dann ist so entschieden.  

Damit schließe ich die Sitzung für den heutigen 
Tag. Ich wünsche Ihnen einen angenehmen Feier-
abend. Wir sehen uns morgen um 9 Uhr wieder.  

Schluss der Sitzung: 19.52 Uhr. 
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